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 Entlastungsverfahren

1. In diesem Bericht fasst der Rechnungshof das Ergebnis seiner 
Prüfungen der Haushalts- und Wirtschaftsführung und der Haus-
haltsrechnung der Freien und Hansestadt Hamburg für das Haus-
haltsjahr 2006 zusammen, soweit es für die Entlastung des Senats 
von Bedeutung sein kann (§ 97 Absatz 1 LHO). Der Bericht ist 
schon deswegen keine Zusammenfassung der gesamten Tätig-
keit des Rechnungshofs.

 Den geprüften Stellen wurde Gelegenheit gegeben, zu den Prü-
fungsergebnissen Stellung zu nehmen. Diese Äußerungen sind in 
die Beratungen des Kollegiums des Rechnungshofs einbezogen 
und mit ihren wesentlichen Inhalten im Bericht berücksichtigt wor-
den. 

2. Dem Bericht liegen aktuelle Prüfungsergebnisse bis zum Zeitpunkt 
der Beschlussfassung durch das Kollegium des Rechnungshofs 
am 3. Januar 2008 zugrunde, um Bürgerschaft und Senat früh-
zeitig Gelegenheit zu geben, aus fi nanzwirksamen Feststellungen 
Konsequenzen zu ziehen. Ganz überwiegend handelt es sich um 
Prüfungen aus dem Jahr 2007, gelegentlich auch aus früheren 
Jahren (§ 97 Absatz 3 LHO). Die in der LHO vorgeschriebene 
Stellungnahme des Rechnungshofs zur Ordnungsmäßigkeit der 
Haushaltsrechnung (Abschnitt I des Jahresberichts) bezieht sich 
auf das Jahr 2006.

3. Die Bürgerschaft hat dem Senat für das Haushaltsjahr 2005 in ihrer 
Sitzung am 8. November 2007 Entlastung erteilt.

4. Die Prüfung der Rechnung des Rechnungshofs obliegt nach § 101 
LHO der Bürgerschaft. Sie hat dem Rechnungshof für die Haus-
halts- und Wirtschaftsführung im Haushaltsjahr 2005 in ihrer Sit-
zung am 8. November 2007 Entlastung erteilt. 

 Beschränkung der Prüfung

5. Der Rechnungshof überwacht nach Artikel 71 Absatz 1 Satz 1 der 
Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg (HV) die gesamte 
Haushalts- und Wirtschaftsführung. Der Umfang des Prüfungs-
stoffs lässt es allerdings nicht zu, jeweils sämtliche Tatbestände 
fi nanzwirtschaftlicher Betätigung eines Jahres zu prüfen. Der 
Rechnungshof ist daher ermächtigt, nach seinem Ermessen die 
Prüfung zu beschränken und Rechnungen ungeprüft zu lassen 
(§ 89 Absatz 2 LHO). Von dieser gesetzlichen Ermächtigung hat 
er, wie in den Vorjahren, Gebrauch gemacht. Die Prüfungstätig-
keit des Rechnungshofs erfasst somit in jedem Jahr nur einen Teil 
des Verwaltungsgeschehens. Auch aus der Bildung von Prüfungs-
schwerpunkten ergibt sich zwangsläufi g, dass über einige Behör-
den mehr berichtet wird als über andere.

Jahresbericht 
als wesentliche 
Grundlage für
Entlastung des 
Senats

Stellungnahmen 
der geprüften 
Stellen berück-
sichtigt

Prüfungsergeb-
nisse aus dem 
Jahr 2007
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 I. Haushaltsrechnung 2006

 Allgemeine Bemerkungen 

6. Der Senat hat der Bürgerschaft die Haushaltsrechnung für das 
Haushaltsjahr 2006 am 12. Dezember 2007 vorgelegt.1 

 Übereinstimmung mit den Kassenbüchern

7. Die Finanzbehörde hat die Haushaltsrechnung auf der Grundlage 
der Bücher in einem automatisierten Verfahren erstellt. Die Ge-
samtrechnung, die dem Nachweis dient, dass die in der Haus-
haltsrechnung aufgeführten Einnahmen und Ausgaben mit der 
Gesamtsumme der durch die Bücher der Kasse einzeln nachge-
wiesenen Beträge übereinstimmen, wurde – wie bereits in den 
Jahren zuvor – mit Hilfe eines Tabellenkalkulationsprogramms 
zusammengestellt. Der Rechnungshof hat davon abgesehen, die 
Übereinstimmung mit den Büchern im Einzelnen zu prüfen. Er hat 
jedoch die Ordnungsmäßigkeit des Verfahrens durch Stichproben 
geprüft. Die in der Haushaltsrechnung aufgeführten Beträge stim-
men insoweit mit den in den Büchern nachgewiesenen Beträgen 
überein (§ 97 Absatz 2 LHO). 

8. Nach dem Abschluss der Bücher dürfen gemäß § 76 Absatz 2 LHO 
Einnahmen oder Ausgaben nicht mehr für den abgelaufenen Zeit-
raum gebucht werden. Hiervon betroffen sind alle Bücher, auch 
die der Vorschuss- und Verwahrkonten nach § 60 LHO. Die Vor-
prüfungsstelle der Finanzbehörde, die im Auftrag des Rechungs-
hofs nach § 100 LHO tätig wird, hat bei Prüfung der Kassenbücher 
für das Jahr 2006 festgestellt, dass einzelne Korrekturbuchungen 
bei Bestandsüberträgen auf den neben der Haushaltsrechnung 
nachzuweisenden Vorschuss- und Verwahrkonten zu Buchungen 
in abgeschlossenen Haushaltsjahren führten. 

9. Die Finanzbehörde hat die Buchungen mit systemtechnischen 
Gegebenheiten erklärt und hält derartige Eingriffe auch in Zukunft 
für ausnahmsweise vertretbar, weil mit den beanstandeten Bu-
chungen die Gesamtrechnungen der abgeschlossenen Haushalts-
jahre nicht verändert würden. Das Verfahren solle jedoch überprüft 
und teilweise neu gestaltet werden.

10. Die Praxis der Finanzbehörde verstößt nicht nur gegen den Wort-
laut des § 76 Absatz 2 LHO, sondern birgt auch die Gefahr, dass 
durch nachträgliche Veränderungen der Bestände dieser Konten 
bisher nicht in der Haushaltsrechnung dargestellte Einnahmen 
und Ausgaben auch künftig nicht mehr erfasst werden. 

11. Testarbeiten mit echten Daten haben zur rechtsgrundlosen Aus-
zahlung von 3,7 Mio. Euro geführt, die jedoch vollständig zurück-
gerufen werden konnten.

Unzulässige 
Buchungen in 
abgeschlossenen 
Haushaltsjahren

1 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/7294 vom 6. November 2007.

Rechts-
grundlose 
Auszahlung
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 Die Finanzbehörde hat dargelegt, dass nach Prüfung dieses Vor-
falls durch Dataport – Anstalt öffentlichen Rechts – die Fehler, die 
diesen Eingriff ermöglicht hatten, inzwischen beseitigt worden seien.

 Vollständige und ordnungsgemäße Belegführung

12. Der Rechnungshof hat bei seinen Prüfungen – bis auf unbedeu-
tende Fälle – keine Einnahmen und Ausgaben festgestellt, die 
nicht belegt waren (§ 97 Absatz 2 LHO).

13. Er hat bei seinen Prüfungen jedoch Buchungsfehler oder Verstöße 
gegen die Vorschriften zu Form und Inhalt der Buchungsbelege, 
wie beispielsweise 

 
 – fehlende oder durch nicht zugelassene Personen abgegebene 

Unterschriften,

 – Buchungen aufgrund nicht hinreichend geprüfter Unterlagen,

 – die Saldierung von Einzahlungen mit Auszahlungen oder

 –  Buchungen auf unzutreffenden Titeln 

 beanstandet.

 Im Jahr 2006 sind mit aus Investitionstiteln2 geleisteten Ausgaben 
in zweistelliger Millionenhöhe Maßnahmen finanziert worden, bei 
denen es sich nicht um Investitionen im Sinne des § 13 Absatz 3 
Nr. 2 LHO (vgl. Tz. 22 ff.) handelte, wie

 – die Unterbringung von Baggergut (vgl. Tz. 288),

 – die Förderung von Personalkosten für Forschungs- und Ent-
wicklungsprojekte3,

 – Wettbewerbshilfen für Werften4 sowie andere Betriebszu-
schüsse5,

 – die bauliche Unterhaltung (z.B. Renovierung von Einrichtun-
gen) und

 – Beschaffungen von Wirtschaftsgütern bis zum Wert von 5.000 
Euro im Einzelfall.

 Die Finanzbehörde hat dargelegt, dass die Hinweise des Rech-
nungshofs in einer Reihe von Fällen zu notwendigen Korrekturen 
geführt hätten bzw. die Veranschlagungspraxis geändert werden 
solle.

Verstöße gegen 
Vorschriften für 
Buchungsbelege

2 Beispielweise aus verschiedenen in der Anlage zur Bürgerschaftsdrucksache 
18/6569 vom 3. Juli 2007 („Zuwendungsbericht“) genannten Titeln.

3 Zum Beispiel Titel 7300.892.20 „Luftfahrtcluster Hamburg“.
4 Titel 7300.892.11.
5 Zum Beispiel institutionelle Förderung für den „Geschäftsbetrieb zur Erfüllung 

des Zielbildes 2006“.

Ausgaben des 
Betriebhaushalts 
aus Investitions-
titeln geleistet
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 Jahresabschlüsse netto veranschlagter 
Einrichtun gen (§ 15 Absatz 2 LHO) 

14. Die Hochschulen haben für das Haushaltsjahr 2006 – mit Ausnah-
me der Hochschule für Musik und Theater und der Hochschule 
für Angewandte Wissenschaften – erneut keine prüffähigen Jah-
resabschlüsse vorgelegt. Der Rechnungshof stellt fest, dass der 
Haushaltsrechnung 2006 entgegen § 85 Nr. 3 LHO nur vorläufige 
Jahresabschlüsse aus dem Hochschulbereich zugrunde gelegt 
werden können.

 Die Behörde für Wissenschaft und Forschung (BWF) hat zu den 
Beratungen über den Jahresbericht 2007 dem Unterausschuss 
„Prüfung der Haushaltsrechnung“ einen „Meilensteinplan“ vorge-
legt, der für die ausstehenden (bis Haushaltsjahr 2005) und die ab 
Haushaltsjahr 2006 zu erstellenden Jahresabschlüsse genaue Ab-
gabefristen enthält, deren Einhaltung von ihr zugesagt wurde.6 Die 
Bürgerschaft hat dem im Plan festgelegten Verfahren zugestimmt.

 Nach Aussage der BWF werden die im „Meilensteinplan“ ange-
führten Termine für die Vorlage der kameralen Jahresabschlüsse 
2005 und 2006 eingehalten. 

 Jahresergebnis

15. Nach dem Abschlussbericht (Haushaltsrechnung Teil B) schließt 
das Jahresergebnis (§ 25 LHO) in Einnahmen und Ausgaben aus-
geglichen ab:

Euro
Ist-Einnahmen 10.874.394.462,29
Ist-Ausgaben 10.874.394.462,29
Abschlussergebnis 0,00

 Vermögensübersicht

16. Der Rechnungshof hat die Vermögensübersicht nach dem Stand 
vom 31. Dezember 2006 geprüft. Der Nachweis des Kapitalver-
mögens ist um ein von der Kulturbehörde dem Landesbetrieb 
Planetarium gewährtes Darlehen – Darlehensstand 471.000 Euro –
zu niedrig ausgewiesen. Wesentliche Beanstandungen darüber 
hinaus haben sich nicht ergeben.

17. Im flächenmäßigen Nachweis des unbeweglichen Sachvermögens 
sind weiterhin die der Anstalt öffentlichen Rechts Hamburg Port 
Authority zugewiesenen Hafengrundstücke enthalten, soweit bis 
zum 31. Dezember 2006 der Eigentumsübergang nicht ins Grund-
buch eingetragen war. Zur Problematik der Bilanzierung dieser 

Gewährtes 
Darlehen nicht 
ausgewiesen

6 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/7187 vom 29. Oktober 2007.

Doppelte
Bilanzierung 
von Hafen-
fl ächen
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Grundstücke bei der Stadt hatte der Rechnungshof im Jahres -
bericht 2007 in seinem Beitrag zur Eröffnungsbilanz der Freien und 
Hansestadt Hamburg auf den 1. Januar 2006 Stellung genommen 
(vgl. Tzn. 18 bis 32). Sie ist nach wie vor nicht zufriedenstellend 
geklärt (vgl. Tz. 22 ff.).

18. Die zum 1. Januar 2005 als Einrichtung nach § 15 Absatz 2 LHO 
gegründete Kasse.Hamburg hat für 2006 – wie auch schon für 
2005 – mit einem nach den Regeln der kaufmännischen doppel-
ten Buchführung erstellten Abschluss Rechnung gelegt. Die Vor-
schriften der LHO ließen jedoch eine ausschließlich kaufmännische 
Buchführung und Rechnungslegung für Einrichtungen nach § 15 
Absatz 2 LHO bisher nicht zu. Die von der Finanzbehörde initiier-
te Änderung der LHO (vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/6367 vom 
5. Juni 2007), mit der die rechtlichen Voraussetzungen für eine aus-
schließlich kaufmännische Buchführung bei netto-veranschlagten 
Einrichtungen nach § 15 Absatz 2 LHO – in Anlehnung an die Rege-
lungen bei Landesbetrieben nach § 26 LHO – geschaffen wurden, 
greift nicht für die abgeschlossenen Haushaltsjahre 2005 und 2006.

 Haushaltsüberschreitungen

19. In der Haushaltsrechnung 2006 sind 31 Überschreitungen in Höhe 
von insgesamt 7.340.093,34 Euro ausgewiesen. Wegen der Be-
gründungen wird auf die der Kurzfassung der Haushaltsrechnung 
beigefügte Übersicht7 verwiesen, in der die Überschreitungen 
zusammengefasst aufgeführt sind (§ 85 Nr. 1 LHO). Die Begrün-
dungen sind zutreffend. 

20. Die Finanzbehörde hat auf dem Titel 9650.141.01 „Rückflüsse aus 
Inanspruchnahmen von Sicherheitsleistungen“ sowohl Einnah-
men als auch Ausgaben gebucht. Wegen höherer Ausgaben als 
Einnahmen hat dieser Titel im Jahr 2006 eine negative Einnahme 
in Höhe von 88.092,36 Euro ausgewiesen, die von der Finanzbe-
hörde durch eine Entnahme aus der Gewährleistungs- und Schul-
dendienstrücklage ausgeglichen worden ist. Die Finanzbehörde 
hat gegen § 35 Absatz 1 LHO verstoßen, weil sie Ausgaben auf 
einem dafür nicht vorgesehenen Einnahmetitel gebucht hat. Diese 
außerplanmäßige Ausgabe hat zu einer Haushaltsüberschreitung 
in Höhe von 88.092,36 Euro geführt, weil die Ausgabe ohne dazu 
ermächtigenden Titel geleistet wurde.

21. Der Rechnungshof hat im Rahmen der Prüfung der Planung und 
Errichtung der Leichtathletiktrainingshalle Alsterdorf festgestellt, 
dass die Behörde für Bildung und Sport aufgrund von Planungs-
änderungen und Mengenerhöhungen zusätzliche Ausgaben in 
Höhe von rund 1,59 Mio. Euro geleistet hat, ohne hierzu ermäch-
tigt worden zu sein. Diese Ausgaben haben zu einer verdeckten  
Haushaltsüberschreitung geführt. Der Rechnungshof hat bean-
standet, dass insoweit das Budgetrecht der Bürgerschaft (Artikel 
66, 68 HV) nicht beachtet worden ist. Wegen der Einzelheiten wird 
auf die Tzn. 2 bis 4 (Tz. 350 ff.) verwiesen.

31 Überschreitun-
gen in Höhe von
insgesamt 
7.340.093 Euro

Überschreitung 
in Höhe von 
88.092,36 Euro 
durch außerplan-
mäßige Ausgabe

Überschreitung
in Höhe von 
1,59 Mio. Euro 
aufgrund von Pla-
nungsänderungen

7 S. 20 bis 25 der Kurzfassung der Haushaltsrechnung 2006.

Fehlende 
kamerale Rech-
nungslegung
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 II. Jahresabschluss
der Freien und Hansestadt Hamburg 

auf den 31. Dezember 2006

Der ergänzend zum kameralen Rechnungs-
abschluss vorgelegte kaufmännische Jahres -
abschluss auf den 31. Dezember 2006 ist 
ein weiterer Schritt zu mehr Transparenz 
über die Vermögens- und Ertragslage der 
Freien und Hansestadt Hamburg. 

Um auf dem Weg zu einem führenden dop-
pischen System die Verlässlichkeit und 
Aussagekraft des Jahresabschlusses zu 
verbessern, bedarf es jedoch einiger Kor-
rekturen. 

Fehler im kameralen Buchungsstoff und 
Probleme des kaufmännischen Buchfüh-
rungssystems wirken sich im kaufmän-
nischen Jahresabschluss aus. Einzelne 
Be richtigungen fehlerhafter Ansätze der Er-
öffnungsbilanz stehen noch aus.

 Vorlage des Jahresabschlusses

22. Der Senat hat am 14. August 2007 auf Grundlage der auf den 
1. Januar 2006 erstellten Eröffnungsbilanz den ersten nach kauf-
männischen Grundsätzen erstellten Jahresabschluss Hamburgs 
mit Bilanz, Ergebnisrechnung und Anhang auf den 31. Dezember 
2006 vorgelegt. Damit hat er einen weiteren Schritt zu mehr Trans-
parenz der städtischen Vermögens- und Ertragslage getan.

 Der Jahresabschluss ist fakultativ und zusätzlich zu der für die 
Entlastung des Senats durch die Bürgerschaft maßgeblichen 
Haushaltsrechnung erstellt worden. Für die Bilanzierung der Stadt 
hat das Betriebswirtschaftliche Fachkonzept vom 20. Oktober 
2005 der Finanzbehörde die sinngemäße Anwendung der Rege-
lungen des Handelsrechts und der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung (GoB) festgelegt. 

 Prüfung durch den Rechnungshof

23. Der Rechnungshof hat – wie schon die Eröffnungsbilanz1 – auch 
den Jahresabschluss 2006 im Sinne einer Qualitätssicherung ge-
prüft. Die wesentlichen Ergebnisse enthält die Anlage zum Jahres-
bericht.

1 Vgl. Jahresbericht 2007, Tzn. 18 bis 32 und Anlage.



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg Jahresbericht 2008

13

 Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde auf notwendige Korrek-
turen des kaufmännischen Jahresabschlusses hingewiesen, um 
dessen Verlässlichkeit und Aussagekraft zu verbessern. Schwach-
stellen und Ungenauigkeiten lassen sich auf drei Hauptursachen 
zurückführen:

 – Berichtigungen fehlerhafter Ansätze oder Bewertungen der 
Eröffnungsbilanz sind teilweise bisher unterblieben;

 – Mängel des der kaufmännischen Buchführung zugrunde lie-
genden kameralen Buchungsstoffs und des eingesetzten 
kaufmännischen Buchführungssystems wirken sich im Jahres-
abschluss aus;

 – Ansatz, Ausweis oder Bewertung einzelner Posten des Jahres-
abschlusses sind nicht immer zutreffend.

 Unterbliebene Korrekturen der Eröffnungsbilanz

24. Der Rechnungshof hatte die Eröffnungsbilanz der Stadt geprüft und 
Korrekturbedarfe festgestellt. Bis auf wenige Ausnahmen hat die 
Finanzbehörde die notwendigen Berichtigungen in der Eröffnungs-
bilanz vorgenommen. Nicht oder nicht vollständig korrigiert hat sie 

 – die nach Berichtigung noch um rund 64,5 Mio. Euro überhöh-
ten Ansätze bei den immateriellen Vermögensgegenständen 
(vgl. Anlage, Tzn. 33 bis 38),

 – die Doppelbilanzierung der Flächen im Hafen, die bei der 
Stadt zu einem um rund 1,1 Mrd. Euro zu hohen Bilanzansatz 
geführt hat (vgl. Anlage, Tzn. 70 bis 75), und

 – den nach wie vor nicht ausreichend fundierten Bilanzansatz 
für die Sammlungen des Völkerkundemuseums (vgl. Anlage, 
Tzn. 100 bis 107).

 Übergeleiteter kameraler Buchungsstoff

25. Anders als die Eröffnungsbilanz, die das Ergebnis einer hamburg-
weiten Inventur widerspiegelt, leitet sich der vorgelegte Jahres-
abschluss in wesentlichen Teilen aus der Buchführung ab, die 
zurzeit noch kameralen Grundsätzen folgt. Bei der Einführung der 
kaufmännischen Buchführung in Hamburg hat sich die Finanzbe-
hörde für den konzeptionellen Ansatz entschieden, die kamerale 
Haushaltsplanung und -bewirtschaftung als führende Elemente 
des Rechnungswesens zunächst bestehen zu lassen und in ihren 
Grundstrukturen nicht zu verändern („minimalinvasiver“ Ansatz). 
Sie hat diesen Ansatz gewählt, um schnell und mit begrenztem 
Aufwand kaufmännische Jahresabschlüsse erstellen zu können. 
Dies führt jedoch aufgrund systembedingt unterschiedlicher Bu-
chungspraxis in Kameralistik und Doppik zu teils unvermeidbaren 
Problemen bei der Ableitung des doppischen Buchungsstoffes 
aus der Kameralistik:
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 – In dem der Kameralistik hinterlegten doppischen Kontenplan 
existiert eine Vielzahl von Sachkonten, die weder der Bilanz 
noch der Ergebnisrechnung zugeordnet sind. Damit liegt kein 
geschlossenes doppeltes Buchführungssystem vor. Infolge-
dessen besteht zwischen dem aus der Bilanz abgeleiteten 
Jahresergebnis und dem Jahresergebnis der Ergebnisrech-
nung keine vollständige Übereinstimmung. Der Anhang zum 
Jahresabschluss weist eine Differenz von rund 135 Mio. Euro 
aus2 (vgl. Anlage, Tzn. 25 bis 31).

 – Werden Betriebsausgaben wie z.B. Zuschüsse oder Bau-
unterhaltungen im kameralen Haushalt fälschlich als Investiti-
onen veranschlagt und bewirtschaftet, besteht aufgrund der 
Ableitung des doppischen Buchungsstoffes aus der Kamera-
listik die Gefahr, dass die Ausgaben aktiviert, d.h. das Vermö-
gen im Jahresabschluss zu hoch und der Aufwand zu gering 
dargestellt werden (vgl. Anlage, Tzn. 39 bis 44 und Tzn. 115 
bis 120). 

 Probleme des Buchführungssystems

26. Das IT-gestützte Rechnungslegungssystem Hamburgs entspricht 
derzeit nur eingeschränkt den Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung. In Teilbereichen muss es weiter entwickelt werden. 
So

 – ist das eingesetzte SAP ERP-System hinsichtlich Ordnungs-
mäßigkeits- und Sicherheitsanforderungen in der Rechnungs-
legung noch zu begutachten und zu testieren. Dabei ist es 
aktuell zu dokumentieren und mit einem vollständig wirk-
samen internen Kontrollsystem sowie einem hinreichenden 
Änderungsschutz auszustatten (vgl. Anlage, Tz. 7),

 – sollte der komplette kaufmännische Buchungsstoff direkt aus 
dem SAP ERP-System abgeleitet und nicht mehr gesondert 
ermittelt und manuell gebucht werden (vgl. Anlage, Tzn. 19 
bis 20),

 – sollten sich Geschäftsvorfälle vollständig aus der Buchfüh-
rung nachvollziehen lassen (vgl. Anlage, Tzn. 14 bis 16).

 Bilanzierungsfehler

27. Einzelne Posten des Jahresabschlusses sind unrichtig angesetzt, 
ausgewiesen oder bewertet. Beispielhaft sind zu nennen:

 – Der Bilanzposten „Geleistete Investitionszuschüsse“ enthält 
zum Teil nicht aktivierungsfähige Zuschüsse wie Hilfen für 
Werften. Aktivierbare Zuschüsse hingegen fehlen in der Bi-
lanz. Im Saldo ist der Bilanzansatz um rund 1,7 Mio. Euro zu 
hoch (vgl. Anlage, Tzn. 39 bis 44). 

2 Vgl. Geschäftsbericht der Freien und Hansestadt Hamburg 2006, S. 37.
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 – Der Posten „Geleistete Anzahlungen auf immaterielle Vermö-
gensgegenstände“ ist um rund 45,9 Mio. Euro zu hoch ausge-
wiesen. Die dort ausgewiesenen Zuschüsse erfüllen teilweise 
nicht die Voraussetzungen für die Aktivierung von Investiti-
onszuschüssen, teilweise sind sie an anderer Stelle zu bilan-
zieren (vgl. Anlage, Tzn. 50 bis 55). 

 – Im Vermögen der Stadt werden Grundstücke und Bauten noch 
bilanziert, deren Nutzen und Lasten bereits auf den Käufer 
übergegangen sind. Erlöse sind nicht periodengerecht ausge-
wiesen. Umgekehrt fehlen nach Ankäufen Grundstücke im An-
lagevermögen, obwohl Nutzen und Lasten bereits bei der Stadt 
liegen (vgl. Anlage, Tzn. 58 bis 64 und Tzn. 133 bis 136).

 – Der Bilanzposten „Anlagen im Bau“ enthält

  •  vor dem Stichtag der Eröffnungsbilanz fertiggestellte Baumaß-
nahmen für Anlagen, die bereits unter anderen Posten aktiviert 
sind. Der Posten ist um bis zu 184 Mio. Euro zu hoch ausge-
wiesen (vgl. Anlage, Tzn. 87 bis 99 und Tzn. 109 bis 114),

  •  nicht aktivierbare Bauunterhaltungsmaßnahmen in noch zu 
ermittelnder Höhe (vgl. Anlage, Tzn. 115 bis 120) und

  •  im Laufe des Jahres 2006 fertiggestellte Baumaßnahmen, 
für die die Abschreibungen im Jahr 2006 unterblieben sind 
(vgl. Anlage, Tzn. 87 bis 99 und Tzn. 121 bis 124).

 – Die Anteile am und ein Darlehen an den Hamburgischen Ver-
sorgungsfonds sind um insgesamt rund 30,5 Mio. Euro zu 
hoch ausgewiesen (vgl. Anlage, Tzn. 130 bis 132). 

 – Teilweise sind die ausgewiesenen Forderungsbestände wegen 
eines fehlenden systematischen Nachweises nicht überprüf-
bar. Forderungen und Verbindlichkeiten aus Steuern und 
ähnlichen Abgaben sind in unzutreffender Höhe bilanziert. 
Dadurch sind die Erträge aus Steuern in der Ergebnisrech-
nung zu niedrig ausgewiesen (vgl. Anlage, Tzn. 137 bis 168).

 – Die Behörden haben Sonderposten nicht immer zeitnah gebil-
det. Teilweise sind als Sonderposten zu passivierende Inves-
titionszuschüsse unzutreffend als Erträge ausgewiesen (vgl. 
Anlage, Tzn. 170 bis 177).

 – Die Rückstellungen sind zu niedrig bilanziert. Der Bilanzposten 
enthält für rund 2 v.H. der Anspruchsberechtigten keine Pen-
sionsrückstellungen. Rückstellungen für Beihilfeleistungen an 
Versorgungsempfänger sind um rund 29 Mio. Euro zu niedrig, 
Rückstellungen für die Spitzabrechnungen der Aufwendungen 
zur Kindertagesbetreuung dagegen um rund 7 Mio. Euro zu 
hoch ausgewiesen (vgl. Anlage, Tzn. 183 bis 190).

 – Im Dezember 2006 geleistete Zahlungen in Höhe von rund 76,7 Mio. 
Euro, die erst im Folgejahr zu Aufwendungen führen, sind unzutref-
fend als Verbindlichkeiten bilanziert (vgl. Anlage, Tzn. 192 bis 193).



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg Jahresbericht 2008

16

 Bewertung des Jahresabschlusses

28. Der vorgelegte Jahresabschluss auf den 31. Dezember 2006 
weist die Vermögens- und Ertragslage der Stadt im Rahmen sei-
ner Zielsetzung mit derzeit vertretbarer Genauigkeit aus. Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass die notwendigen Berichtigungen des 
Jahresabschlusses sich in ihren bilanziellen Wirkungen zum Teil 
gegenseitig aufheben. 

 Angesichts der festgestellten Mängel und Ungenauigkeiten bedarf 
der Jahresabschluss der Korrektur.

 Um künftig – insbesondere vor dem Hintergrund der geplanten 
Ausweitung des kaufmännischen Rechnungswesens – die Qua-
lität der Jahresabschlüsse weiter zu verbessern, ist es notwen-
dig, dass die Behörden die Vorgaben des Betriebswirtschaftlichen 
Fachkonzepts beachten und nicht hinter darin formulierte Stan-
dards zurückfallen. Mängel im kaufmännischen Rechnungswesen 
müssen spätestens abgestellt sein, bevor dieses die führende 
Funktion für einzelne Aufgabenbereiche übernimmt und damit 
verbindliche Grundlage der Rechnungslegung und der Entlastung 
durch die Bürgerschaft wird (vgl. Tzn. 481 ff.).

 Stellungnahme der Verwaltung

29. Die Finanzbehörde teilt die Auffassung des Rechnungshofs zu beste-
henden Korrekturbedarfen weitgehend und hat darauf hingewiesen, 
sie habe bereits Maßnahmen eingeleitet, um Mängel abzustellen.

 Zur Anwendung der GoB im ergänzenden kaufmännischen Rech-
nungswesen der Stadt sowie über einzelne Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden bestünden allerdings Auffassungsunter-
schiede: Allen Beteiligten sei von Beginn an bewusst gewesen, 
dass der auf schnelle Erkenntnisgewinne und geringen Anfangs-
aufwand abzielende „minimal-invasive Ansatz“ erst nach einem 
mehrjährigen Lern- und Entwicklungsprozess mit permanenter 
Nachjustierung zu dauerhaft belastbaren Ergebnissen führen wür-
de. Dieser Zustand sei noch nicht erreicht und mit dem derzeit 
führenden kameralen Haushaltssystem sowie der bestehenden 
IT-Ausprägung (einschließlich Fachverfahren) auch noch nicht 
erreichbar. Gleichwohl dürfe dabei nicht aus dem Blick verloren 
werden, dass die mit der kaufmännischen Buchführung schon er-
zielte Transparenz des Haushalts die bisher bei anderen Gebiets-
körperschaften erreichten Ergebnisse deutlich übertreffe und weit 
über die Grenzen Hamburgs Beachtung finde.

 Die Finanzbehörde verfolge ihr Ziel mit Nachdruck weiter, 
Schwachstellen zu beseitigen und die IT-Systeme grundlegend 
neu auszurichten. Der Umstieg auf ein voll doppisches Rech-
nungswesen werde konsequent vorangetrieben, um die zurzeit 
noch bestehenden Schwächen bei der Herleitung des kaufmän-
nischen Buchungsstoffs aus kameralen Ansätzen zu überwinden.
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 III. Beteiligung der Bürgerschaft

Die Wahrnehmung des Budgetrechts durch 
die Bürgerschaft setzt deren rechtzeitige 
und vollständige Unterrichtung durch den 
Senat über finanzwirksame Maßnahmen 
voraus.

Auch im Übrigen hängt die Wahrnehmung 
der parlamentarischen Verantwortung we-
sentlich von der Qualität der vorgeschrie-
benen bzw. zugesagten Information der 
Bürgerschaft durch den Senat ab. 

30. Den Haushaltsplan beschließt die Bürgerschaft (Artikel 66 Absatz 
2 HV, § 1 Absatz 1 LHO), die auch gegebenenfalls Mittel nachbe-
willigt (Artikel 68 Absatz 1 HV, §§ 33 Absatz 1, 1 Absatz 1 LHO). 
Sie kann die spätere Inanspruchnahme bewilligter Mittel von ihrer 
Einwilligung abhängig machen (§ 22 LHO). Darüber hinaus ist die 
Bürgerschaft vom Senat über erhebliche Änderungen der Haus-
haltsentwicklung und deren Auswirkungen auf die Finanzplanung 
zu unterrichten (§ 10 Absatz 2 LHO). Eine unzureichende Beteili-
gung oder Unterrichtung der Bürgerschaft in haushaltsrelevanten 
Angelegenheiten begründet einen haushaltsrechtlichen Verstoß 
des Senats. 

 Unterrichtungspflichten des Senats gegenüber der Bürgerschaft 
können auch aus einer Selbstbindung des Senats in Form ent-
sprechender Zusagen folgen. Eine unterlassene, verspätete oder 
unvollständige Unterrichtung hindert die Bürgerschaft auch in die-
sen Fällen daran, aus ihrer Sicht möglicherweise gebotene poli-
tische Konsequenzen zu ziehen.

31. Der Rechnungshof hat wiederholt festgestellt, dass die erforder-
liche Beteiligung der Bürgerschaft – sei es zur Einwerbung von 
Mitteln, sei es zur bloßen Unterrichtung – nicht, nicht ausreichend 
oder nicht zeitgerecht erfolgt ist.1 Dies betrifft insbesondere die 
Bereitstellung von Mitteln für Investitionsvorhaben und hier vor 
allem für Baumaßnahmen der Stadt.

 Bürgerschaftsvorbehalt bei finanzwirksamen 
 Maßnahmen

32. Der Rechnungshof hat wiederum teils erhebliche Verstöße gegen 
das parlamentarische Budgetrecht sowie eine unzureichende Un-
terrichtung der Bürgerschaft feststellen müssen: 

1 Vgl. aus letzter Zeit etwa Jahresbericht 2005, Tz. 426 f. (Verlängerung Fried-
rich-Ebert-Damm) und Jahresbericht 2007, Tz. 471 (Bodensanierung Am 
Grasbrookhafen), Gutachtliche Äußerung zum Ersuchen der Bürgerschaft vom 
26. Oktober 2005 zur Übernahme von Bürgschaften durch Anstalten öffentlichen 
Rechts (Bürgerschaftsdrucksache 18/2947) gemäß Artikel 71 Absatz 2 HV, § 88 
Absatz 3 LHO vom 21. Dezember 2006, Bürgerschaftsdrucksache 18/5543 vom 
28. Dezember 2006.
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 – Obwohl die Verwaltung rechtzeitig Kenntnis davon hatte, dass 
der Mittelbedarf sich auf das Vierfache erhöhen würde, hat sie 
innerhalb eines Globaltitels erheblich zu niedrige Kostenan-
sätze für eine Baumaßnahme angegeben und das Parlament 
damit nicht über die tatsächlichen Kosten der Maßnahme un-
terrichtet (vgl. Tzn. 367 bis 368). 

 – Bei einem schwebend unwirksamen Kooperationsvertrag einer
Hochschule mit einem Beteiligungsunternehmen droht ein 
Verstoß gegen das Budgetrecht der Bürgerschaft, weil es an 
einer Ermächtigung im Wirtschaftsplan der Hochschule fehlte 
(vgl. Tz. 212).

 – Bei einem langfristig geltenden Vertrag im Rahmen eines 
Öffentlich-Privaten-Partnerschafts-Projekts (ÖPP-Projekts) 
hatte die Verwaltung zunächst beabsichtigt, einen Abschluss 
ohne Beteiligung der Bürgerschaft herbeizuführen. Aufgrund 
der frühzeitigen Intervention des Rechnungshofs hat die Ver-
waltung die Bürgerschaft noch fristgerecht über die Finanzie-
rung der Maßnahme im Wege eines ÖPP-Projekts unterrichtet 
und damit einen Verstoß gegen das Budgetrecht der Bürger-
schaft abgewendet (vgl. Tz. 327).

 – Die unterlassene Beteiligung der Bürgerschaft im Falle einer 
Planungsänderung beim Bau einer Sporthalle stellt einen Ver-
stoß gegen das Budgetrecht dar; auch wenn die Planungs-
änderung im Rahmen der zur Verfügung gestellten Mittel 
finanziert werden konnte, hätte die Änderung nach der grund-
sätzlichen Vereinbarung zwischen Senat und Bürgerschaft 
dieser vorgelegt werden müssen (vgl. Tzn. 351 bis 353).

 – Bei der Veranschlagung von Maßnahmen zur Verbesserung 
der Verkehrsinfrastruktur ist die Verwaltung keinen haushalts-
rechtlich einwandfreien Weg gegangen. Sie hat weder die ein-
schlägigen haushaltsrechtlichen Vorgaben für Globalveran-
schlagungen noch jene für Einzelveranschlagungen beachtet. 
Dadurch ist es zur Inanspruchnahme von gesperrten Mitteln 
gekommen (vgl. Tz. 311). 

 – Die Ausgaben zur Umgestaltung öffentlicher Verkehrsflächen 
hat die Verwaltung – entgegen ihrer Darstellung gegenüber 
der Bürgerschaft – ohne die erforderliche detaillierte Haus-
haltsunterlage – Bau – nach § 24 LHO veranschlagt und damit 
das Budgetrecht der Bürgerschaft nicht hinreichend beachtet 
(vgl. Tzn. 469 bis 471). 

 – Im Rahmen der Behandlung und Unterbringung von Bagger-
gut hat die Verwaltung Betriebsausgaben von rund 36 Mio. 
Euro entgegen den gesetzlichen Vorgaben als Investitionen 
veranschlagt und die Bürgerschaft damit unzutreffend in-
formiert; die rechtlich einwandfreie Abgrenzung zwischen 
investiven und konsumtiven Ausgaben ist von erheblicher 
finanzwirtschaftlicher Bedeutung, weil Investitionen kreditär 
finanziert werden können (vgl. Tz. 288).
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 – Bei einer Kooperation im Justizbereich mit Mecklenburg-
Vorpommern hat der Rechnungshof eine unzureichende In-
formation der Bürgerschaft bei der Veranschlagung notwen-
diger Personalausgaben beanstandet (vgl. Tz. 139).

 In allen Fällen haben die zuständigen Stellen die Beanstandun-
gen des Rechnungshofs anerkannt und zugesagt, künftig entspre-
chend zu verfahren.

 Unterrichtung der Bürgerschaft

33. Neben den gesetzlich vorgesehenen Unterrichtungspflichten ste-
hen die vom Senat freiwillig gegebenen Informationszusagen. 
Dabei muss sich das Parlament auf die Einhaltung von Zusagen 
verlassen können, wie sie in den Verhandlungen zwischen Senat 
und Bürgerschaft – insbesondere auch im Rahmen des Entlas-
tungsverfahrens – immer wieder gegeben werden.

 So hat der Senat z.B. seit den frühen 1970er Jahren gegenüber 
der Bürgerschaft zahlreiche Informationszusagen für den Bereich 
der öffentlichen Unternehmen abgegeben. Die Anregung des 
Rechnungshofs im Jahresbericht 1985 zu einem regelmäßigen 
Beteiligungsbericht hat der Senat aufgegriffen und diesen seit 
1988 bislang fünf Mal vorgelegt. 

 Auch insoweit hat der Rechnungshof Defizite festgestellt:

 – Der letzte Beteiligungsbericht aus dem Jahr 2004 enthält 
erstmals keine Darstellungen zusammengefasster Unterneh-
mensdaten sowie Angaben zu Anzahl und Höhe der Beteili-
gungen und zu ihrer wirtschaftlichen Bedeutung für die Stadt 
mehr, obwohl diese Informationen zu einer ordnungsgemäßen 
und vollständigen Unterrichtung der Bürgerschaft über die 
Angelegenheiten der öffentlichen Unternehmen gehören (vgl. 
Tz. 494). 

 – Der nach Zusage des Senats wiederum 2006 fällige Beteili-
gungsbericht (Aktualisierung für die Geschäftsjahre 2004 und 
2005) ist der Bürgerschaft erst Ende November 2007 zugelei-
tet worden (vgl. Tz. 495).

 Durch eine Aktualisierung, Systematisierung und Konzentration 
des Katalogs der Einzelzusagen sowie seine systematisierte Ab-
arbeitung könnte die Menge der Unterrichtungsanlässe reduziert 
und damit sowohl die Handhabbarkeit der Informationen aufseiten 
der Bürgerschaft verbessert als auch der Aufwand aufseiten der 
Verwaltung verringert werden. 

 Einen entsprechenden Vorschlag des Rechnungshofs will die Ver-
waltung aufgreifen (vgl. Tz. 498).

34. Aktuell hat der Rechnungshof im Zusammenhang mit den Ham-
burg zufließenden EU-Mitteln Senatskanzlei und Finanzbehörde 
um eine Prüfung gebeten, ob der Bürgerschaft künftig regelmäßig 
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über die von Hamburg beantragten sowie gewährten Fördermittel 
und die durch diese Fördermittel finanzierten Projekte und deren 
Ergebnisse berichtet werden sollte. Die Senatskanzlei hat dem mit 
ihrem aktuellen Bericht über die Europapolitischen Schwerpunkte 
des Senats weitgehend Rechnung getragen und den Zu- und Ab-
fluss sowie die Verwendung von EU-Mitteln in Hamburg darge-
stellt (vgl. Tz. 55).

35. Des Weiteren hat der Rechnungshof empfohlen, die Bürgerschaft 
bei Gesetzgebungsvorhaben im Dienstrecht umfassend über ge-
gebenenfalls entstehende strukturelle Unterschiede zwischen den 
norddeutschen Ländern zu informieren (vgl. Tz. 134). 

36. Die Bürgerschaft wurde im Finanzbericht 2005/2006 zwar über 
die generelle gesetzliche Neuordnung der Zusammenlegung von 
Arbeitslosen- und Sozialhilfe, nicht jedoch über die hiermit im 
Einzelnen verbundenen Auswirkungen auf die Finanzverantwort-
lichkeiten im Bereich der Beratung von Arbeitslosen informiert. Im 
Sinne der Grundsätze der Haushaltsklarheit und -wahrheit wäre 
für den Entscheidungsprozess der Bürgerschaft eine detaillierte 
Information erforderlich gewesen (vgl. Tz. 439).

37. Schließlich hat der Rechnungshof in konsequenter Fortführung 
langjähriger Praxis im Rahmen der Haushalts- und Verwaltungs-
modernisierung empfohlen, die Bürgerschaft zeitig über die 
Auswirkungen der Einführung eines ergebnis- und ressourcen-
verbrauchsorientierten Neuen Haushaltswesens auf die Art und 
Wahrnehmung des Budgetrechts zu unterrichten und diese mit 
dem Parlament zu erörtern (vgl. Tz. 485).
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 IV. Fördermittel
der Europäischen Union

Die nach EU-Vorgaben für die Verwaltung 
von Fördermitteln erforderlichen Verwal-
tungs- und Kontrollsysteme als Grundlage 
für eine ordnungsgemäße Verwendung sind 
eingerichtet. Allerdings wurden nicht immer 
alle Bestimmungen der geltenden EU-Ver-
ordnungen eingehalten. 

 EU-Fördermittel in Hamburg

38. Nach Angaben des Senats1 sind in den letzten Jahren Fördermittel 
der Europäischen Union (EU) in folgender Höhe nach Hamburg 
geflossen und mit Landesmitteln zur Komplementärfinanzierung 
aufgestockt worden:

Jahr Fördermittel der EU Komplementärmittel
aus dem Landeshaushalt

2002 47,5 Mio. Euro 27,2 Mio. Euro
2003 36,4 Mio. Euro 28,2 Mio. Euro
2004 49,5 Mio. Euro 28,7 Mio. Euro
2005 55,3 Mio. Euro 29,8 Mio. Euro

39. Hamburg wird für die neue Förderperiode von 2007 bis 2013 aus 
den Strukturfonds erhalten2

 – rund 91 Mio. Euro aus dem Europäischen Sozialfonds (ESF) 
und

 – rund 35 Mio. Euro aus dem Europäischen Fonds für Regio-
nale Entwicklung (EFRE).

 Darüber hinaus werden Hamburg rund 25 Mio. Euro aus dem 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des länd-
lichen Raums (ELER) sowie weitere Mittel aus dem Europäischen 
Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) zufließen.

 Schwerpunktmäßig soll mit den Fördergeldern die Attraktivität 
von Regionen und Städten erhöht, sollen Innovationen und Unter-
nehmergeist gefördert sowie mehr und bessere Arbeitsplätze ge-
schaffen werden.

 
 Die Zuständigkeit für die ESF-, EFRE- und ELER-Programmpla-

nung sowie deren Abwicklung liegt bei der Behörde für Wirtschaft 
und Arbeit (BWA). Für die aus dem EGFL gewährten Direktzah-
lungen an die Hamburger Landwirte ist die oberste für die Land-

1 Antwort des Senats auf eine Große Anfrage, Bürgerschaftsdrucksache 18/4424 
vom 27. Juni 2006.

2 Bürgerschaftsdrucksache 18/5978 vom 20. März 2007.
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wirtschaft zuständige Behörde des Landes Schleswig-Holstein 
verantwortlich.3

40. Die Mittel der Strukturfonds und des Fonds ELER unterliegen der 
geteilten Verwaltung zwischen dem jeweiligen Mitgliedstaat und 
der Europäischen Kommission.4 Für die Verwaltung der durch die 
Fonds finanzierten Maßnahmen ist der jeweilige Mitgliedstaat der 
EU verantwortlich. Insoweit überträgt die EU den Mitgliedstaaten 
den Haushaltsvollzug. Sie haben Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften zu erlassen, mit denen eine ordnungsgemäße Verwen-
dung der EU-Mittel sichergestellt wird. 

41. Weitere Mittel stellt die EU im Rahmen von Aktionsprogrammen 
bereit. Hauptzielsetzung dieser Programme ist die Förderung 
transnationaler Projektzusammenarbeit, um durch den initiierten 
Erfahrungsaustausch und Wissenstransfer einen Mehrwert für die 
EU zu erzielen. Darüber hinaus gibt es Rahmenprogramme der EU 
u.a. im Bereich der Forschung und technologischen Entwicklung.

 Grundsätzlich werden die Aktions- und Rahmenprogramme durch 
die Europäische Kommission verwaltet. Im Unterschied zu den 
Strukturfonds gibt es bei diesen Programmen keine „nationalen 
Quoten“ oder pauschalen Finanzzuweisungen an die Mitglied-
staaten bzw. europäischen Regionen. Die Mittel werden vielmehr 
im Wege der Ausschreibung vergeben. Über die Teilnahme an 
Ausschreibungen, die Durchführung von Projekten, die Komple-
mentärfinanzierung, Evaluation sowie die Betreuung und Unter-
stützung von Antragstellern entscheiden in Hamburg die jewei-
ligen Fachbehörden. Bei Projekten nach dem Rahmenprogramm 
der EU im Bereich der Forschung, technologischen Entwicklung 
und Demonstration (FRP) entscheiden die antragstellenden Hoch-
schulen selber über ihre Teilnahme an der Ausschreibung, Durch-
führung und Evaluation; eine etwaige Komplementärfinanzierung 
erfolgt aus Verstärkungsmitteln der Finanzbehörde5.

 Externe Prüfung der Verwendung von EU-Mitteln  

42. Neben der verwaltungsinternen Kontrolle unterliegt die Verwen-
dung von EU-Mitteln in Deutschland im Rahmen der geteilten Ver-
waltung (vgl. Tz. 40) der Finanzkontrolle des Europäischen Rech-
nungshofs (ERH) wie der Rechnungshöfe des Bundes bzw. der 
Länder. Da die Verwaltung von EU-Mitteln durch Bund und Länder 
Bestandteil von deren Wirtschaftsführung ist und deren Prüfung 
zu den Aufgaben der Rechnungshöfe zählt (§ 88 BHO/LHO), haben 
diese auch die Recht- und Ordnungsmäßigkeit, Sparsamkeit, 
Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit der Bewirtschaftung von Ge-

3 Gesetz zum Staatsvertrag zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg und 
dem Land Schleswig-Holstein auf dem Gebiet der Direktzahlungen des Europä-
ischen Ausrichtungs- und Garantie-Fonds für die Landwirtschaft (EAGFL), Ab-
teilung Garantie (EG-Direktzahlungs-Staatsvertragsgesetz) vom 11. April 2006 
HmbGVBl. 2006, S 179.

4 Derzeit werden EU-Mittel zu nahezu 80 % durch die Mitgliedsstaaten im Rah-
men der geteilten Verwaltung abgewickelt.

5 Vgl. Tz. 48 ff.
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meinschaftsmitteln im Mitgliedstaat Deutschland zu prüfen. Dabei 
berücksichtigen sie auch den internen Kontrollrahmen der Ge-
meinschaft6 und das Gemeinschaftsrecht. Prüfungen durch die 
Rechnungshöfe des Bundes und der Länder kommt auch unter 
dem Gesichtspunkt erhebliche Bedeutung zu, dass ein frühzei-
tiges Aufdecken und zügiges Abstellen etwaiger Mängel Finanz-
korrekturen der EU verhindern kann. 

43. Der ERH hat jährlich dem Europäischem Parlament und dem Rat 
eine Zuverlässigkeitserklärung vorzulegen.7 Dazu prüft er die Zu-
verlässigkeit der Rechnungsführung sowie die Recht- und Ord-
nungsmäßigkeit der zugrunde liegenden Vorgänge. 

 Da dem ERH aufgrund der Größe der EU nur Stichproben möglich 
sind, können Prüfungen durch die Rechnungshöfe der Mitglied-
staaten die Transparenz über die Rechtmäßigkeit der Verwendung 
von EU-Mitteln erhöhen und überdies zur gemeinschaftsrechtlich 
vorgesehenen vertrauensvollen Zusammenarbeit mit dem ERH 
beitragen (Artikel 248 Absatz 3 Vertrag zur Gründung der Europä-
ischen Gemeinschaft). 

44. Der Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg hat be-
reits bei seiner Prüfung des EFRE der Förderperiode 2000 bis 
2006 (Jahresbericht 2007, Tzn. 508 bis 515) u.a. festgestellt, dass 
das von der EU vorgeschriebene Verwaltungs- und Kontrollsys-
tem eine ordnungsgemäße Verwendung der Fördermittel gewähr-
leistet, allerdings angesichts des in Hamburg geringen Förder-
volumens überdimensioniert erscheint.

45. Mit seinen aktuellen Prüfungen hat er seine Kontrolltätigkeit vor 
dem Hintergrund der beginnenden EU-Finanzperiode und einer 
wünschenswerten Klärung der Zuverlässigkeit intensiviert. Er hat 
die Verwaltung von EU-Mitteln in verschiedenen Behörden und 
für unterschiedliche Programme geprüft. Inhaltlich hat er insbe-
son dere die Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit der Verwendung 
von EU-Mitteln, die Konzeption und Verwaltung der Ausgaben-
regelungen für Programme und Maßnahmen sowie Durchführungs-
aspekte wie etwa Projektauswahl und Ausschreibungsverfahren 
untersucht.

46. Seine Prüfungen haben u.a. zu folgenden Erkenntnissen geführt:

 – Das für den ESF eingerichtete Verwaltungs- und Kontroll-
system entspricht hinsichtlich seiner Aufbauorganisation 
den EU-Anforderungen. Insbesondere ist eine angemessene 
Funktionstrennung zwischen Durchführungs- und Auszah-
lungsaufgaben einerseits sowie Kontrollaufgaben anderer-
seits gewährleistet. Die Unabhängigkeit der Stelle, die über 

6 Dazu gehören Kontrollen der Kommission, externen Prüfern übertragene Kon-
trollen sowie die internen Kontroll- und/oder Auditsysteme der Mitgliedsstaaten 
und/oder der einzelstaatlichen Auditeinrichtungen. Die Rechnungshöfe nehmen 
die externe Kontrolle wahr.

7 Bisher hat sich der ERH noch nicht in der Lage gesehen, eine uneingeschränkte, 
alle Mitgliedsstaaten und EU-Mittel erfassende Zuverlässigkeitserklärung, abzu-
geben.
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die durchgeführten Kontrollen Bericht zu erstatten und eine 
Schlussfolgerung zur Recht- und Ordnungsmäßigkeit zu 
ziehen hat, ist gegeben (vgl. Tzn. 72 bis 74).

 – Hamburg hat selbst gesetzte Standards der Finanzkontrolle,
die durch die EU-Kommission genehmigt und durch das „Ein-
heitliche Programmplanungsdokument zur Entwicklung des 
Arbeitsmarktes und der Humanressourcen (EPPD)“ verbind-
lich geworden sind, zum Teil nicht beachtet (vgl. Tzn. 79 bis 
82).

 – Europarechtliche Vorgaben bei der Auswahl von EU-Förder-
mittelempfängern und deren programmatische Zuordnung zu 
den mit der Europäischen Kommission vereinbarten Politik-
bereichen sind zum Teil nicht beachtet worden (vgl. Tzn. 105 
bis 109).

 – Nach erfolgter Bewilligung von Fördergeldern wurden Bewirt-
schaftungsregelungen der EU nicht immer beachtet (vgl. Tzn. 
62, 64 und 97 bis 98).

 – Ein zentraler, insbesondere für Senat und Bürgerschaft not-
wendiger Überblick über Höhe, Verwendung und Wirksamkeit 
der nach Hamburg fließenden EU-Mittel sowie der sie ergän-
zenden hamburgischen Haushaltsmittel fehlt bisher (vgl. Tzn. 
49 bis 52).

47. Der Rechnungshof hat die Verwaltung aufgefordert, die ordnungs-
gemäße Bewirtschaftung von EU-Mitteln zu verbessern. Er hat 
gefordert, die europarechtlichen Vorgaben vollen Umfangs einzu-
halten. 
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 Senatskanzlei/Finanzbehörde

 EU-Fördermittel 

Ein zentraler Überblick über Höhe, Verwen-
dung und Wirksamkeit der nach Hamburg 
fließenden EU-Mittel sowie der sie ergän-
zen den hamburgischen Haushaltsmittel fehlt 
bisher.

48. Die Europäische Union (EU) unterstützt mit einer Vielzahl von För-
derprogrammen und -mitteln die Erreichung ihres Ziels, die EU bis
2010 zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissens-
basierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen.1 Auch Hamburg 
erhält in nennenswertem Umfang EU-Fördermittel. 

 Die Förderangebote lassen sich grob in zwei Kategorien unter-
scheiden:

 – in die Strukturfonds – das sind insbesondere der Europäische 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und der Europäische 
Sozialfonds (ESF) – sowie den Europäischen Landwirtschafts-
fonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) und

 – in die den einzelnen Politikbereichen der EU zugeordneten 
Aktionsprogramme.

 Die Strukturfonds sollen dazu beitragen, die wirtschaftlichen und 
sozialen Unterschiede zwischen den europäischen Regionen aus-
zugleichen. Hamburg wird in der aktuellen Förderperiode 2007 bis 
2013 aus den Fonds EFRE und ESF insgesamt rund 126 Mio. Euro 
er halten.2 Über ELER werden Hamburg rund 25 Mio. Euro zufließen. 

 Mittel im Rahmen von Aktionsprogrammen werden bereitgestellt, 
um in den unterschiedlichsten Bereichen innovative Maßnah-
men und Projekte EU-weit zu finanzieren.3 Diese Mittel müssen 
im Wettbewerb direkt bei der Europäischen Kommission oder bei 
beauftragten Kontaktstellen beantragt werden, während die Mittel 
der Strukturfonds den Mitgliedstaaten in der vorgesehenen Höhe 
zur Verfügung gestellt und von diesen bewirtschaftet werden. 

 Förderungen der EU bedingen in der Regel eine Kofinanzierung durch 
den Begünstigten, sodass bei Verwaltung oder Inanspruchnahme 
durch öffentliche Stellen im Mitgliedstaat regelmäßig landeseigene 
Haushaltsmittel als Komplementärmittel bereit zu stellen sind.4

1 Zielsetzung der Lissabon-Strategie, von den Staats- und Regierungschefs der 
EU im Jahr 2000 beschlossen und im Jahr 2005 reformiert.

2 Die Mittel dienen der Umsetzung wichtiger Infrastrukturvorhaben und Maßnah-
men bzw. Projekte zur Bekämpfung und Verhinderung von Arbeitslosigkeit sowie 
zur Förderung kleiner und mittelständischer Unternehmen.

3 Hauptzielsetzung ist die Förderung transnationaler Projektzusammenarbeit zwischen 
Partnern innerhalb der Gemeinschaft (Erfahrungsaustausch und Wissenstransfer).

4 So standen z. B. 2005 55,3 Mio. Euro nach Hamburg geflossener EU-Mittel 
29,8 Mio. Euro Komplementärmittel im Landeshaushalt gegenüber. 
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5 Vgl. Verordnung der Europäischen Gemeinschaft  – VO (EG) Nr. 1828/2006 vom 
8. Dezember 2006.

 Zentraler Überblick über EU-Mittel in Hamburg

49. Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die für die Durchführung 
der Fachaufgaben zuständigen Behörden die Fördermittel jeweils 
in eigener Zuständigkeit beantragen und verwalten. Daten über 
Höhe, Verwendung und Erfolg eingesetzter EU-Mittel werden nicht 
zentral erfasst.

 Der Senatskanzlei obliegt die politische und fachliche Steuerung 
der Interessenvertretung Hamburgs gegenüber der EU. Sie be-
treut in diesem Zusammenhang einen behördenübergreifenden 
Arbeitskreis. Mit EU-Fördermitteln ist sie nur befasst, soweit sie 
solche Mittel selbst verwaltet oder die Beantwortung von Anfra-
gen aus der Bürgerschaft koordiniert.

 Die Finanzbehörde mit ihrer an die dezentrale Budgetverantwor-
tung der Behörden angepassten Organisation führt den hambur-
gischen Haushalt kapitelweise. Im Einzelplan 9.2 besteht ein aktu-
ell mit bis zu 2,5 Mio. Euro ausgestatteter behördenübergreifender 
Verstärkungstitel. Hieraus können Finanzierungsbeiträge geleis-
tet werden, falls es den Behörden nicht möglich ist, die für eine
EU-Förderung erforderlichen Komplementärmittel allein aufzu-
bringen.

 Für eine Koordination der Einwerbung von EU-Mitteln fehlt es be-
reits an einer zentralen Zusammenführung der Daten.

50. Der Rechnungshof hat des Weiteren festgestellt, dass die ham-
burgischen Behörden, die Interessenten über Fördermittel bera-
ten, nur teilweise Informationen über an Dritte gerichtete Förder-
angebote auf ihren behördeneigenen Internetseiten zur Verfügung 
stellen. Die vorhandenen Informationen sind zwar umfangreich, 
jedoch unübersichtlich. Dies kann Interessenten den im Rahmen 
von Aktionsprogrammen ohnehin anspruchsvollen Zugang zu 
EU-Fördermöglichkeiten zusätzlich erschweren und trägt damit 
Vorgaben der EU hinsichtlich der Transparenz von Angeboten5 
nicht vollständig Rechnung.

51. Im Ergebnis gibt es in der hamburgischen Verwaltung keine Stelle, 
die jederzeit einen zentralen Überblick über alle nach Hamburg 
fließenden EU-Fördermittel, die aus dem hamburgischen Haushalt 
dazu aufgewendeten Komplementärmittel sowie deren Verwen-
dung und Wirksamkeit hat. Damit fehlt auch eine Grundlage für 
eine behördenübergreifende Koordination der Aufgabenwahrneh-
mung sowie des Informationsflusses. Diese Daten sind Voraus-
setzung für eine behördenübergreifende Planung, Koordination, 
Steuerung und Wirksamkeitskontrolle. Erst auf ihrer Grundlage 
könnte auch beurteilt werden, ob Hamburgs Anstrengungen und 
Erfolge bei der Akquirierung von EU-Fördermitteln der Gewich-
tung der europapolitischen Schwerpunkte des Senats entspre-
chen oder wie erfolgreich in Hamburg im Vergleich zu anderen 
EU-Mittel eingeworben werden. Darüber hinaus besteht bislang 
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auch keine zentrale Informationsmöglichkeit für Interessenten, 
über die in Hamburg gegebenen Möglichkeiten, Voraussetzungen 
und Wege der Inanspruchnahme von EU-Fördermitteln vollständig 
Auskunft zu erhalten.

52. Der Rechnungshof hat die Senatskanzlei um Prüfung gebeten, wie 
an zentraler Stelle die in Hamburg vorhandenen Informationen zu 
EU-Fördermitteln bereitgestellt werden können. Des Weiteren hat 
der Rechnungshof die Senatskanzlei um Prüfung gebeten, wie die 
Informationsmöglichkeiten für Interessenten insbesondere für die 
Teilhabe an EU-Aktionsprogrammen zusammengeführt und ver-
bessert werden können.

 Berichterstattung gegenüber der Bürgerschaft

53. Kenntnis über Größenordnung und Verwendung nach Hamburg 
fließender EU-Mittel erhält die Bürgerschaft vom Senat bisher 
allein wie folgt:

 – Seit 2002 jährlich mit einer Bürgerschaftsdrucksache über die 
Ziele und Schwerpunkte seiner Europapolitik sowie diesbe-
zügliche Aktivitäten; dieser Bericht geht teilweise auch auf die 
Teilhabe Hamburgs an Förderprogrammen und -mitteln ein, 
schafft jedoch keinen vollständigen Überblick;

 – mit dem Finanzbericht alle zwei Jahre über die strategischen 
Leitbilder des Senats, finanzpolitische Rahmenbedingungen, 
Zielsetzungen und Haushaltsrisiken; EU-Fördermittel werden 
hier zwar erwähnt, aber – da auch nicht Intention des Finanz-
berichts – weder zusammenhängend noch vollständig darge-
stellt;

 – anlassbezogen im Rahmen der Beantwortung Großer und 
Kleiner Anfragen über Fördermittel der EU sowie aus dem 
hamburgischen Haushalt eingesetzte Komplementärmittel.

54. Die Höhe der gewährten EU-Fördermittel6 und der aus dem Lan-
deshaushalt aufgewendeten Komplementärmittel rechtfertigt –
auch im Sinne einer wirksamen Ausübung des Budgetrechts – 
eine gesonderte Berichterstattung an die insoweit auf verbesserte 
Information angewiesene Bürgerschaft. Der Rechnungshof hat die 
Senatskanzlei und die Finanzbehörde um Prüfung gebeten, ob 
der Bürgerschaft künftig regelmäßig über die von Hamburg be-
antragten sowie gewährten Fördermittel und mit den durch diese 
Fördermittel finanzierten Projekte und deren Ergebnisse berichtet 
werden sollte, und Hinweise zu dem möglichen Inhalt gegeben.

Zentralen Über-
blick über EU-För-
dermittel schaffen

Chancen für Teil -
habe an EU Ak -
tionsprogrammen 
verbessern

Regelmäßige EU-
Berichterstattung 
an Bürgerschaft 
erforderlich

6 Vgl. Tz. 48.
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 Stellungnahme der Verwaltung

55. Hinsichtlich einer transparenten Darstellung der nach Hamburg 
fließenden EU- Mittel aus Aktionsprogrammen stimmt die Senats-
kanzlei dem Rechnungshof zu, dass eine regelmäßige und forma-
lisierte Abfrage der für Hamburg bewilligten Fördermittel möglich 
und sachgerecht wäre. Hierzu will sie den betroffenen Fachbe-
hörden die Einrichtung einer zentralen Datenbank als Grundlage 
für eine Veröffentlichung in der Bürgerschaftsdrucksache „Europa-
politische Schwerpunkte des Senats“ vorschlagen. 

 Zu den Fonds hat der Senat bezüglich des Zu- und Abflusses so-
wie der Verwendung der EU-Fördermittel inzwischen in der aktu-
ellen Bürgerschaftsdrucksache „Europapolitische Schwerpunkte 
des Senats“7 zusammenfassend berichtet. Zusätzlich sollen die 
Informationsmöglichkeiten verbessert und dazu die Daten an einer 
Stelle auf einer Internetseite zusammengefasst werden. 

 Um eine bessere Abstimmung der Fachbehörden zu erreichen, 
soll zudem eine Arbeitsgruppe eingerichtet werden, die die mit 
EU-Förderprogrammen befassten Behörden zusammenbringt und 
deren Aktivitäten koordiniert. 

 Die Interessenten zugänglichen Informationen über EU-Förder-
möglichkeiten will die Senatskanzlei durch eine eigenständige 
Rubrik auf der Internet-Seite „Hamburg und Europa“ mit Hinwei-
sen und Links zu einschlägigen Internetseiten verbessern. Ab 
2008 soll auch das Beratungsangebot für Interessenten an EU-
Fördermitteln durch Einrichtung eines Informationszentrums unter 
dem Dach der Innovationsstiftung Hamburg optimiert werden.

7 18/7547 vom 11. Dezember 2007.
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 Behörde für Wissenschaft
und Forschung/Hochschulen

 Forschungsförderung aus 
Mitteln der Europäischen Union

Die Hamburger Hochschulen haben die in 
den Jahren 2002 bis 2006 im Jahresdurch-
schnitt eingeworbenen EU-Mittel von rund 
10 Mio. Euro im Wesentlichen entsprechend 
den Vorgaben der EU und den gesetzlichen 
Bestimmungen bewirtschaftet. In Einzel-
fällen sind Vorschriften jedoch missachtet 
worden.

56. Das Europäische Parlament und der Rat der Europäischen Union 
haben im Juni 2002 für den Zeitraum 2002 bis 2006 das „Sechs-
te Rahmenprogramm der Europäischen Gemeinschaft im Bereich 
der Forschung, Technologischen Entwicklung und Demonstra-
tion“ (6. FRP) beschlossen. Ziel des insgesamt 16,27 Mrd. Euro 
umfassenden 6. FRP war die Stärkung der wissenschaftlichen und 
technologischen Grundlagen der Industrie und die Förderung der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit durch entsprechende For-
schungsmaßnahmen.

 Der Rechnungshof hat in Anknüpfung an seine frühere Prüfung in 
der Universität Hamburg (UHH) „Forschungsförderung aus Mitteln 
der Europäischen Union“1 geprüft, in welchem Umfang die Ham-
burger Hochschulen Mittel aus dem 6. FRP sowie aus weiteren 
auch Forschung betreffenden Programmen der Europäischen 
Union (EU)2 eingeworben haben. In Stichproben hat der Rech-
nungshof den Abruf, die Bewirtschaftung und die Abrechnung 
bewilligter Mittel in der Behörde für Wissenschaft und Forschung 
(BWF) einschließlich Kooperationsstelle Hamburg (KH)3 und in den 
Verwaltungen von UHH – ohne Universitätsklinikum Hamburg-
Eppendorf – und Hochschule für Angewandte Wissenschaften 
Hamburg (HAW) untersucht.4

 Bewilligungen und Ausgaben 

57. Nach den Angaben der Hochschulen und der als Referat in der 
BWF angesiedelten KH (vgl. auch Tz. 65) sind ihnen in den Jahren 
2002 bis 2006 von der EU Mittel in folgender Höhe zur Durch-

1 Vgl. Jahresbericht 1996, Tzn. 195 bis 212.
2 Zum Beispiel Europäischer Sozialfonds (ESF), INTERREG.
3 Früher: Kooperationsstelle DGB-Gewerkschaften/Hochschulen.
4 Die Erhebungen in der Technischen Universität Hamburg-Harbug – TUHH/

TuTech Innovation GmbH (TuTech) standen zum Zeitpunkt der Erstellung des 
Jahresberichts noch aus.
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führung von Vorhaben mit meist zwei- oder dreijähriger Laufzeit 
bewilligt worden (Beträge in Mio. Euro; ohne Mobilitätsprogramme 
wie ERASMUS und SOKRATES):

Vertrags-
jahr

UHH
(davon 

Medizin)

TUHH/
TuTech

HAW Sonstige 
Hoch-

schulen

KH

2002 6,1 (2,4) 3,5 1,8 0,1 0,2
2003 3,5 (2,0) 1,5 0,3 0,1 0,2
2004 5,4 (1,3) 5,2 0,4 0,0 0,0
2005 6,8 (3,0) 1,8 0,3 0,0 0,0
2006 7,4 (2,8) 2,4 0,3 0,0 0,2

 Die durchschnittliche jährliche Bewilligungssumme zugunsten 
der oben genannten Einrichtungen beläuft sich danach auf rund 
10 Mio. Euro.

58. Die zur Durchführung der EU-Forschungsvorhaben tatsächlich ge-
leisteten jährlichen Ist-Ausgaben der UHH (Beträge in Mio. Euro; 
ohne Medizinische Fakultät) sowie der anderen Einrichtungen mit 
relevanten Förderungsvolumina betrugen in den Jahren 2003 bis 
2006:

Haushalts-
jahr

UHH
(ohne 

Medizin)

TUHH / 
TuTech

HAW KH

2003 3,1 2,8 0,5 0,3
2004 3,3 2,1 0,2 0,4
2005 2,7 2,8 0,3 0,0
2006 2,8 2,5 0,2 0,1

 Verglichen mit den jährlichen Ausgaben der UHH in den Jahren 
1993 und 1994 von umgerechnet rund 2,8 Mio. Euro bzw. rund 
3,4 Mio. Euro (ebenfalls ohne Medizin und Mobilitätsprogramme) 
verdeutlicht die vorstehende Übersicht eine Stagnation des Aus-
gabevolumens in den jeweiligen Betrachtungszeiträumen. In Re-
lation zu den Drittmittelausgaben der UHH insgesamt war in den 
Jahren 2003 bis 2005 der EU-Anteil im Vergleich zu 1994 sogar 
von 8,3 % auf durchschnittlich 7,1% rückläufig.

 Mitteleinwerbung und -bewirtschaftung

 Abschlags- und Schlusszahlungen der EU

59. Die von der EU vorgegebene Regelung über Abschlags- und 
Schlusszahlungen belastet den Hamburger Haushalt insgesamt 
nicht mit Vorfinanzierungszinsen. Der unvermeidbaren Vorfinan-
zierung von in der Regel 20 % der Bewilligungssumme, die erst 
nach Abnahme des Schlussberichts und der Endabrechnung an-
gewiesen werden, stehen größere Liquiditätsvorteile der Stadt 
während der Projektlaufzeit gegenüber, da die EU z. B. bei einem 
auf drei Jahre angelegten Vorhaben innerhalb von 45 Tagen nach 
Inkrafttreten des Vertrags eine Vorauszahlung in Höhe von 85 % 
des für die ersten 18 Monate kalkulierten Mittelbedarfs und nach 
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Abnahme des meist nach dem ersten Laufzeitjahr zu erbringenden 
ersten Zwischenberichts eine weitere Abschlagszahlung gegebe-
nenfalls bis zur maximalen Vorauszahlungsgrenze von 80 % leis-
tet. Insgesamt weisen die Drittmittelhaushalte der UHH und HAW 
nach deren – überwiegend noch ungeprüften – Abschlüssen zum 
Jahresende regelmäßig positive Salden aus, im Falle der UHH z.B. 
allein rund 1,3 Mio. Euro per 31. Dezember 2006 bei den nur etwa 
7 % des gesamten Drittmittelhaushalts umfassenden EU-Mitteln.

60. Unabhängig von dieser grundsätzlich positiven Gesamtsituation 
hat die UHH allerdings die Zusage (Jahresbericht 1996, Tzn. 207 bis
209) nicht eingehalten, zum Jahresende für jedes Drittmittelprojekt 
den Saldo aus bisherigen Einnahmen und Ausgaben festzuhalten, 
um so die Grundlage zur Erkennung unnötiger projektspezifischer 
Vorfinanzierungen und zur Überprüfung der Höhe des Gesamt-
restes im Drittmittelhaushalt zu schaffen. Sie hat dies u.a. mit den 
in den Jahresberichten 2004 bis 20075 des Rechnungshofs wie-
derholt behandelten Problemen bei der Erstellung der Jahresab-
schlüsse nach dem dualen Buchführungssystem SAP Hoch7 und 
insbesondere der erst seit Mitte 2005 grundsätzlich möglichen, 
jedoch längere Zeit weiter erheblich fehleranfälligen, automa-
tischen Einspeisung der Personalausgaben in das Buchungssys-
tem und damit zulasten der konkreten Projekte begründet. Eine 
auf Anforderung des Rechnungshofs nachträglich erstellte Über-
sicht über die Saldenstände der EU-Vorhaben per 31. Dezember 
2006 hat trotz des positiven Gesamtsaldos von rund 1,3 Mio. Euro 
gezeigt, dass siebzehn der rund siebzig aktuellen Vorhaben einen 
negativen Saldo von jeweils mehr als 20.000 Euro aufwiesen (Ge-
samtbetrag dieser negativen Salden rund 700.000 Euro).

 Auch wenn zu berücksichtigen ist, dass der Zeitpunkt des tat-
sächlichen Geldeingangs zugunsten laufender EU-Projekte von 
den Hochschulen nur sehr bedingt beeinflussbar ist,6 hat der 
Rechnungshof in seiner Stichprobe auch monatelange Vorfinan-
zierungen bei zwei aus speziellen EU-Programmen geförderten 
Vorhaben in Höhe von rund 116.000 Euro bzw. rund 70.000 Euro 
an den jeweiligen Stichtagen im Juli bzw. September 2007 fest-
gestellt, bei denen die Universität der alleinige Vertragspartner 
der EU war und daher die rechtzeitige Abforderung weiterer Ab-
schlagszahlungen durch die versäumte Vorlage von Zwischenab-
rechnungen allein zu vertreten hatte.

 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und die UHH aufgefordert, 
insbesondere diesen beiden Vorfinanzierungsfällen nachzugehen 
und im Übrigen künftig regelmäßig zum Jahresende, beginnend mit 
dem 31. Dezember 2007, derartige Saldenabstimmungen vorzu-
nehmen sowie Auffälligkeiten gezielt und zeitnah zu überprüfen.

5 Vgl. Jahresbericht 2004, Tz. 10; 2005, Tz. 11; 2006, Tz. 9 und  2007, Tz. 10. 
6 Abhängig z.B. vom pünktlichen und vollständigen Eingang aller Zwischenab-

rechnungen der zum Teil mehr als dreißig Vertragspartner beim Koordinator, der 
zügigen Aufbereitung der alle Teilnehmer umfassenden Zwischenabrechnungen 
durch den Koordinator gegenüber der EU und der dortigen zeitgerechten Prü-
fung und tatsächlichen Anerkennung der Abrechnungen sowie der umgehenden 
Anweisung der sich ergebenden weiteren Abschlagszahlungen an den Koordi-
nator und dessen zügige Weiterleitung an die Vertragspartner.
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 Versorgungszuschläge

61. Die internen Buchführungsprobleme der UHH haben auch dazu 
geführt, dass sie mit der Abführung der Versorgungszuschläge 
für Drittmittelbeschäftigte an den Haushalt im Prüfungszeitraum 
erheblich im Rückstand war. Bei Personalausgaben für diesen 
Personenkreis von jeweils rund 1,5 Mio. Euro 2005 und 2006 al-
lein im Rahmen von EU-Forschungsprojekten entsprach die für 
diese Jahre abgeführte Summe von insgesamt rund 13.000 Euro 
nur etwa einem Achtel des für ein Haushaltsjahr zu erwartenden 
Betrages. Auch wenn dies keine negativen Auswirkungen auf die 
Liquidität der Stadt hat, verfälscht die schleppende Erfüllung der 
Abführungsverpflichtung den Jahresabschluss der UHH sowohl 
für die EU-Mittel als auch den Drittmittelhaushalt insgesamt.

 Der Rechnungshof hat die UHH aufgefordert, die Rückstände um-
gehend für alle in Frage kommenden Drittmittelkategorien zügig 
aufzuarbeiten.

 Abrechnungen und Testate

62. Die von den Vertragspartnern der EU jährlich vorzulegenden Zwi-
schenabrechnungen sowie die Schlussabrechnung der im 6. FRP 
geförderten Vorhaben bedürfen in der Regel eines zusätzlichen 
Testats durch einen Wirtschaftsprüfer oder – bei öffentlichen Ein-
richtungen – durch eine interne Prüfungsstelle, deren Unabhän-
gigkeit innerhalb der Einrichtung gewährleistet sein muss (z.B. die 
Innenrevision). Im Fall der Einschaltung eines Wirtschaftsprüfers 
sind die entsprechenden Kosten im Rahmen der Management-
kosten für das Gesamtprojekt erstattungsfähig. 

 Die in der UHH erstellten und in die Stichprobe des Rechnungs-
hofs einbezogenen Abrechnungen sind – sofern erforderlich – 
durchgehend durch einen Wirtschaftsprüfer ohne Einschränkung 
testiert worden. Begleitschreiben konnte entnommen werden, 
dass diesem sämtliche zur Prüfung erforderlichen Unterlagen wie 
z.B. die Verträge mit der EU, die näheren Finanzierungsbedin-
gungen, die Arbeitsverträge und Gehaltsabrechnungen der Dritt-
mittelbeschäftigten einschließlich sogenannter Time sheets (mo-
natliche Aufzeichnungen der im Rahmen des Projekts geleisteten 
Arbeitsstunden) sowie die Rechnungen über Sachausgaben und 
Reisekosten vorlagen.

 Der Rechnungshof hat jedoch festgestellt, dass die nach den 
„Financial Guidelines“ der EU nebst ergänzendem Rundschreiben 
in der Regel mindestens monatlich zu führenden und vom Projekt-
leiter gegenzuzeichnenden Time sheets wiederholt erst nachträg-
lich für bis zu einem Jahr zurückliegende Zeiträume – und zum Teil 
erst aufgrund des Abrechnungsdrucks – erstellt worden sind. Bei 
den wenigen Projekten der HAW, die nur in Ausnahmefällen eines 
Testats bedurften, lagen Time sheets nicht vor.

 Der Rechnungshof hat gefordert, die seiner Kenntnis nach auch 
im 7. FRP weiterhin erforderlichen Aufzeichnungen zur Vermei-
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dung von Abrechnungsproblemen mit der EU künftig zeitgerecht 
zu führen. Der HAW hat er darüber hinaus empfohlen, die Abrech-
nungen nicht wie bisher durch zwei Personen unterzeichnen zu 
lassen, die beide derselben Fakultät angehören (in der Regel der 
Projektleiter und eine Verwaltungskraft der Fakultät), sondern die 
zweite Unterschrift zur klaren Trennung der Verantwortlichkeiten 
und entsprechend den Vorgaben der EU im zentralen Finanzres-
sort leisten zu lassen.

 Verträge

63. Vertragspartner der EU ist nicht der projektleitende und for-
schungsberechtigte Wissenschaftler persönlich, sondern die 
Hochschule. Diese geht sowohl beim direkten Vertragsabschluss 
mit der EU als auch beim Konsortialvertrag der Partner unterein-
ander finanzielle Verpflichtungen ein, die weit über 10.000 Euro 
liegen. Auch für diese Verträge und die Beitrittserklärung zu einem 
Vertrag gilt die „Anordnung zur Vertretung der Freien und Han-
sestadt Hamburg“ vom 19. April 2001, wonach Rechtsgeschäfte, 
deren Wert 10.000 Euro übersteigt, durch zwei hierzu befugte 
Hochschulvertreter zu unterzeichnen sind.

 Beim Abschluss von Werkverträgen ist ebenfalls mehrfach gegen 
diese Anordnung verstoßen worden. Zudem wurden insbesondere 
in der HAW wiederholt Werk- statt der rechtlich gebotenen Arbeits-
verträge abgeschlossen. Der Rechnungshof hat daher erneut 
auf die steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Folgen dieser 
falschen Handhabung hingewiesen.7 Darüber hinaus hat er bei der 
KH beanstandet, dass über Honorarzahlungen aus Werkverträgen 
in Höhe von insgesamt mehr als 70.000 Euro keine Kontrollmittei-
lungen an die Steuerverwaltung gefertigt wurden.8

 Schulungsbedarf

64. Die Einwerbung und ordnungsgemäße Bewirtschaftung von EU-
Forschungsmitteln ist außerordentlich arbeitsaufwendig und stellt 
die Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter in Anbetracht 
der teilweise mehr als 200 Seiten umfassenden und durchgehend 
in englischer Sprache abgefassten Vertragstexte, Bewirtschaf-
tungsvorschriften und Korrespondenz der Vertragspartner unter-
einander vor hohe Anforderungen.

 Vielfach wurden Abrechnungen nicht innerhalb der von der EU 
vorgegebenen Frist erstellt und bedurften bis zur Testatsvorlage 
wiederholter Korrekturen auf den verschiedenen Arbeitsebenen. 
Der Rechnungshof hält es daher für erforderlich, den Schulungs-
bedarf der Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter im zentralen 
Finanzressort sowie in den Fakultätsverwaltungen der UHH zu 
überprüfen.
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7 Vgl. z.B. Jahresberichte 1996, Tzn. 210 bis 211, und 2002, Tzn. 330 bis 331.
8 Vgl. Jahresbericht 2000, Tzn. 200 bis 210.
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 Dies erscheint auch im Hinblick auf die mit dem 7. FRP für die 
Hochschulen einhergehenden grundlegenden Veränderungen 
(u.a. Übergang auf eine Vollkostenkalkulation mit festgelegten Er-
stattungsquoten und der Möglichkeit der Abrechnung von Kosten 
für festangestelltes Personal) dringend erforderlich. Da außerdem 
zur Verbesserung der Chancen im Exzellenzwettbewerb eine Er-
höhung des Drittmittelaufkommens bei der EU-Forschung im In-
teresse der UHH liegen muss, die im Erfolgsfall weiteren adminis-
trativen Aufwand nach sich zöge, hat er der UHH darüber hinaus 
empfohlen, eine Personalverstärkung in den betroffenen Berei-
chen durch Umschichtungen im Rahmen des Globalhaushalts in 
Erwägung zu ziehen.

 Einzelfeststellungen

65. Die KH wurde 1987 zur Förderung der Zusammenarbeit zwischen 
wissenschaftlichen Einrichtungen, Beschäftigten, Arbeitnehmer-
vertretungen und Interessenorganisationen gegründet, um die 
Umsetzung arbeitnehmerrelevanter wissenschaftlicher Ergebnisse 
insbesondere auf den Gebieten des Arbeits- und Gesundheits-
schutzes zu fördern. Sie führt mit Mitteln Dritter eingeworbene 
Projekte organisatorisch und wissenschaftlich durch. Die KH wur-
de – ursprünglich als provisorische Organisationsentscheidung 
gedacht – als Referat in der BWF angesiedelt und wird derzeit mit 
rund 260.000 Euro jährlich (davon rund 220.000 Euro Personal-
kosten für rund drei haushaltsfinanzierte Stellen) aus dem Einzel-
plan der BWF finanziert. Eine nennenswerte finanzielle Förderung 
seitens der DGB-Gewerkschaften, deren Räume die KH gegen 
Zahlung einer Jahresmiete von rund 40.000 Euro nutzt, erfolgt seit 
längerem nicht mehr.

 Die Herauslösung aus der Verwaltungsstruktur der BWF ist seit 
mehr als 15 Jahren Gegenstand von Diskussionen in der Behörde, 
mit den Gewerkschaften, der UHH und der TuTech gewesen. Da-
bei ist es auch seitens der BWF unstrittig, dass die Durchführung 
von Forschungsprojekten keine ministerielle Aufgabe darstellt.

 Zum Zeitpunkt der Prüfung des Rechnungshofs im Frühjahr 2007 
war der zuvor seit mehr als zwei Jahren erneut ausgesetzte Klä-
rungsprozess mit den beiden Alternativen einer Eingliederung in 
die TuTech oder einer Verselbstständigung und Vernetzung mit 
einer privaten schleswig-holsteinischen Transfereinrichtung (unter 
vollständigem Abbau der gegenwärtigen Haushaltsfinanzierung in 
fünf Jahresschritten) gerade wieder aufgenommen worden. Kon-
krete Ergebnisse wurden bis Ende 2007 jedoch wiederum nicht 
erzielt. Der Rechnungshof hat die BWF aufgefordert, zügig eine 
Organisationsentscheidung zu treffen.

66. Die KH hat 2002 im Rahmen eines EU-Projekts einen – ohne die 
erforderliche zweite Unterschrift nur von ihrem Leiter unterzeich-
neten – Dienstleistungsvertrag mit einer privaten Softwarefirma ab-
geschlossen, dessen Gegenstand die Entwicklung einer Internet-
Datenbank war. Innerhalb der achtmonatigen Vertragslaufzeit war 
von Leistungen im Umfang von mindestens 700 Stunden ausge-
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gangen worden, die pro Stunde mit 55 Euro zuzüglich Mehrwert-
steuer zu vergüten waren. Nachdem der mit der Durchführung 
betraute geschäftsführende Gesellschafter der GmbH für die ers-
ten vier Monate bereits rund 30.000 Euro erhalten hatte, stellte die 
KH fest, dass die Arbeitsleistungen völlig unzureichend waren und 
kündigte den Vertrag fristlos. Der darauf hin angestrengte Rechts-
streit, in dem der Kläger ausstehende Forderungen in Höhe von 
weiteren rund 22.000 Euro geltend gemacht hatte, endete mit einem 
Vergleich, in dem sich die Stadt zur Zahlung von weiteren 9.000 
Euro verpflichtete. Unter Einschluss der Anwaltskosten der KH von 
mehr als 10.000 Euro sind insgesamt Kosten von rund 50.000 Euro 
ohne verwertbare Gegenleistung entstanden. Für danach notwen-
dige anschließende Werkverträge mit einem anderen Auftragneh-
mer sind weitere Ausgaben von mehr als 40.000 Euro entstanden.

 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass für die als Werkvertrag 
einzustufende Vereinbarung bei einem von vornherein erkenn-
baren Auftragswert von rund 50.000 Euro (einschließlich geson-
dert abrechnungsfähiger Reisekosten) keine detaillierte Leistungs-
beschreibung erstellt sowie darauf verzichtet wurde, die Leistung 
entsprechend den Vorschriften der Beschaffungsordnung im 
Wettbewerb zu vergeben. Damit hat die KH vergaberechtliche 
Vorschriften nicht beachtet und – auch wenn die Mehrkosten pro-
jektintern durch Umschichtungen aufgefangen wurden – im Üb-
rigen gegen die Verpflichtung zur wirtschaftlichen und sparsamen 
Verwendung von Mitteln (vgl. §§ 7, 34 LHO) verstoßen.

67. Drittmittelforschung im Sinne des § 77 Hamburgisches Hoch-
schulgesetz ist eine Dienstaufgabe, was die Zahlung persönlicher 
Honorare an den projektleitenden Wissenschaftler ausschließt. In 
einer Hochschule ist hiergegen erheblich verstoßen worden. Da 
Vertragspartner der EU die Hochschule selbst ist und es sich in-
soweit hier generell nicht um eine ad personam einem forschungs-
berechtigten Professor bewilligte Förderung handelt, steht diesem 
auch nicht das in Hochschulsatzungen verankerte Wahlrecht zu, 
einen Auftrag entweder vollständig als Dienstaufgabe oder in 
Nebentätigkeit – mit den daraus wiederum resultierenden dienst-
rechtlichen Verpflichtungen – wahrzunehmen.

 Die Hochschule hätte sich bereits bei der offiziellen Einreichung 
der diesbezüglichen EU-Förderanträge darüber Klarheit verschaf-
fen müssen, ob die vom Projektleiter selbst während der drei- 
bzw. vierjährigen Vertragslaufzeiten erwarteten Leistungen im 
Rahmen seines Hauptamtes überhaupt leistbar sind oder ob z.B. 
über bereits gewährte Lehrentlastungen für die Wahrnehmung von 
Forschungsaufgaben hinaus gegebenenfalls weitere Entlastungen 
hätten ausgesprochen werden müssen. Eine Umgehung des Ver-
bots der persönlichen Honorierung von als Dienstaufgabe wahr-
zunehmender Drittmittelforschung durch den Abschluss eines 
Werkvertrags mit einem Dritten,9 der wiederum die Aufgaben in 
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9 Der Werkvertrag vom Juni 2007 wurde im Übrigen ebenfalls ohne die vergabe-
rechtlich notwendige Ausschreibung der Leistung im Wettbewerb und unter 
Nichtbeachtung der rechtlich vorgeschriebenen Unterzeichnung durch zwei Ver-
tretungsbefugte abgeschlossen.
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vollem Umfang an den projektleitenden Wissenschaftler gegen 
entsprechende Vergütung (rund 60.000 Euro) überträgt, ist recht-
lich unzulässig. Zu vergleichbaren Verstößen ist es bereits bei zwei 
früheren Vorhaben mit Honorarzahlungen von rund 65.000 Euro 
gekommen.

 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und die Hochschule ge-
beten, eine Rückabwicklung der aktuellen Verträge zu prüfen und 
für eine rechtlich einwandfreie Durchführung der Projekte Sorge zu 
tragen.

 Stellungnahme der Verwaltung

68. BWF, UHH und HAW haben den Feststellungen, Beanstandungen, 
Forderungen und Empfehlungen des Rechnungshofs zugestimmt 
und zugesagt, die Hinweise künftig zu beachten sowie gegebe-
nenfalls erforderliche Maßnahmen umsetzen bzw. Prüfungen vor-
nehmen zu wollen. Zu dem in Tz. 67 beanstandeten Werkvertrag 
hat die betroffene Hochschule mitgeteilt, dass der Vertrag mit dem 
Dienstleister einvernehmlich mit Wirkung zum 30. November 2007 
aufgelöst worden sei und die Hochschule das Verbot der persön-
lichen Honorierung von als Dienstaufgabe wahrgenommener Dritt-
mittelforschung künftig beachten werde. Die BWF hat erklärt, sie 
werde organisatorische Fragen bezüglich der KH alsbald klären 
und belastbare Zukunftsentscheidungen treffen. Insbesondere die 
personalrechtliche Seite solcher Entscheidungen bedürfe einer 
gewissenhaften Überprüfung.
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 Behörde für Wirtschaft und Arbeit

 Förderung der Arbeits-
marktpolitik aus Mitteln des
Europäischen Sozialfonds

Das in der Behörde für Wirtschaft und 
Arbeit als fondsverwaltender Behörde be-
stehende Verwaltungs- und Kontrollsystem 
entspricht aufbauorganisatorisch den euro-
parechtlichen Anforderungen.

Das Verfahren der Zuwendungsgewährung 
und der internen Finanzkontrolle weist aller-
dings Mängel auf.

69. Der Europäische Sozialfonds (ESF) gehört zu den Strukturfonds, 
mit denen die Europäische Union (EU) die im Vertrag zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft festgelegte Politik verfolgt, den 
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt der Gemeinschaft zu 
stärken.1 Sie hat sich u.a. zum Ziel gesetzt, die Bildungs-, Ausbil-
dungs- und Beschäftigungspolitiken und -ziele anzupassen und 
zu modernisieren („Ziel 3“).2 Diesem Zweck dient der 1957 zur För-
derung von Maßnahmen zur Verhinderung und Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit sowie zur Entwicklung der Humanressourcen und 
der sozialen Integration in den Arbeitsmarkt eingerichtete ESF.3

 Der Anteil Hamburgs an den ESF-Mitteln für die Förderperiode 
2000 bis 2006 beträgt 148,9 Mio. Euro. Zuständige Behörde war 
zunächst die damalige Behörde für Arbeit, Gesundheit und Sozi-
ales; am 1. Januar 2002 ist die Zuständigkeit auf die Behörde für 
Wirtschaft und Arbeit (BWA) übergegangen.

70. In dem von Bund und Ländern erarbeiteten „Einheitlichen Pro-
grammplanungsdokument zur Entwicklung des Arbeitsmarktes 
und der Humanressourcen“ (EPPD) vom 30. August 2000 ist die 
Förderstrategie für den Einsatz des ESF in der Förderperiode 2000 
bis 2006 mit sechs Politikbereichen (A bis F) festgelegt worden. 
Der Politikbereich „A“ (Aktive und präventive Arbeitsmarktpolitik) 
bildet hierbei mit 40 % der Mittel den Schwerpunkt. Neben den 
programmatischen Grundlagen enthält das EPPD auch Festle-
gungen zum Verwaltungs- und Kontrollsystem im Bund und den 
einzelnen Ländern. Durch die Genehmigung der EU-Kommission 
ist das EPPD verbindliche Grundlage für die Planung und Umset-
zung der Fördermaßnahmen geworden.

1 Artikel 158 und 160 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
vom 25. März 1957 – Konsolidierte Fassung –, ABl. C 321 E vom 29. Dezember 
2006, S. 37 ff.

2 Vgl. Artikel 1 der Verordnung der Europäischen Gemeinschaft – VO (EG) Nr. 
1260/1999 vom 21. Juni 1999 mit allgemeinen Bestimmungen über die Struktur-
fonds, ABl. L 161, S. 1.

3 Vgl. Artikel 1 der VO (EG) Nr. 1784/1999 vom 12. Juli 1999 betreffend den Euro-
päischen Sozialfonds, ABl. L 213, S. 5.
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71. Neben zuwendungsrechtlichen Bestimmungen Hamburgs sind 
europarechtliche Vorgaben sowohl in Bezug auf die Aufbau- und 
Ablauforganisation der Behörde als auch auf das Verwaltungs-
verfahren zu beachten. Für den Fall der Nichteinhaltung europa-
rechtlicher Vorschriften oder des EPPD kann es – sofern Verstöße 
nicht behoben werden – zu Finanzkorrekturen und demzufolge zur 
Rückzahlung bereits ausgezahlter Mittel an die Europäische Kom-
mission kommen.4

 Aufbauorganisation

72. Der Mitgliedstaat hat dafür Sorge zu tragen, dass die für die Ver-
waltung der ESF-Mittel erforderliche Verwaltungsstruktur vorhan-
den ist:

 – Die der Kommission zu benennende Verwaltungsbehörde 
trägt die Verantwortung für die Wirksamkeit und die Ord-
nungsmäßigkeit von Verwaltung und Durchführung der Maß-
nahmen und hat zugleich die Mittelverwendung im konkreten 
Fall zu prüfen (vgl. Tz. 77).5 

 – Aufgabe der Zahlstelle ist im Wesentlichen die Abwicklung 
der Auszahlungsanträge.6 

 – Für stichprobenartige Kontrollen (vgl. Tz. 83) ist eine beson-
dere Prüfeinrichtung erforderlich, bei der eine angemessene 
Funktionstrennung zu den Durchführungs- und Auszahlungs-
aufgaben zu gewährleisten ist.7

 – Die in ihrer Funktion von der Verwaltungsbehörde und der 
Zahlstelle ebenfalls zu trennende sogenannte Unabhängige 
Stelle hat die Ordnungsmäßigkeit der Abwicklung der För-
dermaßnahmen insgesamt zu prüfen und der Europäischen 
Kommission hierüber einen Bericht vorzulegen.8 Die mit 
Durchführungsaufgaben betraute Stelle darf gegenüber der 
Unabhängigen Stelle keine Weisungsbefugnis besitzen und 
die Unabhängige Stelle darf kein unmittelbares eigenes Inter-
esse an der Programmdurchführung haben.9

73. Die Aufgaben der Verwaltungsbehörde und der Zahlstelle wer-
den seit dem 1. Januar 2002 in der BWA wahrgenommen (vgl. 
Tz. 69). Programmumsetzende Stelle ist dort das Referat Euro-
päischer Sozialfonds in der Abteilung Arbeitsmarktpolitik des 
Amtes Strukturpolitik, Arbeitsmarkt, Agrarwirtschaft (Amt A). Die 
Funktion der Zahlstelle wurde bis Mai 2007 von der Büroleitung 
des Amtes und seitdem von der Zentralverwaltung, die Funktion
der Prüfeinrichtung zunächst von der Abteilung Prüfung und 

4 Artikel 39 der VO (EG) Nr. 1260/1999 vom 21. Juni 1999.
5 Artikel 34 Absatz 1 der VO (EG) Nr. 1260/1999 vom 21. Juni 1999.
6 Artikel 9 Buchstabe o der VO (EG) Nr. 1260/1999 vom 21. Juni 1999.
7 Artikel 10 und 11 der VO (EG) Nr. 438/2001 vom 2. März 2001, ABl. L 63, S. 21.
8 Artikel 38 Absatz. 1 Buchstabe f der VO (EG) Nr. 1260/1999 vom 21. Juni 1999 in 

Verbindung mit Artikel 15 und 16 der VO (EG) Nr. 438/2001 vom 2. März 2001.
9 Vgl. Nr. 7.2 des EPPD, S. 258 f.
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Beratung des Amtes A und seit Mai 2007 von der Innenrevision 
wahrgenommen. Die Innenrevision, die fachlich dem Staatsrat der 
Behörde zugeordnet ist und keinen Weisungen der anderen Stel-
len unterliegt, fungiert auch als Unabhängige Stelle.

74. Die erforderliche Funktionstrennung zwischen der Verwaltungs-
behörde und der für Stichprobenkontrollen zuständigen Stelle 
bzw. der Unabhängigen Stelle ist danach gewahrt. In der BWA als 
fondsverwaltender Behörde ist ein Verwaltungs- und Kontrollsys-
tem installiert, das aufbauorganisatorisch den europarechtlichen 
Anforderungen entspricht.

 Auswahl und Zuordnung der Projekte

75. Die Durchführung des EPPD ist nach Artikel 35 der VO (EG) Nr. 
1260/1999 vom 21. Juni 1999 durch einen Begleitausschuss zu 
überwachen. Aufgabe dieses auf Bundesebene eingerichteten 
Ausschusses ist es u.a., Kriterien für die Auswahl der zu för-
dernden Projekte festzulegen. Dies ist jedoch nicht erfolgt. Ein auf 
der Ebene Hamburgs eingerichteter sogenannter Beratender Aus-
schuss hat zwar zu Beginn des Jahres 2001 Kriterien beschlos-
sen. Diese sahen aber keine Mindestanforderungen vor, sodass 
letztlich jedes angetragene Projekt förderfähig war. 

 Der Rechnungshof hat das Fehlen erforderlicher Auswahlkriterien 
beanstandet. Er hat empfohlen, über das Auswahlverfahren eine 
Verständigung mit der Europäischen Kommission herbeizuführen. 

76. Die im EPPD festgelegte strategische Planung mit der Zuord-
nung der finanziellen Mittel zu den Politikbereichen (vgl. Tz. 70) ist 
Grundlage für Entscheidungen über die Förderung einzelner Pro-
jekte. Die Vorgaben sind sowohl von Bedeutung für den Anteil der 
ESF-Mittel an der Gesamtförderung als auch für spätere Auswer-
tungen zur Zielerreichung der im EPPD festgelegten Planungen. 
Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die Behörde einzelne 
Projekte nicht den zutreffenden Politikbereichen zugeordnet hat 
und dies beanstandet.

 Interne Finanzkontrolle

 Prüfung der Mittelverwendung

77. Nach Artikel 2 der VO (EG) Nr. 438/2001 vom 2. März 2001 hat je-
der Mitgliedsstaat eine einwandfreie Verwaltung der Strukturfonds 
zu gewährleisten und insbesondere die Richtigkeit, Ordnungsmä-
ßigkeit und Zuschussfähigkeit von Anträgen sicherzustellen. 

 Artikel 4 der VO (EG) Nr. 438/2001 vom 2. März 2001 sieht im 
Rahmen des Verwaltungs- und Kontrollsystems eine Prüfung von  
Mittelverwendung und Zielerreichung vor, die u.a. auf die Rich-
tigkeit der in Rechnung gestellten Abrechnungen und die Einhal-
tung der nationalen und europarechtlichen Bestimmungen abzielt. 
Nähere europarechtliche Vorgaben zum Prüfungsverfahren sind –
mit Ausnahme bestimmter Aufzeichnungspflichten – nicht vorge-

Aufbauorgani-
sation im Einklang 
mit europäischem 
Recht
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auswahl
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sehen. Die Ausformung der Prüfungserfordernisse ist damit den 
Mitgliedstaaten überlassen. Da die Förderungen regelhaft im Zu-
wendungsverfahren gewährt werden, ist für die Prüfungen neben 
den EU-Vorgaben das hamburgische Zuwendungsrecht maßge-
bend.

78. Die nach hamburgischem Zuwendungsrecht durchzuführenden 
Prüfungen der Verwendungsnachweise10 sind auf eine zweckent-
sprechende Mittelverwendung einschließlich einer ordnungsge-
mäßen Abrechnung und das Erreichen des Zuwendungszwecks 
gerichtet. Sie entsprechen damit nach ihrer Zielsetzung den in 
Artikel 4 der VO (EG) Nr. 438/2001 vom 2. März 2001 genannten 
Prüfungen. Das hamburgische Zuwendungsrecht hätte daher als 
Maßstab für Art und Umfang dieser Prüfungen herangezogen wer-
den können.

79. Hamburg hat jedoch das folgende, sehr detaillierte Verfahren zur 
Aufnahme in das EPPD benannt:

 – Begleitung / Durchführungskontrolle

  •  Fertigung einer Abrechnung durch den Träger am Ende 
eines jeden Haushaltsjahres und Vorlage eines Verwen-
dungsnachweises zu Beginn des Folgejahres,

  •  Verwendungsnachweisprüfung durch die Behörde,

  •  jährliche Kontrolle jeder einzelnen Kostenposition vor Ort 
per Belegprüfung,

  •  Erstellung eines Prüfberichts sowie gegebenenfalls eines 
Änderungsbescheids nach Beendigung des Prüfverfah-
rens.

 – Verwendungsnachweisprüfung / Abschlussvermerk

  • Prüfungen in der Regel vor Ort,

  • Vornahme von Plausibilitätsprüfungen.

 Das EPPD ist bindende Grundlage für die im Rahmen des ESF 
geförderten Projekte (vgl. Tz. 70) und damit auch für das Verfahren 
der Finanzkontrolle verbindlich.

80. Das für Hamburg geltende Verfahren der internen Finanzkontrol-
le bildet nicht die Prüfungserfordernisse für Zwischen- und Ver-
wendungsnachweise nach hamburgischem Zuwendungsrecht ab, 
sondern geht weit darüber hinaus.

81. Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die vorgenommenen 
Prüfungen bei Weitem hinter dem im EPPD zugesagten Umfang 
zurückgeblieben sind und auch den nach hamburgischem Zuwen-
dungsrecht erforderlichen Prüfungsumfang nicht abdecken:

10 Vgl. § 44 LHO und die dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften (VV).
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 – In lediglich acht von 28 Projekten des untersuchten Politikbe-
reichs A sind überhaupt Prüfungen dokumentiert worden.

 – Von den elf vorgefundenen Prüfungsvermerken entfielen sie-
ben auf die an anderen Anforderungen zu messenden Stich-
probenprüfungen nach den Artikeln 10 ff. (vgl. Tz. 83) und vier 
auf die lediglich rechnerische Prüfung von Zwischennach-
weisen (Plausibilitätsprüfungen).

 – Prüfungsvermerke über Prüfungen im Sinne von Artikel 4 der 
VO (EG) Nr. 438/2001 vom 2. März 2001 und über nach ham-
burgischem Zuwendungsrecht erforderliche weitergehende 
Prüfungen11 fehlten gänzlich.

 – Plausibilitätsprüfungen waren unzureichend.

82. Der Rechnungshof hat beanstandet, dass 

 – durch die seinerzeit zuständige Behörde für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales gegenüber der Kommission weitreichende, 
über das erforderliche Maß hinausgehende Zusagen zur 
Gewährleistung der Prüfungen nach Artikel 4 der VO (EG) 
Nr. 438/2001 vom 2. März 2001 abgegeben wurden und

 – die bisherige Prüfungspraxis nicht den übernommenen Ver-
pflichtungen entsprach.

 Der Rechnungshof hat gegenüber der Behörde angeregt, sich 
künftig gegenüber der Kommission auf den nach hamburgischem 
Zuwendungsrecht erforderlichen Prüfungsumfang zu beschrän-
ken, der bei sachgerechter Anwendung den Anforderungen des 
Artikel 4 der VO (EG) Nr. 438/2001 vom 2. März 2001 entspricht.

 Stichprobenkontrollen

83. Nach Artikel 10 ff. der VO (EG) Nr. 438/2001 vom 2. März 2001 be-
steht die Verpflichtung, anhand einer Stichprobe von mindestens 
5 % der gesamten zuschussfähigen Ausgaben die Wirksamkeit 
der Verwaltungs- und Kontrollsysteme einschließlich der Gewähr-
leistung eines ausreichenden Prüfpfades nachzuprüfen. Dabei ist 
zu ermitteln, ob festgestellte Probleme systematisch auftreten, 
den Ursachen ist gegebenenfalls nachzugehen und es sind die 
erforderlichen Untersuchungen vorzunehmen sowie Abhilfe- und 
Präventivmaßnahmen zu ermitteln.

 Diese Prüfaufgabe, bei der auch das Verwaltungs- und Kontroll-
system insgesamt in die Betrachtung einzubeziehen ist, geht über 
die auf ein einzelnes Projekt bezogene Verwendungsnachweis-
prüfung deutlich hinaus.

Durchführung 
von Prüfungen 
unzu reichend

Prüfungspraxis 
entsprach nicht 
den Verpfl ich-
tungen

11 Vgl. VV Nr. 11.3 zu § 44 LHO.
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84. Nach den Feststellungen der Innenrevision der BWA als Unab-
hängige Stelle wurden im Zeitraum 2000 bis 2004 13,5 % aller 
zuschussfähigen Ausgaben in die Stichprobe einbezogen.

 
 Der Rechnungshof hat die Prüfberichte – soweit sie vorlagen (vgl. 

Tz. 81) – analysiert und dabei festgestellt, dass sich die Prüfungen 
durchweg allein auf den einzelnen Zuwendungsfall und die bei den 
jeweiligen Trägern vorgefundenen Verhältnisse erstreckten. Die 
mit den Stichprobenkontrollen beabsichtigte, über den Einzelfall 
hinausgehende Einbeziehung des Verwaltungs- und Kontrollsys-
tems insgesamt war jedoch nicht Gegenstand der Prüfungen. Da-
mit erfüllten diese in relevanten Punkten ihren eigentlichen Zweck 
nicht.

85. Der Rechnungshof hat dies beanstandet und die Behörde auf-
gefordert, die Prüfaufträge den Vorgaben entsprechend umzu-
setzen.

 Verwaltungsverfahren

 Antragsverfahren

86. Bei der Gewährung von Zuwendungen sind die Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit (§ 7 LHO) sowie der Notwen-
digkeit der Ausgaben (§ 6 LHO) zu beachten. Im Vermerk über das 
Ergebnis der Antragsprüfung soll u.a. insbesondere auf die Not-
wendigkeit und Angemessenheit der Zuwendung eingegangen 
werden.12

87. Der Rechnungshof hat festgestellt, dass diesen Gesichtspunkten 
zu wenig Rechnung getragen wurde.

 Insbesondere wurde der Personaleinsatz der Projektträger, der bei 
den im Rahmen des ESF geförderten Projekten den Schwerpunkt 
bildet, bisher weder unter qualitativen noch unter quantitativen 
Gesichtspunkten ausreichend geprüft. In vielen Fällen wurde der 
Personaleinsatz der Träger ohne Prüfung akzeptiert; Stellenbe-
schreibungen wurden nur in Einzelfällen überprüft.

 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und gefordert, künftig 
grundsätzlich keine Bewilligungen ohne Vorlage der Stellenbe-
schreibungen und Überprüfung der Stellenbewertungen mehr 
auszusprechen.

88. Das Antragsverfahren weist weitere Mängel auf:

 – Zuwendungen wurden in Einzelfällen nachträglich bewilligt,

 – zwingend vorgeschriebene Vermerke über das Ergebnis der 
Antragsprüfung wurden nicht erstellt,

Prüfungen ge-
nügten nicht den 
Anforderungen

12 Vgl. VV Nr. 3.3.1 zu § 44 LHO.
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 – nach Erörterung des Antrages im Beratenden Ausschuss, je-
doch vor Bescheiderteilung wurde Antragstellern die Bereit-
stellung der Zuwendungsmittel ohne Bedingungen bzw. Vor-
behalte bestätigt.

 Der Rechnungshof hat diese nicht den Anforderungen der LHO 
entsprechende Praxis beanstandet und die Behörde zu einem 
ordnungsgemäßen Verfahren aufgefordert. Insbesondere hat er 
die den Antragstellern vor Bescheiderteilung gegebenen Bestä-
tigungen beanstandet. Informationen der Antragsteller über den 
Stand der Bearbeitung müssen so abgefasst werden, dass daraus 
keine Ansprüche abgeleitet werden können und die Behörde ihre 
spätere Entscheidung nicht präjudiziert.

 Wahrung der Mitzeichnungs- und
Beteiligungspflichten

89. Unabhängig von Hamburger Regelungen, die bei Zuwendungen 
in Abhängigkeit von der Betragshöhe unterschiedliche Mitzeich-
nungs- und Beteiligungspflichten vorsehen, hat Hamburg im 
EPPD eine Mitzeichnung sämtlicher Bewilligungsbescheide durch 
den Amtsleiter sowie den Beauftragten für den Haushalt zuge-
sichert. Nach den Feststellungen des Rechnungshofs wurden 
Zuwendungsbescheide durchweg nur durch den zuständigen Ab-
teilungsleiter mitgezeichnet. Der Rechnungshof hat diese Praxis 
beanstandet und die Behörde aufgefordert, eine Klärung mit der 
EU-Kommission herbeizuführen.

 Koordinierung mit anderen Zuwendungsgebern

90. Vorhaben, die aus Mitteln des ESF gefördert werden, erfordern in 
der Regel eine Kofinanzierung aus dem Haushalt Hamburgs oder 
aus anderen öffentlichen Kassen. Für diese Fälle sehen die zu 
§ 44 LHO erlassenen VV in geeigneten Fällen eine Bewilligung 
durch nur eine Stelle, mindestens aber die Herstellung des Einver-
nehmens über die Eckpunkte des Bescheides, seine Grundlagen 
sowie über den Verwendungsnachweis und dessen Prüfung vor.12

 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass es durchweg am nötigen 
Einvernehmen zwischen den Behörden fehlte. In keinem der ge-
prüften Fälle hatten die beteiligten Behörden untereinander Kon-
takt über die zuwendungsfähigen Ausgaben aufgenommen. Nicht 
einmal die Bescheide über die durch andere Behörden bewillig-
ten Mittel sind durchgängig in den jeweiligen Akten vorgefunden 
worden.

 Der Rechnungshof hat die fehlende Koordination bei der Prüfung 
und Bewilligung der Zuwendungen beanstandet. Es sollte – über 
die Herstellung des Einvernehmens hinaus – angestrebt werden, 
künftig eine Bewilligung durch nur eine behördliche Stelle vorzu-
sehen.

13 Vgl. VV Nr. 1.4 zu § 44 LHO.
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 Stellungnahme der Verwaltung

91. Die Behörde hat den Feststellungen des Rechnungshofs im We-
sentlichen zugestimmt. Hinsichtlich der Projektauswahl hat sie 
mitgeteilt, alle Anträge seien auf ihre Förderfähigkeit geprüft und 
gegebenenfalls angepasst worden. Künftig sei vorgesehen, eine 
Auswahl der zu fördernden Projekte anhand von Leistungsbe-
schreibungen vorzunehmen. Sie hat zugesagt, künftig vollstän-
dige Antragsprüfungen vorzunehmen und auch im Übrigen ein 
ordnungsgemäßes Verfahren und die Einhaltung der gegenüber 
der Europäischen Kommission übernommenen Verpflichtungen 
sicherzustellen.
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 Technische Hilfe 
zur Umsetzung des

Europäischen Sozialfonds

Die Behörde für Wirtschaft und Arbeit hat 
einem Träger Mittel für Leistungen der 
Technischen Hilfe ohne die erforderliche 
Prüfung und Festlegung zu Art und Umfang 
des Personaleinsatzes zuerkannt. Das Ver-
waltungsverfahren einschließlich der Wahr-
nehmung der internen Finanzkontrolle weist 
Mängel auf. Die bisherigen Strukturen der 
Aufgabenwahrnehmung führen zu vermeid-
baren Mehrausgaben.

92. Für bestimmte Aufwendungen, die bei der Verwaltung, Durch-
führung, Begleitung und Kontrolle der durch den Europäischen 
Sozialfonds (ESF) finanzierten Projekte entstehen (sogenannte 
Technischen Hilfe), können ebenfalls Mittel des ESF in Anspruch 
genommen werden.1 Die damals zuständige Behörde für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales beauftragte im Jahr 2001 einen nicht 
öffentlichen Träger (nachstehend: Träger) mit der Durchführung 
eines Großteils der Technischen Hilfe in der Förderperiode 2000 
bis 2006. Zu einem geringen Teil nimmt die Behörde2 die Aufgaben 
selbst wahr.

 Beauftragung

93. Die Behörde für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat den Träger 
mit der Wahrnehmung der Aufgabe der Technischen Hilfe betraut, 
ohne zuvor ein öffentliches Bekanntgabeverfahren durchgeführt 
zu haben, obwohl dies in der einschlägigen Dienstvorschrift3 als 
Regelfall vorgesehen war. Sie stützte sich dabei auf die Auffas-
sung eines Mitarbeiters der Europäischen Kommission, dass in 
bestimmten Fällen öffentlicher Auftragsvergaben auf Ausschrei-
bungen verzichtet werden könne. Weitere Gründe für ihr Vorgehen 
dokumentierte sie nicht.

94. Der Rechnungshof hat die mangelnde Begründung und Doku-
mentation der behördlichen Entscheidung beanstandet. Er hat die 
nunmehr zuständige Behörde aufgefordert, künftig in der Regel 
öffentliche Bekanntgaben als geeignetes Mittel zur Erzielung wirt-
schaftlicher Ergebnisse im Wettbewerb einzusetzen.

1 Vgl. Regeln 11.2 und 11.3 des Anhangs zur Verordnung der Europäischen Ge-
meinschaft – VO (EG) Nr. 1685/2000 vom 26. Juli 2000.

2 Seit 1. Januar 2002 ist die Behörde für Wirtschaft und Arbeit (BWA) zuständige 
Behörde.

3 Behörde für Arbeit, Gesundheit und Soziales „Grundsätze für die Bewilligung 
von Zuwendungen, den Abschluss von Vereinbarungen nach § 93 Bundessozial-
hilfegesetz und andere Maßnahmen bei der Erbringung von Sozial- und Gesund-
heitsleistungen“ vom 24. März 1999.
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 Vergütung

95. In dem mit dem Träger abgeschlossenen Vertrag ist vorgesehen, 
dass dieser für seine Leistungen ein Entgelt auf der Basis von Zu-
wendungsbescheiden „in Höhe der im Antrag benannten Mittel“ 
erhalten solle.4 Maßstäbe für die Angemessenheit der Vergütung 
sind nicht entwickelt worden. Obwohl rund 85 % der Gesamt-
kosten der Technischen Hilfe auf den Bereich der Personalkosten 
entfallen, fehlen Festlegungen darüber, welches Personal mit wel-
cher Qualifikation und Vergütung eingesetzt werden soll. Stellen-
beschreibungen und -bewertungen liegen bis auf eine Ausnahme 
nicht vor. Eine Prüfung der beantragten Personalmittel hat damit 
nicht stattgefunden.

 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und die Behörde aufge-
fordert, in künftigen Fällen Art und Umfang des einzusetzenden 
Personals nach vorangehender Prüfung vertraglich zu vereinbaren.

 Zuwendungsverfahren

 Antragsprüfung und Bewilligung

96. Die Voraussetzungen für die Bewilligung von Zuwendungen so-
wie das Antrags- und Bewilligungsverfahren ergeben sich aus den 
zu § 44 LHO erlassenen Verwaltungsvorschriften (VV). Der Rech-
nungshof hat in diesem Zusammenhang Mängel festgestellt:

 – Über mehrere Jahre hinweg wurden die vom Träger bean-
tragten Mittel jeweils in voller Höhe bewilligt, ohne dass eine 
Antragsprüfung durchgeführt bzw. in der Akte dokumentiert 
worden war.

 – Die zuwendungsrechtlich gebotene Koordination der Behörde 
mit der den Zuwendungszweck ebenfalls fördernden Behörde 
für Soziales, Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz ist 
nicht erfolgt.

 – Der Antrag auf eine Zuwendung für die Tätigkeit des Trägers 
anlässlich der „Europawoche“ im April 20025 wurde erst im 
Februar 2003 gestellt und noch am selben Tag bewilligt. Die 
Bewilligung war unzulässig, da Zuwendungen zur Projekt-
förderung nur für Vorhaben bewilligt werden dürfen, mit 
denen noch nicht begonnen worden ist. Ausnahmegründe
lagen nicht vor.

 Der Rechnungshof hat die vorstehenden Mängel beanstandet und 
die Behörde aufgefordert, künftig ein rechtlich einwandfreies und 
transparentes Verfahren sicherzustellen.

4 Diese summierten sich bis zum 1. Quartal 2007 auf rund  5,3 Mio. Euro.
5 Diese Maßnahme der Technischen Hilfe sowie die Durchführung von „Europa-

wochen“ in späteren Jahren wurden aus Hamburger Haushaltsmitteln finanziert.
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 Prüfung der Mittelverwendung

97. Für die durch den ESF bezuschussten Projekte sieht Artikel 4 der 
VO (EG) Nr. 438/2001 vom 2. März 2001 eine Prüfung der Mittel-
verwendung im Rahmen des Verwaltungs- und Kontrollsystems 
vor. Für Hamburg ist im Einheitlichen Programmplanungsdoku-
ment zur Entwicklung des Arbeitsmarktes und der Humanressour-
cen (EPPD) das nähere Verfahren bestimmt.6

98. Danach hätten die jährlichen Zwischennachweise ausnahmslos 
und hinsichtlich jeder einzelnen Kostenposition vor Ort per Be-
legprüfung kontrolliert werden müssen. Dieser Verpflichtung ist 
die Behörde nicht nachgekommen. Selbst Plausibilitätsprüfungen 
wurden nicht oder jedenfalls nicht hinreichend vorgenommen.

 Der Rechnungshof hat bezüglich der gesondert bewilligten Zu-
wendungen für die Durchführung der Europawochen festgestellt, 
dass 

 – Verwendungsnachweise in keinem Jahr fristgerecht einge-
reicht und von der Behörde auch nicht angemahnt wurden,

 – die mit den Zuwendungsbescheiden geforderten Sachbe-
richte in keinem Fall vorgelegt wurden,

 – Prüfungen der Verwendungsnachweise nicht dokumentiert 
sind.

 Der Rechnungshof hat die Mängel im Verwendungsnachweisver-
fahren beanstandet. Er hat die Behörde aufgefordert, ordnungs-
gemäße Prüfungsverfahren sicherzustellen.

 Umbuchungen im Datenbanksystem INEZ

99. Um Transparenz hinsichtlich der einzelnen Leistungsbereiche der 
Technischen Hilfe herzustellen, veränderte die Behörde im Jahr 
2007 die Basis des Zuwendungsverfahrens rückwirkend bis zum 
Jahr 2000. Die im Datenbanksystem INEZ dokumentierte Grund-
lage waren zwei Bescheide, mit denen alle früheren Bescheide 
wider rufen und die Sachverhalte neu geregelt wurden.

 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass diese neuen Bescheide 
in INEZ als abgesandt und bestandskäftig gekennzeichnet waren, 
obwohl dies nicht den Tatsachen entsprach. Die Behörde hat dazu 
mitgeteilt, sie habe diesen Vorgang in INEZ simulieren müssen, um 
Verrechnungen vornehmen zu können.

100. Das Datenbanksystem INEZ dient u.a. dazu, jederzeit einen Über-
blick über den aktuellen Stand des Zuwendungsgeschehens 
zu ermöglichen.7 Es ist nicht hinnehmbar, dass ein solches, auf 

6 Vgl. Tz. 77 ff.
7 Vgl. Bürgerschaftsdrucksachen 16/5000 vom 16. November 2000, S. 1683 ff. 

und 16/5992 vom 8. Mai 2001, S. 5.
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Dokumentation und Transparenz angelegtes Verfahren mittels 
simulierter Vorgänge umgangen wird. Der Rechnungshof hat das 
Vorgehen beanstandet und die Behörde aufgefordert, eine den 
Tatsachen entsprechende Dokumentation der Zuwendungsver-
fahren sicherzustellen. 

 Technische Hilfe durch die Behörde

101. Ein Großteil der von der Behörde selbst zu erbringenden Tech-
nischen Hilfe liegt in der Wahrnehmung der Prüfungsaufgaben 
im Rahmen der internen Finanzkontrolle. Dies ist bisher nicht im 
erforderlichen Umfang erfolgt,8 sodass sich die Behörde veran-
lasst sah, die unterbliebenen Prüfungen extern zu vergeben. Da 
Hamburg die für die Technische Hilfe zur Verfügung stehenden 
EU-Mittel bereits ausgeschöpft hat, müssen die Aufwendungen 
hierfür aus dem Hamburger Haushalt geleistet werden.

102. Nach den Grundsätzen von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
(§ 7 LHO) muss angestrebt werden, Aufbauorganisation und Ver-
waltungsverfahren so zu gestalten, dass die für die Technische 
Hilfe zur Verfügung stehenden Mittel auskömmlich sind. Der 
Rechnungshof hat die Behörde aufgefordert, eine Überprüfung 
vorzunehmen und für die künftige Förderperiode eine Struktur 
hinsichtlich Konzeption, Bewilligung, Begleitung, Abwicklung und 
Prüfung von Projekten zu entwickeln, die eine ordnungsgemäße 
Aufgabenerledigung mit den zur Verfügung stehenden Mitteln der 
Technischen Hilfe ermöglicht.

 Stellungnahme der Verwaltung

103. Die Behörde hat die Feststellungen des Rechnungshofs aner-
kannt. Für die künftige Förderperiode werde die Beauftragung 
nach Durchführung eines Interessenbekundungsverfahrens erfol-
gen. Eine Prüfung im Hinblick auf die Auskömmlichkeit der Mit-
tel solle erfolgen. Die Behörde hat im Übrigen für die Zukunft ein 
rechtlich einwandfreies und transparentes Verfahren zugesagt.

8 Vgl. Tz. 81 f.
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 Behörde für Wirtschaft
 und Arbeit / Behörde für
 Bildung und Sport

 Förderung der berufl ichen
 Qualifi zierung von Jugendlichen
 mit Migrationshintergrund

Die europarechtlich für eine wirksame Kon-
trolle der Fördermittelvergabe vorgesehe-
nen Funktionen sind in Hamburg vorhanden. 
Vorgaben der Europäischen Union zur Aus-
wahl und zum Prüfungsverfahren bei Pro-
jekten, die mit Mitteln des Europäischen 
Sozialfonds gefördert werden, wurden je-
doch nicht immer eingehalten. 

Vorschriften zur Landeshaushaltsordnung 
wurden vielfach nicht beachtet. Die kon-
krete Wirksamkeit des Projekts konnte nicht 
nachgewiesen werden. Es liegt ein Verstoß 
gegen das Verbot der Besserstellung von 
Mitarbeitern der Zuwendungsempfängerin 
gegenüber jenen der Freien und Hansestadt 
Hamburg vor.

 Finanzierung eines Netzwerkprojekts

104. Zweck des geprüften Zuwendungsprojekts ist der Aufbau und 
die Pflege eines Netzwerkes im Bereich der Berufsqualifizierung. 
Dieses soll die Chancen einer beruflichen Integration von Jugend-
lichen mit Migrationshintergrund verbessern. Das Projekt ist dem 
Politikbereich C („Berufliche und allgemeine Bildung, lebenslanges 
Lernen“) des Europäischen Sozialfonds (ESF) zugeordnet. Neben 
der Finanzierung aus dem ESF – zuständig hierfür ist die Behörde 
für Wirtschaft und Arbeit (BWA) – wird das Projekt von der Behör-
de für Bildung und Sport (BBS) mit Hamburger Mitteln kofinan-
ziert. Seit Projektbeginn (1. September 2002) wurden bis zum 
30. Juni 2007 insgesamt rund 1,5 Mio. Euro bewilligt, der ESF-Anteil 
daran beläuft sich auf rund 700.000 Euro. Der Rechnungshof hat 
das Projekt im Hinblick auf die Beachtung europarechtlicher sowie 
Hamburger Vorgaben geprüft.

 Europarechtliche Vorgaben

105. Nach der für die Strukturfondsperiode 2000 bis 2006 gelten-
den Verordnung der Europäischen Gemeinschaft – VO (EG) Nr. 
1260/1999 vom 21. Juni 1999 haben die Mitgliedstaaten zur ord-
nungsgemäßen Verwaltung und Durchführung der Fondsinter-

Europarechtlich 
vorgesehene Institu-
tionen vorhanden
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ventionen1 Verwaltungsbehörden und Zahlstellen zu benennen. 
Ein für die Programmüberwachung zuständiger Begleitausschuss 
und eine „Unabhängige Stelle“, die der Europäischen Kommission 
über die Ergebnisse durchgeführter Kontrollen zu berichten hat, 
sind einzurichten. 

 Der Begleitausschuss besteht auf Bundesebene, die übrigen 
Funktionen sind vorhanden und werden für Hamburg von der 
BWA wahrgenommen. 

106. Die Vorgaben der VO (EG) 1260/1999 vom 21. Juni 1999 und des 
EPPD für die Bewertung von Fördermaßnahmen aus Mitteln des 
ESF beziehen sich überwiegend auf die Ebene der Intervention, 
d.h. des Gesamtprogramms. Sie sind insoweit auf einzelne Ope-
rationen wie das hier geprüfte Projekt nicht anwendbar. Dies gilt 
für die interventionsbezogenen Vorgaben zur prozentualen Beteili-
gung des ESF an den zuschussfähigen Gesamtkosten ebenso wie 
für die Vorschriften zur wirtschaftlichen Mittelverwaltung. 

 Nach der VO (EG) 438/2001 vom 2. März 2001 sind operations-
bezogen zwar Stichprobenkontrollen vorgesehen. Das geprüfte 
Projekt war jedoch nicht Teil einer solchen Stichprobe. 

107. Der Rechnungshof hat aber festgestellt, dass das seitens Ham-
burgs der Europäischen Kommission im EPPD für die Prüfung 
einzelner Projekte zugesagte Verfahren nicht eingehalten wurde, 
und dies beanstandet. Die vorgesehenen Prüfschritte sind sehr 
detailliert und gehen über das nach Landesrecht Vorgegebene 
hinaus. Der Rechnungshof hält die in den Vorschriften zur LHO 
vorgesehenen, weniger aufwendigen Prüfungen zur Beurteilung 
der Wirtschaftlichkeit der Mittelverwendung für ausreichend und 
hat angeregt, sich mit der Kommission auf dieser Basis auf ein 
neues Verfahren zu verständigen.

108. Die Zuordnung des Projekts zum Politikbereich C der ESF-Förde-
rung ist inhaltlich nachvollziehbar und damit nicht zu beanstan-
den. Die BWA hat aber ihre Förderentscheidung ohne die nach der 
VO (EG) 1260/1999 vom 21. Juni 1999 erforderlichen Auswahl-
kriterien getroffen. Das in Hamburg praktizierte Verfahren einer 
Punktevergabe ohne Festlegung einer Mindestpunktzahl hat es 
erlaubt, jedes beliebige Projekt als förderungswürdig einzustufen. 
Der Rechnungshof hat dies beanstandet und zudem gefordert, zur 
Erhöhung der Wirtschaftlichkeit verstärkt Wettbewerbsverfahren 
durchzuführen.2

1 Diese fassen das gemeinschaftliche Förderkonzept mit seinen Schwerpunkten, 
u.a. im sogenannten Einheitlichen Programmplanungsdokument zur Entwick-
lung des Arbeitsmarktes und der Humanressourcen (EPPD), zusammen bzw. 
regeln dessen Durchführung im Mitgliedstaat.

2 Vgl. bereits Jahresbericht 2000, Tzn. 403 bis 431 und Jahresbericht 2002, Tzn. 
22 bis 44.
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 Stellungnahme der BWA

109. Die BWA hat den Feststellungen des Rechnungshofs grundsätzlich 
zugestimmt. Bezüglich des Verfahrens zur Finanzkontrolle befinde 
sie sich im Gespräch mit der Europäischen Kommission. Für die 
Entscheidungen über die Projektförderungen seien in der neuen 
Förderperiode (2007 bis 2013) ein Bewertungsschema und für be-
stimmte Förderbereiche Punktuntergrenzen für bewilligungsfähige 
Projekte vorgesehen. Sie wolle künftig verstärkt Wettbewerbsver-
fahren im Rahmen der Antragstellung vorsehen.

 Hamburgisches Zuwendungsrecht

 Antragsprüfung, Zusammenarbeit der Behörden

110. Gewähren mehrere Behörden Zuwendungen für den gleichen 
Zweck, so soll die Bewilligung durch nur eine Stelle erfolgen. Zu-
mindest müssen sie über die zuwendungsfähigen Ausgaben Ein-
vernehmen herstellen und eine Stelle bestimmen, die den Verwen-
dungsnachweis prüfen wird.3 

111. Im Unterschied zur BBS hat die BWA den Zuwendungsantrag nicht 
hinreichend geprüft und ist so zu einer anderen, nicht zutreffenden 
Bewertung der Projektstellen und der Verwaltungsgemeinkosten 
gelangt.

 Auch im weiteren Verfahren haben sich die Behörden nicht hinrei-
chend abgestimmt: Weder erfolgte die Auszahlung der Mittel in 
einzelnen Raten entsprechend den in den Zuwendungsbeschei-
den festgelegten prozentualen Anteilen beider Behörden an der 
Gesamtfinanzierung noch wurden die in der Förderrichtlinie der 
BWA festgelegten Grenzen der Beteiligung des ESF immer einge-
halten. Eine Festlegung, wer den Verwendungsnachweis prüfen 
solle, ist unterblieben. 

112. Der Rechnungshof hat eine bessere Behördenkoordination gefor-
dert. Er hat darauf hingewiesen, dass eine Bearbeitung durch nur 
eine Behörde sowohl dazu beitragen könnte, das Zuwendungs-
verfahren zu vereinfachen und zu verbessern als auch den Verwal-
tungsaufwand für die Zuwendungsempfänger zu verringern.

 Bedarfsanalyse und Wirksamkeit des Projekts

113. Zuwendungen dürfen nur gewährt werden, wenn ein erhebliches In-
teresse Hamburgs an den mit ihnen verfolgten Zwecken besteht.4

 Die Zuwendungsempfänger haben die Verwendung der gewährten 
Mittel nachzuweisen und die Behörden müssen diese Nachweise u.a. 
daraufhin überprüfen, ob der Zuwendungszweck erreicht wurde.5

3 Verwaltungsvorschrift (VV)  Nr. 1.4 zu § 44 LHO.
4 § 44 Absatz 1 Satz 1 in  Verbindung  mit § 23 LHO.
5 VV Nr. 11 zu § 44 LHO.
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 Eine nachvollziehbare und aussagekräftige Bedarfsanalyse, die das
Interesse der Stadt an der Maßnahme konkretisiert hätte, wurde 
von beiden Behörden nicht vorgenommen.

 Die Zuwendungsbescheide beschreiben den Zuwendungszweck 
nur verbal. Danach wird u.a. angestrebt, „die Bedeutung der Be-
rufsausbildung für die Zielgruppe selbst und in der öffentlichen 
Wahrnehmung zu stärken“ und „die Kooperation der für die Be-
rufsausbildung junger Migranten und Migrantinnen relevanten Ak-
teure zu verbessern“. Soweit eine Messung leicht möglich wäre 
(z.B. bei dem Ziel, „die Abbruchquote in der betrieblichen Aus-
bildung von jungen Migrantinnen und Migranten zu reduzieren“), 
wurde weder die Ausgangssituation erfasst (bisherige Abbruch-
quote) noch ein Zielwert genannt (Umfang der Reduktion bis zum 
Abschluss der Maßnahme). 

 Da keine operablen Kennzahlen definiert wurden, war eine Er-
folgskontrolle nicht möglich; die Wirksamkeit des Projekts konn-
te nicht nachgewiesen werden. Es bleibt offen, ob sich die maß-
geblichen Lebensverhältnisse der Zielgruppe in der gewünschten 
Weise verbessert haben. Angesichts der Konkurrenz einer Vielzahl 
möglicher Projekte bei begrenzten finanziellen Ressourcen ist es 
jedoch notwendig, den konkreten Nutzen der bewilligten Projekte 
festzustellen, um daraus für folgende Bewilligungsperioden Kon-
sequenzen ziehen und die Förderung auf die wirksamsten Projekte 
ausrichten zu können. Die Verwendungsnachweise wurden zudem 
von beiden Behörden lediglich einer „Eingangsprüfung“ auf Plau-
sibilität unterzogen. Eine ordnungsgemäße Prüfung erfolgte bisher 
nicht.

 Der Rechnungshof hat das Fehlen einer Bedarfsermittlung sowie 
einer Wirksamkeitskontrolle beanstandet.

 Stellenbewertung / Besserstellungsverbot

114. Soweit Zuwendungsempfänger sich – wie im hier behandelten Fall 
– überwiegend aus Zuwendungen der öffentlichen Hand finanzie-
ren, sollen ihre Beschäftigten grundsätzlich nicht besser gestellt 
werden als vergleichbare Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
der Freien und Hansestadt Hamburg.6 Gleichwohl sind die Inten-
danzstellen der Zuwendungsempfängerin bisher keiner Stellen-
bewertung unterzogen worden. Ein Angestellter ist – unabhängig 
von der Frage seiner möglicherweise zu hohen Eingruppierung –
bereits durch Nebenabreden zu seinem Arbeitsvertrag besser ge-
stellt als vergleichbare Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der 
Stadt. Ihm werden u.a. Sozialversicherungsbeiträge erstattet und 
er verfügt über einen auch privat zu nutzenden Dienstwagen. 

115. Die Darstellung der BBS, im öffentlichen Dienst unübliche Ver-
günstigungen seien jedenfalls nicht von ihr finanziert worden und 
sie sei auch nicht in der Lage, den Arbeitsvertrag des Angestellten 

6 Sogenanntes Besserstellungsverbot, vgl. Artikel 21 des Haushaltsbeschlusses. 
Eine entsprechende Auflage war auch im Zuwendungsbescheid enthalten.
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mit der Zuwendungsempfängerin zu ändern, vermag ihr Vorgehen 
nicht zu rechtfertigen. Angesichts des hohen Anteils der öffent-
lichen Finanzierung der Zuwendungsempfängerin hat eine Besser-
stellung zu unterbleiben, auch wenn für deren Finanzierung formal 
private Mittel eingesetzt wurden. Die bewilligende Behörde hat die 
Möglichkeit, die Zuwendung zu versagen oder in begründeten Fäl-
len im Rahmen der zuwendungsrechtlichen Bestimmungen nach 
einheitlichen Kriterien und Bedingungen Ausnahmen zuzulassen. 

116. Der Rechnungshof hatte die BBS bereits im Jahresbericht 2002 
(Tzn. 68 bis 92) zur Beachtung des Besserstellungsverbots auf-
gefordert. Der Senat hatte dies zugesagt.7 Der Rechnungshof hat 
beanstandet, dass die BBS dieser Zusage nicht gefolgt ist.

 Aktenführung in der BBS

117. Behördenakten müssen den wesentlichen Verfahrensablauf voll-
ständig wiedergeben und die maßgeblichen Gründe für Entschei-
dungen enthalten. 

 In der BBS wurde ein Beamter unter Anerkennung öffentlicher 
Interessen wiederholt langfristig ohne Bezüge beurlaubt, um eine 
Tätigkeit bei der Zuwendungsempfängerin ausüben zu können. 
Hierdurch entstehen Pensionslasten für Hamburg. Eine Begrün-
dung für ihre Entscheidung hat die BBS nicht zu den Akten ge-
nommen. Dem Rechnungshof war so eine Überprüfung des Ver-
waltungshandelns nicht möglich.

 Der Rechnungshof hat die mangelhafte Dokumentation bean-
standet. 

 Stellungnahmen der Behörden

118. Beide Behörden haben den Feststellungen des Rechnungshofs 
grundsätzlich zugestimmt. Die BWA hat zugesagt, künftig voll-
ständige Antragsprüfungen vorzunehmen. Beide Behörden wollen 
Möglichkeiten einer besseren Koordination im Zuwendungsverfah-
ren prüfen. Auch haben sie die Notwendigkeit von Bedarfsanaly-
sen und darauf aufbauenden, hinreichend konkreten Zielvorgaben 
und entsprechend operablen Kennzahlen akzeptiert. Die Prüfung 
der Verwendungsnachweise soll künftig den Vorschriften zur LHO 
entsprechen.

119. Die BBS hat zugesagt, sie werde die Grundsätze ordnungsgemä-
ßer Aktenführung künftig beachten. Sie wird sich bemühen, den 
Forderungen des Rechnungshofs zur Beendigung der Besserstel-
lung des Angestellten im Rahmen ihrer rechtlichen Möglichkeiten 
nachzukommen.

7 Stellungnahme des Senats zum Jahresbericht 2002 des Rechnungshofs, Bür-
gerschaftsdrucksache 17/1115 vom 2. Juli 2002.
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 V. Norddeutsche Kooperation

Insbesondere zwischen Hamburg und 
Schleswig-Holstein bestehen zahlreiche 
Kooperationen; weitere – auch mit anderen 
norddeutschen Ländern – erscheinen mög-
lich und sinnvoll. Voraussetzung ist jedoch 
eine kostengünstigere oder verbesserte 
Aufgabenwahrnehmung.

120. Kooperationen zwischen den Verwaltungen der norddeutschen 
Länder blicken auf eine lange Tradition zurück. So haben etwa 
Bremen, Hamburg und Schleswig-Holstein bereits 1949 eine ge-
meinsame Patentkammer beim Landgericht Hamburg gebildet und 
1950 ein gemeinsames Justizprüfungsamt für die Große juristische 
Staatsprüfung geschaffen; auch in den Bereichen Polizei und Straf-
vollzug arbeiteten die norddeutschen Länder schon in den 1950er 
Jahren vielfach eng zusammen. Mit wechselnder Intensität wurden 
Kooperationsprojekte von Überlegungen zur Errichtung eines – erst 
aus bis zu vier, seit der deutschen Wiedervereinigung gegebenen-
falls aus fünf Ländern, zwischenzeitlich aber eher aus Hamburg 
und Schleswig-Holstein bestehenden – Nordstaats begleitet. 

121. In den vergangenen Jahren haben die bestehenden Kooperati-
onen eine breite Vielfalt an Themen erreicht, z.B. im Bereich der 
Landesfeuerwehrschulen1, der Bibliotheken2 und zu gemeinsamen 
Beschaffungen. Insbesondere in jüngerer Zeit gab es länderüber-
greifende Fusionen bestehender Einrichtungen: 

 – Dataport – Anstalt öffentlichen Rechts – wurde 2004 zunächst 
als Zusammenschluss der Datenzentrale Schleswig-Holstein, 
des Landesamts für Informationstechnik Hamburg und der 
Zentralstelle Informations- und Kommunikationswesen im 
Senatsamt für Bezirksangelegenheiten gegründet. 2006 trat 
die Freie Hansestadt Bremen der Mehrländeranstalt bei und 
das „Fachrechenzentrum“ der Steuerverwaltung des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern wurde einbezogen. 

 – 2004 wurde aus den Dienststellen Hamburg und Schleswig-
Holstein die Eichdirektion Nord gegründet und zum 1. Januar
2008 durch den Beitritt der Eichverwaltung Mecklenburg-
Vorpommern erweitert. 

 – Ebenfalls 2004 erfolgte die Zusammenlegung der Statisti-
schen Landesämter Hamburg und Schleswig-Holstein zum 
Statistischen Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein.

 – 2007 fusionierten die Hamburgische Anstalt für neue Medien 
und die schleswig-holsteinische Unabhängige Landesanstalt 
für Rundfunk und neue Medien zur Medienanstalt Nord.

1 Kooperation der norddeutschen Landesfeuerwehrschulen bei der Aus- und Fort-
bildung im Brand- und Katastrophenschutz seit 2004.

2 Gemeinsamer Bibliotheksverbund seit 1996.
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122. Grundsätzlich können gerade aus derartigen Zusammenlegungen 
Synergieeffekte und Rationalisierungsgewinne erwartet werden, 
weil eine aus mehreren kleineren Verwaltungseinheiten gebildete 
größere ihre Aufgaben ebenso wirtschaftlich wahrnehmen müss-
te wie die entsprechende Einheit eines größeren Bundeslandes. 
In der Praxis zeigt sich jedoch, dass gewachsene Strukturen 
und gewohnte Orientierungen eine Rolle spielen und scheinbar 
offensichtliche Effizienzgewinne durch fusionsbedingten neuen 
Aufwand kompensiert werden können. Insbesondere eine Beibe-
haltung mehrerer Standorte der fusionierten Einheit erscheint z.B. 
infolge erhöhter Abstimmungsbedarfe, nicht realisierter Synergien 
oder steigender Reisekosten nicht grundsätzlich vorteilhaft.

 Es sind verschiedene Kooperationsformen zu unterscheiden, mit 
denen nicht nur unterschiedlicher Reformaufwand, sondern vor 
allem unterschiedliche Intensität verbunden ist: Die Zusammen-
fassung im Sinne einer gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung an 
nur noch einem Standort bietet sich insbesondere dann an, wenn 
es sich um Aufgaben ohne Kontakt zur Bevölkerung handelt und 
dem Sitz der Verwaltung damit nur nachgeordnete Bedeutung zu-
kommt. Entsprechende Abkommen bestehen vielfach, beispiels-
weise bei Beschaffungen. Die Übertragung der Aufgabenwahrneh-
mung auf lediglich ein Land erscheint hingegen vorteilhaft, wenn 
ein Aufgabengebiet mit klaren Wirtschaftlichkeitsgewinnen unter 
mehreren Ländern aufgeteilt werden kann (z.B. die arbeitsteilige 
Erstellung und Fortschreibung von Statistiken durch Hamburg und 
Schleswig-Holstein) oder wenn die zu bearbeitenden Fallmengen 
in einem Land hoch, im anderen Land sehr niedrig sind und damit 
dort nur unwirtschaftlich erledigt werden können (z. B. die Über-
tragung landwirtschaftlicher Förderangelegenheiten von Hamburg 
auf Schleswig-Holstein).

 Jede Kooperation verlangt die Realisierung von Vorteilen – ent-
weder eine Minimierung des Aufwands durch Rationalisierungs-
gewinne oder eine Verbesserung der Aufgabenwahrnehmung. Ziel 
ist jeweils eine Win-win-Situation für sämtliche Partnerländer oder 
sind Paketlösungen, bei denen sich bei der einzelnen Kooperation 
Vorteile jeweils nur für ein Land, im Rahmen einer Gesamtbetrach-
tung aber Vorteile für alle Beteiligten ergeben. Derartige Vorteile 
werden häufig allerdings erst nach längerer zeitlicher Verzögerung 
sichtbar, weil – wie im Falle der Eichdirektion Nord (vgl. Tz. 121) –
z. B. bestehende Mietverträge zu entbehrlich gewordenen Immo-
bilien nicht sofort gekündigt werden können.

123. Der Rechnungshof weist bereits seit Jahren am Beispiel unter-
schiedlicher Verwaltungsbereiche auf Möglichkeiten zur Nutzung 
entsprechender Kooperationsvorteile hin. So hat er angesichts 
der in der Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit und Verbrau-
cherschutz deutlich reduzierten personellen Ausstattung in sei-
nem Jahresbericht 2007 vorgeschlagen, die im Bereich der Kran-
ken- und Pflegeversicherung von der Behörde vorzunehmenden 
Prüfungsaufgaben im Verbund mit anderen Ländern durchzufüh-

3 Vgl. Jahresbericht 2007, Tz. 373.
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ren.3 Zu der Beitreibung von Steuerforderungen hat er ebenfalls 
2007 darauf hingewiesen, dass Vollstreckungsstellen auf länder-
übergreifende Recherchen angewiesen sind und daher ein länder-
übergreifender elektronischer Zugriff auf Schuldnerverzeichnisse 
zu Vorteilen durch staatliche Mehreinnahmen führen könnte.4 
2006 hat der Rechnungshof den Senat gebeten zu prüfen, ob das
Zentralkrankenhaus der Untersuchungshaftanstalt Hamburg als 
gemeinsame Einrichtung der bisher per Abkommen beteiligten 
Länder Bremen und Schleswig-Holstein und gegebenenfalls mit 
Beitrittsoption für weitere Länder gleichmäßiger ausgelastet und 
damit wirtschaftlicher als bisher betrieben werden kann5 und für 
den Bereich der Lehrerfortbildung eine länderübergreifende Zu-
sammenarbeit mit entsprechenden anderen staatlichen Einrich-
tungen sinnvoll sein könnte.6 Ferner hat er empfohlen, dass sich 
die Länder Schleswig-Holstein und Hamburg bei zentralen IT-Be-
schaffungen durch Dataport auf ein gemeinsames Controlling so-
wie eine gemeinsame Vergütungsregelung verständigen.7 Bereits 
in seinem Jahresbericht 2003 hat der Rechnungshof die Frage 
aufgeworfen, ob der aktuelle Aufgabenumfang auf Dauer ein eige-
nes Geologisches Landesamt in Hamburg erfordert oder eine Auf-
gabenübertragung gegen Kostenerstattung auf ein anderes Bun-
desland möglich wäre,8 sowie die Auffassung vertreten, dass über 
Landesgrenzen hinweg ein Abbau von Doppelangeboten und eine 
Schaffung neuer Hochschulstrukturen verfolgt werden sollten.9 
Und schon 1996 hatte er angeregt, im Rahmen der schulischen 
und beruflichen Förderung von Gefangenen Ausbildungsgemein-
schaften zwischen mehreren Bundesländern vorzusehen, um die 
Ausbildungskapazitäten besser auszuschöpfen und die Ausbil-
dungskosten zu senken.10

124. Auch in der jüngeren Vergangenheit hat der Rechnungshof eini-
ge Verwaltungsbereiche und Prozesse daraufhin überprüft, ob 
eine länderübergreifende Kooperation wirtschaftlich sinnvoll sein 
könnte. 

 Wesentlicher Maßstab für die Prüfungstätigkeit des Rechnungs-
hofs ist der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit. Dieser verlangt, dass 
jede gemeinsame oder delegierte Aufgabenwahrnehmung zu einer
Minderung der eingesetzten Ressourcen oder Verbesserung der 
Aufgabenwahrnehmung führen muss, sich somit Rationalisie-
rungspotenziale erschließen oder Effizienzgewinne realisieren
lassen. 

 Bei länderübergreifenden Projekten ist der Rechnungshof auf In-
formationen aus dem potenziellen Partnerland bzw. eine entspre-
chende Parallelprüfung durch den dortigen Landesrechnungshof 
angewiesen, weil die Identifizierung wirtschaftlicher Vorteile einer 
gründlichen Analyse bedarf, der wiederum eine vollständige und 

4 Vgl. Jahresbericht 2007, Tz. 62 f.
5 Vgl. Jahresbericht 2006, Tz. 251. 
6 Vgl. Jahresbericht 2006, Tz. 285.
7 Vgl. Jahresbericht 2006, Tz. 239 f.
8 Vgl. Jahresbericht 2003, Tz. 400 f.
9 Am Beispiel der Kirchenmusik; vgl. Jahresbericht 2003, Tz. 256.
10 Vgl. Jahresbericht 1998, Tz. 110.
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alle Gesichtspunkte berücksichtigende Datenbasis zugrunde lie-
gen muss. Diese Voraussetzungen führten in den vergangenen 
Jahren zu einer verstärkten Zusammenarbeit mit dem Landes-
rechnungshof Schleswig-Holstein insbesondere in Form gemein-
samer Prüfungen und Sitzungen auf Kollegiumsebene, pragma-
tischen Informationsaustauschs sowie personeller Abordnungen 
auf Prüferebene. 

125. Aber auch diese Zusammenarbeit kann nicht zu Erfolgen füh-
ren, wenn erforderliche Vergleiche der Verwaltungen durch un-
terschiedliche oder sogar fehlende Daten- und Kostenstrukturen 
erschwert bzw. ausgeschlossen werden. Ein Beispiel hierfür ist 
die Prüfung des Bluttransfusionswesens im Institut für Transfu-
sionsmedizin (ITM) im Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf 
(vgl. Tzn. 175 bis 176). Mangels differenzierter Kostenkalkulation 
und Kostenträgerrechnung im ITM lassen sich derzeit keine zuver-
lässigen Aussagen darüber treffen, inwieweit Kooperationen mit 
anderen Universitätsklinika wirtschaftliche Vor- oder Nachteile für 
das ITM brächten. 

126. Bei anderen Prüfungen hat sich herausgestellt, dass eine Auswei-
tung bereits bestehender Kooperationen unter Kostengesichts-
punkten keinen Sinn ergibt. So bestehen zwar zur gemeinsamen 
Beschaffung der Dienstwaffen von Polizei und Justiz (vgl. Tz. 157 ff.)
seit vielen Jahren Abkommen zwischen den norddeutschen Län-
dern; sie können jedoch nur dann zu wirtschaftlichen Vorteilen 
führen, wenn die jeweiligen Nutzungszeiträume der in großen Zeit-
abständen zu erneuernden Dienstwaffen harmonieren und eine 
gemeinsame Beschaffung zu größeren Mengenrabatten führt. 
Auch eine gemeinsame Nutzung von Schießstandanlagen hat 
sich nicht als vorteilhaft erwiesen, weil sie überwiegend mit erheb-
lichem Reise- und Zeitaufwand insbesondere im Vergleich zu den 
in Schleswig-Holstein vielfach bestehenden Übungsmöglichkeiten 
vor Ort verbunden wäre.

127. Der Rechnungshof hat in Zusammenarbeit mit dem Landesrech-
nungshof Schleswig-Holstein auch bereits realisierte Fusionen 
untersucht, um zu prüfen, ob die von den Landesregierungen 
angestrebten Ziele tatsächlich erreicht worden sind und die Zu-
sammenlegung damit erfolgreich war. Am Beispiel der mit dem 
Landes rechnungshof Schleswig-Holstein gemeinsam durchge-
führten Prüfung „Entgeltkalkulation“ (vgl. Tz.187) zeigte sich, dass 
bei Dataport trotz entsprechender Vorgaben weder ein Konzept 
für fusionsbedingte Synergien noch daraus abgeleitete Maßnah-
men mit ihren Kosten und geplanten Ergebnissen vorlagen, an-
hand deren die Zielerreichung hätte überprüft werden können. 

128. Zu einem ähnlichen Ergebnis ist die vom Rechnungshof durchge-
führte Untersuchung „Zentrale Erstaufnahmeeinrichtung“ gekom-
men (vgl. Tz. 146 ff.). Hamburg nutzt auf Basis einer Verwaltungs-
vereinbarung seit dem 1. Oktober 2006 die Aufnahmeeinrichtung 
Mecklenburg-Vorpommerns mit. Der Rechnungshof hat festge-
stellt, dass diese Kooperation für Hamburg aufgrund des geringen 
Bedarfs und der vertraglichen Ausgestaltung gegenwärtig nicht 
wirtschaftlich ist. 
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129. Kooperations- oder zumindest Abstimmungsbedarfe können sich 
auch infolge von Rechtsänderungen ergeben. So ist die Gesetzge-
bungskompetenz für Besoldung, Versorgung und Laufbahnen für 
Landesbeamte und -richter Ende 2006 vom Bund auf die Länder 
übergegangen (vgl. Tz. 131 ff.). Unter diesen veränderten Bedin-
gungen ist die dienstherrenübergreifende Mobilität der Beamten- 
und Richterschaft auch künftig zu sichern und eine gleichgerichte-
te Entwicklung des öffentlichen Dienstrechts zu fördern. Hamburg 
stimmt sich deshalb insbesondere mit den anderen norddeutschen 
Ländern ab. Etwaige im Verhältnis zu den anderen norddeutschen 
Ländern strukturell wirkende Unterschiede neuer hamburgischer 
Regelungen zu Besoldung, Versorgung und Laufbahnen sollte die 
Verwaltung gegenüber den politischen Entscheidungsträgern um-
fassend und transparent darstellen.

130. Insgesamt sollten Politik und Verwaltung auch künftig Wege der 
Zusammenarbeit zwischen benachbarten Ländern suchen und 
gegebenenfalls pragmatische Lösungen herbeiführen, um – auf 
Basis einer konkreten und einer Erfolgskontrolle zugänglichen 
Zielsetzung – mögliche Kostenvorteile infolge einer gemeinsamen 
Aufgabenwahrnehmung zu nutzen und/oder die Aufgabenwahr-
nehmung für den Bürger zu verbessern. 
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 Personalamt

 Darstellung von Gesetzes-
folgen im öffentlichen Dienstrecht

Im Interesse einer einheitlichen Entwick-
lung des öffentlichen Dienstrechts in den 
norddeutschen Ländern sollten bei dennoch 
be absichtigten landesspezifischen Rege -
lun gen die wesentlichen Abweichungen von 
anderen Ländern im Gesetzgebungsverfah-
ren transparent dargestellt werden.

131. Seit dem 1. September 2006 obliegt den Ländern die Gesetzge-
bungskompetenz für das Besoldungs-, Versorgungs- und Laufbahn -
recht ihrer Beamten- und Richterschaft. Die damit für Hamburg ver-
bundenen ministeriellen Aufgaben nimmt das Personalamt wahr.

132. Die Verlagerung der Gesetzgebungskompetenz hat zu einem deut-
lichen Mehraufwand der Länder für die Bearbeitung von bisher vom 
Bund wahrgenommenen Aufgaben und zu neuen Steuerungsbe-
darfen geführt. Diese Mehrbedarfe lassen sich klein halten, wenn 
die Länder oder jedenfalls Gruppen von ihnen gleich wirkende Vor-
schriften erlassen. Das Personalamt verfolgt in erster Linie das Ziel, 
die dienstherrenübergreifende Mobilität der Beamten- und Richter-
schaft auch künftig zu sichern und eine gleichgerichtete Entwick-
lung des öffentlichen Dienstrechts zu fördern. Es stimmt sich insbe-
sondere mit den anderen norddeutschen Ländern ab.

133. Im März 2007 hat der Senat den Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung besoldungs- und versorgungsrechtlicher Vorschriften in 
die Bürgerschaft eingebracht.1 Der Entwurf sah u.a. eine lineare 
Besoldungserhöhung zum 1. Januar 2008 um 1,9 % vor. Ausweis-
lich der Gesetzesbegründung sollte darüber hinaus ab dem 1. Ja-
nuar 2008 ein Prozent der Jahresbesoldung für die vorgesehene 
Einführung einer Leistungsbesoldung bereitgestellt werden. Da-
mit war auch ein deutliches Signal des Senats für die Einführung 
der Leistungsbesoldung verbunden, deren nähere Ausgestaltung 
einem gesonderten Gesetz überlassen blieb. 

 Das Besoldungsgesetz für das Land Schleswig-Holstein sieht mit 
Wirkung ab dem 1. Januar 2008 eine Erhöhung der Besoldung 
und Versorgung um 2,9 % ohne die Einführung der Leistungsbe-
soldung vor. Die anderen norddeutschen Länder haben zur Leis-
tungsbesoldung eine abwartende Haltung eingenommen. Auf 
diese sich abzeichnenden Unterschiede hat das Personalamt den 
Senat und in der Folge auch der Senat die Bürgerschaft in der 

1 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/6009 vom 27. März 2007. Das Gesetz 
(HmbGVBl. 2007, S. 213) ist antragsgemäß beschlossen worden und mittlerwei-
le in Kraft.

Mehraufwand 
durch Verlage-
rung der Gesetz-
gebungskompe-
tenz auf die 
Länder

Signal zur Einfüh-
rung der Leis-
tungsbesoldung
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Mitteilung an die Bürgerschaft2 nicht aufmerksam gemacht. Sie 
kamen erstmals auf Initiative des Parlaments in den Beratungen 
des Haushaltsausschusses der Bürgerschaft zur Sprache.

134. Kommt es in den Ländern – gegebenenfalls dauerhaft – zu grund-
sätzlich unterschiedlichen Entscheidungen wie z.B. über die Ein-
führung der Leistungsbesoldung, sind damit unabhängig vom 
Volumen leistungsbezogener Besoldungsbestandteile strukturelle 
Unterschiede im Besoldungssystem verbunden. Diese Unterschie-
de können sich langfristig auf Besoldungs- und Versorgungsan-
sprüche der Betroffenen und damit auf die – auch wirtschaft liche – 
Attraktivität der jeweiligen Dienstverhältnisse auswirken. Sie kön-
nen deshalb auch den Wettbewerb der Dienstherren um Personal
beeinfl ussen und die dienstherrenübergreifende Mobilität erschwe-
ren. Schließlich stehen strukturelle Differenzen im Konfl ikt mit dem 
angestrebten Ziel einer einheitlichen Entwicklung, wie es die Kon-
ferenz Norddeutschland3 am 11. April 2007 beschlossen hat und 
die Chefs der Staats- und Senatskanzleien am 25. Mai 2007 kon-
kretisiert haben. Dies berührt auch den Ausbau der Norddeutschen 
Kooperation, gegebenenfalls mit der langfristigen Option einer zu-
mindest teilweisen Neugliederung der Länder in Norddeutschland. 
Strukturelle Differenzen müssen transparent gemacht werden, da-
mit Senat und Bürgerschaft über die Aufl ösung von Zielkonfl ikten 
auf Grundlage vollständiger Informationen entscheiden können. 
Der Rechnungshof hat deshalb gefordert, bei entsprechenden Ge-
setzgebungsvorhaben Senat und Bürgerschaft umfassend über 
gegebenenfalls entstehende strukturelle Unterschiede zwischen 
den norddeutschen Ländern zu informieren.

135. Das Personalamt bezweifelt im Hinblick auf das geringe Volumen, 
dass die vorgesehene Einführung einer Leistungsbesoldung zu 
strukturellen Unterschieden der Besoldungssysteme führen werde. 
Künftig sei aber aufgrund des zwischenzeitlich unter den norddeut-
schen Ländern vereinbarten Konsultationsverfahrens, dessen Er-
gebnis in die jeweilige Kabinettsvorlage aufzunehmen sei, bei Ent-
würfen von Gesetzen und Verordnungen zu Besoldung, Versorgung 
und Laufbahnen eine rechtzeitige Information des Senats gewähr-
leistet.

 Die Entwicklung im Tarifbereich für den öffentlichen Dienst der 
Länder sei zu berücksichtigen. Es sei ein einheitliches Vergabe-
system für die leistungsorientierte Bezahlung in beiden Status-
gruppen angestrebt.

136. Der Rechnungshof sieht die Risiken struktureller Unterschiede –
wie in Tz. 134 dargelegt – unabhängig von ihren derzeitigen fi nan-
ziellen Größenordnungen. Der Hinweis auf das angestrebte ein-
heitliche System für die Vergabe leistungsorientierter Bezahlungs-
bestandteile für den Tarif- und Besoldungsbereich ändert nichts 
daran, dass die genannten Zielkonfl ikte bestehen, die dem Senat 
und insbesondere der Bürgerschaft umfassend zu verdeutlichen 
gewesen wären.

2 Bürgerschaftsdrucksache 18/6009 vom 27. März 2007.
3 Besprechung der Regierungschefs der norddeutschen Länder.
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 Justizbehörde

 Kooperationen mit anderen Ländern 
und dem Bund 

Vor dem Abschluss neuer Kooperationen 
müssen angemessene Wirtschaftlichkeits-
untersuchungen durchgeführt werden.

Die Wirtschaftlichkeit bestehender Koope-
rationen ist in einer Reihe von Fällen nicht 
nachgewiesen.

Die Bürgerschaft ist vollständig zu infor-
mieren.

 Gemeinsames Mahngericht 

137. Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern haben 2005 ein ge-
meinsames Mahngericht beim Amtsgericht Hamburg errichtet1 

und damit von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, die Zustän-
digkeit für Mahnverfahren länderübergreifend einem Amtsgericht 
zuzuweisen (vgl. § 689 Absatz 3 Satz 4 Zivilprozessordnung). Die 
Bürgerschaft bewilligte zur Bewältigung der vom Senat mitgeteil-
ten jährlichen 60.000 Verfahren aus Mecklenburg-Vorpommern 
sieben Stellen mit dem Vermerk „künftig wegfallend bei Rückgang 
des Geschäftsanfalls von Mahnverfahren aus dem Lande Meck-
lenburg-Vorpommern“ (kw-Vermerk).2 Der Justizbehörde war be-
kannt, dass Mecklenburg-Vorpommern selbst von jährlich nur rund 
55.000 Verfahren, also rund 8,3 % weniger, ausging und der Trend 
zu steigenden Verfahrenszahlen bundesweit sowie in den neuen 
Ländern sich ab 2004 wieder umgekehrt hatte. In Mecklenburg-
Vorpommern war die Zahl der Mahnverfahren nach der bundes-
weiten Justizstatistik bereits seit 2002 rückläufig. Der Personal-
bedarf in Hamburg war demnach entgegen dem Gebot, Ausgaben 
mit größtmöglicher Genauigkeit zu errechnen oder zu schätzen,3 
um rechnerisch rund 30.000 Euro zu hoch veranschlagt.

138. Die Behörde sperrte 1,5 Stellen im Umfang von jährlich rund 78.000 
Euro, nachdem sie Mitte 2006 festgestellt hatte, dass die Zahl der 
übernommenen Mahnverfahren 2006 auf rund 40.000 zurückge-
hen werde. Tatsächlich gab es 2006 dann nur rund 36.000 Verfah-
ren aus Mecklenburg-Vorpommern. Entsprechende Einsparungen 
weiterer Stellen ab 2007 hat die Behörde nicht vorgenommen. Seit 
Mitte 2007 erwartet sie wegen weiter sinkender Eingangszahlen 
einen Rückgang bis Ende 2007 auf rund 33.000 Verfahren.

1 Staatsvertrag vom 6. Oktober 2005, HmbGVBl. 2005, S. 422.
2 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/2754 vom 18. August 2005.
3 Verwaltungsvorschrift Nr. 1.2 zu § 11 Absatz 2 LHO.

Personalbedarf zu 
hoch veranschlagt



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg Jahresbericht 2008

62

 Ausgehend von den ursprünglich bewilligten sieben Stellen für 
zugrunde gelegte 60.000 Verfahren wird die Auslastung 2007 bei 
lediglich 55 % liegen, wofür rechnerisch nur noch 3,85 Stellen be-
nötigt werden. Die Behörde hat dies gleichwohl nicht zum Anlass 
genommen, unter Berücksichtigung der bereits getroffenen Maß-
nahmen weitere 1,65 Stellen mit einem rechnerischen Volumen 
von jährlich rund 86.000 Euro einzusparen und kw-Vermerke für
die insgesamt nicht mehr benötigten rund 3,15 Stellen zu voll-
ziehen.

139. Der Rechnungshof hat die unzureichende Information der Bür-
gerschaft über die Anzahl der Mahnverfahren aus Mecklenburg-
Vorpommern, die Veranschlagung nicht notwendiger Personal-
ausgaben sowie den unterlassenen Vollzug von der Bürgerschaft 
beschlossener kw-Vermerke und bislang versäumte Einsparungen 
als Verstöße gegen §§ 6, 11 Absatz 2 Nr. 2, 47 Absätze 1 und 5 
LHO sowie § 34 Absatz 3 LHO in Verbindung mit § 7 Absatz 1 Satz 
1 LHO beanstandet.

 Die Behörde hat darauf hingewiesen, von einem Anstieg der 
Verfahrenszahlen überzeugt gewesen zu sein. Sie hat zugesagt, 
künftig die Bürgerschaft auch über ihr bekannte, von der eigenen 
Prognose abweichende Statistikdaten zu unterrichten. Sie stimmt 
dem Rechnungshof darin zu, dass eine weitere Anpassung der 
personellen Ressourcen erfolgen muss, und will diese im Einver-
nehmen mit der Finanzbehörde durchführen.

140. Die Justizbehörde hatte zur Planung der Übernahme der Mahn-
verfahren aus Mecklenburg-Vorpommern in 2005 eine Wirtschaft-
lichkeitsberechnung durchgeführt, die von jährlichen Ausgaben in 
Höhe von rund 1.170.000 Euro ausging. Schon diese Ausgaben 
überstiegen die der Bürgerschaft mitgeteilten für 2006 erwarteten 
und als auskömmlich bezeichneten Einnahmen von 1.085.000 
Euro4 um rund 85.000 Euro. Darüber hinaus ließ die Behörde IT-
Investitionen von rund 84.000 Euro unberücksichtigt, Ausgaben 
für Projektpersonal und Umbauten im Mahngericht fehlten eben-
falls in der Berechnung. Bei Einbeziehung dieser Ausgaben hätte 
sich nach der Berechnung eine Bezuschussung der Verfahren aus 
Mecklenburg-Vorpommern ergeben.5

 Weil in der Folgezeit die Mindestgebühr für Mahnverfahren auf-
grund des Kostenrechtsmodernisierungsgesetzes von 18 auf 
23 Euro stieg, die Behörde Ausgaben bei der Postzustellung und 
wegen des Rückgangs der Fallzahlen Personalausgaben (vgl. Tz. 
138) einsparen konnte, überstiegen nach Angaben der Behörde 
seit Ende 2006 die Einnahmen die Ausgaben.

141. Der Rechnungshof hat die unvollständige Wirtschaftlichkeits-
untersuchung und die insoweit unzureichende Information der 
Bürgerschaft beanstandet.

Unnötige Perso-
nalausgaben von 
rund. 86.000 Euro 
nicht eingespart

Bürgerschaft 
unzureichend 
informiert

Wirtschaftlichkeit 
vor Beginn der 
Maßnahme nicht 
nachgewiesen

4 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/2754 vom 18. August 2005.
5 Bis 2007 hätte sich ein negativer Kapitalwert von rund -237.000 Euro ergeben.
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 Die Justizbehörde hat zugesagt, künftig alle erheblichen Kosten in 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen einzubeziehen und die Bürger-
schaft vollständig zu unterrichten.

 Zusammenarbeit in der Finanzgerichtsbarkeit

142. Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein haben seit den 
50er Jahren einen gemeinsamen Senat für Zoll- und Verbrauchs-
steuersachen beim Finanzgericht Hamburg.6 Vereinbart war, dass 
Niedersachsen und Schleswig-Holstein sich an den tatsächlichen 
Verwaltungsausgaben des Finanzgerichts beteiligen. Gegenüber 
den Vertragspartnern konnte im Jahre 1981 im Zuge von Neuver-
handlungen der Vertragsinhalte nicht durchgesetzt werden, den in 
Hamburg vorgeschriebenen Verwaltungsgemeinkostenzuschlag 
auf die Personalausgaben7 einzubeziehen. Der Versorgungszu-
schlag8 wird nicht in aktueller Höhe berücksichtigt. Die Justizbe-
hörde hat die Wirtschaftlichkeit der Vereinbarung seit 1981 nicht 
überprüft. Der Rechnungshof hat für 2006 eine Bezuschussung 
der aus den Partnerländern stammenden Verfahren durch Ham-
burg in Höhe von rund 34.500 Euro festgestellt.

 Der Rechnungshof hat die fehlende Überprüfung der Wirtschaft-
lichkeit als Verstoß gegen § 7 Absatz 4 Satz 2 LHO beanstandet. 
Er hat die Behörde aufgefordert, diese nunmehr vorzunehmen und 
Verhandlungen mit Niedersachsen und Schleswig-Holstein zur 
Einbeziehung des Verwaltungsgemeinkostenzuschlags und zur 
Anpassung des Versorgungszuschlags aufzunehmen.

 Die Justizbehörde hat dies zugesagt.

143. Nachdem seit 1970 zwischen den norddeutschen Ländern wie-
derholt die Errichtung eines gemeinsamen Finanzgerichts the-
matisiert worden war, kamen die Justizressorts Hamburgs und 
Schleswig-Holsteins nach einem Prüfungsauftrag ihrer Landes-
regierungen 2003 zu dem Schluss, dass die Zusammenlegung u.a. 
von Finanzgerichten nicht wirtschaftlich sei, weil geringen Einspa-
rungen erhebliche Kosten – z.B. für Gerichtsneubauten – gegen -
überstünden. Eine dokumentierte Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
liegt jedoch bislang nicht vor. Inzwischen prüft die Justizbehörde 
erneut eine Zusammenlegung von Obergerichten – dazu gehören 
auch die Finanzgerichte – mit Schleswig-Holstein mit dem Ziel, 
mögliche Synergie- und Einspareffekte insbesondere im Bereich 
der Gerichtsverwaltungen zu nutzen.9 Diese Prüfung ist bislang 
nicht abgeschlossen.

 Dass solche Synergiepotenziale erheblich sein können, zeigt die 
Beendigung der Kooperation zwischen Schleswig-Holstein und 
Niedersachsen beim gemeinsamen Oberverwaltungsgericht Lüne-
burg, die zu jährlichen Mehrkosten für Schleswig-Holstein von 

6 NdsGVBl. vom 17. Mai 1952 Nr. 9; AAnz. 1954 Seite 835.
7 Zurzeit 15 %, vgl. MittVw  1992 Seite 265.
8 Für Beamte und Richter zurzeit 30 %, für Arbeitnehmer 9 %; ohne Beihilfen.
9 Bürgerschaftsdrucksache 18/3784 vom 3. März 2006.
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rund 738.000 Euro geführt hat.10 Die sowohl in Hamburg als auch 
bundesweit seit 2000 rückläufigen Verfahren bei den Finanzgerich-
ten11 bieten Anlass zu Überlegungen, ob deren länderübergreifende 
Zusammenfassung insbesondere unter wirtschaftlichen Gesichts-
punkten vorteilhaft wäre. Für eine Entscheidungsfindung können 
überdies die Erfahrungen bei der Errichtung gemeinsamer Fach -
obergerichte durch Berlin und Brandenburg herangezogen wer-
den.12

 Der Rechnungshof hat der Behörde empfohlen, ihre Prüfung zügig 
abzuschließen.

 Die Justizbehörde hat dies zugesagt.

 Haftkostenerstattung in Staatsschutz-Strafsachen

144. Die Länder können vom Bund für Kosten, Auslagen und geleiste-
te Entschädigungen aufgrund von Strafverfahren, in denen Ober-
landesgerichte in Ausübung von Gerichtsbarkeit des Bundes 
entscheiden, Erstattung verlangen (§ 120 Absatz 7 Gerichtsver-
fassungsgesetz). Bund und Länder haben den Kostenausgleich in 
einer Vereinbarung (BLV) konkretisiert. Danach erstattet der Bund 
u.a. Haftkosten nach pauschalen Sätzen je Hafttag, nicht aber 
den tatsächlichen Aufwand.13 Er hat den Ländern Ende 2006 eine 
Erhöhung der Haftkostenpauschalen um einen Euro auf 88 Euro 
je Hafttag angeboten. Da nach Berechnungen der Behörde die 
Erstattungen des Bundes in 2005 Haftkosten Hamburgs von rund 
41.000 Euro (rund 30 %) nicht gedeckt haben, hat sie ihn erneut 
aufgefordert, die tatsächlich entstandenen Haftkosten zu erstat-
ten. Diese Forderung hat der Bund abermals abgelehnt.

 Der Rechnungshof teilt die Auffassung der Behörde, dass der 
Bund sich verursachungsgerechter Erstattung nicht entziehen 
kann. Die Abgeltung mit Pauschalsätzen mag bei Abschluss der 
BLV 1976 mangels geeigneter Instrumente zur verursachungsge-
rechten Zuordnung von Kosten angemessen gewesen sein, wird 
aber dem uneingeschränkten Anspruch der Kostenerstattung aus 
§ 120 Absatz 7 Gerichtsverfassungsgesetz und dem Gebot, eine 
die Forderungen deckende, vollständige Erhebung von Einnah-
men sicherzustellen (§ 34 Absatz 2 LHO), nicht mehr gerecht.

 Der Rechnungshof hat die Justizbehörde gebeten, eine Kündigung 
der BLV sowie die Geltendmachung künftiger Forderungen beim 
Bund unmittelbar aus § 120 Absatz 7 Gerichtsverfassungsgesetz 
heraus zu prüfen.

 Die Justizbehörde will die Prüfung vornehmen.

10 Landesrechnungshof Schleswig-Holstein, Bemerkungen 2003, S. 275 ff.
11 HmbJVBl. 2007, S. 102, Statistisches Bundesamt, Fachserie 10 Reihe 2.5; 

Rechtspflege, Finanzgerichte.
12 Staatsvertrag vom 26. April 2004 betreffend eine gemeinsame Aufgabenerledi-

gung im Bereich der Obergerichte der Verwaltungs-, Finanz-, Arbeits- und Sozial-
gerichtsbarkeit (Abgeordnetenhaus von Berlin Drs. 15/2828 vom 26. April 2004).

13 Vereinbarung des Bundes und der Länder über den Kostenausgleich in Staats-
schutz-Strafsachen vom 1. Januar 1976, Abschnitt B. Nr. 3 BLV.

Kosten durch 
pauschale 
Erstattungen 
nicht gedeckt
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 Weitere Kooperationen

145. Hamburg kooperiert im Bereich der Justiz u.a. bei Rechtsstreitig-
keiten über technische Schutzrechte14, seerechtliche Verteilungs-
verfahren15 und Binnenschifffahrtssachen16 mit anderen Ländern. 
Die Behörde hat den jeweiligen Kostendeckungsgrad der über-
nommenen Verfahren bisher nicht ermittelt.

 Ohne Kenntnis, welche Kosten Hamburg durch Kooperationen 
belasten, kann die Behörde nicht erkennen, ob die von anderen 
Ländern übernommenen Angelegenheiten überhaupt oder noch 
wirtschaftlich für Hamburg sind. Nur auf Basis dieser Kenntnis 
kann fundiert beurteilt werden, ob Konditionen neu verhandelt 
werden müssen.

 Der Rechnungshof hat die Behörde aufgefordert, die Wirtschaft-
lichkeit eingegangener Kooperationen zu überprüfen sowie ein 
angemessenes Controlling aufzubauen. Bei künftigen Kooperatio-
nen ist bereits im Vorfeld einer Entscheidung mit angemessenen 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sicherzustellen, dass Chancen 
und Risiken hinreichend transparent dargelegt werden. Darauf 
aufbauend sind dann Erfolgskontrollen durchzuführen.

 Die Justizbehörde hat dies zugesagt.

 Die Erörterungen sind noch nicht abgeschlossen.

14 Abkommen vom 17. November 1992 mit HB, MV und SH (HmbGVBl. 1993, S. 33).
15 Abkommen vom 6. November 1991 mit BW, BY, BE, BB, HB, HE, MV, NI, NW, 

RP, SL, SN, ST, SH und TH (HmbGVBl. 1992, S. 91).
16 Staatsvertrag vom 24. Juni./3. August./11. August./24. August 1983 zwischen 

HB, HH sowie den Ländern NI und SH (HmbGVBl. 1984, S. 15).

Wirtschaftlichkeit 
eingegangener 
Kooperationen ist 
nicht bekannt
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 Behörde für Inneres

 Zentrale Erstaufnahmeeinrichtung

Die Organisation der Zentralen Erstauf -
nahmeeinrichtung an zwei unausgelasteten 
Standorten ist unwirtschaftlich.

Unabhängig von der Zahl tatsächlich unter-
zubringender Personen belastet die Koope-
ration mit Mecklenburg-Vorpommern den 
Haushalt bis Vertragsende mit rund 1,6 Mio. 
Euro. 

146. Hamburg ist – wie alle übrigen Länder – verpflichtet, eine Aufnah-
meeinrichtung für die Unterbringung von Asylsuchenden und un-
erlaubt neu eingereisten Ausländern1 zu unterhalten.2

 Die Zentrale Erstaufnahmeeinrichtung (ZEA) Hamburgs wurde bis 
Ende des Chartervertrags auf einem Wohnschiff betrieben. Seit 
Oktober 2006 hält die Behörde in Hamburg auf Basis eines Vertrags 
mit f & w fördern und wohnen AöR3 (f & w) für die Erstaufnahme eine 
Anlaufstelle mit 40 Plätzen vor; zudem kann sie im Rahmen einer 
Kooperation mit Mecklenburg-Vorpommern bis zu 350 Plätze der 
dortigen Aufnahmeeinrichtung als Wohnaußenstelle mitnutzen.

 Vertragsbedingungen

147. Die Vereinbarung mit Mecklenburg-Vorpommern ist auf sechs 
Jahre abgeschlossen und endet 2012.4 Eine vorzeitige Kündi-
gungsmöglichkeit ist für Hamburg nicht vorgesehen. 

 Die Stadt zahlt für die Mitnutzung Tagessätze, die nach der Anzahl 
der untergebrachten Personen gestaffelt sind.5 Vertraglich wird 
Mecklenburg-Vorpommern die Erstattung eines Sockelbetrags 
für eine (Fiktiv-)Belegung mit 30 Personen garantiert. Angesichts 
dieser Verpflichtung entstehen Hamburg – unabhängig von der 
tatsächlichen Belegung – jeden Monat Kosten in Höhe von durch-
schnittlich rund 22.800 Euro, über die gesamte Vertragslaufzeit 
sind dies rund 1,6 Mio. Euro.6

Kosten von
1,6 Mio. Euro 
unabhängig
von Inanspruch-
nahme

1 Duldungsbewerber.
2 §§ 44 und 45 Asylverfahrensgesetz (AsylVfG) und § 15a Aufenthaltsgesetz. Die 

Aufnahmequote der einzelnen Länder richtet sich für das jeweilige Kalenderjahr 
nach dem Königsteiner Schlüssel. Die Aufnahmequote Hamburgs beträgt für 
das Jahr 2007 rund 2,5 %.

3 Seinerzeit p & w  pflegen und wohnen AöR.
4 Die Vereinbarung verlängert sich um jeweils zwei Jahre, sofern keiner der Ver-

tragspartner zwölf Monate vorher kündigt.
5 Für die Aufnahme von bis zu 30 Personen müssen 25,00 Euro, bei 31 bis 99 Per-

sonen 22,50 Euro erstattet werden; die weiteren Tagessätze verringern sich ab-
gestuft bis auf 17,20 Euro bei mehr als 300 bis 350 aufgenommenen Personen.

6 Monatlich: 25,00 Euro x 30 Personen x 365 Tage/12; über die gesamte Vertrags-
laufzeit: 25,00 Euro x 30 Personen x 365 Tage x 6 Jahre.
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148. Die Zahl der unterzubringenden Personen ist seit 2002 kontinu-
ierlich rückläufig. Sie hat sich von 2002 bis 2006 um rund 68 % 
verringert:

 Entwicklung der Zugangszahlen in Hamburg7

 

 Der Kostenanteil für die tatsächliche (Ist-)Belegung Hamburgs in 
Mecklenburg-Vorpommern ist im ersten Halbjahr 2007 deutlich ge-
sunken. Bis Juni 2007 verminderte sich die tatsächliche Belegung 
auf durchschnittlich sieben Personen pro Tag. Dementsprechend 
stieg der Anteil der Kosten einer lediglich fiktiven Belegung von 
rund 16 % im Januar 2007 auf rund 76 % im Juni 2007; insgesamt 
betrug der fiktive Anteil rund 36 % (etwa 49.300 Euro):

 Kosten der Unterbringung in Mecklenburg-Vorpommern

 Mit der Kooperation wird unter den derzeitigen Bedingungen da-
her kein Kostenverlauf erreicht, der sich an der Zahl der unterzu-
bringenden Personen orientiert und Einsparungen aufgrund rück-
läufiger Neuaufnahmen ermöglicht.

7 Quelle: Einwohner-Zentralamt Jahresbilanz 2006 und Hochrechnung Halbjahres-
statistik Neueinreisen 2007. Für 2007 wird davon ausgegangen, dass sich die 
Zahlen aus der Halbjahresstatistik (Stand 30. Juni 2007) stabilisieren und nicht 
weiter sinken.
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149. Die Behörde hat sich langfristig gebunden, ohne den Bedarf an einer 
entsprechenden Gegenleistung über die gesamte Vertragslaufzeit 
belastbar prognostiziert zu haben. Sie hat es versäumt, sich in der 
Vereinbarung ein Mindestmaß an Flexibilität durch Änderungsopti-
onen oder Kündigungsmöglichkeiten vor Ablauf von sechs Jahren 
zu sichern, obwohl ihr die rückläufige Entwicklung der Zugangs-
zahlen zum Zeitpunkt des Abschlusses der Verwaltungsverein-
barung bekannt war und sie keine Anzeichen für eine Trendwende 
gesehen hat.8 Der Absicht der Behörde, mit der langfristigen Bin-
dung die Verlässlichkeit der Kosten zu sichern und weitergehende 
Forderungen zu vermeiden, trägt die Vereinbarung nicht Rechnung. 
Da zugunsten von Mecklenburg-Vorpommern ab dem dritten Kalen-
derjahr Kostenanpassungen vorgesehen sind, ist die langfristige 
Kostenstabilität trotz Hamburgs Verzicht auf Änderungsoptionen 
bzw. vorzeitige Kündigungsmöglichkeiten nicht gewährleistet. Die 
sechsjährige Vertragslaufzeit wird schließlich den Vorgaben in der 
Verwaltungsvorschrift (VV) zu § 7 LHO9 zur Vornahme einer wirk-
samen Erfolgskontrolle nach Ablauf von zwei Jahren nicht gerecht.

150. Der Rechnungshof hält es für nicht hinnehmbar, längerfristi-
ge Verträge ohne Gestaltungsmöglichkeiten für Hamburg abzu-
schließen. Er hat das Vorgehen der Behörde beanstandet und sie 
aufgefordert, in Verhandlungen mit Mecklenburg-Vorpommern zu 
treten mit dem Ziel, nachträglich angemessene Kündigungsmög-
lichkeiten und Änderungsoptionen zu vereinbaren und im Übrigen 
künftig den Interessen Hamburgs beim Abschluss von Vereinba-
rungen stärker Rechnung zu tragen.

 Die Behörde hat zugesagt, die Änderung der Vertragsbedingungen 
zu prüfen.

 Wirtschaftlichkeit zweier Standorte

151. Die durchschnittliche Auslastung der Anlaufstelle beträgt seit Be-
ginn der Kooperation 38,3 %, die der Wohnaußenstelle 6,70 %: 

 
 Auslastung der Aufnahmeeinrichtung
 

8 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/4496 vom 13. Juni 2006.
9 VV Nr. 4 zu § 7 LHO.
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 Die Behörde hält somit Unterbringungskapazitäten dauerhaft an 
zwei Standorten vor, die sie nicht annähernd nutzt. Selbst ein 
Hamburgs Aufnahmequote (vgl. Tz. 146) entsprechender Bedarf 
von rund 110 Plätzen steht außer Verhältnis zu den vorgehaltenen 
Aufnahmekapazitäten von 390 Plätzen, da die Deckung eines über 
den Regelbetrieb der ZEA hinausgehenden unvorhergesehenen 
Bedarfs zur vorübergehenden Unterbringung von Personen auf-
grund akuter Krisensituationen im Übrigen in der fachbehördlichen 
Verantwortung der Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit und 
Verbraucherschutz liegt.

 Die Behörde trägt – unabhängig von den tatsächlichen Belegungs-
zahlen – für die Anlaufstelle und die Wohnaußenstelle Fixkosten in 
Höhe von aktuell insgesamt rund 66.000 Euro10 pro Monat. Zudem 
führt die ausländerrechtliche Bearbeitung an zwei Standorten11 zu 
einer Dopplung der Verwaltungsstrukturen mit der Folge zusätz-
licher Kosten. 

 Das Argument der Behörde, nur 70 Plätze (40 in der Anlaufstelle 
und 30 in der Wohnaußenstelle) vorzuhalten, für die sie laufend 
zahle (vgl. Tzn. 146 und 147), trägt nicht. Eine solche Vorhaltung 
lässt die Kooperation von vornherein entbehrlich erscheinen und 
steht – wie auch ein Bedarf von rund 110 Plätzen – einer künftigen, 
alleinigen Unterbringung in Hamburg nicht entgegen. 

 Gemäß §§ 6 und 7 Absatz 1 LHO und den hierzu erlassenen VV12 

sind die aufzuwendenden Mittel auf den zur Erfüllung der staat-
lichen Aufgaben Hamburgs notwendigen Umfang zu begrenzen. 
Dem genügt die Organisation der ZEA an zwei Standorten insbe-
sondere wegen der parallelen Vorhaltung ungenutzter Kapazitäten 
nicht. 

152. Der Rechnungshof hat die Aufteilung der Aufnahmeeinrichtung 
auf zwei Standorte beanstandet. 

 Er hat die Behörde aufgefordert, die Zahl der Unterbringungs-
plätze bedarfsgerecht zu bestimmen und zu prüfen, ob die ZEA 
allein in Hamburg gegebenenfalls unter Zuhilfenahme anderer 
Einrichtungen betrieben werden kann. Etwaige Gründe, die ge-
gebenenfalls in der Vergangenheit die Entscheidung gegen eine 
ausschließliche Standortlösung Hamburg und für eine externe 
Unterbringung beeinflusst haben mögen, sind für die Frage, ob 
nach heutigem Stand eine Unterbringung in Hamburg wirtschaft-
lich ist, im Rahmen einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung mit zu 
beurteilen.

 Die Behörde hat eine Prüfung zugesagt.

10 Seit Juli 2007 zahlt die Behörde rund 43.200 Euro pro Monat in der Anlaufstelle 
(41.500 Euro/Monat Fixkosten an f & w fördern und wohnen AöR und 5.000 
Euro/Quartal Festbetrag für die Verpflegung der Ausländer) sowie rund 22.800 
Euro pro Monat für die Nutzung der Wohnaußenstelle (vgl. Tz. 147).

11 In der Wohnaußenstelle wird die Bearbeitung im Rahmen zweimal wöchentlich 
durchgeführter Sprechstunden an eigens hierfür eingerichteten Telearbeitsplät-
zen vorgenommen.

12 Nr. 1.2 zu § 7 LHO.

Nicht annähernd 
genutzte Unter-
bringungskapa-
zitäten an zwei 
Standorten

Prüfung erforder-
lich, ob die ZEA 
allein in Hamburg 
möglich ist
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 Gesundheitsuntersuchung

153. Bis zur Verlegung in die Wohnaußenstelle sind die Ausländer re-
gelmäßig 20 Tage in der Anlaufstelle in Hamburg untergebracht. 
Die ärztliche Gesundheitsuntersuchung13 hat den Zweck, unver-
züglich nach Aufnahme in einer Einrichtung ansteckende Erkran-
kungen (z.B. Tuberkulose) zu erkennen. Gleichwohl lässt die Be-
hörde sie erst in der Wohnaußenstelle und damit rund drei Wochen 
nach der Erstaufnahme durchführen. 

 Zwar führt die Verlagerung der Gesundheitsuntersuchung nach 
Mecklenburg-Vorpommern zu Kosteneinsparungen,14 das prakti-
zierte Verfahren steht aber im Widerspruch zum Zweck der Ge-
sundheitsuntersuchung. 

 Der Rechnungshof hat das Verfahren beanstandet und die Be-
hörde aufgefordert sicherzustellen, dass die Gesundheitsuntersu-
chungen unverzüglich nach der Erstmeldung durchgeführt werden. 
Dabei hat er auch gebeten zu prüfen, ob die Gesundheitsuntersu-
chungen in Hamburg – angesichts der geringen Zahl der unterzu-
bringenden Personen – ohne zusätzliche Stellenbedarfe leistbar 
sind.

 Die Behörde hat mitgeteilt, dass sie das Verfahren zum 1. Oktober 
2007 geändert hat.

 Stellenausstattung 

154. Der Behörde sind 200315 u.a. 

 – eine Stelle Regierungsrat (RR) A 13 insbesondere für das Pro-
jekt „Planung und Erstellung einer landseitigen ZEA“16 zusätz-
lich bewilligt sowie

 – vier Stellen Regierungsinspektor/Regierungsoberinspektor 
(RI/ROI) A 9/A 10 für die Anhörung von Ausländern haus-
haltsneutral übertragen worden.

 Gemäß §§ 21 und 47 LHO und den hierzu erlassenen VV sind 
Ausgaben und Planstellen als künftig wegfallend zu bezeichnen, 
soweit sie in den folgenden Haushaltsjahren voraussichtlich nicht 
mehr benötigt werden.

 Die Behörde hat für die Stelle RR A 13 keinen aufgabenbezogenen 
Wegfallvermerk ausgebracht, obwohl der überwiegende, prä-
gende Teil der Aufgabe mit Erreichen des Projektziels enden soll-

Gesundheits-
untersuchungen 
werden zu spät 
durchgeführt

13 Vgl. § 62 AsylVfG und § 36 Absatz 4 Infektionsschutzgesetz.
14 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/6282 vom 22. Mai 2007; Streichung der nicht 

mehr benötigten Personalmittel beim Bezirksamt Altona in Höhe von 121.000 
Euro/Jahr ab 2008. Im Rahmen der Kooperation sind die Kosten für die Gesund-
heitsuntersuchung in den Tagessätzen Mecklenburg-Vorpommerns (vgl. Tz. 147) 
enthalten.

15 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 17/3034 vom 24. Juni 2003.
16 Laut Stellenbeschreibung aus dem Jahr 2003 entfallen auf die Projektarbeit 75% 

des Aufgabenfeldes, die restlichen 25 % entfallen auf die fachliche Steuerung 
der ZEA.
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te. Die für die Anhörerstellen bestehenden Wegfallvermerke hat 
sie trotz gleichbleibender Sachlage aufgehoben. Anhaltspunkte, 
dass aus vormals befristeten Aufgaben Daueraufgaben werden 
würden, gab es nicht. Seit der Realisierung der ZEA in der Anlauf-
stelle und der Wohnaußenstelle ist das Projekt abgeschlossen und 
damit der überwiegende Zweck, der der Bewilligung der Stelle 
RR A 13 zugrunde lag, nicht mehr gegeben. Von den vier Anhörer-
stellen hat die Behörde nach kurzer Zeit zwei Stellen aus dem für 
die ZEA zuständigen Sachgebiet in andere Bereiche verlagert. Alle 
drei Stellen mit einem Budgetwert in Höhe von insgesamt rund 
151.600 Euro werden zumindest überwiegend17 für andere Aufga-
ben verwendet. 

155. Das Einwohner-Zentralamt hat entsprechend einer Forderung der 
Finanzbehörde aus dem Jahr 2006 eine fortschreibungsfähige 
Personalbedarfsuntersuchung für die gesamte Abteilung für Aus-
länderangelegenheiten durchgeführt. Der Rechnungshof hat diese
zum 30. Juni 2007 für das für die ZEA zuständige Sachgebiet 
fortgeschrieben und dabei die Möglichkeit einer Verringerung des 
aktuellen Stellenbedarfs um mindestens 2,85 Stellen festgestellt.18  
Eine Streichung dieser Stellen ergäbe ein Einsparvolumen in Höhe 
von rund 107.500 Euro. 

156. Der Rechnungshof hat die fehlende Ausbringung sowie die Auf-
hebung der Wegfallvermerke und die Weiterverwendung der drei 
bewilligten bzw. übertragenen Stellen (Tz. 154) trotz Wegfalls der 
Aufgaben, die der Bewilligung und Übertragung zugrunde lagen, 
beanstandet.

 Er hat die Behörde aufgefordert, unter weiterer Fortschreibung der 
Personalbedarfsuntersuchung (Tz. 155) und in Abstimmung mit 
der Finanzbehörde zu prüfen, ob ein Bedarf an den 2,85 Stellen 
sowie den drei mangels kw-Vermerken bisher nicht weggefallenen 
Stellen – zumindest nach Umfang und Wertigkeit – gegeben ist. 
Sollte er sich nicht belegen lassen, sind entsprechende Stellen-
streichungen mit den jeweiligen Budgetwerten zu veranlassen und 
ein Einsparpotenzial in Höhe von mindestens rund 250.000 Euro19  
zu realisieren.

 Die Behörde hat zugesagt, im Einvernehmen mit der Finanzbe-
hörde den Stellenbedarf in der Abteilung für Ausländerangelegen-
heiten anhand des Jahresergebnisses 2007 fortzuschreiben, den 
Bedarf an der nicht von der Personalbedarfsuntersuchung um-
fassten Stelle RR A 13 (Fn. 18) zu prüfen und den Personalbestand 
entsprechend anzupassen.

 Die Erörterungen sind noch nicht abgeschlossen.

17 Das Aufgabenfeld der Stelle RR A 13 umfasst nach der Stellenbeschreibung 
vom Januar 2007 jeweils zu 50 % die „fachliche Steuerung der ZEA“ sowie die 
„Sichtung, Überprüfung und gegebenenfalls Anpassung der für die Ausländer-
abteilung geltenden Dienstvorschriften“. 

18 Die Stelle RR A 13 sowie die zwei verlagerten Anhörerstellen waren von der 
Fortschreibung nicht umfasst.

19 Wert auf der Grundlage der Personalkostentabelle 2006 ohne Berücksichtigung 
von Verwaltungsgemeinkostenzuschlag und Bildschirmarbeitsplatzpauschale.

Stellenbedarf
prüfen

Wegfallvermerke 
ohne Begründung 
aufgehoben bzw. 
nicht ausgebracht  
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 Behörde für Inneres / Justizbehörde

 Dienstwaffen

Sowohl der Bestand an Dienstpistolen bei 
der Polizei als auch die geplante Neube-
schaffung basieren auf einer überhöhten 
Einschätzung des tatsächlichen Bedarfs. 
Organisation und Arbeitsabläufe der Zen-
tralen Waffenwerkstatt sind verbesserungs-
bedürftig. Für den beabsichtigten Neubau 
einer Schießstandanlage müssen doppelte 
Mietzahlungen ausgeschlossen werden. Im 
Bereich des Justizvollzugs muss die Praxis 
der Schießübungen verbessert werden.

 Schusswaffenbedarf bei der Polizei

157. Neben den an Waffenträger ausgegebenen rund 7.500 Standard-
dienstpistolen hält die Polizei eine sogenannte Bestandsreserve 
vor, mit der sie Ersatz für schadhafte Waffen anbieten und Be-
darfsschwankungen ausgleichen kann. Aufgrund der Ableitung 
des Bedarfs an auszugebenden Waffen aus dem Stellenplan an-
statt aus der tatsächlichen Ausgabepraxis betrug die Bestands-
reserve Ende 2006 mehr als 12 %, obwohl die Behörde für Inneres 
(BfI) auf der Grundlage von Erfahrungswerten grundsätzlich eine 
Reserve von 5 % des Gesamtbestands als ausreichend festgelegt 
hat. Der erforderliche Waffenbestand wurde somit um mehr als 
560 Pistolen überschritten. 

 Der Rechnungshof hat die Behörde aufgefordert, die Höhe der Be-
standsreserve künftig regelmäßig zu überprüfen.

158. Dem ab 2008 vorgesehenen Austausch der Standarddienstpisto-
len gegen ein neues Modell hat die BfI keine hinreichende Be-
darfsermittlung zugrunde gelegt, weil sie die Zahl der potenziell 
benötigten Waffen abermals aus dem Stellenplan abgeleitet hat. 
Bei Orientierung am Jahresmittel der tatsächlich ausgegebenen 
Pistolen zuzüglich der bei Neuwaffen erforderlichen Bestands-
reserve könnte gegenüber der bisherigen Planung auf rund 
300 Waffen verzichtet werden. Hierdurch ließen sich Ausgaben in 
Höhe von rund 170.000 Euro einsparen. 

 Der Rechnungshof hat die Behörde aufgefordert, ihren Bedarf für 
den Austausch der Standarddienstpistolen neu zu ermitteln.

159. Die Behörde hat zugesagt, ihre bisherige Bedarfsermittlung und 
Mittelveranschlagung zu überprüfen sowie regelmäßig die Anzahl 
der tatsächlich ausgegebenen und eingelagerten Waffen zu erhe-
ben und auszuwerten.

Erforderlicher 
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Fehlerhafte Be-
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 Zentrale Waffenwerkstatt

160. Die Zentrale Waffenwerkstatt der Polizei nutzt im Rahmen der 
Abarbeitung von Reparaturaufträgen veraltete und nicht kompa-
tible Dokumentations- und Informationssysteme. Darüber hinaus 
ist nicht gewährleistet, dass reparierte Waffen von ihren Trägern 
zeitnah abgeholt und damit Tauschwaffen kurzfristig zurückge-
geben werden. Hiermit ließe sich der Umfang der technischen Be-
standsreserve verringern. Aufgabenkritische Organisations- und 
Personal bedarfsuntersuchungen wurden weder in Vorbereitung 
der 1997 erfolgten Zusammenlegung aus zwei Einzelwerkstätten 
noch danach durchgeführt. 

 Der Rechnungshof hat die Behörde aufgefordert, insbesonde-
re vor dem Hintergrund des anstehenden Waffenaustauschpro-
gramms und der damit verbundenen Erwartung geringerer Repa-
raturanfälligkeit die Zentrale Waffenwerkstatt einer eingehenden 
Organisations- und Personalbedarfsuntersuchung zu unterziehen 
und dabei auch die vom Rechnungshof festgestellten Mängel ab-
zustellen.

161. Die Behörde hat zugesichert, eine solche Untersuchung durch-
zuführen, eine zeitnahe Rückgabe von Tauschwaffen zu gewähr-
leisten und die daraus resultierenden Auswirkungen bei der Be-
darfsermittlung des geplanten Waffenaustauschprogramms zu 
berücksichtigen.

 Übungsschießen

162. Für eine sichere Handhabung der Schusswaffe ist ein regelmä-
ßiges Training erforderlich. Dieses soll mit dem Jahresschießpro-
gramm gewährleistet werden. Die Waffenträger der Polizei kom-
men ihrer darin konkretisierten Verpflichtung zum Schießtraining 
jedoch nur unzureichend nach. Insbesondere zeigen die Jahre 
2004 bis 2006 ein zu geringes Maß an Teilnahme, das sich 2006 
bei kleineren Einheiten wie Landeskriminalamt oder Landespoli-
zeischule in Nichtteilnahmequoten von rund 20 % ausdrückt. 

 Der Rechnungshof hat die BfI aufgefordert, einen vollständigen 
Überblick über die Erfüllung des Jahresschießprogramms sicherzu-
stellen, Gründen für die Nichterfüllung nachzugehen und insgesamt 
die Durchführung des Jahresschießprogramms zu gewährleisten.

163. Die BfI will sicherstellen, dass das vorgeschriebene Jahresschieß-
programm von allen hierzu verpflichteten Personen wahrgenom-
men wird und eine entsprechende Dokumentation erfolgt. 

 Neubau einer Polizeischießanlage

164. Die Schießstandanlage Bahrenfeld muss die BfI wegen der dort 
geplanten Sport- und Freizeitanlage aufgeben. Die Raumschieß-
standanlage Wiesendamm will die BfI im Zusammenhang mit dem 
als Ersatz für die Anlage in Bahrenfeld beabsichtigten Neubau am 
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Braamkamp in unmittelbarer Nachbarschaft zu den übrigen Aus-
bildungseinrichtungen der Polizei in Alsterdorf aufgeben. Dieser 
Neubau soll durch den Grundstückseigentümer errichtet und an 
die Polizei vermietet werden. Während die neue Anlage der Polizei 
voraussichtlich bereits ab Jahresmitte 2010 zur Verfügung steht, 
können die bestehenden Mietverträge für den Wiesendamm frü-
hestens zum 31. Dezember 2014 gekündigt werden. Aus dieser 
zeitlichen Überschneidung können in den Jahren 2010 bis 2014 
noch Mietkosten für die Anlage Wiesendamm in Höhe von 61.000 
Euro jährlich entstehen. 

165. Aus der organisatorischen Zusammenlegung der Schießstandan-
lagen wird sich die Möglichkeit zur Einsparung mindestens einer 
Stelle Schießstandverwalter sowie gegebenenfalls von Stellen 
weiterer Techniker und Betriebsarbeiter ergeben. 

 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die BfI den bestehen-
den Mietvertrag für die Anlage am Wiesendamm bei ihrer Planung 
nicht hinreichend berücksichtigt hat, und die Behörde zu um-
gehenden Verhandlungen mit dem Vermieter mit dem Ziel einer 
früheren Vertragsbeendigung aufgefordert. Der Rechnungshof hat 
die Behörde weiter aufgefordert, mit der Übernahme der neuen 
Polizeischießstandanlage mögliche Stellenstreichungen zu prüfen.

 Die BfI hat zugesichert, beidem nachzukommen, und die Ver-
handlungen mit dem Vermieter eingeleitet.

 Justizbehörde

166. Die Justizbehörde hat sich bei der von ihr seit 2005 mehrfach 
veränderten Festlegung der Anzahl der zu absolvierenden Schieß-
übungen und des Teilnehmerkreises vorrangig an den durch den 
Dienstbetrieb in den Justizvollzugsanstalten und der Vollzugs-
schule sowie den freien Kapazitäten der Schießstandanlage gege-
benen Möglichkeiten orientiert. Eine Konkretisierung der mit den 
Schießübungen verfolgten Ziele sowie eine Dokumentation über 
die Zielerreichung als Maßstab für die Bestimmung von Zahl und 
Teilnehmerkreis fehlen.

167. Der Rechnungshof hat dies beanstandet und die Justizbehörde 
daher aufgefordert,

 – Qualitätsziele zu konkretisieren,

 – die Qualität der erbrachten Schießleistungen zu dokumentie-
ren und auszuwerten sowie

 – auf dieser Basis Inhalt, Anzahl und Teilnehmer der jährlich als 
erforderlich erachteten Übungsschießen festzulegen.

 Er hat der Justizbehörde darüber hinaus empfohlen, auf der 
Grundlage einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zu prüfen, ob 
das Übungsschießen effizienter von der Polizei organisiert und 
durchgeführt werden könnte.

Schießübungen 
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168. Funktionsträgern der Justiz mit erhöhter Gefährdung kann eine 
dienstlich zugelassene Schusswaffe überlassen werden. Eine Ver-
pflichtung zur Teilnahme dieser Personen am Übungsschießen 
besteht hingegen nicht. Verbindliche Regelungen zur Handhabung 
der Waffen hat die Justizbehörde nicht erlassen.

169. Der Rechnungshof hält es – auch unter dem Gesichtspunkt der 
Vermeidung eines unnötigen Haftungsrisikos – für geboten, dass 
Bedienstete der Justizbehörde nur dann mit einer Schusswaffe 
ausgestattet werden, wenn deren sichere Handhabung gewähr-
leistet ist.

 Der Rechnungshof hat der Justizbehörde daher empfohlen, mit 
Hilfe einer verbindlichen Regelung einen sicheren Umgang gefähr-
deter Funktionsträger mit Schusswaffen zu gewährleisten. 

 Die Justizbehörde hat zugesagt, den Forderungen und Empfeh-
lungen nachzukommen.

Kein sicherer 
Umgang von 
Funktionsträgern 
mit Schusswaffen 
gewährleistet
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 Behörde für Wissenschaft und
Forschung / Universitätsklinikum

Hamburg-Eppendorf

 Bluttransfusionswesen am
Institut für Transfusionsmedizin

Die Abgabepreise für Blutprodukte werden 
ohne Kenntnis ihrer tatsächlichen Herstel-
lungskosten festgesetzt. Auf Abnehmerseite
besteht kein ausreichender Anreiz für den 
wirtschaftlichen Umgang mit Blutprodukten. 
Die Verfallsquote muss wieder reduziert werden.

 Bereitstellung von Blutprodukten

170. Das Institut für Transfusionsmedizin (ITM) hat die Aufgabe, sämt-
liche Kliniken des Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf (UKE) 
mit Blutkomponenten und transfusionsmedizinischen Leistungen zu 
versorgen.1 Ziel des ITM ist eine hohe Eigenversorgungsquote und 
damit eine weitgehende Unabhängigkeit von externen Anbietern.

171. Eine Vollblutspende wird in drei Bestandteile fraktioniert. Seinen 
Eigenbedarf an Thrombozytenkonzentraten und Blutplasma kann 
das UKE selbst decken. Bei Erythrozytenkonzentraten beträgt die 
Eigenversorgungsquote nur rund 85 bis 90 %, der verbleibende 
Bedarf muss über Zukäufe von externen Anbietern gedeckt wer-
den. So wurden z.B. im Jahr 2006 rund 6.000 Erythrozytenkon-
zentrate für rund 500.000 Euro beschafft.

 Zur gebotenen Optimierung der Eigenversorgungsquote hat der 
Rechnungshof mehrere Handlungsfelder identifiziert:

 Wirtschaftlicher Umgang mit Blutprodukten

172. Das ITM nimmt nicht verbrauchte Erythrozytenkonzentrate inner-
halb von 72 Stunden von den Abnehmern im UKE zurück. Nach 
dreimaliger Rücknahme muss das Produkt vernichtet werden. Für 
zurückgegebene Produkte verlangt das ITM anstelle des vollen 
Abgabepreises nur eine Rücknahmegebühr, allerdings entspricht 
die maximal erzielbare dreimalige Rücknahmegebühr nur einem 
Drittel des Abgabepreises. Dadurch entstehen im ITM Verluste.2

1 Zu den Angeboten des ITM gehören der Blutspendedienst, die Knochenmark-
Fremdspende, die Blut-Stammzellspende, die Eigenblutspende und Häma-
pherese, der Empfängerbereich, die Blutgruppenserologie, das Spenderlabor 
und die Transplantationsimmunologie.

2 Im Jahr 2006 sind durch die Rücknahmegebühr Einnahmen in Höhe von rund 
88.000 Euro erzielt worden, durch den Verfall von Blutprodukten – der nicht aus-
schließlich auf das Rückgabeverhalten zurückgeführt werden kann – entstanden 
Kosten in Höhe von rund 136.000 Euro.

Eigenversor-
gungsquote
steigern
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 Der Rechnungshof hat das UKE zu einer Erhöhung der Rücknah-
me gebühr aufgefordert, die dem ITM nach dreimaliger Rücknah-
me eines Produkts eine kostendeckende Einnahme gewährleistet. 
Dadurch wird neben einem sorgsamen Umgang mit den knappen 
Blutkonserven sichergestellt, dass Kosten verursachungsgerecht 
bei den Abnehmern und nicht beim ITM ausgewiesen werden.

 Das UKE beabsichtigt, die Rücknahmegebühr für nicht verbrauchte 
Erythrozytenkonzentrate 2008 zunächst nahezu zu verdoppeln. 
Hierdurch sollen das Rückgabeverhalten der Abnehmer im UKE 
beschleunigt, die stationäre Verfallsrate gesenkt und interne Kos-
tendeckung beim ITM erreicht werden.

 Der Rechnungshof hat das UKE aufgefordert, das Rückgabever-
halten der Abnehmer zu beobachten und die Rücknahmegebühr 
gegebenenfalls weiter zu erhöhen.

 Reduzierung der Verfallsquote 

173. Die Verfallsquote der Erythrozytenkonzentrate ist von rund 2,5 % 
im Jahr 2003 kontinuierlich auf rund 5 % im Jahr 2006 angestie-
gen. Dies lässt sich einerseits auf unbeeinflussbare Gründe (z.B. 
strengere Qualitätssicherungsauflagen)3 und andererseits auf be-
einflussbare Gründe (z.B. fehlerhafter Umgang mit Blutkonserven 
in den Kliniken des UKE)4 zurückführen.

 Der Rechnungshof hält es für erforderlich, dass die Verfallsquote 
wieder reduziert und dauerhaft auf den im Jahr 2003 erreichten 
Wert von 2,5 % zurückgeführt wird.

 Das UKE strebt an, die Verfallsquote auf 2,5 % zurückzuführen. 
Dazu sollen die Transfusionsbeauftragten der Kliniken den kor-
rekten Umgang mit Blutkonserven schulen und anmahnen. Die 
Rückgabe nicht verbrauchter Blutkonserven werde durch die Ein-
richtung eines Rohrpostsystems erleichtert.

 Erhöhung des Spenderaufkommens

174. Die Blutspendezahlen am UKE sind seit Jahren rückläufig. Von 
2002 bis 2006 hat sich die Anzahl der Blutspenden um 6,5 % re-
duziert. Von dem Rückgang entfällt rund die Hälfte auf den Aus-
schluss potenzieller Spender aufgrund strengerer medizinischer 
Vorgaben. Einen Einbruch bei den Spenderzahlen musste das 
Institut auch aufgrund schlechterer Erreichbarkeit nach einem 
Umzug hinnehmen. Das UKE hat mit einer Verbesserung der Öff-
nungszeiten, einem abermaligen Umzug des Blutspendedienstes 

Rücknahme-
gebühr kosten -
deckend 
bemessen

Verfallsquote auf 
Wert von 2003
zurückführen

3 Nach Angaben des UKE waren ab 2005 neue Qualitätssicherungsauflagen zu 
beachten, nach denen ein Erythrozytenkonzentrat statt fünfmal nur noch dreimal 
aus dem Depot herausgegeben werden durfte.

4 Im Jahr 2006 wurden am UKE 487 Fälle registriert, bei denen der Verfall einer 
Blutkonserve durch den fehlerhaften Umgang mit diesem Produkt verursacht 
wurde. 
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in besser geeignete Räumlichkeiten sowie zusätzlichen Mitteln für 
die Spenderwerbung bereits eine Reihe von Maßnahmen zur Ge-
winnung neuer Spender vorgesehen.

 Der Rechnungshof hat darüber hinaus eine detaillierte Analyse des 
Zusammenhangs zwischen Spendebereitschaft und Öffnungs-
zeiten sowie eine Werbeaktion speziell unter den Hamburger Stu-
denten angeregt.

 Das UKE hat diese Anregungen aufgenommen.

 Preiskalkulation 

175. Die Preise des ITM für die Abgabe von Blutprodukten innerhalb 
des UKE beruhen nicht auf einer differenzierten Kostenkalkula-
tion, sondern orientieren sich an den Preisen des größten exter-
nen Anbieters von Blutprodukten. Ob die so festgelegten Preise 
die eigenen Kosten decken, ist dem ITM nicht bekannt. Zwar 
erwirtschaftet das ITM nach der Deckungsbeitragsrechnung der 
kaufmännischen Leitung des Diagnostikzentrums5 einen positiven 
Beitrag – für das Jahr 2006 rund 1,2 Mio. Euro –, mangels Kos-
tenträgerrechnung für die einzelnen Produkte des ITM ist jedoch 
nicht bekannt, welche Produkte hieran in welchem Umfang betei-
ligt sind. So lassen sich im Übrigen auch keine verlässlichen Aus-
sagen darüber treffen, ob der Verkauf von Blutprodukten an Ex-
terne bzw. Kooperationen mit anderen Blutspendeeinrichtungen 
wirtschaftliche Vor- oder Nachteile für das ITM bringt. 

 Das UKE beabsichtigt derzeit nicht, eine differenzierte Kostenkal-
kulation für das ITM einzuführen.

 Der Rechnungshof hat das UKE darauf hingewiesen, dass es 
seinen Preisen die tatsächlichen Produktkosten zugrunde legen 
sollte, um wirtschaftliche Nachteile ausschließen zu können.

176. Für eine valide Kostenkalkulation ist es darüber hinaus erforder-
lich, die beim ITM entstehenden Kosten für Forschung und Lehre 
zu kennen und auszuklammern. Für Forschung und Lehre wurde 
am ITM zwar eine gesonderte Kostenstelle eingerichtet. Mindes-
tens 98 % der UKE–internen Zuweisung für Forschung und Lehre 
wurden 2006 aber nicht auf dieser Kostenstelle verbucht. 

 Das UKE hat zugesagt, die Kosten für Forschung und Lehre künftig 
ordnungsgemäß zu buchen. Erste Maßnahmen seien umgesetzt.

 Software für Transfusionsmedizin

177. Eine Ende 2004 mit Mitteln nach dem Hochschulbauförderungs-
gesetz beschaffte Software für Transfusionsmedizin ist wegen 
mangelhafter Projektsteuerung seitens des UKE und eines zwi-
schenzeitlichen Umzugs des ITM bis Ende 2007 bisher nicht in 

5 Das ITM ist Teil des Diagnostikzentrums.
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Betrieb gegangen. Dadurch sind vermeidbare Folgekosten für zu-
sätzlichen Pflege- und Wartungsaufwand für die bisherige, rund 
dreißig Jahre alte Software entstanden und es bestand permanent 
die Gefahr eines Absturzes des abzulösenden Systems. 

 Der Rechnungshof hat die Mängel im Zusammenhang mit der Ein-
führung der neuen Software beanstandet.

 Das UKE hat die Inbetriebnahme der neuen Software bis Februar 
2008 in Aussicht gestellt.

178. Das UKE hat ausdrücklich durch „Folgeauftrag“ und damit frei-
händig und ohne Wettbewerb ein Beratungsunternehmen beauf-
tragt, das die Einführung der neuen Software unterstützen sollte. 
Diese Leistung hätte dem Wettbewerb unterstellt werden müssen, 
weil die Voraussetzungen für die Wahl der den Wettbewerb ein-
schränkenden Vergabeart „Freihändige Vergabe“ nicht vorgelegen 
haben.

 Der Rechnungshof hat das UKE aufgefordert, künftig die Vergabe-
bestimmungen einzuhalten.

 Das UKE hat dies zugesagt.

 Bereitstellung eines Bestrahlungsgerätes

179. Für die Versorgung von Patienten mit komplexen Krankheitsbil-
dern werden bestrahlte Blutpräparate benötigt. Da das zur Her-
stellung ursprünglich beschaffte Gerät weder den gewachsenen 
Bedarf6 decken noch wirtschaftlich betrieben werden kann, bean-
tragte das ITM bei der Leitung des Diagnostikzentrums und der 
Unternehmensleitung des UKE im November 2006 die Beschaf-
fung eines ungleich leistungsfähigeren Geräts. Eine Entscheidung 
stand knapp ein Jahr später jedoch noch aus.

 Der Rechnungshof hat das UKE aufgefordert, unter Wirtschaft-
lichkeitsgesichtspunkten und mit Blick auf die Sicherheit der Pa-
tientenversorgung die Beschaffung eines neuen Gerätes zügig zu 
prüfen und darüber zu entscheiden.

 Das UKE hat mitgeteilt, dass Anfang 2008 ein neues Gerät be-
schafft werden soll.

 Die Erörterungen sind noch nicht abgeschlossen.

6 Der Bedarf ist in den letzten zwanzig Jahren von rund 1.000 Präparaten auf rund 
14.000 Präparate jährlich angestiegen.
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 Finanzbehörde / Dataport (AöR)

 Entgeltkalkulation

Gemessen an den Zielvorgaben, sich über 
kostendeckende Leistungsentgelte zu finan-
zieren sowie Quersubventionen zwischen 
den Ländern und Kundengruppen zu ver-
meiden, weist das interne Rechnungswesen 
von Dataport noch erhebliche Mängel auf. 

Die Kosten- und Leistungsrechnung ist so 
zu gestalten, dass neben der Produktergeb-
nisrechnung weitere kundenorientierte Er-
gebnisrechnungen erstellt werden können.

Der Nachweis von Synergieeffekten fusions-
bedingter Maßnahmen ist bislang unzu-
reichend. Die mit dem Beitritt der Länder 
Bremen und Mecklenburg-Vorpommern zu-
sätzlich erwarteten Synergien sollten auf-
gezeigt und belegt werden.

 Vorbemerkung

180. Dataport finanziert sich über Leistungsentgelte. Quersubventio-
nierungen zwischen den Ländern und Kundengruppen sollen ver-
mieden werden.1 Daher ist eine differenzierte Erfassung der Kos-
ten der einzelnen Leistungen notwendig, um Leistungsentgelte 
kostendeckend kalkulieren zu können. Die Erzielung von Gewinn 
ist nicht Zweck der Anstalt.2

 Die Rechnungshöfe Schleswig-Holstein und Hamburg haben ge-
meinsam die Grundlagen der Kosten- und Leistungsrechnung und 
der Entgeltkalkulation für die Jahre 2005 und 2006 bei Dataport 
geprüft.

 Kosten- und Leistungsrechnung 

181. Dataport verfügt über eine IT-gestützte Vollkostenrechnung (Kos-
tenarten-, Kostenstellen- sowie Produktergebnisrechnung als 
Kostenträgerrechnung). Die Kostenrechnung umfasst nach dem 
Stand vom 4. Quartal 2006 rund 140 Kostenstellen, rund 160 Pro-
dukte und rund 8.000 Aufträge3. Über interne Verrechnungspreise 

1 Vgl. Konsortialvereinbarung zwischen dem Land Schleswig-Holstein und der 
Freien und Hansestadt Hamburg zur Errichtung von Dataport, Anstalt des öf-
fentlichen Rechts vom 16./25. September 2003.

2 § 11 des Staatsvertrags zwischen dem Land Schleswig-Holstein und der Freien 
und Hansestadt Hamburg über die Errichtung von „Dataport“ als rechtsfähige 
Anstand des öffentlichen Rechts (Bürgerschaftsdrucksache 17/3236 vom 26. 
August 2003).

3 Interne Aufträge und Kundenaufträge.
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werden Kosten den Produkten und Aufträgen zugeordnet. Für die 
Leistungen gibt es ein Entgeltverzeichnis, die mit den Kunden ver-
einbarten Preise können durch Rabatte davon abweichen. Auch 
gibt es kundenspezifische Leistungen, die nicht im Entgeltver-
zeichnis aufgeführt sind.

182. Gemessen an den Zielvorgaben und den dazu erforderlichen 
Steuerungsinformationen weist das interne Rechnungswesen von 
Dataport noch erhebliche Mängel auf:

 – Die Produktergebnisrechnung führt aufgrund unzutreffender 
Verrechnungspreise, Defiziten bei der Kostenübersicht und 
der Rabattgestaltung überwiegend zu nicht tragfähigen Er-
gebnissen.

 – Quersubventionierungen sind nicht erkennbar, weil die Ge-
genüberstellung von Kosten und Erlösen nur auf der Ebene 
von Produkten, nicht aber bezogen auf einzelne Kundenauf-
träge bzw. Marktbereiche erfolgt.

 – Die Produktergebnisrechnung 2006 wird insbesondere durch 
einen internen Stundenverrechnungssatz, der in unterschied-
licher Höhe von den tatsächlichen Kosten abweicht, den Ver-
rechnungssatz für den Großrechnerbereich4 und die Gemein-
kosten erheblich verfälscht.

 – Kostenüber- und -unterdeckungen sind nicht erkennbar, weil 
Kostenstellen und Aufträge nicht verursachungsgerecht mit 
Kosten belastet werden. Entgeltkalkulationen basieren zum 
Teil auf Fortschreibungen bestehender Entgeltverzeichnisse. 
So kann z.B. das zwischenzeitlich überhöhte Entgelt für die 
Inanspruchnahme des Großrechnerbereichs zu ungerecht-
fertigten Belastungen von Kunden und falschen Steuerungs-
impulsen5 führen.

 Entgeltkalkulation

183. Die Mängel des internen Rechnungswesens führen dazu, dass 
auch die Entgeltgestaltung nicht den Vorgaben entspricht:

 – Weil das Rechnungswesen bisher keine ausreichend belast-
baren Daten liefert, ist eine an den tatsächlichen Kosten aus-
gerichtete Entgeltkalkulation nicht möglich.

 – Die vielfach angewandten Pauschalentgelte schränken die 
Kosten- und Leistungstransparenz auf Auftragnehmer- und 
Auftraggeberseite ein und können damit zu Fehlsteuerungen 
führen.

4 Nach Auskunft von Dataport ist dieser interne Verrechnungssatz inzwischen neu 
berechnet und für 2007 deutlich gesenkt worden.

5 Zum Beispiel Ablösung von Großrechnerverfahren aufgrund vermeintlich zu 
hoher Betriebskosten.

Erhebliche Män-
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 – Fehlende Dokumentationen, mangelnde Aktualität bzw. feh-
lende Kostenüberprüfungen erschweren die Beurteilung der 
Auskömmlichkeit der kalkulierten und vereinbarten Leistungs-
entgelte.

 – Entscheidungen zu Kostenunterdeckungen aus strategischen 
Gründen stehen im Widerspruch zu der Vorgabe, Quersub-
ventionierungen zu vermeiden.

 Preisgestaltung

184. Für die Abrechnung von Leistungen mit den Trägerländern sollte 
Dataport entsprechend den Zielvorgaben regelmäßig auf Vollkos-
ten-Basis kalkulierte Preise zugrunde legen. Wettbewerbspreise 
sollten im Wege des Benchmarking herangezogen werden, um 
Wirtschaftlichkeitspotenziale bei Dataport zu identifizieren. 

 Für den schleswig-holsteinischen Kommunalbereich mit seiner 
stärker wettbewerbsorientierten Struktur könnte grundsätzlich eine 
freiere Preisgestaltung möglich sein, die je nach Marktsitua tion auf 
die Erzielung von Überschüssen oder Deckungsbeiträgen ausge-
richtet sein kann. Soweit Verträge aus strategischen Gründen mit 
Preisen unterhalb der Kostendeckung abgeschlossen werden, 
sollte ein Auftragscontrolling Maßnahmen zur Kosten deckung und 
ein Zeitziel überwachen.

185. Der pauschale Preis zur Abgeltung der Leistungen, die Dataport 
für die Freie und Hansestadt Hamburg erbringt, bemisst sich letzt-
endlich nach den insgesamt vorhandenen Haushaltsmitteln der 
Hamburger Behörden.6 Eine direkte Leistungs- und Entgeltbe-
ziehung zwischen Dataport und den einzelnen Behörden besteht 
nicht. Damit fehlt diesen der Anreiz zur wirtschaftlichen und spar-
samen Inanspruchnahme von Dataport-Leistungen.

186. Obwohl Dataport seit Gründung eine Reihe von Optimierungsan-
sätzen initiiert hat, sind ein anforderungsgerechtes internes Rech-
nungswesen und eine darauf basierende aktuelle und transpa-
rente Entgeltkalkulation und Preisgestaltung bislang jedoch nicht 
umgesetzt worden.

 Die Rechnungshöfe haben Dataport aufgefordert,

 – eine aussagekräftige Kosten- und Leistungsrechnung einzu-
richten,

 – Ergebnisrechnungen kunden- bzw. marktbereichsbezogen zu 
erstellen,

6 Die Planungen der Behörden für die Erstattung der Kosten für die Inanspruch-
nahme von Dienstleistungen von Dataport werden von der Finanzbehörde über-
prüft und gegebenenfalls korrigiert. Abschließend handelt die Finanzbehörde mit 
Dataport einen zu entrichtenden Pauschalpreis aus. Dieser Großkundenrabatt 
beträgt für das Jahr 2006 rund 16 Mio. Euro.

Pauschale ohne 
Anreizfunktion
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 – sowohl die internen Verrechnungspreise als auch die Entgelte 
mit hoher Priorität anzupassen,

 – ein Auftragscontrolling zu installieren und insbesondere zu 
Vertragsabschlüssen, die unterhalb der Kostendeckung lie-
gen, ergänzende Maßnahmen und Zeitziele zur angestrebten 
Kostendeckung zu überwachen,

 – dem Verwaltungsrat7 regelmäßig auf Grundlage der von den 
Trägerländern beschlossenen Konsortialvereinbarung zur 
Thematik „Quersubventionierungen“ zu berichten,

 – den Verwaltungsrat mit Grundsatzfragen der Entgeltkalkula-
tion, Preisgestaltung und Abrechnung zu befassen.

 Die Rechnungshöfe halten es für notwendig, dass die Trägerländer 
ihre Anforderungen an Entgeltkalkulation, Preisgestaltung und Ab-
rechnung unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Bedürfnisse 
von Dataport konkretisieren und die Umsetzung im Verwaltungsrat 
mit dessen Gestaltungsmöglichkeiten begleiten. Dies gilt auch für 
Regelungen zur Quersubventionierung.

 Nachweis von Synergieeffekten

187. Das Land Schleswig-Holstein und die Freie und Hansestadt Ham-
burg haben sich bei der Errichtung von Dataport als Anstaltsträger
in einer Konsortialvereinbarung auf die Erzielung von Synergie-
effekten verständigt.8 Diese sollen den Kunden zugute kommen.

 Zu den Grundlagenarbeiten bei einem Zusammenschluss von Ein-
richtungen gehört die Erstellung eines Fusionskonzepts. Eine von 
den Trägerländern geforderte erste Konkretisierung in der ersten 
mittelfristigen Unternehmensplanung von Dataport ist unterblie-
ben. Ein von Dataport im Jahr 2006 vorgelegter Sachstandsbericht 
beinhaltet Angaben zu den Synergieleistungen der Jahre 2004 bis 
2006, jedoch keine konkreten Aussagen zu Kosteneinsparungen.

 Erst der im Jahr 2007 vorgelegte zweite Synergiebericht von Da-
taport enthält Aussagen zu Synergieeffekten in den Bereichen 
Beschaffung und Querschnittsaufgaben sowie Leistungsstei-
gerungen. Darin wird der Verzicht einer Überwälzung von Per-
sonal- und Sachkostensteigerungen auf die Entgelte als „Syn-
ergieverwendung“ angeführt, ohne jedoch synergiebedingte 
Leistungssteigerungen oder Kosteneinsparungen konkret belegen 
zu können.

7 Der Verwaltungsrat ist das Entscheidungs- und Kontrollorgan von Dataport. Das 
Land Schleswig-Holstein hat als Mitglieder auch Vertreter aus dem Kommunal-
bereich benannt. Die Rechte und Mitwirkungsmöglichkeiten der Trägerländer 
werden über den Verwaltungsrat gewährleistet.

8 Durch Kostensenkungen und Ausschöpfung von Ertragspotenzialen sollen in 
einem Zeitraum von fünf Jahren Synergieeffekte von mindestens 10 bis 15% 
realisiert werden. Die Höhe der zu erzielenden Synergieeffekte ist von Dataport 
mit 12 bis 16 Mio. Euro auf der Grundlage eines zu beeinflussenden Gesamtkos-
tenvolumens von rund 120 Mio. Euro angesetzt worden.

Einbeziehung der 
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notwendig
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Synergieeffekten 
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 Zum Nachweis von Synergieeffekten der Fusion ist es nicht 
ausreichend, lediglich die Verwendung von möglichen Ertrags-
steigerungen oder Kostensenkungen darzustellen. Zur Nach-
vollziehbarkeit ist es vielmehr notwendig, die zur Erzielung von 
Synergieeffekten getroffenen fusionsbedingten Maßnahmen mit 
ihren Kosten sowie die erreichten einmaligen und dauerhaften Er-
gebnisse im Integrationsprozess darzustellen.9 Bewertbare Nach-
weise der Auswirkungen des nachträglichen Beitritts der Länder 
Bremen und Mecklenburg-Vorpommern liegen noch nicht vor. Sie 
sind im weiteren Verfahren zu erbringen.

 Die Rechnungshöfe haben Dataport aufgefordert, den Verwal-
tungsrat konkreter über die geplanten Maßnahmen und fusions-
bedingten Ergebnisse zu informieren.

 Stellungnahme der Verwaltung

188. Die Finanzbehörde sieht auch bei pauschalen Preisen ausrei-
chenden Anreiz zur wirtschaftlichen und sparsamen Leistungs-
inanspruchnahme. Dieser Anreiz werde durch leistungsbezogene 
Wirtschaftlichkeits- und Kostenbetrachtungen gesetzt.

 Die Rechnungshöfe weisen demgegenüber auf die größere An-
reizfunktion von direkten Leistungs-Entgelt-Beziehungen hin. Ins-
besondere im Haushaltsvollzug geht von verfahrensübergreifenden 
Pauschalentgelten keine Anreizwirkung mehr zu wirtschaftlichem 
Verhalten aus.

189. Dataport will den Beanstandungen und Hinweisen der Rech-
nungshöfe weitgehend folgen. Insbesondere durch ein 2007 be-
gonnenes internes Projekt seien eine Reihe konkreter Ergebnisse 
erreicht worden. Es handele sich dabei um die Neukalkulation 
der internen Verrechnungspreise, eine auf der Basis der Kosten 
orientierte Preisbildung und die Installation eines Auftragscontrol-
lings. Hinsichtlich der Forderung marktbereichsbezogener Ergeb-
nisrechnungen und zur Problematik der Quersubventionierungen 
sieht Dataport noch Diskussionsbedarf, da unabhängig von der 
Kostenverursachung einzelner Projekte der damit verbundene 
Know-how-Zuwachs allen Trägerländern zugute komme.

 Der Verwaltungsrat von Dataport hat im Dezember 2007 eine 
Arbeitsgruppe unter Federführung von Dataport und Beteiligung 
aller Trägerländer eingesetzt, die sich mit der Umsetzung der von 
den Rechnungshöfen vorgeschlagenen Maßnahmen befassen soll.

 Die Erörterungen sind noch nicht abgeschlossen.

9 Damit erfolgt eine Abgrenzung zu Synergieeffekten, die auch ohne Fusion ange-
fallen wären, z.B. technikbedingte Einsparungen.
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 VI. Querschnittsuntersuchungen

 Personalamt /
andere Behörden

 Heranziehung Bediensteter
zum Schadensersatz

Den Behörden fehlt häufig der Überblick 
über entstandene Schäden. Damit sind sie 
nicht in der Lage, etwaige Ersatzansprüche 
gegen Bedienstete erkennen, prüfen und 
geltend machen zu können.

Um Nachteile für den Haushalt zu vermei-
den, müssen alle beteiligten Behörden 
denselben Sachverhalt in für Schadenser-
satzansprüche maßgeblichen Fragen ein-
heitlich beurteilen.

190. Beamtinnen und Beamte haben ihrem Dienstherrn den aus vor-
sätzlicher oder grob fahrlässiger Pflichtverletzung entstehenden 
Schaden zu ersetzen. Diese Regelung gilt entsprechend für Rich-
terinnen und Richter sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 
Die Verwaltung ist gemäß § 34 Absatz 2 LHO verpflichtet, Ein-
nahmen vollständig zu erheben und deshalb laufend alle Möglich-
keiten der Einnahmeerhebung zu prüfen und diese im Rahmen 
der Verhältnismäßigkeit geltend zu machen. Bei Schäden bedeu-
tet dies, dass die Beschäftigungsbehörden die Möglichkeit eines 
Ausgleichs im Wege des Schadensersatzes auch gegenüber be-
teiligten Bediensteten prüfen müssen. 

 Geräteinventuren und Schadensbearbeitung

191. Verluste und Schäden lassen sich unter anderem mit regelmäßi-
gen Inventuren feststellen. Zu diesen sind die Behörden nach den 
Verwaltungsvorschriften über die Geräteverwaltung (VV-Geräte) 
verpflichtet. Sie haben zuvor zum Nachweis des beweglichen Ver-
mögens ihre Geräte mit einem Anschaffungspreis von mehr als 
410 Euro zu inventarisieren.

 Der Rechnungshof hatte bereits im Jahr 2001 festgestellt,1 dass 
die Vorschriften der VV-Geräte nicht beachtet worden waren. Der 
Senat hatte daraufhin erklärt,2 es sei inzwischen sichergestellt, dass 
das bewegliche Sachvermögen insbesondere unter Berücksichti-
gung besonders verlustgefährdeter Sachen inventarisiert werde 
und Zu- und Abgänge erfasst würden, sodass der Bestand künftig 
dokumentiert sei. Inventuren würden regelmäßig durchgeführt.

1 Jahresbericht 2002, Tzn. 16 bis 18.
2 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 17/1115 vom 2. Juli 2002, S. 1 zu Tzn. 16 bis 18.
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 In einer Reihe von Behörden sind jedoch nach wie vor trotz dieser 
Zusage Geräte unvollständig oder gar nicht inventarisiert und In-
venturen unterblieben. Das birgt die Gefahr, dass Schäden unbe-
merkt bleiben. Bestehende Schadensersatzansprüche lassen sich 
so nicht erkennen, prüfen und geltend machen.

192. Bei jedem bekannt gewordenen Schaden der Freien und Han-
sestadt Hamburg ist nach den einschlägigen Richtlinien3 der 
Sachverhalt festzustellen. Die Feststellungen sind aktenkundig 
zu machen. Der Schadensfall ist in einer Übersicht zu erfassen. 
Kassenfehlbestände sind an die Finanzbehörde zu melden. Ge-
gen diese Verwaltungsvorschriften haben mehrere Behörden ver-
stoßen. Schadensübersichten sind unvollständig gewesen oder 
fehlten ganz. Aufgetretene Kassenfehlbestände sind nicht immer 
darin enthalten gewesen und zum Teil auch nicht der Finanzbehör-
de gemeldet worden. In der Folge sind einschlägige Sachverhalte 
den für die Regressprüfung zuständigen Stellen zum großen Teil 
nicht bekannt geworden. 

 Auch soweit Schäden erkannt und in Schadensübersichten einge-
tragen worden sind, hat dies häufig nicht zu einer Regressprüfung 
geführt, weil nicht auf mögliche – oft naheliegende – Regressan-
sprüche geschlossen worden ist. 

193. Damit fehlen – angefangen von Inventarisierung und Inventuren 
über Schadensübersichten bis hin zum Erkennen von Regress-
möglichkeiten – häufig bereits die Grundvoraussetzungen für die 
vollständige Geltendmachung etwaiger Schadensersatzansprü-
che gegen Bedienstete. 

 Der Rechnungshof hat gefordert,

 – die Vorschriften der VV-Geräte über Inventarisierung und In-
venturen zu beachten,

 – die Einhaltung der Schadensersatzrichtlinien sicherzustellen 
und alle Schadensfälle, an denen Bedienstete beteiligt sind, 
unter Berücksichtigung der Schadensersatzrichtlinien ange-
messen zu prüfen.

 Alle betroffenen Behörden haben zugesagt, die Regelungen über 
Inventarisierung und Inventuren sowie die Schadensersatzricht-
linien künftig zu beachten.

 Das Personalamt hat zugesagt, die Behörden auf die Beachtung 
der Schadensersatzrichtlinien hinzuweisen.

 Unfälle mit Kraftfahrzeugen

194. Für die Bearbeitung von Regressfällen ist die jeweilige Beschäf-
tigungsbehörde zuständig. Bei Verkehrsunfällen mit Dienstkraft-

Regressan -
sprüche nicht 
erkannt

3 Richtlinien über die Heranziehung Beschäftigter zum Schadensersatz – MittVw 
1995, S. 235.

Zusage des 
Senats nicht
eingehalten
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fahrzeugen und Drittbeteiligten ist daneben die Finanzbehörde 
für die Schadensregulierung gegenüber unfallbeteiligten Dritten 
zuständig. In mehreren – die Polizei betreffenden – Fällen hat die 
Finanzbehörde das jeweilige Fehlverhalten der Bediensteten als 
grob fahrlässig beurteilt. Dagegen hat die Behörde für Inneres als 
Beschäftigungsbehörde das Fehlverhalten ihrer Bediensteten ledig-
 lich als leicht fahrlässig angesehen. 

 Geht die Finanzbehörde im Außenverhältnis von grober Fahrläs-
sigkeit der bzw. des Bediensteten aus, so reduziert sich gegebe-
nenfalls die Mithaftungsquote des geschädigten Dritten. Legt die 
Beschäftigungsbehörde ihrer Beurteilung im selben Fall – wie ge-
schehen – nur einfache Fahrlässigkeit zugrunde, besteht kein Re-
gressanspruch gegen die Bedienstete bzw. den Bediensteten. Die 
zwischen den beiden Behörden abweichende Beurteilung führt 
dazu, dass Hamburg wegen der verschiedenen Haftungsmaß-
stäbe einen höheren Schaden zu tragen hat.

195. Die abweichende Würdigung derselben Rechtsfrage im selben 
Sachverhalt durch mehrere beteiligte Behörden ist auch ange-
sichts der damit verbundenen Nachteile für den Haushalt nicht 
hinnehmbar. Es bedarf einer für Hamburg einheitlichen Beurtei-
lung der für Schadensersatzansprüche maßgeblichen Frage.

 Der Rechnungshof hat deshalb um Prüfung gebeten, inwieweit 
durch Änderung des Verfahrens oder der Organisation einschließ-
lich der Verlagerung von Zuständigkeiten für die Zukunft eine ein-
heitliche Entscheidung gewährleistet werden kann. 

196. Die Behörde für Inneres und die Finanzbehörde haben erklärt, 
die vom Rechnungshof geäußerte Besorgnis uneinheitlicher Ent-
scheidungen über die Heranziehung Bediensteter zum Schadens-
ersatz sei unbegründet. Die bisherige Verteilung der Aufgaben 
sollte beibehalten werden, weil die Finanzbehörde mit ihrer aus 
Effizienzgründen vorgenommenen Prüfung lediglich eine Assis-
tenzfunktion wahrnehme, während die Entscheidung über den 
Regress der jeweiligen Beschäftigungsbehörde des städtischen 
Fahrzeugführers obliege. Auch unabhängig davon sei es durchaus 
nachvollziehbar und hinnehmbar, wenn die Behörde für Inneres 
nach Anhörung des Beschäftigten aus ihrer fachlich-konkreten 
Sicht heraus zu einer anderen Wertung gelange als die Finanz-
behörde nach einer lediglich rechtlichen Prüfung auf Basis der 
Aktenlage.

197. Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass das Problem 
nicht allein in der Beurteilung der Regressfrage liegt, sondern in 
den bereits dargestellten Auswirkungen unterschiedlicher behörd-
licher Entscheidungen zur Haftung im Innen- und Außenverhältnis 
der Stadt. Entgegen der Auffassung der Behörde für Inneres und 
der Finanzbehörde ist das Verschulden der Bediensteten nicht 
nach ihrer jeweiligen Verfahrensrolle unterschiedlich bewertbar. 
Zu beurteilen ist der objektive Pflichtenverstoß und die Erfüllung 
der subjektiven Tatbestandsmerkmale bei einem einzigen Lebens-
sachverhalt. Dies ist nicht teilbar. Daran ändert nichts, dass die 
Behörde für Inneres als Beschäftigungsbehörde für die Regress-
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prüfung, die Finanzbehörde dagegen für die Haftpflichtregulierung 
im Außenverhältnis zum Dritten zuständig ist.

 Der Rechnungshof hat die Behörde für Inneres und die Finanzbe-
hörde aufgefordert, ihre Positionen zu überdenken, und darüber 
hinaus gebeten, abgestimmte Übersichten über betroffene Scha-
densfälle vorzulegen. 
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 Behörde für Stadtentwicklung
 und Umwelt /  Finanzbehörde

 Wettbewerb und Wirtschaftlichkeit
bei der Vergabe von Aufträgen

(Wertgrenzen)

Wertgrenzen, unterhalb derer regelmäßig 
auf eine Öffentliche Ausschreibung verzich-
tet werden darf, sind von den zuständigen 
Behörden ohne Prüfung und Begründung 
festgesetzt worden. 

Öffentliche Ausschreibungen bei Bauleis-
tungen sind 2006 auf einen Anteil von etwa 
20 % gesunken und stellen damit entgegen 
ihres gesetzlichen Vorrangs die Ausnahme 
dar.

198. Gemäß § 55 LHO sowie den Allgemeinen Bestimmungen für die 
Vergabe von Bauleistungen (VOB/A1) und Leistungen (VOL/A2) 
muss vorrangig öffentlich ausgeschrieben werden. Unter be-
stimmten, in der VOB/A und VOL/A dargelegten Ausnahmen 
kann von dem Vorrang abgewichen und beschränkt ausgeschrie-
ben oder freihändig vergeben werden. Obwohl nur die VOL/A 
einen ausdrücklichen Ausnahmetatbestand zur Festlegung eines 
Höchstwerts (Wertgrenze) für Freihändige Vergaben enthält, haben
die Finanzbehörde für VOL-Leistungen und die Behörde für Stadt-
entwicklung und Umwelt (BSU) für VOB-Leistungen auch für 
Beschränkte Ausschreibungen sowie für freihändig vergebene 
Bauleistungen Wertgrenzen festgesetzt.3 

 Die Höhe der Wertgrenzen ist in vereinfachter Form in folgender 
Tabelle dargestellt:

 

(Netto-)Auftragswert in Euro

Vergabeart Bauleistungen Leistungen

Beschränkte Ausschreibung bis 250.000 bis 50.000
Freihändige Vergabe unter 30.000 bis 10.000

199. Die Vergabevorschriften4 ermächtigen nur im Einzelfall zur Be-
schränkten Ausschreibung, wenn u.a. die Öffentliche Ausschrei-

1 Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen – Teil A.
2 Verdingungsordnung für Leistungen – Teil A.
3 Wertgrenzen für VOL-Leistungen vgl. § 4 Nr. 1 der Beschaffungsordnung unter 

5.100 im Vergabehandbuch VOL + VOF; Wertgrenzen für VOB-Leistungen vgl. A 
2.2 im Vergabehandbuch (VOB) bzw. 6.2.2. Nr. 1 Verwaltungsvorschriften über die 
Durchführung von Bauaufgaben der Freien und Hansestadt Hamburg – Bauhand-
buch – (VV-Bau).

4 § 3 Nr. 3 Absatz 1 lit. a) VOB/A bzw. § 3 Nr. 3 lit. b) VOL/A.
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bung für den Auftraggeber oder Bewerber einen Aufwand ver-
ursachen würde, der zu dem erreichbaren Vorteil oder Wert der 
Leistung in einem Missverhältnis steht. Eine Wertgrenze für diesen 
Ausnahmetatbestand darf nur so gelegt werden, dass alle unter 
sie fallenden Einzelfälle die genannten Voraussetzungen erfüllen.

 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass bei der Festlegung dieser 
Wertgrenzen weder Daten erhoben noch Untersuchungen vorge-
nommen wurden. Insbesondere haben weder die BSU noch die 
Finanzbehörde den verwaltungstechnischen Mehraufwand für 
eine Öffentliche Ausschreibung im Vergleich zu einer Beschränkten 
Ausschreibung ermittelt. 

 Dies ist umso beachtlicher als 

 – die vom Rechnungshof geprüften Vergabeübersichten der 
BSU für die Jahre 2003 bis 2006 einen Rückgang der öffent-
lich bzw. im Offenen Verfahren ausgeschriebenen Aufträge 
von 41 % auf etwa 20 % belegen; 

 – eine Auswertung des Rechnungshofs der im Jahr 2005 er-
teilten Bauaufträge bei den für einen Vergleich geeigneten 
Aufträgen die Tendenz zeigt, dass öffentlich ausgeschriebene 
Bauleistungen zu teilweise sehr viel günstigeren Preisen an-
geboten wurden als beschränkt ausgeschriebene. Andere 
Rechnungshöfe haben diese Tendenz bestätigt.5

200. Die BSU sieht den gesetzlichen Vorrang der Öffentlichen Aus-
schreibung als gewahrt an. 2006 habe 63 % des Vergabevolumens 
für Bauleistungen über der Wertgrenze in Höhe von 250.000 Euro 
gelegen und sei weit überwiegend nach Öffentlicher Ausschrei-
bung bzw. im Offenen Verfahren vergeben worden. 

 Die Argumentation der BSU ändert nichts an der Tatsache, dass 
etwa 80 % aller Vergabefälle weder im Wege der Öffentlichen Aus-
schreibung noch im Offenen Verfahren vergeben wurden und damit 
der Vorrang der Öffentlichen Ausschreibung nicht mehr gewahrt 
ist. Die Volumen bezogene Betrachtung der BSU erfüllt nicht die 
Anforderung des § 55 LHO, weil diese unabhängig vom Volumen 
in jedem Einzelfall gilt. Daher kann nur der zahlenmäßige Anteil der 
im Wege der Öffentlichen Ausschreibung oder im Offenen Verfah-
ren vergebenen Aufträge ein Indiz für die Einhaltung des Vorrangs 
sein. 

201. Der Rechnungshof hat beanstandet, dass BSU und Finanzbehörde 
Wertgrenzen festgesetzt haben, obwohl sie weder über Daten aus 
Einzelfallprüfungen noch aus generellen Erhebungen verfügten, 
die das Vorliegen dieser Voraussetzungen belegt hätten. 

202. Vor dem Hintergrund, dass die Baudienststellen regelhaft bei
Unterschreiten der Wertgrenze vom Vorrang der Öffentlichen 

5 Rechnungshof von Berlin, Jahresbericht 2006 Tz. 175 ff., Niedersächsischer 
Landesrechnungshof, Jahresbericht 2007, Nr. 15.
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Ausschreibung abgewichen sind und Baumaßnahmen mit einem 
geringeren Auftragswert z.B. beschränkt ausgeschrieben haben, 
hat der Rechnungshof die BSU und Finanzbehörde aufgefordert,

 – zu untersuchen, welche Vorteile auch finanzieller Art mit Öf-
fentlichen Ausschreibungen zu erzielen sind sowie

 – den durchschnittlichen Bearbeitungsaufwand für Öffentliche 
und Beschränkte Ausschreibungen zu ermitteln 

 und damit objektive Maßstäbe für die Festlegung von Wertgrenzen 
zu schaffen.

203. Die BSU will der Forderung des Rechnungshofs, die Wertgrenzen 
in einem transparenten und nachvollziehbaren Verfahren zu über-
prüfen, nachkommen. Sie hat angekündigt, dabei auch Gesichts-
punkte wie Verfahrensvereinfachung und Mittelstandsförderung 
einbeziehen zu wollen. 

204. Die Finanzbehörde ist ebenfalls bereit, entsprechende Untersu-
chungen vorzunehmen, weist aber auf methodische Schwierig-
keiten, insbesondere die begrenzte Zahl von Vergleichsfällen im 
Liefer- und Leistungsbereich hin. Bei der Festsetzung von Wert-
grenzen komme es auch auf Kriterien wie Bürokratiekostenredu-
zierung, Verfahrenssicherheit, Bewertung der Marktsituation und 
Regelungen in anderen Ländern an. 

205. Der Rechnungshof begrüßt die Absicht der Behörden, die jewei-
ligen Wertgrenzen transparent und nachvollziehbar zu überprü-
fen. Er sieht wegen der Vielzahl von VOL-Vergaben auch die von 
der Finanzbehörde genannten methodischen Schwierigkeiten als 
überwindbar an. Im Zentrum der Entscheidung über die Höhe von 
Wertgrenzen muss die Zielsetzung der VOB und der VOL stehen, 
mit größtmöglichem Wettbewerb wirtschaftliche Ergebnisse zu er-
zielen. Gegebenenfalls zulässige ergänzende Gesichtspunkte bei 
der Bemessung von Wertgrenzen müssen sich dem Zweck der 
Ausnahmeermächtigung zuordnen lassen. In diesem Zusammen-
hang hat sich auch die durch Vergabebestimmungen zugelassene 
Mittelstandsförderung zu bewegen. 

Objektive Maß-
stäbe für Fest-
legung von Wert-
grenzen schaffen
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1 Vgl. Jahresbericht 2006, Tzn. 112 bis 124.

 VII. Prüfungen bei mehreren
Behörden und Institutionen

 Behörde für Wissenschaft und
Forschung / Hochschulen

 Beteiligungsverwaltung im
Hochschulbereich

Die Behörde für Wissenschaft und For-
schung und die Hochschulverwaltungen 
haben erneut grundlegende Vorschriften 
der Beteiligungsverwaltung nicht beachtet 
und sich damit nicht an Zusagen des Senats 
gegenüber der Bürgerschaft aus dem Jahr 
2006 gehalten.

206. Der Rechnungshof hatte bereits in seiner 2005 durchgeführten 
Prüfung über die Wahrnehmung der Aufgaben der Beteiligungs-
verwaltung1 zahlreiche Mängel im Hochschulbereich festgestellt 
und gefordert, die beteiligungs- und haushaltsrechtlichen Be-
stimmungen in Zukunft sorgfältig zu beachten. Trotz einer ent-
sprechenden Zusage des Senats sind erneut erhebliche Mängel 
aufgetreten, die der Rechnungshof gegenüber den Hochschul-
verwaltungen und der Behörde für Wissenschaft und Forschung 
(BWF) wiederum beanstandet hat.

 Unterrichtung des Rechnungshofs

207. Nach § 69 LHO ist die für die Beteiligung zuständige Verwaltung 
verpflichtet, sich in einer eigenen Prüfung regelmäßig u.a. ein Bild 
darüber zu verschaffen, 

 – wie die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unterneh-
mens im abgelaufenen Geschäftsjahr sowie die voraussicht-
liche weitere Entwicklung zu beurteilen sind, 

 – ob die Geschäfte mit der erforderlichen Sorgfalt und der ge-
botenen Wirtschaftlichkeit geführt wurden und ob der Bericht 
des Abschlussprüfers § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz ent-
spricht, 

 – ob gegen die Beschlüsse über die Entlastung der Geschäfts-
führer und des Aufsichtsrates Bedenken bestehen.
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 Das Ergebnis dieser Prüfungen2 ist in einem Bericht (sogenannten 
Eigenbericht) niederzulegen und dem Rechnungshof zusammen 
mit dem Bericht des Abschlussprüfers innerhalb von drei Monaten 
nach Feststellung des Jahresabschlusses durch das zuständige 
Unternehmensorgan zu übersenden.

208. Diese Prüfungs- und Berichtspflichten hätten – entsprechend den 
Fristen im Handelsgesetzbuch für die im Hochschulbereich über-
wiegend anzutreffenden kleinen Kapitalgesellschaften – bis spä-
testens 28. Februar 2007 für das Geschäftsjahr 2005 erfüllt sein 
müssen. Zu diesem Termin lagen dem Rechnungshof jedoch nur 
für eines von insgesamt zehn der bis 2005 gegründeten Unter-
nehmen die entsprechenden Unterlagen vor. Erst aufgrund aus-
drücklicher Aufforderung durch den Rechnungshof sind ihm die 
Unterlagen für die anderen neun Unternehmen übersandt worden. 
Dabei wurde deutlich, dass die Verwaltungen ihre Prüfungsver-
pflichtungen überwiegend erst nach der Anmahnung durch den 
Rechnungshof aufgenommen hatten. 

 Der Rechnungshof hat die erneute Nichtbeachtung der Verpflich-
tungen nach § 69 LHO trotz ausführlicher und zeitnaher Behand-
lung dieser Thematik im Prüfungs- und parlamentarischen Entlas-
tungsverfahren beanstandet. Die Beanstandungen wurden von 
der BWF und den Hochschulen anerkannt.

209. Nach § 102 LHO ist der Rechnungshof unverzüglich, d.h. vor der 
Beurkundung des Gesellschaftsvertrags, zu unterrichten, wenn 
unmittelbare Beteiligungen an Unternehmen begründet werden 
sollen. Auch die Beachtung dieser Vorschrift hat der Senat der 
Bürgerschaft im Zusammenhang mit der Behandlung des Jahres-
berichtsbeitrags 2006 zugesagt.

 Entgegen dieser Zusage ist der Rechnungshof erst aufgrund ei-
gener Anforderung von Unterlagen Anfang 2007 über die bereits 
im Januar 2006 erfolgte Gründung und Beurkundung des Gesell-
schaftsvertrags der „Northern Institute of Advanced Hydrographics 
GmbH“ (NIAH) unterrichtet worden, an der die HafenCity Universi-
tät (HCU) beteiligt ist (vgl. auch Tz. 211 ff.). Die Unterrichtung über 
die Gründung der „Kühne School of Logistics and Management 
GmbH“ (Gesellschafterin: Technische Universität Hamburg-Har-
burg – TUHH –) erfolgte erst kurz nach der Beurkundung.

210. Am Rande einer Prüfung in der TUHH hat der Rechnungshof zu-
dem Kenntnis davon erlangt, dass sich die Hochschule für bilden-
de Künste (HfbK), die Hochschule für Angewandte Wissenschaften 
Hamburg (HAW) und die TUHH – neben einzelnen Professoren 
dieser Hochschulen – bereits im Jahr 2000 an der „ZEBAU Zen-
trum für Energie, Bauen, Architektur und Umwelt GmbH“ (ZEBAU) 
beteiligt hatten. Diese Hochschulbeteiligungen waren sowohl den 
2005 amtierenden Hochschulkanzlern unbekannt als auch in der 
BWF selbst offensichtlich in Vergessenheit geraten, da sie weder 
im Rahmen der einschlägigen Querschnittsprüfung des Rech-

Eigenberichte der 
Verwaltung erneut 
erst nach Anmah-
nung durch den 
Rechnungshof 
erstellt

Wiederum feh-
lende bzw. 
verspätete Unter-
richtungen des 
Rechnungshofs

Unternehmens-
beteiligungen 
nicht bekannt

2 Vgl. im Einzelnen die Verwaltungsvorschriften (VV)  zu § 69 LHO und die „Hinwei-
se für die Verwaltung von Beteiligungen“ der Finanzbehörde – 2005 –.
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nungshofs von 2005 von der BWF in der Aufstellung über Unter-
nehmensbeteiligungen im Hochschulbereich aufgeführt noch in 
den nachgehenden wiederholten Besprechungen der BWF mit 
den Hochschulvertretern über die künftige Wahrnehmung der Be-
teiligungsaufgaben insbesondere auch bei hochschulübergreifen-
den Beteiligungen erwähnt wurden.

 
 Der Rechnungshof hat die erneuten Verstöße gegen § 102 LHO 

beanstandet. Die BWF hat darauf hingewiesen, dass es insbeson-
dere dann, wenn private Spender an Unternehmensgründungen 
beteiligt seien, schwierig sein könne, den richtigen Zeitpunkt der 
Übersendung zu finden, weil von den Spendern häufig erst der 
Notartermin als Schlusspunkt der Verhandlungen angesehen 
werde. Sie hat aber zugesagt, künftig für eine Zuleitung von Ge-
sellschaftsverträgen vor der Beurkundung – nach Möglichkeit min-
destens eine Woche vor dem in Aussicht genommenen Termin – 
Sorge tragen zu wollen. 

 NIAH GmbH und ZEBAU GmbH

211. In beiden Fällen handelt es sich um Minderheitsbeteiligungen von 
Hochschulen. An der ZEBAU GmbH sind HfbK, HAW und TUHH 
mit jeweils knapp 8% am Stammkapital beteiligt, an der NIAH 
GmbH die HCU mit 4%. Im Fall der NIAH GmbH ergibt sich aus 
einem die Unternehmensfinanzierung regelnden Kooperations-
vertrag der Gesellschafter vom Dezember 2005, dass die HCU 
verpflichtet ist, jährlich Leistungen in Höhe von 70.000 Euro für 
die Jahre 2006 bis 2010 in die Gesellschaft einzubringen. Der 
Kooperationsvertrag wurde ebenso wie der Gesellschaftsvertrag 
von einem – zur Vertretung der Stadt nicht befugten – Professor 
des ehemaligen Fachbereichs Geomatik der HAW mit dem Vor-
behalt einer späteren Genehmigung durch die – zum damaligen 
Zeitpunkt als Rechtspersönlichkeit noch nicht existierende – HCU 
unterzeichnet.

212. Nachdem der Rechnungshof die HCU darauf hingewiesen hatte, 
dass nach der „Anordnung über die Befugnis zur Vertretung der 
Freien und Hansestadt Hamburg“ vom 19. April 2001 auch eine 
Genehmigung des Kooperationsvertrages die Unterzeichnung 
durch zwei zur Vertretung befugte Personen erfordert,3 stellte die 
HCU im November 2007, d.h. fast zwei Jahre nach der ohne Ver-
tretungsmacht erfolgten Unterzeichnung, fest, dass bisher nur der 
Gesellschaftsvertrag, nicht jedoch der Kooperationsvertrag geneh-
migt worden war. Sie erklärte, dass dieser daher bislang schwe-
bend unwirksam sei und die gleichwohl 2006 und 2007 geleisteten 
Zahlungen von jeweils 70.000 Euro an die GmbH entweder der 
Hauptpflicht zur Zahlung der Stammeinlage4 zugeordnet oder als 
Aufwendungsersatz für von der GmbH bezogene Leistungen oder 
als Nachschuss im Sinne des GmbH-Gesetzes angesehen wer-
den müssten.

Zahlungen mit 
unklarer Rechts-
grundlage

3 Rechtsgeschäfte, deren Wert 10.000 Euro übersteigt, sind durch zwei zur Vertre-
tung befugte Personen zu unterzeichnen.

4 Diese beträgt allerdings nur 1.000 Euro.
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 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die HCU erst mit zwei-
jähriger Verspätung die fehlende Genehmigung des Kooperations-
vertrags festgestellt und Zahlungen in beträchtlicher Höhe ohne 
eindeutige Rechtsgrundlage angewiesen hat (Verstoß gegen § 34 
und die VV zu § 70 LHO). Er hat darauf hingewiesen, dass bei 
Genehmigung des vorliegenden Kooperationsvertrags ein Verstoß 
gegen das Budgetrecht der Bürgerschaft drohe, da Verpflich-
tungen von jährlich 70.000 Euro zulasten künftiger Haushaltsjahre 
im Wirtschaftsplan der HCU nicht ausgebracht worden sind.

 Die HCU hat dies anerkannt und mitgeteilt, dass eine Genehmi-
gung des Kooperationsvertrags und die Veranschlagung einer 
Verpflichtungsermächtigung für Zahlungen zulasten künftiger 
Haushaltsjahre im Wirtschaftsplan auf ihre haushaltsrechtliche 
Zulässigkeit überprüft würden. Alternativ hierzu werde derzeit die 
Auflösung der NIAH GmbH geprüft.

213. Darüber hinaus hat der Rechnungshof darauf hingewiesen, dass 
nach § 65 Absatz 1 Nr. 4 LHO eine Beteiligung nur begründet wer-
den soll, wenn gewährleistet ist, dass der Jahresabschluss in ent-
sprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buchs des 
Handelsgesetzbuch für große Kapitalgesellschaften aufgestellt 
und geprüft wird. Diese Soll-Regelung gilt auch für Minderheits-
beteiligungen. Nach § 67 LHO soll bei diesen des Weiteren darauf 
hingewirkt werden, dass auch hier die Rechte nach §§ 53, 54 Haus-
haltsgrundsätzegesetz im Gesellschaftsvertrag verankert werden 
(u.a. Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung im 
Rahmen der Abschlussprüfung bzw. Einräumung der Rechte der 
Finanzbehörde zur Einsichtnahme in die Bücher und des Prüfungs-
rechts des Rechnungshofs). Die Finanzbehörde hat einen Mus-
tergesellschaftsvertrag5 einer GmbH mit entsprechenden Inhalten 
erarbeitet, der grundsätzlich anzuwenden ist. Abweichungen hier-
von sind möglich, wenn konkrete Umstände des Einzelfalls dies 
geboten erscheinen lassen. In den Gesellschaftsverträgen der 
NIAH GmbH und der ZEBAU GmbH entsprechen die Regelungen 
über die Aufstellung und Prüfung des Jahresabschlusses und die 
Beziehungen zur Stadt nicht dem grundsätzlich anzuwendenden 
Mustervertrag der Finanzbehörde.

 Auch die tatsächlichen Finanzierungsverhältnisse der NIAH GmbH 
(vgl. Tz. 211) belegen die Notwendigkeit wirksamer Einflussnah-
memöglichkeiten nach §§ 53, 54 Haushaltsgrundsätzegesetz 
auch bei Minderheitsbeteiligungen von weit unter 50%: Die Fi-
nanzierungsbeiträge der beiden privaten Gesellschafter, die zu-
sammen über zwei Drittel der Stimmrechte verfügen, beschränken 
sich auf jährlich jeweils 17.500 Euro und in Abhängigkeit von der 
wirtschaftlichen Lage gegebenenfalls auf weitere jeweils 10.000 
Euro. Sind diese Rechte gegenüber den Mehrheitsgesellschaftern 
gegebenenfalls nicht durchsetzbar, so ist bei einer geplanten Ab-
weichung vom Mustervertrag vor der Genehmigung der Beteili-
gung zumindest auf einer ausdrücklichen Darlegung zu bestehen, 
dass die Durchsetzung der dem Mustervertrag entsprechenden 

Abweichungen 
vom Musterver-
trag der Finanz-
behörde

5 Vgl. Anlage 7 der „Hinweise für die Verwaltung von Beteiligungen“ der Finanzbe-
hörde – 2005 –.



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg Jahresbericht 2008

96

Bestimmungen tatsächlich angestrebt wurde und warum dieses 
erfolglos geblieben ist. Die Gründe hierfür sind in den Akten zu 
dokumentieren. Einlassungen der Behörde, die Nicht-Durchsetz-
barkeit der oben genannten Rechte sei dargelegt worden, sind für 
den Rechnungshof wegen der von der Behörde eingeräumten feh-
lenden Dokumentation nicht hinreichend überprüfbar.

 Die an der ZEBAU GmbH künftig beteiligten Hochschulen6 wollen 
entsprechend der Bitte des Rechnungshofs im Zuge der ohne-
hin anstehenden Änderungen der Gesellschaftsverträge im Ge-
sellschafterkreis auf die Anpassung der Bestimmungen über die 
Erstellung und Prüfung des Jahresabschlusses und die Bezie-
hungen zur Stadt hinwirken. Bezüglich der NIAH GmbH werde im 
Falle ihres Fortbestands ebenfalls auf die Anpassung des Gesell-
schaftsvertrags hingewirkt.

6 Die bisher von der HfbK und der HAW gehaltenen Anteile sollen auf die HCU und 
die TUHH übergehen.
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 Behörde für Wissenschaft
und Forschung /

Hochschule für Musik und
Theater /  Technische Universität

Hamburg-Harburg

 Einnahmen aus Vermietung
und Verpachtung

Die Hochschule für Musik und Theater und 
die Technische Universität Hamburg-Harburg 
haben das Einnahmepotenzial aus der 
Vermietung und Verpachtung hochschul-
eigener Räume nicht ausgeschöpft. Bei der 
Vertragsgestaltung wurden die Interessen 
der Hochschulen an der Verbesserung ihrer 
Einnahmesituation nicht hinreichend be-
rücksichtigt.

 Vertragsgestaltung und -durchführung

214. Im Anschluss an seine Feststellungen bei der Universität Ham-
burg1 hat der Rechnungshof in zwei weiteren Hochschulen die 
Vermietungen und Verpachtungen von Räumen und Grundstücken 
geprüft. Er hat dabei festgestellt, dass auch diese Hochschulen 
ihre Möglichkeiten, nicht ständig für Lehr- und Forschungszwecke 
benötigte Räume und Grundstücke zu vermieten bzw. zu verpach-
ten, nicht annähernd ausgeschöpft haben. Damit haben sie zusätz-
liche Mittel zur Finanzierung ihrer Aufgaben nicht erschlossen.

215. In einer Vielzahl von Fällen haben die Hochschulen entgegen ih-
ren eigenen Entgeltbestimmungen bei der Überlassung von Räu-
men ohne nachvollziehbare Gründe nur ein ermäßigtes Entgelt 
gefordert oder sogar vollständig auf die Erhebung von Entgelten 
und teilweise auch auf die durch die Veranstaltungen entstehen-
den Nebenkosten verzichtet – selbst dann, wenn der Veranstalter 
seinerseits von den Veranstaltungsteilnehmern Entgelte verlangt 
hatte. Die Hochschulen haben bei diesen Entscheidungen ihre 
wirtschaftlichen Interessen nur unzureichend berücksichtigt und 
im Ergebnis private Veranstalter in unzulässiger Weise aus Hoch-
schulmitteln finanziell unterstützt.

 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und die Hochschulen 
aufgefordert, künftig ihre wirtschaftlichen Interessen stärker zu 
verfolgen.

1 Vgl. Jahresbericht 2007, Tzn. 85 bis 101.

Auf Entgelte und 
Neben kosten 
verzichtet
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216. Beide Hochschulen hatten ihre Vergabe- und Entgeltbestimmun-
gen2 nicht der aktuellen Rechtslage angepasst, insbesondere not-
wendige Änderungen durch die am 1. Januar 2004 in Kraft getre-
tene Neufassung der Verwaltungsvorschriften zu § 61 LHO noch 
nicht umgesetzt. Der Rechnungshof hat die Hochschulen aufge-
fordert, dies nachzuholen.

217. Die Hochschule für Musik und Theater (HfMT) hat Veranstaltern 
teilweise Räume zu ermäßigten Entgelten oder kostenfrei überlas-
sen mit der Begründung, dass auch ein Interesse der Hochschule 
an der Durchführung der geplanten Veranstaltung bestanden habe. 
In diesen Fällen hat sie vielfach versäumt, das Hochschulinteresse 
als Voraussetzung für die Entgeltminderung oder den Entgeltver-
zicht zweifelsfrei vertraglich festzulegen. Der Rechnungshof hat 
dies bemängelt und die HfMT aufgefordert, künftig Verträge ent-
sprechend abzuschließen.

218. In anderen Fällen hat die HfMT Veranstaltern Räume aufgrund 
„bestehender Kooperationen“ ohne oder zu einem ermäßigten 
Entgelt überlassen; schriftliche Vereinbarungen oder Vermerke 
über mündlich vereinbarte Kooperationen konnten nicht vorge-
legt werden, sodass der Zweck der Kooperation und damit der 
Nutzen für die Hochschule nicht nachzuvollziehen war. Der Rech-
nungshof hat das Fehlen von Vereinbarungen beanstandet und 
die HfMT aufgefordert, künftig schriftliche Vereinbarungen abzu-
schließen.

 Die Technische Universität Hamburg-Harburg (TUHH) hat teilwei-
se Räume aufgrund bestehender Kooperationsverträge kostenlos 
überlassen, obwohl ein Verzicht auf Entgeltzahlungen nach den 
Kooperationsverträgen nicht in allen Fällen gerechtfertigt und ein 
Nutzen für die Hochschule nicht gegeben war. Der Rechnungshof 
hat dies beanstandet und die TUHH aufgefordert, die Vorausset-
zungen für unentgeltliche Überlassungen von Räumen sorgfältiger 
zu prüfen.

219. Die TUHH hat regelmäßig ihren Beteiligungsunternehmen (z.B. Tu-
Tech INNOVATION GmbH, Hamburg School of Logistics gGmbH) 
sowie dem Northern Institute of Technology Hamburg-Harburg 
gGmbH unentgeltlich Räume überlassen, selbst für solche Ver-
anstaltungen, für die diese Eintritt oder Teilnahmegebühren ver-
langt hatten. Auch der TUHH entstandene Aufwendungen (z.B. 
Stromkosten, Wachdienst, Reinigung) wurden nicht in Rechnung 
gestellt. Der TUHH war der tatsächliche Umfang dieser Fremdnut-
zung und damit die Höhe der entgangenen Einnahmen sowie der 
zusätzlichen Aufwendungen nicht bekannt.

Vergabe- und 
Entgeltbestim-
mungen nicht 
aktuell

Mangelhafte 
Vertrags -
gestaltung

2 „Bestimmungen über Vergabe und Nutzung von Grundstücken und Einrich-
tungen der Hochschule für Musik und darstellende Kunst (Vergabebestimmun-
gen –VB–) und Entgeltbestimmungen (Anlage 3 der VB)“ sowie „Bestimmungen 
über Ver gabe und Nutzung von Grundstücken und Einrichtungen der Tech-
nischen Universität Hamburg-Harburg – nachstehend TUHH genannt – (Verga-
bebestimmungen –VB–) und Entgeltbestimmungen der Technischen Universität 
Hamburg-Harburg (TUHH)“.

Vertragliche 
Regelungen zur 
Kooperation mit 
Veranstaltern 
fehlen
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 In den bestehenden Kooperationsvereinbarungen ist die Frage der 
Raumnutzung und des gegenseitigen Leistungsaustauschs nicht 
eindeutig und konkret geregelt. Durch die praktizierte unentgelt-
liche Überlassung von Räumen an die oben genannten Gesell-
schaften wurden diese zulasten des Hochschulhaushalts begüns-
tigt und der TUHH entgingen Einnahmen.

 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und die TUHH aufgefor-
dert, künftig auch von den Tochtergesellschaften entsprechende 
Entgelte sowie die Erstattung ihrer Aufwendungen zu verlangen. 
Gründe für eine Ermäßigung oder einen gänzlichen Entgeltverzicht 
sind nachvollziehbar zu dokumentieren. Die Kooperationsverein-
barungen müssen konkreter gefasst werden.

220. Die TUHH hat einem Geldinstitut einen Raum zur Nutzung überlas-
sen. Bei der Auswahl dieses Nutzungsberechtigten hat sie durch 
eine für sie ungünstige Vertragsgestaltung (lange Vertragslaufzeit, 
einseitige Optionsmöglichkeit des Nutzungsberechtigten zur Ver-
tragsverlängerung und nicht veränderbare Höhe der Nutzungsent-
schädigung) wirtschaftliche Nachteile in Kauf genommen.

 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die TUHH unter Verstoß 
gegen § 7 LHO bei der Ausgestaltung der Nutzungsvereinbarung 
ihre wirtschaftlichen Interessen nur unzulänglich gewahrt und in-
folge dessen finanzielle Einbußen hingenommen hat. Er hat die 
TUHH aufgefordert, künftig ihre Einnahmeinteressen mit Nach-
druck zu verfolgen und nachteilige Vereinbarungen zu vermeiden.

 Plakatwerbung

221. Im Rahmen einer Werbeaktion hat ein Geldinstitut mit einem Foto 
aus einem Hörsaal der TUHH geworben, ohne dass hierfür eine 
entsprechende Genehmigung vorlag. Nachdem die TUHH davon 
Kenntnis erhalten hatte, versäumte sie, ihre Ansprüche auf Ein-
nahmen zu prüfen. Der Rechnungshof hat dies beanstandet und 
die TUHH aufgefordert, die Prüfung nachzuholen.

 Kraftfahrzeug-Stellplätze

222. Auf dem Gelände der TUHH befinden sich rund 670 Stellplätze so-
wohl in Garagen als auch im Freien. Diese sind nach den geltenden 
Richtlinien3 Nutzern grundsätzlich nur gegen Entgelt zu überlassen. 
Die TUHH hat bisher davon abgesehen, diese Stellplätze zu vermie-
ten und sich zur Begründung ihrer Untätigkeit auf einen Beschluss 
des Senats von 1996 berufen, der aus Gründen der Verkehrsraum-
bewirtschaftung in der unmittelbaren Umgebung der Hochschule 
entgegen der generellen Regelung einen Verzicht auf die Erhebung 
von Stellplatzgebühren auf dem Hochschulgelände vorsieht, bis in 
dessen Umgebung das Anwohnerparken eingeführt ist.

Unzureichende 
Kooperations-
vereinbarungen

Nachteilige 
Vertrags-
regelungen

Werbemaß -
nahmen ohne 
Genehmigung 
durchgeführt

3 Richtlinien des damaligen Senatsamts für den Verwaltungsdienst über das Ab-
stellen privater Kraftfahrzeuge auf Verwaltungsgrundstücken oder angemieteten 
Flächen vom 13. Januar 1994.

Stellplätze 
unentgeltlich
überlassen
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 Der Rechnungshof hat bemängelt, dass die TUHH – obwohl sich 
die dem Senatsbeschluss von 1996 zugrunde liegende Aus-
gangslage in vielen Punkten verändert hat (z.B. Einführung des 
Semestertickets für Studierende, Einführung des Großkunden-
abonnements, Ausweitung des Geltungsbereichs des Hamburger 
Verkehrsverbunds auch in den Süden von Hamburg, Ausbau von 
Park+Ride-Plätzen) – bisher nicht versucht hat, in Zusammen-
wirken mit der Behörde für Wissenschaft und Forschung (BWF) 
eine Aufhebung des Senatsbeschlusses zu erreichen, um von den 
Stellplatznutzern Entgelte verlangen und damit für die Hochschu-
le zusätzliche Einnahmen erzielen zu können. Nach einer über-
schlägigen Berechnung des Rechnungshofs könnten Einnahmen 
in Höhe von mindestens 150.000 Euro jährlich erzielt werden.

 Er hat die TUHH und die BWF aufgefordert, umgehend entspre-
chende Schritte einzuleiten.

 Kostentransparenz

223. Die neu gegründete HafenCity Universität Hamburg (HCU) verfügt 
derzeit noch nicht über die für einen Hochschulbetrieb notwen-
digen Raumressourcen. Sie nutzt daher für den Studienbetrieb wie 
auch für sonstige Veranstaltungen weiterhin diese Ressourcen der 
Hochschulen, aus denen ihre wissenschaftlichen Einrichtungen 
ausgegliedert wurden. Über den Umfang der Nutzung von Res-
sourcen der TUHH durch die HCU gibt es keine Aufzeichnungen, 
sodass die Höhe der durch die HCU verursachten Kosten bei der 
TUHH nicht ermittelbar ist.

 Der Rechnungshof hat dies bemängelt und die TUHH aufgefor-
dert, die anteiligen Kosten für die von der HCU genutzten Räume 
gesondert zu erfassen und gemeinsam mit der BWF die Möglich-
keit einer Kostenerstattung durch die HCU zu prüfen.

 Aktenführung

224. Die Aktenführung in der TUHH war unzureichend. Grundlegende 
Entscheidungen waren vielfach nicht bzw. nicht nachvollziehbar 
dokumentiert. So fehlten z. B. alle Unterlagen über die durch den 
Technischen Direktor vor dem 30. September 2006 vorgenom-
menen Raumvergaben; auch Unterlagen über Stellplatzangele-
genheiten auf dem Gelände der TUHH waren sehr lückenhaft.

 Der Rechnungshof hat diese Praxis beanstandet und erneut dar-
auf hingewiesen,4 dass eine ordnungsgemäße Aktenführung die 
Sachbearbeitung im Tagesgeschäft unterstützen und die Nach-
vollziehbarkeit und Transparenz des Handelns, auch für den 
Vertretungsfall oder die Einarbeitung neuer Mitarbeiterinnen und 
Maitarbeiter, sichern soll. Er hat die TUHH aufgefordert, künftig 
eine ordnungsgemäße Aktenführung sicherzustellen.

4 Vgl. Jahresbericht 2006, Tz. 310 und Jahresbericht 2007, Tz. 99.

Fehlende 
Kostentranspa-
renz zwischen 
TUHH und HCU

Mangelhafte
Aktenführung
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 Stellungnahme der Verwaltung

225. Die Behörde sowie die HfMT und die TUHH haben die Feststel-
lungen des Rechnungshofs uneingeschränkt anerkannt und zuge-
sagt, seine Forderungen zu erfüllen.

 Beide Hochschulen haben inzwischen die Anregungen des Rech-
nungshofs umgesetzt. Unter anderem haben sie ihre Vergabe- und 
Entgeltbestimmungen geändert und die zu fordernden Entgelte ab 
1. Oktober 2007 durchschnittlich um rund 10% erhöht. Die HfMT 
hat auch die bisher aufgeführten Befreiungstatbestände erheblich 
reduziert.
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 Behörde für Wissenschaft
und Forschung / Behörde für 
Stadtentwicklung und Umwelt

 Architektenwettbewerb für die
HafenCity Universität

Das Preisgericht hat bei der Bewertung der 
Wettbewerbsentwürfe für die HafenCity
Universität die von der Stadt in den Aus-
lobungsunterlagen festgelegten bindenden 
Vorgaben zur Kostenobergrenze und Nach-
haltigkeit vernachlässigt.

226. Die Stadt hat zum 1. Januar 2006 die HafenCity Universität (HCU) 
gegründet. Der für die HCU vorgesehene Neubau wurde in einem 
Architektenwettbewerb als begrenzt offener Realisierungswettbe-
werb ausgelobt. Grundlage für die Durchführung des Wettbewerbs 
waren die „Grundsätze und Richtlinien für Wettbewerbe auf den 
Gebieten der Raumplanung des Städtebaus und des Bauwesens“ 
(GRW 1995) und die Verdingungsordnung für Freiberufliche Leis-
tungen (VOF). Die Verantwortung für die Vorbereitung und Durch-
führung des Wettbewerbs oblag der Behörde für Wissenschaft und 
Forschung (BWF). Sie hat die Behörde für Stadtentwicklung und 
Umwelt (BSU) als beratende Fachdienststelle hinzugezogen. Ein 
1. Preis wurde vom Preisgericht nicht vergeben, weil kein Entwurf 
den hohen Anforderungen, die die Auslobung an die teilnehmenden 
Architektenbüros gestellt hatte, vollständig gerecht wurde.

 Fachliche Eignung der Wettbewerbsteilnehmer

227. Für die Auswahl der Wettbewerbsteilnehmer hat die BWF in ihrer Be-
kanntmachung die umfassende Darstellung beispielhafter, vergleich-
barer Projekte der letzten fünf Jahre gefordert als Nachweis für

 – Erfahrungen im Hochschulbau und im Bau von Versamm-
lungsstätten,

 – Erfahrungen in städtebaulichen Projekten,

 – Fachkunde im Bezug auf Nachhaltigkeit und Betriebseffizienz,

 – Beschäftigung mit prüfbaren ökologischen Gesamtkonzepten.

 Alle „Jungen Büros“1 durften alternativ zum Nachweis von Refe-
renzen zu den genannten Punkten Auszeichnungen, Stipendien, 

1 Als „Junge Büros“ galten diejenigen, deren Teilhaber alle nach dem 31. Dezem-
ber 1960 geboren sind.
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Wettbewerbserfolge oder Veröffentlichungen einreichen. Die Be-
hörden haben dies damit begründet, dass auf das Vorhandensein 
von Erfahrungen nicht abgestellt werden könne, weil dies „Jungen 
Büros“ die Teilnahme am Wettbewerb unmöglich mache. Wenn 
ein Verfahren die Möglichkeit ausschließe, dass sich junge, aber 
kreative und qualifizierte Büros beweisen könnten, sei dies mit 
dem Anspruch der neuen Ausbildungsstätte nicht vereinbar und 
würde in der Fachöffentlichkeit nicht auf Akzeptanz stoßen.

228. Von den zur Teilnahme ausgewählten „Jungen Büros“ haben fast 
zwei Drittel keine Angaben zu ihrer Fachkunde im Bezug auf Nach-
haltigkeit und Betriebseffizienz oder Beschäftigung mit prüfbaren 
ökologischen Gesamtkonzepten gemacht. Dazu zählte auch der 
Preisträger (2. Preis), der weder Nachweise zu seiner Fachkun-
de beigebracht noch in seiner Wettbewerbsarbeit Aussagen zur 
Nachhaltigkeit gemacht hatte. Seine Einbeziehung in den Wettbe-
werb stand überdies im Widerspruch zu dem Ersuchen der Bürger-
schaft an den Senat, „in der Ausschreibung des neuen Gebäudes 
der HCU als Kriterien für ein nachhaltiges und ökologisch gestal-
tetes Gebäude einen Zielwert für den Gesamtenergieverbrauch 
festzusetzen“.2 Der Senat hatte dies zugesagt und entsprechende 
Zielvorgaben gemacht.3

229. Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die BWF „Junge Bü-
ros“, die keine hinreichenden Angaben zu ihrer fachlichen Eignung 
gemacht hatten, entgegen den Anforderungen aus § 10 Absatz 
1 VOF in Verbindung mit § 20 Absatz 5 VOF am Wettbewerb hat 
teilnehmen lassen. 

 Der Rechnungshof hat die Behörden aufgefordert, künftig in ver-
gleichbaren Architektenwettbewerben, die sich auf Gebäude mit 
überdurchschnittlichen Planungsanforderungen wie bei der HCU er-
strecken, an „Junge Büros“ die gleichen Anforderungen zu stellen 
wie an „Arrivierte Büros“. Auszeichnungen, Stipendien usw. geben 
keinen ausreichenden Hinweis auf notwendige praktische Erfah-
rungen mit derartigen Bauten. Zum Schutz des öffentlichen Auftrag-
gebers vor einer unsachgemäßen Leistungserfüllung ist es bei Pro-
jekten mit überdurchschnittlichen Anforderungen hinzunehmen, dass 
die Teilnahme für „Junge Büros“ erschwert wird, sofern sie nicht über 
zumindest mit anderen Büros vergleichbare Erfahrungen verfügen.

 Qualität der Vorprüfung 

230. Ein Wettbewerbsverfahren durchläuft bis zur Preisgerichtssitzung 
mehrere Verfahrensstationen. Ein maßgebliches Stadium im ge-
samten Verfahrensablauf ist die sogenannte Vorprüfung, mit der 
die BWF für den Wettbewerb HCU ein externes Büro beauftragt 
hatte. In der Vorprüfung werden die Wettbewerbsarbeiten geprüft 
und die erforderlichen Fakten und Daten bis zur Preisgerichtssit-
zung aufbereitet. Sie muss nach den Bestimmungen der GRW 
1995 insbesondere

Preisträger ohne 
hinreichende An-
gaben zu seiner 
fachlichen Eig-
nung 

2 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/3356 vom 8. Dezember 2005.
3 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/5163 vom 24. Oktober 2006.

Erfahrungsnach-
weis bei Planun-
gen mit über-
durchschnittlichen 
Anforderungen 
unverzichtbar
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 – Leistungsdefizite festhalten,

 – das Preisgericht darauf hinweisen, wenn eine Wettbewerbs-
arbeit eine bindende Vorgabe nicht erfüllt und

 – dem Preisgericht ihre Niederschrift über das Ergebnis der Vor-
prüfung übergeben (sogenannter Vorprüfungsbericht).

 Außerdem beraten die Vorprüfer das Preisgericht auch während 
der Preisgerichtssitzung. 

 Die Vorprüfung hat damit einen wesentlichen Einfluss auf das – in 
seiner abschließenden Entscheidung unabhängige – Preisgericht. 

231. Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die Vorprüfer sich teilwei-
se nicht an die Vorgaben der GRW 1995 gehalten haben:

 – Angaben, dass Wettbewerbsarbeiten bindende Vorgaben 
nicht erfüllen, wurden in der Niederschrift nicht gemacht. 
Das betraf u.a. die Einhaltung der Kostenobergrenze und des 
Gesamtprimärenergiebedarfs, die laut Auslobung „zwingend 
zu berücksichtigen“ waren. Dies ist insofern von Bedeutung, 
als die GRW zwischen „bindenden Vorgaben“ und „Kriterien“ 
deutlich unterscheidet. Bindende Vorgaben haben ein größe-
res Gewicht, weil das Preisgericht eine Arbeit für die Preisver-
leihung oder einen Ankauf nicht in Betracht ziehen darf, wenn 
sie gegen bindende Vorgaben des Auslobers verstößt.4

 – Auch auf wesentliche Merkmale und Leistungsdefizite der Arbei-
ten wurde in der Niederschrift nicht ausreichend hingewiesen: 

  •  So fehlte z.B. ein Hinweis darauf, dass alle zehn Entwürfe 
die auf die Bruttogeschossfläche (BGF) bezogene Investiti-
onskostenobergrenze von 1.560 Euro/qm BGF5 überschrei-
ten. Der für eine Realisierung vorgesehene Entwurf (2. Preis) 
ist mit rund 1.900 Euro/qm BGF der teuerste Entwurf.

  *  Kosten für Herrichten und Erschließen, Bauwerk – Baukonstruktion, 
Bauwerk – Technische Anlagen, Außenanlagen.

4 Vgl. Nr. 5.6.5 Absatz 2 GRW.
5 Kostenobergrenze der Auslobung einschließlich 19% MwSt./BGF der Auslobung = 

37,44 Mio. Euro / 24.000 qm = 1.560 Euro/qm.

Kein Hinweis der 
Vorprüfer auf 
Nichteinhaltung 
der bindenden 
Vorgaben

Die höchsten In-
vestitionskosten 
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beim Entwurf des 
Preisträgers 
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  •  Zudem weist der mit dem 2. Preis ausgezeichnete Entwurf 
im Vergleich zu den anderen Arbeiten das zweitungünstigs-
te Verhältnis der Außenfläche (A) zu dem umschlossenen 
Raum (Volumen – V) auf. Aus energetischen Gründen sollte 
jedoch mit minimaler Hüllfläche ein maximaler Raum um-
schlossen werden. 

 
   Diese für Energieeffizienz und Gebäudewirtschaftlichkeit 

bedeutenden Verhältniswerte wurden im Vorprüfungsbe-
richt nicht dargestellt. 

  •  Des Weiteren wäre im Vorprüfungsbericht eine vergleichen-
de Darstellung der Glasfassadenanteile geboten gewesen, 
weil Glasfassaden außer hohen Investitionskosten einen 
erhöhten Reinigungs- und Wartungsaufwand erzeugen und 
zusätzliche Maßnahmen zum sommerlichen Wärmeschutz 
erfordern (vgl. Tz. 565). 

 
   Vier der zehn Entwürfe liegen deutlich über dem empfohle-

nen Wert von rund 67 %,6 auch der des Preisträgers. 

Wesentliche 
Merkmale der 
Gebäudewirt-
schaftlichkeit 
im Vorprüfungs-
bericht nicht 
dargestellt
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6 Vgl. „Empfehlungen für die 2. Bearbeitungsstufe“ (HCU-Gebäude) zur Auslo-
bung, S. 12.
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232. Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die Vorprüfungsberichte 
nicht den Vorgaben der GRW 1995 entsprachen und die Behör-
den dieses hingenommen haben. Er hat gefordert, dass die BWF 
bzw. die BSU als beratende Fachdienststelle einen Qualitätsstan-
dard für Vorprüfungsberichte insbesondere im Hinblick auf die 
Wirtschaftlichkeit entwickelt. Durch geeignete Maßnahmen (z.B. 
Kontrollmaßnahmen im laufenden Verfahren) ist zu gewährleisten, 
dass 

 – Vorprüfungsberichte künftig diesen Standard einhalten und 

 – die Vorprüfer bindende Vorgaben der Ausloberin beachten 
und entsprechend den Vorgaben der GRW 1995 umsetzen. 

 In diesem Rahmen müssen von den Wettbewerbsteilnehmern 
künftig auch Kostenschätzungen für ihre Entwürfe abgefordert 
werden, was die BSU bereits anlässlich der Prüfung „Bau von 
Busbahnhöfen“7 zugesagt hatte.

233. Die Behörden haben erklärt, den Qualitätsstandard für Vorprü-
fungsberichte besonders hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit prüfen 
zu wollen. Die BSU werde künftig darauf achten, dass einheitliche 
Vergleichsmaßstäbe berücksichtigt und von den Wettbewerbsteil-
nehmern Kostenschätzungen abgefordert werden.

 Die Behörden vertreten im Übrigen den Standpunkt, dass die Wirt-
schaftlichkeit ein Kriterium unter vielen gewesen sei. Vorgaben 
auch hinsichtlich Wirtschaftlichkeit, Kosten und Nachhaltigkeit 
seien jedoch nicht bindend gewesen. Sie hätten in der Auslobung 
bewusst die Formulierung „zwingend zu berücksichtigen“ statt 
„zwingend einzuhalten“ gewählt. Erstes Ziel des Wettbewerbs sei 
eine hochrangige Architektur gewesen. Die Erfahrung aus voran-
gegangenen Wettbewerben habe einerseits gezeigt, dass es im 
Hinblick auf die nachfolgende Auftragsvergabe erforderlich sei, 
Vorgaben auch hinsichtlich Wirtschaftlichkeit, Kosten und Nach-
haltigkeit zu machen. Andererseits könnten die Angaben der Teil-
nehmer dazu im Rahmen eines Wettbewerbs nur wenig aussage-
kräftig sein und seien insoweit auch noch beeinflussbar. So sei 
der Kostenrahmen wenig aussagekräftig, da er nur anhand von 
Flächendaten ohne Entwurfsidee ermittelt worden sei. Im Übrigen 
seien weitere Berechnungen in Form von kostenaufwendigen 
Computersimulationen zur Nachhaltigkeit nicht gerechtfertigt. 

 Bei künftigen Wettbewerben werde die BSU darauf drängen, 
dass in der Auslobung bei der Aufgabenbeschreibung genauer 
zwischen verbindlichen Vorgaben, Anregungen und Beurteilungs-
kriterien unterschieden werde.

234. Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass die Formulierung 
„zwingend“ auf der Basis der GRW 1995, die zwischen „bindenden 
Vorgaben“ und „Kriterien“ unterscheiden, nur als bindende Vorga-
be gewertet werden kann. Im Übrigen konnten die Behörden auch 
nur mit einer bindenden Vorgabe zum Gesamtprimärenergie bedarf 

Künftig sicher-
stellen, dass bin-
dende Vorgaben 
beachtet werden

7 Vgl. Jahresbericht 2004, Tz. 444 ff. und Ergebnisbericht 2007, S. 50.



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg Jahresbericht 2008

107

dem vom Senat aufgegriffenen bürgerschaftlichen Ersuchen fol-
gen. Bezüglich der Einhaltung dieser Vorgaben lassen sich im 
Energie bereich die Auswirkungen verschiedener Entwurfsvarianten
auf den Energiebedarf schon im Stadium des Wettbewerbsverfah-
rens mit geeigneter Simulation hinreichend genau prognostizieren. 
Hierfür gibt es unentgeltlich Software, worauf bereits der von der 
Ausloberin bestellte Sachverständige hingewiesen hatte.

235. Der Rechnungshof sieht weiterhin den Bedarf, Kostenobergrenzen 
als bindende Vorgabe in Auslobungen zu formulieren. Eine aussa-
gekräftige Kostenobergrenze kann schon für das Wettbewerbsver-
fahren ermittelt werden, wie der von der Behörde im Rahmen der 
Auslobung beauftragte „Kostenüberschlag“ beweist, in dem u.a. 
ein prozentualer Aufschlag für „außergewöhnliche Architektur“ 
enthalten ist. Zielsetzung muss sein, dass Preise nur für Arbeiten 
vergeben werden, die die Kostenobergrenze einhalten. Eine Nach-
steuerung über vertragliche Regelungen im weiteren Verfahren 
wird dem nicht gerecht. In Anbetracht bestimmter Kosten, die im 
weiteren Verfahren kaum beeinflusst werden können, sind schon 
im Wettbewerb Begrenzungen für kostenrelevante Planungsdaten 
(z.B. A/V-Verhältnis und Glasanteile an Fassadenflächen – vgl. Tz. 
232) erforderlich. So wird beispielsweise der Fassadengestaltung 
in Wettbewerbsverfahren eine hohe Bedeutung eingeräumt. Eine 
Überarbeitung dieses Gestaltungselements in der weiteren Pla-
nung ist nur im engen Rahmen möglich. Ein Entwurf, der mit einer 
Glasfassade gewonnen hat, sich aber in der weiteren Bearbeitung 
als zu teuer oder unwirtschaftlich erweist, kann schwer mit einer 
gänzlich anderen Fassade realisiert werden. Die Folge kann er-
heblicher zusätzlicher Aufwand u.a. für die Gebäudekühlung und 
Reinigung sein (vgl. auch Tz. 565).

 Preisgerichtsentscheidung

236. In das Preisgericht waren u.a. Vertreter der Stadt berufen. In dem 
Protokoll zur Preisgerichtssitzung sind die zehn Wettbewerbsar-
beiten hinsichtlich „Städtebaulicher und architektonischer Qualität 
und Angebot an räumlichen Qualitäten“, „Funktionalität“, „Ästhe-
tik“ und „Erfüllung des Raumprogramms“ umfassend bewertet 
worden. Bewertungen der Arbeiten zu den Aspekten „Wirtschaft-
liche Planung und Ausführung“, „Investitions-, Folge-, Betriebs-, 
Wartungskosten“, wie z.B. die Überschreitung der bindend vorge-
gebenen Kostenobergrenze durch neun der zehn Entwürfe, wur-
den im Preisgerichtsprotokoll demgegenüber nicht dokumentiert. 
Die Preisrichter haben alle Wettbewerbsarbeiten zugelassen, auch 
wenn diese nicht alle bindenden Vorgaben erfüllten.8 Nach Auffas-
sung der Behörden wurden alle Kriterien der Entscheidung des 
Preisgerichts zugrunde gelegt und beachtet. Der beste Entwurf 
sei ausgewählt worden, um für die HCU einen architektonisch an-
spruchsvollen Neubau zu erhalten. 

 Dies verdeutlicht für den Rechnungshof, dass der Entscheidungs-
schwerpunkt des Preisgerichts die architektonische Gestaltung 

8 Entgegen Nr. 5.6.5 Absatz 2 GRW.
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war. Aspekte der Wirtschaftlichkeit und der Nachhaltigkeit waren 
danach für das Preisgericht nachrangig.

237. Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die Vertreter der Stadt 
im Preisgericht bei ihrer Entscheidung die von der Stadt als Aus-
loberin vorgegebenen bindenden Vorgaben und Bewertungskri-
terien nicht ausreichend beachtet haben. Damit haben sie auch 
die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit bei ihrer 
Entscheidung nicht ausreichend gewürdigt.

 Für den Fall, dass bei künftigen Wettbewerben ein Preisgericht 
erneut insbesondere bindende Vorgaben unberücksichtigt lassen 
sollte, hat der Rechnungshof die BWF und die BSU als beratende 
Fachdienststelle aufgefordert zu prüfen, ob es zu verantworten ist, 
der Empfehlung des Preisgerichts zu folgen.

238. Der Rechnungshof sieht eine der möglichen Ursachen der bean-
standeten Mängel in der Zusammensetzung des Preisgerichts. 
Hätte die Ausloberin einen Wettbewerb gewählt, bei dem Archi-
tekten eine Arbeitsgemeinschaft mit Fachplanern bilden (inter-
disziplinäres Verfahren),9 hätten Fachpreisrichter/innen der wett-
bewerbsrelevanten Fachrichtungen in das Preisgericht berufen 
werden müssen.10 Das Preisgericht wäre heterogener besetzt ge-
wesen und Aspekte wie z.B. Wirtschaftlichkeit und Nachhaltigkeit 
hätten stärker in die Bewertung einfließen können. 

239. Der Rechnungshof hat die Behörden daher aufgefordert, künftig 
die geforderten Wettbewerbsleistungen hinsichtlich ihrer fach-
lichen Anforderungen zu prüfen und diese bei der Wahl der Wett-
bewerbsart zu berücksichtigen. Die BSU hat zugesagt, ihre Bera-
tungskompetenz hinsichtlich der Wahl der Wettbewerbsart künftig 
verstärkt wahrzunehmen.

Preisvergabe 
verstößt gegen 
die Grundsätze 
der Wirtschaft-
lichkeit und 
Sparsamkeit

9 Vgl. Nr. 1.1 Absatz 2 GRW.
10 Vgl. Nr. 3.3 Absatz 6 GRW.
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 Behörde für Soziales, Familie,
 Gesundheit und Verbraucherschutz /
 Finanzbehörde / Bezirksämter

 Zuwendungen 
 für bezirkliche
 Kinder- und Jugendarbeit 

Auch die neue Globalrichtlinie ist zu allge-
mein gehalten, um die zugesagte zielorien-
tierte Steuerung zu ermöglichen.

Die Bezirksämter müssen die Grundlage für 
eine an Zielen und Schwerpunkten orientier-
te Zuwendungsgewährung und ein qualitativ 
aussagefähiges Berichtswesen schaffen.

Zielerreichungs- und Wirkungskontrollen 
wer den mangels konkreter Zielvorgaben 
nicht im erforderlichen Umfang durchge-
führt.

240. Anknüpfend an seine Prüfung „Zuwendungsgewährung im Bereich 
der Kinder- und Jugendarbeit (überregionale Förderung)“1 hat der 
Rechnungshof die Förderung von Trägern der freien Jugendhilfe2  

auf bezirklicher Ebene geprüft (regionale Förderung).3

 Die bezirklichen Jugendämter erbringen als Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe die nach §§ 11 bis 15 SGB VIII erforderlichen 
Leistungen „Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit und erzieherischer 
Kinder- und Jugendschutz“ durch eigene Jugendhilfeangebote 
sowie durch die Förderung von Angeboten freier Träger. Im Jahr 
2005 standen den Bezirksämtern hierfür rund 22 Mio. Euro zur 
Verfügung, davon vergaben sie – nach Beschluss des jeweiligen 
Jugendhilfeausschusses – Zuwendungen mit einem Volumen von 
rund 17,5 Mio. Euro4 für 190 Projekte freier Träger.

1 Vgl. Jahresbericht 2007, Tzn. 189 bis 205.
2 § 74 Sozialgesetzbuch  Achtes Buch – Kinder- und Jugendhilfe – (SGB VIII).
3 Erhebungen wurden in den Bezirksämtern Hamburg-Mitte, Eimsbüttel und 

Bergedorf durchgeführt.
4 Titel 1x50.684.12 „Förderung der regionalen Kinder- und Jugendarbeit von Trä-

gern der freien Jugendhilfe/Kinder- und Jugendfreizeiteinrichtungen“ und Titel 
1x50.684.13 „Zuschüsse an Träger der freien Jugendhilfe – Drogen- und Sucht-
prävention“.
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 Globalsteuerung

241. Die fachpolitische Steuerung der regionalen Jugendarbeit erfolgt 
über Globalrichtlinien (GR).5 Im geprüften Zeitraum 2005 galt die 
„GR J 4/99 Kinder- und Jugendarbeit / Jugendsozialarbeit in den 
Bezirken“ vom 13. Juli 1999.

 Die GR J 4/99 enthielt Aufgabenfelder (z. B. offene Angebote der 
Jugendarbeit, Ferien- und Erholungsangebote sowie Angebote für 
Mädchen, für suchtgefährdete und von Abhängigkeit betroffene 
junge Menschen) und Verfahrensregelungen. Fachliche Schwer-
punkte und messbare Ziele mit Kennzahlen, die geeignet sind, Er-
folge der Jugendarbeit zu messen und damit Erkenntnisse für die 
Wirksamkeit der eingesetzten Haushaltsmittel zu gewinnen, fehl-
ten. Daher blieb es nahezu uneingeschränkt den Bezirksämtern 
überlassen, Projekte im breiten Spektrum der Aufgabenfelder zu 
platzieren.

 Der Rechnungshof hatte die GR J 4/99 im Rahmen seiner Prüfung 
„Globalsteuerung der bezirklichen Jugendhilfe“ im Hinblick auf 
ihre fachpolitische Zielsetzung geprüft.6 Die Fachbehörde hatte 
dem Rechnungshof seinerzeit zugesagt, diese GR zu überarbei-
ten.

 Seit dem 1. Januar 2006 gilt die neue GR J 2/06 „Kinder- und 
Jugendarbeit / Jugendsozialarbeit“. Auch in dieser GR hat die Be-
hörde für Soziales, Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz 
(BSG) nur für wenige Aufgabenfelder konkrete Ziele aufgenommen. 
Demzufolge fehlen hier weiterhin überwiegend die fach politischen 
zielbezogenen Inhalte, sodass eine Steuerung der regionalen För-
derung auch auf dieser Grundlage nicht möglich ist.

 Der Rechnungshof hat die Nichteinhaltung der Zusage beanstan-
det und daher die BSG erneut aufgefordert, die GR nunmehr wie 
gefordert und zugesagt zu überarbeiten und konkrete fachpoli-
tische Ziele mit qualitativ bewertbaren Indikatoren aufzunehmen.

 Jugendhilfeplanung der Bezirksämter

242. Die bezirklichen Jugendämter sind gehalten, für ein bezirksspezi-
fisches Jugendhilfeangebot in einem laufenden Planungsprozess 
den Bestand an Jugendhilfeeinrichtungen und die regionalen Be-
darfe zu ermitteln (Bestands- und Bedarfsanalysen). Die so gewon-
nenen Erkenntnisse sind – unter Berücksichtigung der Global ziele 
des Senats sowie des zur Verfügung stehenden Budgets – 
nach einer Schwerpunktbildung in eine Angebotsplanung umzu-
setzen, die sich an den jeweiligen sozialstrukturellen Merkmalen 

5 GR werden vom Senat erlassen. Sie sollen Vorgaben für die Umsetzung poli-
tischer Ziele, Programme und gesetzlicher Aufgaben enthalten und ein einheit-
liches Verwaltungshandeln gewährleisten. Die Bezirksämter sind an ihre Rege-
lungen gebunden (§ 6 Bezirksverwaltungsgesetz in der Fassung vom 11. Juni 
1997 bzw. § 46 Bezirksverwaltungsgesetz in der aktuell gültigen Fassung vom 
6. Juli 2006).

6 Vgl. Jahresbericht 2003, Tzn. 317 bis 326.

Globalrichtlinie für 
Steuerung weiter-
hin ungeeignet
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des Stadtteils sowie an den konkreten Lebenslagen, Erfahrungen 
und Bedürfnissen der jungen Menschen und ihrer Familien auszu-
richten hat.7

243. Die drei geprüften Bezirksämter haben den Ist-Zustand in ihrem 
Bezirk ermittelt. Zwei dieser Bezirksämter haben darüber hinaus 
auch Sozialraumbeschreibungen erstellt, aus denen Bedarfe er-
sichtlich werden. Den Unterlagen war jedoch nicht zu entnehmen, 
ob und inwieweit jeweils alle bezirklichen Bedarfe mit den globa-
len und regionalen Zielen verbunden wurden und im Rahmen der 
zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel bewertet und gewichtet 
worden sind. Damit lag im Ergebnis in keinem geprüften Bezirks-
amt die Grundlage für eine systematische bezirkliche Angebots-
planung vor.

244. Der Rechnungshof hat die Bezirksämter aufgefordert, ihren Be-
stand regelmäßig zu ermitteln und fortzuschreiben, Bedarfsanaly-
sen zu erstellen bzw. zu vervollständigen und jährlich zu aktuali-
sieren. Im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel 
müssen sie ihre Angebotsplanung unter Berücksichtigung globaler 
und regionaler Ziele erstellen und dies dokumentieren.

 Zuwendungsverfahren

245. Für die geförderten Projekte und Maßnahmen muss im Zuwen-
dungsbescheid gemäß der Verwaltungsvorschriften (VV) zu § 44 
LHO8 ein nach Umfang, Qualität und Zielsetzung eindeutiger und 
detaillierter Zuwendungszweck festgelegt werden. Hierzu gehört 
die Vereinbarung von konkreten – an den übergeordneten bezirk-
lichen Zielen ausgerichteten – Maßnahmenzielen und messbaren 
Kennzahlen, die eine spätere Erfolgsmessung und -bewertung er-
möglichen.

246. Die Zweckbeschreibungen der geprüften Bezirksämter entspra-
chen – in unterschiedlicher Ausprägung – nicht den oben genann-
ten Anforderungen. In einem Bezirksamt beschränkte sich der Zu-
wendungszweck weitgehend auf den Betrieb der Einrichtung oder 
auf sehr allgemein gehaltene Veranstaltungsangebote des Trägers 
zu einzelnen Aufgabenfeldern. In den geprüften Bezirksämtern 
fehlten überwiegend konkrete Maßnahmeziele und qualitative 
Kennzahlen.

 Damit kann keines dieser Bezirksämter überprüfen, ob die ver-
wendeten Haushaltsmittel zielgerichtet und wirtschaftlich einge-
setzt worden sind. Der Rechnungshof hat daher gefordert, künf-
tig bei der Erstellung von Zuwendungsbescheiden die VV zu § 44 
LHO zu beachten.

7 § 80 SGB VIII sowie §§ 27 und 29 AG SGB VIII.
8 VV Nr. 4.2.3 zu § 44 LHO.

Bedarfsanalysen 
und Angebotspla-
nungen fehlen

Zuwendungs -
bescheide 
entsprechen 
nicht der LHO



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg Jahresbericht 2008

112

 Zielerreichungs- und Wirkungskontrollen

247. Nach § 7 Absatz 4 LHO sind Erfolgskontrollen für alle Maßnahmen 
von finanzieller Bedeutung durchzuführen. Dabei ist durch das 
Jugendamt im Rahmen der Verwendungsnachweisprüfung fest-
zustellen, ob das Maßnahmeziel erreicht wurde.9 Die freien Träger 
müssen einen Sachbericht vorlegen, aus dem die Erreichung des 
Zuwendungszwecks erkennbar ist und der eine Zielerreichungs-
kontrolle ermöglicht.10

248. Die Sachberichte der Träger entsprechen diesen Anforderungen 
regelmäßig nicht. Die wenigen vorhandenen Kennzahlen sind zwar 
für eine quantitative Kontrolle der Maßnahmenziele (wie z.B. der 
Anzahl der Teilnehmer, Stammbesucher sowie der Öffnungszeiten) 
geeignet. Eine qualitative Zielerreichungskontrolle ist hiermit aber 
nicht möglich.

249. Aufgrund fehlender bezirklicher, an der GR ausgerichteter Ziele 
in Verbindung mit den unzureichenden Sachberichten kann eine 
Zielerreichungs- und Wirkungskontrolle auf Bezirksebene nicht 
durchgeführt werden. Dadurch fehlen maßgebliche Informationen, 
auf deren Basis Entscheidungen über eine Fortführung, Korrektur 
oder Einstellung der Förderung einzelner Maßnahmen getroffen 
und die Überprüfung globaler Ziele vorgenommen werden können. 
Die notwendige Erfolgskontrolle der BSG zur wirkungsorientierten      
Überprüfung der Globalziele ist damit ebenfalls nicht möglich, wie 
die nachfolgende Grafik der bezirklichen und fachbehördlichen 
Rückkoppelungskreisläufe verdeutlicht. 

 

9 VV Nrn. 11.1 und 11.3 zu § 44 LHO.
10  VV Nr. 10.2  zu § 44 LHO.
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 Eine Folge der unzureichenden Überprüfung und Weiterentwick-
lung bezirklicher und globaler Ziele ist die zum Teil langjährige För-
derung derselben Projekte ohne Nachweis eines anforderungsge-
rechten und wirtschaftlichen Einsatzes der Zuwendungen durch 
die Träger.

250. Der Rechnungshof hat die Bezirksämter aufgefordert, künftig  
Globalziele und darauf basierende bezirkliche Ziele als nachvoll-
ziehbaren Maßstab für die Zielerreichung zugrunde zu legen und 
von den Trägern Sachberichte abzufordern, die auf die Zweckbe-
schreibung in den Zuwendungsbescheiden abgestimmt werden, 
um so die Erreichung des Zuwendungszwecks leichter überprüf-
bar zu machen. Er hat die Bezirksämter – wie bereits die BSG 
in seiner Prüfung der überregionalen Förderung11 – aufgefordert, 
Maßnahmen grundsätzlich zu befristen.

 Berichtswesen

251. Die Umsetzung der Vorgaben der GR wird in Form eines regel-
mäßigen, standardisierten Berichtswesens erfasst und dargestellt. 
Die Zusammenfassung der Berichte werten BSG und die Bezirks-
ämter einmal jährlich auf einer Auswertungskonferenz aus.

 Das Berichtswesen enthält im Wesentlichen nur Aussagen über 
das quantitative Leistungsspektrum der offenen Kinder- und Ju-
gendarbeit und ist damit in seiner momentanen Form nur begrenzt 
aussagefähig. 

 Der Rechnungshof hat gefordert, das Berichtswesen weiterzuent-
wickeln, damit künftig auch das Erreichen qualitativer Ziele der 
bezirklichen Jugendhilfe beurteilt werden kann.

 Die BSG hat im Laufe der Prüfung im Rahmen einer Auswertungs-
konferenz die eingeschränkte Aussagekraft des Berichtswesens 
thematisiert. Sie will mit den Bezirksämtern vereinbaren, dass 
diese künftig ihre Daten insbesondere in Bezug auf auffällige Ver-
änderungen und Weiterentwicklungsbedarfe auswerten. Darüber 
hinaus sollen ein oder zwei qualitative Aspekte von den Bezirks-
ämtern schwerpunktmäßig vorbereitet und gemeinsam ausgewer-
tet werden.

 Aktenführung und Dokumentation

252. Die vom Rechnungshof eingesehenen Akten waren teilweise un-
vollständig, insbesondere sind Entscheidungen nicht immer doku-
mentiert worden.

 Der Rechnungshof hat diese Praxis beanstandet und erneut12 dar-
auf hingewiesen, dass eine ordnungsgemäße Aktenführung die 

11 Vgl. Jahresbericht 2007, Tz. 203.
12 Vgl. Jahresbericht 2006, Tz. 310 und Jahresbericht 2007, Tz. 99.
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Sachbearbeitung im Tagesgeschäft unterstützen und die Nach-
vollziehbarkeit und Transparenz des Handelns, auch für den Ver-
tretungsfall oder die Einarbeitung neuer Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter, sichern soll. Er hat die Bezirksämter aufgefordert, künftig 
eine ordnungsgemäße Aktenführung sicherzustellen. 

 Stellungnahme der Verwaltung

253. Die BSG, die Finanzbehörde und die Bezirksämter haben die  
Feststellungen des Rechnungshofs anerkannt und zugesagt, sei-
nen Forderungen nachkommen zu wollen.
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 Tierschutz und
Tierseuchenbekämpfung

EU-rechtlich vorgeschriebene Risikoana ly-
sen und Routinekontrollen führen die Amts-
 tierärzte bislang kaum durch.

Durch die Bildung von Fachschwerpunkten 
bei ihren Dienststellen und die Verlagerung 
von Aufgaben auf die Sachbearbeiterebene 
könnten die Amtstierärzte entlastet werden. 
Eine Soll-Ist-Analyse ihrer Aufgaben steht 
aus.

Notwendige Fachanweisungen der Behörde 
für Soziales, Familie, Gesundheit und Ver-
braucherschutz für die Durchführung des 
Tierschutz- und des Tierseuchenrechts in 
den Bezirksämtern fehlen.

254. Zu den Aufgaben der Veterinärdienststellen der Bezirksämter1 
beim Tierschutz zählen insbesondere die Genehmigung und Über-
wachung von Betrieben, die Kontrolle von Tiertransporten sowie 
die Bearbeitung von Anzeigen gegen private Tierhalter. Bei der 
Tierseuchenbekämpfung obliegen ihnen insbesondere Überwa-
chungs- und Kontrollaufgaben sowie Schutzmaßnahmen im Fall 
einer Tierseuche. Für die Rechts- und Fachaufsicht über die Be-
zirksämter, für ministerielle Aufgaben sowie für bestimmte Durch-
führungsaufgaben ist die Behörde für Soziales, Familie, Gesund-
heit und Verbraucherschutz (BSG) zuständig.

 Umsetzung tierschutz- und tierseuchenrechtlicher 
Bestimmungen

255. Nach den Bestimmungen der Verordnung der Europäischen 
Gemeinschaft – VO (EG) Nr. 882/2004 vom 29. April 2004 sind 
Betriebe und Einrichtungen, die der tierschutz- und tierseuchen-
rechtlichen Überwachung unterliegen, sowie Tiertransporte re-
gelmäßigen Routinekontrollen zu unterziehen, deren Auswahl auf 
einer Risikoanalyse zu beruhen hat. In Hamburg sind über 1.500 
danach überwachungsbedürftige meldepflichtige Tierhaltungen 
(Rinder, Schweine, Schafe, Ziegen, Pferde sowie Geflügel und 
Bienen) erfasst.2 Hinzu kommen zahlreiche weitere Einrichtungen 
wie etwa Zoohandlungen und Tierpensionen, die der Aufsicht und 
Kontrolle der Amtstierärzte unterstehen. 

1 Als Teil der Fachämter Verbraucherschutz, Gewerbe und Umwelt dem jeweiligen 
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt zugeordnet.

2 Von diesen unterliegen wiederum mehr als 300 als sogenannte EU-Prämienbe-
triebe zusätzlichen Kontrollen (Cross-Compliance-Verfahren), die die Behörde 
für Wirtschaft und Arbeit steuert und zu denen die Amtstierärzte der Bezirks-
ämter hinzugezogen werden.
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256. Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die Bezirksämter im Jahr 
2006 zwar 389 – weit überwiegend anlassbezogene – betriebliche 
Kontrollen nach Tierschutzrecht durchgeführt haben. Es sind bis-
her aber weder nach EU-Recht vorgeschriebene Risikoanalysen 
angestellt noch daraus abgeleitete Routinekontrollen durchgeführt 
worden.3 Entsprechende Prüfroutinen fehlen damit.

 Kontrollen von Tiertransporten haben im Jahr 2006 lediglich drei 
Bezirke durchgeführt, davon entfielen Kontrollen des durchge-
henden Verkehrs lediglich auf einen Bezirk. Eine Risikoanalyse lag 
diesen Kontrollen nicht zugrunde.

257. Nach der Viehverkehrsverordnung haben Tierhalter alle Zu- und 
Abgänge von Rindern in der zentralen Datenbank „Herkunfts-
sicherungs- und Informationssystem für Tiere“ (HIT) zu erfassen, 
die zum Schutz der Verbraucher vor und zur Bekämpfung von 
Tierseuchen eingerichtet worden ist. Fehlenden oder widersprüch-
lichen Daten, zu denen im System eine Meldung hinterlegt wird, 
haben die bezirklichen Veterinärdienststellen nachzugehen. Verstö-
ße gegen die Kennzeichnung von Vieh oder gegen die Meldepflicht 
gegenüber der Datenbank haben sie nach pflichtgemäßem Ermes-
sen als Ordnungswidrigkeit zu verfolgen und zugleich als Faktor für 
die Risikobewertung des betroffenen Betriebs zu dokumentieren.

258. Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die Veterinärdienststellen 
die Datenbank nicht regelmäßig aufrufen, um hinterlegte Vorgänge 
zu überprüfen und gegebenenfalls Verstöße gegen die Kennzeich-
nungspflicht bei Rindern zu verfolgen. Bearbeitungsergebnisse 
werden im System nicht dokumentiert.

259. Unter anderem Tiertransporte innerhalb der Mitgliedsstaaten der 
EU sind in dem IT-Verfahren TRACES zu erfassen, damit Kontroll-
behörden am Zielort Überprüfungen vornehmen können. Die be-
zirklichen Veterinärdienststellen haben seit Frühjahr 2007 Zugang 
zum System, nutzen es aber nicht regelmäßig und vollständig, zu-
mal sich aus den TRACES-Meldungen nicht die Zuständigkeit der 
einzelnen Bezirksämter ergibt. Abgehende Tiertransporte geben 
sie noch nicht in das System ein. 

260. Der Rechnungshof hat die Defizite bei der Umsetzung der tier-
schutz- und tierseuchenrechtlichen Bestimmungen beanstandet 
und die Verwaltung aufgefordert, entsprechend den EU-rechtlichen 
Vorgaben die Grundlagen für risikoorientierte Routinekontrollen zu 
schaffen, darauf aufbauend Routinekontrollen durchzuführen so-
wie auch im Übrigen ihren Kontroll- und Überwachungs-, Doku-
mentations-, Melde- sowie Verfolgungsaufgaben ordnungsgemäß 
nachzukommen. 

 Organisation und Steuerung

261. Die festgestellten Mängel sind Folge von Defiziten in der Organisa-
tion und Steuerung der Veterinärbereiche in den Bezirksämtern.

Risikoanalysen und 
Routinekontrollen 
unterlassen

Unstimmigkei-
ten in zentraler 
Datenbank nicht 
ausreichend 
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Unvollständige 
Nutzung der 
Tiertransport-
datei

3 Ausnahme: Cross-Compliance-Verfahren, vgl. Fn. 2.
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 Organisation

262. Die Verwaltung verfügt nicht über die notwendigen Daten zur Or-
ganisation wie z.B. Soll-Ist-Analysen über die wahrzunehmenden 
Aufgaben und den Ressourcenverbrauch oder aktuelle Stellenbe-
schreibungen. Zwar haben die Amtstierärzte 2003/2004 umfang-
reiche Soll-Erhebungen ihrer Aufgaben angestellt. Diese haben 
die Bezirksämter jedoch weder bewertet noch fortgeschrieben. 
Insbesondere haben sie keinen Soll-Ist-Abgleich durchgeführt, 
der erforderlich gewesen wäre, um sowohl die bei den Tätigkeiten 
der Amtstierärzte benötigten Kapazitäten zu erfassen, als auch 
Häufigkeit und Intensität der Aufgabenwahrnehmung sowie die 
praktischen Arbeitsabläufe kritisch zu hinterfragen.

 Der Rechnungshof hat das Fehlen entsprechender Analysen be-
anstandet und die Verwaltung aufgefordert, diese auf der Grund-
lage einer ausreichenden Datenbasis zügig nachzuholen.

 Steuerung

263. Die BSG als für die Fachaufsicht über die bezirklichen Veterinär-
dienststellen zuständige Fachbehörde hat die erforderlichen Fach-
anweisungen (§ 44 Absatz 2 Bezirksverwaltungsgesetz) bisher nicht 
erlassen. Ohne Fachanweisungen fehlen der Verwaltung notwen-
dige Steuerungsinstrumente, die eine Gewichtung und Schwer-
punktsetzung bei der Aufgabenwahrnehmung ermöglichen sowie 
zu einer gleichmäßigen Verwaltungspraxis in den Bezirksämtern 
beitragen. Für den Bereich des Tierschutzes liegt derzeit lediglich 
der Entwurf einer „Fachanweisung Durchführung des Tierschutz-
rechts“ vor. Im Bereich der Tierseuchenbekämpfung beabsichtigt 
die BSG, über drei Fachanweisungen Regelungen zu treffen.4 Dies 
erscheint umso dringlicher, als die Behörde in Tierseuchenangele-
genheiten zuvor auch keine Globalrichtlinie erlassen hatte.

264. Ein Berichtswesen (§ 45 Absätze 1 und  2 Bezirksverwaltungsge-
setz) ist im Bereich der Tierseuchenbekämpfung bisher nicht ein-
gerichtet worden. Das im Bereich des Tierschutzes bestehende 
Berichtswesen weist Unklarheiten auf, weil einzelne Statistikdaten 
nicht eindeutig definiert sind.

 Ohne ein funktionierendes Berichtswesen fehlen valide Daten für 
ein Benchmarking und für einen darauf aufbauenden Ressour-
cenausgleich zwischen den Bezirksämtern, wie er mit der Verwal-
tungsreform angestrebt wird.5

265. Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die BSG bislang keine 
Fachanweisungen erlassen und im Tierseuchenbereich kein Be-
richtswesen vorgegeben hat, und sie zur zügigen Fertigstellung 
und Inkraftsetzung vorhandener Entwürfe von Fachanweisungen 
und Vervollständigung des Berichtswesens aufgefordert. 
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4 Der Entwurf der Fachanweisung „Einsammlung toter Tiere von öffentlichem 
Grund und Transport untersuchungspflichtiger Tierkörper“ befindet sich in der 
Behördenabstimmung.

5 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/5011 vom 19. September 2006, S. 4, 15 f. 
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 Ressourceneinsatz 

266. Die Amtstierärzte nehmen notwendige Sachbearbeitung überwie-
gend selbst vor, indem sie etwa Anzeigen aufnehmen, Statistiken 
pflegen oder Bescheide verfassen. Solche Aufgaben können wie 
auch zeitaufwendige Recherchen bei der Aufklärung privater Tier-
schutzfälle – in einfach gelagerten Fällen bis hin zur abschließenden 
Bearbeitung – auf Sachbearbeiterebene erfolgen. Auf diese Weise 
würden die Amtstierärzte entlastet, um sich auf ihre Kernkompe-
tenzen, insbesondere das Gutachtenwesen, zu konzentrieren.

 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die Verwaltung bisher 
entsprechende Untersuchungen zur Entlastung der Amtstierärzte 
nicht angestellt hat, und sie aufgefordert, dies nachzuholen.

267. Darüber hinaus sieht der Rechnungshof die Möglichkeit, den Res-
sourceneinsatz durch Bildung von Fachschwerpunkten in den 
einzelnen Veterinärdienststellen der Bezirksämter zu optimieren. 
Indem sich die Amtstierärzte einzelner Bezirksämter innerhalb 
ihres sehr breiten Aufgabenspektrums insbesondere bei Fachauf-
gaben spezialisieren, die nicht überall, fortwährend und in hohem 
Maße anfallen, könnten die Veterinärbereiche durch das damit er-
möglichte arbeitsteilige Vorgehen insgesamt entlastet werden. Zu 
diesem Ergebnis kommt auch ein externes Gutachten zur Defizit-
analyse in den Gesundheits- und Verbraucherschutzdienststellen 
der Bezirksämter, das BSG, Finanzbehörde und Bezirksämtern 
seit April 2006 vorliegt, ohne dass die Verwaltung die dort für die 
Veterinärbereiche enthaltenen Vorschläge für eine verbesserte 
Organisation und Aufgabenwahrnehmung bislang einvernehmlich 
abschließend bewertet hat.

268. Der Rechnungshof hat beanstandet, dass sich die Verwaltung mit 
dem genannten Gutachten für die Veterinärdienststellen – ein-
einhalb Jahre nach dessen Vorliegen – noch nicht abschließend 
befasst hat, und fordert die Verwaltung auf, damit unverzüglich 
zu beginnen. In diesem Zusammenhang sollte den oben aufge-
zeigten Entlastungsmöglichkeiten für die Amtstierärzte nachge-
gangen werden.

 IT-Verfahren

269. Schließlich fehlt es bisher an einem aufgabenunterstützenden 
IT-Verfahren in den Veterinärbereichen. Weder wird die Einzelfall-
bearbeitung mit Hilfe entsprechender Software unterstützt noch 
können Statistikdaten oder risikobezogene Analysen der zu über-
wachenden Betriebe und Einrichtungen mit Hilfe eines entspre-
chenden IT-Verfahrens erstellt werden. 

 Der Rechnungshof hat dies kritisiert und die Verwaltung aufgefor-
dert, laufende Überlegungen zum Einsatz von IT-Verfahren kurz-
fristig abzuschließen.
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bearbeiter
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Unterstützung
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 Stellungnahme der Verwaltung

270. Die Verwaltung hat die Beanstandungen und die Kritik des Rech-
nungshofs im Wesentlichen anerkannt. Sie hat zugesagt,

 – Artikel 3 Absatz 1 VO (EG) Nr. 882/2004 vom 29. April 2004 
umzusetzen. Hierzu will sie u.a. eine bezirksübergreifend ein-
heitliche Risikobewertung einführen und die Durchführung 
risikobezogener Kontrollen mit einem neuen IT-Verfahren un-
terstützen;

 – den Bestand in der HIT-Datenbank zu aktualisieren. Die Ver-
waltung beabsichtigt, Regelungen für die Anwendung von 
HIT zu treffen. Hinsichtlich der Nutzung von TRACES wird 
das Bezirksamt Altona spätestens zum 1. Januar 2008 eine 
Vorsortierung und Weiterleitung der Meldungen an das jeweils 
zuständige Bezirksamt zur dortigen Weiterbearbeitung über-
nehmen;

 – zur Verbesserung der Organisation und Steuerung die For-
derungen des Rechnungshofs aufzugreifen. Die Bezirksämter 
werden die steuerungsrelevanten Daten insbesondere im 
Rahmen der Erarbeitung eines Benchmarkingsystems ak-
tualisieren. Die BSG will Fachanweisungen erlassen, die die 
erforderlichen Steuerungselemente wie Kontrollschemata auf 
Grundlage von Risikoanalysen und Berichtswesen enthalten. 
Darüber hinaus beabsichtigt sie unter Einbeziehung der be-
zirklichen Fachämter mittelfristig ein Qualitätsmanagement-
system zu etablieren;

 – zur Entlastung der Amtstierärzte den verstärkten aufgaben -
orientierten Einsatz von Verwaltungspersonal zu prüfen;

 – dass die Bezirksämter bis Mitte 2008 ein entsprechendes 
Konzept zur Bildung von Fachschwerpunkten in den Veteri-
närdienststellen erarbeiten und dieses mit der BSG und der 
Finanzbehörde abstimmen.

 Die Erörterungen sind noch nicht abgeschlossen.
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 Behörde für Soziales, Familie,
Gesundheit und Verbraucherschutz /        

Behörde für Wirtschaft und Arbeit

 Einmalige Leistungen nach
§ 23 Absatz 3 SGB II

In einer Vielzahl von Fällen wurden Leistun-
gen nach dem SGB II zu Unrecht aus dem 
Hamburger Haushalt bestritten. Der da-
durch entstandene Schaden von hochge-
rechnet mindestens 660.000 Euro jährlich 
muss gegenüber der Bundesagentur für 
Arbeit geltend gemacht werden.

Eine Analyse der vorhandenen Daten zum 
Bewilligungsgeschehen findet nicht in aus-
reichendem Maße statt. Ein wirksames Con-
trolling der Gewährung einmaliger Leistun-
gen fehlt bisher.

271. Die Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Sozialgesetzbuch 
Zweites Buch – Grundsicherung für Arbeitssuchende – (SGB II) 
erfolgt im Wesentlichen über festgesetzte pauschale Regelleis-
tungen, für die die Bundesagentur für Arbeit (BA) Kostenträgerin 
ist. Mit diesen Regelleistungen werden grundsätzlich alle Bedarfe 
für den Lebensunterhalt abgedeckt.1 Nicht hiervon erfasst werden 
jedoch bestimmte einmalige Sonderbedarfe nach § 23 Absatz 3  
SGB II für 

 – Erstausstattungen für die Wohnung einschließlich Haushalts-
geräten,

 – Erstausstattungen für Bekleidung und Erstausstattungen bei 
Schwangerschaft und Geburt sowie

 – mehrtägige Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen 
Bestimmungen. 

 Die Erbringung dieser Leistungen obliegt den kommunalen Trä-
gern. Das Gesamtvolumen im aktuellen Hamburger Haushalt be-
läuft sich hierfür auf rund 9,7 Mio. Euro.

 Während die Bewilligung gegenüber dem Leistungsempfänger 
durch team.arbeit.hamburg (ARGE) erfolgt, ist die Behörde für 
Soziales, Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz (BSG) für 
die kommunalen Leistungen fachlich-ministeriell und die Behörde 

1 Hinzu kommen Leistungen für Unterkunft und eventuelle individuelle Mehrbe-
darfe.
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für Wirtschaft und Arbeit (BWA) für die Aufsicht über die ARGE als 
Institution zuständig.2 

 Leistungsbewilligung 

272. Der Rechnungshof hat in der Sachbearbeitung durch die ARGE 
erhebliche Mängel festgestellt. Häufig kam es zu Bedienungs -
fehlern (Auswählen falscher Eingabefelder) bei der Anwendung der 
Leistungssoftware A2LL. Dies hatte zur Folge, dass Leistungen,
für die der Bund hätte aufkommen müssen, unzutreffend als 
Sonderbedarfe nach § 23 Absatz 3 SGB II deklariert und in der Folge
aus dem Hamburger Haushalt finanziert worden sind. Um die 
Entstehung weiterer Schäden zu begrenzen, wurde die ARGE 
über regelmäßig auftretende fehlerhafte Buchungen während der 
noch laufenden Prüfung informiert. Sie hat daraufhin Maßnahmen 
zur künf tigen Vermeidung von Fehlern in der Sachbearbeitung 
ergriffen. 

273. Der Rechnungshof hat die zu Unrecht erfolgte Belastung des 
Hamburger Haushaltes beanstandet. Der Schaden beläuft sich 
hochgerechnet auf mindestens 660.000 Euro jährlich. Der Rech-
nungshof hat empfohlen, die Höhe des Gesamtschadens mittels 
einer repräsentativen Stichprobe zu ermitteln und die BSG auf-
gefordert, im Zusammenwirken mit der ARGE die Erstattung des 
Schadens gegenüber der BA geltend zu machen. 

274. Die der BA als Kostenträgerin zuzuordnenden Regelleistungen 
(Tz. 271) beinhalten auch einen Anteil für die Deckung regelmä-
ßig anfallender Bedarfe zur Erhaltung und Ergänzung von Hausrat 
und Bekleidung. Dagegen ist eine Wohnungserstausstattung nur 
in seltenen Fällen3 gesondert zu bewilligen. Die von der BSG er-
lassenen Fachlichen Vorgaben sehen dies dementsprechend nur 
bei erstmaligem Bezug einer Wohnung sowie bei einem Wechsel 
aus öffentlichen Unterkünften und Untermietverhältnissen ohne 
eigenen Hausstand vor. Ergänzend können Pauschalen für die 
Erstausstattung mit einzelnen großen Haushaltsgeräten (Herd, 
Kühlschrank, Waschmaschine) bewilligt werden. Somit stellen die 
durch Wohnungswechsel im Übrigen entstehenden Bedarfe eben-
so wie die Erneuerung von Mobiliar Ergänzungsbedarf dar, der aus 
der Regelleistung zu decken und entsprechend anzusparen ist.

 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die Bewilligungspraxis 
diesen Maßstäben vielfach nicht entsprach. Beispielsweise wur-
den im Zusammenhang mit normalen Umzügen entgegen den 
Vorgaben Mittel für einzelne Hausratsgegenstände bewilligt.

Fehlerhafte 
Bedienung der 
Software

2 Vgl. Anordnung zur Durchführung des SGB II vom 21. Dezember 2004 (Amtl.  
Anz. Nr. 153 vom 29. Dezember 2004, S. 2613).

3 Nach der hierzu ergangenen Rechtsprechung kommt es u.a. auf das Vorliegen 
außergewöhnlicher bzw. vom Leistungsempfänger nicht zu beeinflussender Um-
stände an (vgl. u.a. LSG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 22. August 2006, 
L 5 B 525/06 AS ER; Hessisches LSG, Beschluss vom 23. November 2006, L 9 
AS 239/06 ER).
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275. Darüber hinaus war das Verwaltungshandeln häufig nicht nachvoll-
ziehbar, da Entscheidungsgründe von der Sachbearbeitung nicht 
ausreichend dokumentiert wurden. In vielen Fällen ließen sich kei-
ne Ausführungen dazu finden, warum ein außergewöhnlicher Um-
stand vorgelegen haben soll, der die Bewilligung von Leistungen 
zur Erstausstattung rechtfertigte. Nicht nur die Aktenunterlagen, 
sondern auch die Bescheide waren oft unvollständig und fehler-
haft. Entsprechende Begründungen und deren Dokumentation 
wären aber insbesondere vor dem Hintergrund des Ausnahme-
charakters der Bewilligung notwendig gewesen. 

276. Der Rechnungshof hat die Mängel in der Sachbearbeitung bean-
standet. Zur Vermeidung künftiger fehlerhafter Bewilligungsent-
scheidungen hat er über die verstärkt von der ARGE zu leistende 
Anleitung vor Ort (z.B. durch Schulungen) hinaus gefordert, dass 
die BSG auf die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben bei der 
Bewilligung von einmaligen Leistungen durch die ARGE künftig 
stärker hinwirkt. Er hat weiter angeregt, dass sie die Fachlichen 
Vorgaben präzisiert, um der Sachbearbeitung eine umfassendere 
Unterstützung für die Entscheidung im Einzelfall zur Verfügung zu 
stellen.

 Controlling und Aufsicht 

277. Ein leistungsfähiges operatives Controlling ist sowohl Grundlage 
für die Erfüllung der gesetzlichen Aufgabe der Leistungsgewäh-
rung als auch für die Herstellung von Transparenz hinsichtlich der 
Mittelverwendung und der erreichten Wirkungen.4 Dies schließt die 
Kontrolle der Rechtmäßigkeit und Angemessenheit der Zahlungen 
im Rahmen der zwingend vorgegebenen Rechts- und Fachauf-
sicht ein, die für den Bereich der einmaligen Leistungen nach § 23 
Absatz 3 SGB II der BSG obliegt.

 § 13 ARGE-Vertrag sieht als Grundlage für Zielnachhaltung und 
Controlling in der ARGE eine zwischen Trägerversammlung5 und 
Geschäftsführung abgeschlossene Zielvereinbarung vor, die 
Bundes- und regionale Ziele einschließt. Der Rechnungshof hat 
festgestellt, dass die „Lokale Zielvereinbarung 2007 SGB II“ aus-
schließlich Indikatoren für Leistungen der BA, jedoch keine spezi-
fischen Zielvorgaben für kommunale Leistungen enthält. Dies trägt 
den Interessen Hamburgs nicht hinreichend Rechnung. BSG und 
BWA hätten dies als Vertreter Hamburgs in der Trägerversamm-
lung der ARGE nachdrücklicher zur Geltung bringen müssen.

278. Die BSG hat mit den Fachlichen Vorgaben bereits Ende 2004 ein 
Regelwerk für die operative Fallbearbeitung erstellt und insoweit 
eine Basis für die Wahrnehmung der Rechts- und Fachaufsicht ge-
schaffen. Ein Controlling der gewährten Leistungen führt sie nach 

Mangelnde 
Dokumen tation 
bei der 
Anerkennung 
von Sonder -
bedarfen

4 Vgl. hierzu § 13 des Öffentlich-rechtlichen Vertrags gemäß §§ 53 ff. Sozialge-
setzbuch Zehntes Buch – Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz –
über die Gründung und Ausgestaltung einer Arbeitsgemeinschaft gemäß 
§ 44 b des SGB II zwischen der Bundesagentur für Arbeit und der Freien und 
Hansestadt Hamburg vom 17. Januar 2006 (ARGE-Vertrag).

5 In ihr sind die BWA und die BSG vertreten.
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ihren Angaben mangels geeigneterer Daten durch Beobachtung 
der Ausgabenentwicklung im Verhältnis zur gesamten Fallzahlent-
wicklung durch. Im Übrigen hat sie – ebenso wie die BWA – darauf 
verwiesen, die ARGE und die BA in der Vergangenheit mehrfach 
auf die Notwendigkeit konkreter Daten und Auswertungen hinge-
wiesen zu haben. Dies habe jedoch nicht zum Erfolg geführt. Die 
Verantwortung für die operative Umsetzung des SGB II sei bei der 
Leitung der ARGE selbst angesiedelt.6

279. Der Rechnungshof hat hierzu festgestellt, dass die Leitung der 
ARGE erste Schritte für ein organisationsinternes Controlling un-
ternommen und aufgrund der im operativen Bereich festgestellten 
Auffälligkeiten verschiedene Maßnahmen zur Abhilfe ergriffen hat 
(Tz. 272). Die Überantwortung der Zuständigkeit für die operative 
Umsetzung enthebt die fachlich zuständige Hamburger Behör-
de jedoch nicht der ihr obliegenden Rechts- und Fachaufsicht, 
zumal sie die Verantwortung für die korrekte Verwendung der in 
ihrem Einzelplan veranschlagten Haushaltsmittel trägt. Über die 
genannte Beobachtung des Ausgabeverhaltens hinaus hätte sich 
die BSG jedoch konkrete Erkenntnisse zum tatsächlichen Bewilli-
gungsgeschehen verschaffen müssen. Dies hat sie trotz vorhan-
dener Möglichkeiten (Tz. 280) nicht getan und damit ihre ministeri-
ellen Steuerungs- und Aufsichtsaufgaben zur Sicherstellung einer 
recht- und zweckmäßigen Leistungserbringung nicht in ausrei-
chendem Maße wahrgenommen.

280. Anhaltspunkte in Bezug auf Mängel im Bewilligungsverhalten, ins-
besondere Abweichungen von den Fachlichen Vorgaben, hätte 
die BSG – unabhängig von den erbetenen weitergehenden Aus-
wertungen – bereits aus den ihr jeweils tagesaktuell vorliegenden 
sog. FINAS-Ausgabelisten7 wegen deren spezifischer Aussage-
kraft gewinnen können:

 Die Fachlichen Vorgaben zu den einmaligen Leistungen sehen 
nämlich – mit Ausnahme bedarfsbezogener Beträge für Fußbo-
denbeläge – bestimmte Pauschalen vor. Im Bereich der Woh-
nungserstausstattungen, den der Rechnungshof wegen seines 
finanziellen Gewichts vorrangig untersucht hat, gibt es neben der 
Vollpauschale geringere Pauschalen nur noch für einen ergän-
zenden Bedarf an großen Haushaltsgeräten. Im Übrigen ist die 
Bewilligung von Leistungen für lediglich einzelne Haushaltsge-
genstände entsprechend dem Ausnahmecharakter der einmaligen 
Leistungen nicht vorgesehen (Tz. 274).8 

 Die Analyse des Rechnungshofs auf der Basis der die Ausgaben 
von zwei Monaten umfassenden FINAS-Ausgabelisten hat fol-
gende Anhaltspunkte ergeben, die auf fehlerhafte Bewilligungen 
hindeuten:

6 Vgl. auch § 13 Absatz 1 des ARGE-Vertrags.
7 Hierbei handelt es sich um die von der BA als Auszahlungsstelle für die von 

der ARGE bewilligten Leistungen erstellten und an die BSG übermittelten Über-
sichten mit Daten der von der BA direkt zulasten des Hamburger Haushalts ein-
gezogenen Ausgaben.

8 Möglich sind lediglich Abzüge von der Vollpauschale für nicht benötigte Einzel-
gegenstände.
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 – Auf ein Jahr hochgerechnet wurden für fast 10 % aller jeweils 
im Jahresdurchschnitt im Bestand befindlichen Bedarfsge-
meinschaften Leistungen für eine Wohnungserstausstattung 
bewilligt, obwohl es sich dabei um einen nur ausnahmsweise 
zu gewährenden Sonderbedarf handelt, der normale Umzüge 
gerade nicht einschließen soll. Auch bei ergänzender Berück-
sichtigung einer von der BSG mitgeteilten monatlichen Fluk-
tuation von 4.500 Hilfeempfängern ergäbe sich bezogen auf 
die Bedarfsgemeinschaften eine Quote von rund 8 %, die mit 
dem Ausnahmecharakter nicht vereinbar wäre.

 – Bei mehr als 25 % der Buchungen wurde ein Betrag bewilligt, 
der geringer als der niedrigste mögliche Pauschalbetrag war.

 – Bei mehr als 67 % der Fälle ließen sich die Zahlbeträge weder 
einzeln noch durch Zusammenrechnung von Einzelpositionen 
auf die als Regelfall von der BSG vorgegebenen Pauschalbe-
träge zurückführen.

281. Diese Feststellungen zeigen, dass schon eine erste Plausibilitäts-
prüfung anhand der Zahlbeträge Zweifel an der ordnungsgemäßen 
Leistungsbewilligung hätte wecken müssen. Damit bestand Anlass 
für eine inhaltliche Überprüfung mit dem Ziel, Fehlbelastungen für 
den Hamburger Haushalt zu vermeiden. 

 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass dies seitens der BSG 
unterblieben ist, und sie aufgefordert, künftig die von der BA über-
mittelten Daten systematisch auf Auffälligkeiten hin zu überprüfen 
und erforderlichenfalls einer vertieften Analyse zu unterziehen.

282. Die BSG ist auch dem Umstand nicht nachgegangen, dass die 
Ausgabenaufstellung der BA in erheblichem Umfang Einnahmen 
auswies. Aus den übermittelten Daten lässt sich der sachliche 
Grund für die Hamburg gutgeschriebenen Mittel nicht entnehmen. 
Das führt dazu, dass die nicht zuordenbaren Beträge durch Ver-
rechnung von den Ausgaben abgesetzt und nicht gesondert als 
Einnahmen gebucht werden. Dies stellt einen Verstoß gegen das 
Bruttoprinzip des § 35 LHO9 dar. Vom Rechnungshof vorgenom-
mene Einzelfallprüfungen zeigten, dass es sich oftmals um Darle-
henstilgungen handelte. Darlehen sind in der Vermögensübersicht 
der Freien und Hansestadt Hamburg gesondert zu berücksichti-
gen. Ihre fehlerhafte Buchung führt hier zu einer verfälschten Dar-
stellung.

 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und die BSG aufgefor-
dert, bei der BA darauf hinzuwirken, dass die Gründe für die Ein-
nahmen kenntlich gemacht werden, damit eine korrekte Verbu-
chung ermöglicht wird. 

283. Zusammenfassend hat der Rechnungshof die BWA und die BSG 
aufgefordert, in Zusammenarbeit mit der ARGE ein Verfahren zu 
installieren, das die rechtmäßige und effektive Mittelverwendung 

9 Das Bruttoprinzip schreibt eine getrennte Buchung von Einnahmen und Ausga-
ben bei den hierfür vorgesehenen Titeln vor.
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10 Vgl. § 21 Absatz 1a  Bundessozialhilfegesetz. 
11 Vgl. Bundestagsdrucksache 15/1514 vom 5. September 2003 S. 52, 60.

in der ARGE sicherstellt. Er hat darauf hingewiesen, dass eine Ver-
besserung der Qualität der Leistungserbringung notwendig ist, um 
die festgestellten Mängel künftig zu vermeiden.

 Stellungnahme der Verwaltung

284. Die BWA hat den Feststellungen des Rechnungshofs zugestimmt 
und darauf hingewiesen, bisher nicht über die für messbare Ziel-
vorgaben erforderlichen Daten zu verfügen. Sie will die Forde-
rungen des Rechnungshofs im Rahmen ihrer Gesamtverantwor-
tung für die ARGE aufgreifen und über die Trägerversammlung auf 
eine Verbesserung der Leistungserbringung und der Controlling-
strukturen hinwirken. 

285. Die BSG hat die Feststellungen des Rechnungshofs zu Fehlern in 
der Leistungsbewilligung (Tzn. 272 und 275) anerkannt. Sie will 
die Anregung des Rechnungshofs zur Präzisierung der Fachlichen 
Vorgaben aufgreifen. Die BSG hat zwar die vom Rechnungshof 
geschätzte Schadenshöhe (Tz. 273) bestritten, will jedoch gleich-
wohl der Empfehlung folgen, eine repräsentative Stichprobe 
zwecks konkreter Ermittlung der Schadenshöhe zu veranlassen 
und auf dieser Grundlage weitere Schritte prüfen.

 Die BSG sieht in der vom Rechnungshof festgestellten häufigen 
Bewilligung kleiner Einzelbeträge (Tzn. 274 und 280) kein Indiz für 
ein fehlerhaftes Bewilligungsverhalten, welches Anlass für wei-
tergehende Prüfungen hätte sein müssen. Nach ihrer Auffassung 
bestehe auch ein durch eine aktuelle Entwicklung der Rechtspre-
chung begründeter Anspruch auf die Bewilligung von einzelnen 
Haushaltsgeräten und Teilpauschalen, der über die in der Fach-
lichen Vorgabe benannten besonderen Tatbestände eines erst-
maligen Wohnungsbezugs hinaus auch in sonstigen Fällen gelte. 
Insoweit sei aus ihrer Sicht das Bewilligungsverhalten als eine im 
Rahmen der Einzelfallbeurteilung am tatsächlichen Bedarf orien-
tierte Anwendung der Vorgaben anzusehen.

 Gleichwohl will sie prüfen, ob sie zusätzliche Maßnahmen ergreift, 
um sich regelmäßig und anlassunabhängig von der korrekten 
Sachbearbeitung in der ARGE zu überzeugen, und hält eine Ver-
besserung der Controllingstrukturen für geboten. 

 Bewertung durch den Rechnungshof 

286. Der Rechnungshof weist darauf hin, dass der Gesetzgeber mit 
der Neukonzeption der Leistungssysteme insbesondere die Ab-
schaffung des weit gefassten Katalogs der einmaligen Leistungen 
im Bundessozialhilfegesetz10 im Auge hatte. Diese sind – bis auf 
die besonderen Ausnahmetatbestände in § 23 Absatz 3 SGB II –
entfallen und sollen durch Integration in die – zu diesem Zweck er-
höhten – Regelleistungen abgedeckt werden.11 Dem entspricht die 



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg Jahresbericht 2008

126

bisherige Fachliche Vorgabe der BSG, nicht jedoch das tatsäch-
liche Bewilligungsgeschehen. Schon allein dieser Umstand hätte 
Anlass sein müssen, eine genauere Überprüfung der Leistungsge-
währung im Rahmen der Rechts- und Fachaufsicht vorzunehmen. 
Eine diese gesetzgeberische Neukonzeption in Frage stellende 
aktuelle Rechtsprechung ist dem Rechnungshof nicht bekannt 
und von der Behörde auch nicht dargestellt worden. Sollte durch 
Einzelfallentscheidungen der gewollte Ausnahmecharakter der 
einmaligen Leistungen gefährdet werden, wäre es Aufgabe der 
BSG, diese im Einzelnen zu analysieren und gegebenenfalls durch 
die Einleitung von Rechtsmittelverfahren für eine den Intentionen 
des Gesetzgebers entsprechende Klärung zu sorgen. 

 Die Erörterungen sind noch nicht abgeschlossen.
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 Behörde für Wirtschaft und Arbeit / 
Hamburg Port Authority (AöR)

 Unterbringung von Baggergut

Für das Jahr 2006 wurde der Hamburg Port 
Authority ein Investitionszuschuss von rund 
40 Mio. Euro u.a. für Ausgaben bewilligt, die 
im Umfang von etwa 36 Mio. Euro keine In-
vestitionen im Sinne der gesetzlichen Vor-
gaben sind. 

Für die Jahre 2005 und 2006 wurden insge-
samt 12,5 Mio. Euro über dem damals er-
kennbaren Bedarf nachgefordert. 

Baggergut sollte verstärkt in der Sediment-
trennungsanlage METHA behandelt werden, 
um die deutlich kostenintensivere Behand-
lung auf Spülfeldern auf das unabdingbare 
Maß zu reduzieren. 

Transportleistungen in Höhe von 64.000 
Euro blieben beim öffentlichen Preiswett-
bewerb unberücksichtigt. Die Vergabe von 
Ingenieurleistungen hat zu vermeidbaren 
jährlichen Mehrkosten von mindestens 
180.000 Euro geführt.

287. Zur Aufrechterhaltung der für die Schifffahrt benötigten Wasser-
tiefen sind Baggerungen erforderlich, mit denen die ständigen 
Sedimentablagerungen im Hafenbereich und im Fahrwasser der 
Elbe entfernt werden. Daraus resultieren jährlich mehrere Millionen 
Kubikmeter zum Teil schadstoffbelasteten Baggerguts. Die Be-
handlung und Unterbringung von Baggergut ist Aufgabe der 
Hamburg Port Authority (HPA). Nach ihrer Umwandlung zur öffent-
lich rechtlichen Anstalt ab Oktober 2005 erhält sie hierfür von der 
Behörde für Wirtschaft und Arbeit (BWA) Zuwendungen. Diese be-
trugen im Jahr 2006 rund 40 Mio. Euro.

 Veranschlagung von Haushaltsmitteln

288. Die BWA veranschlagt ihre Zuwendungen im Investitionshaushalt 
der Stadt.1 Bei dem weit überwiegenden Teil der Ausgaben han-

1 Die Zuwendungen sind beim Titel 7350.891.02 „Unterbringung von Baggergut 
und Trockenaufhöhungen“ veranschlagt; vor Anstaltsgründung beim gleich-
namigen Titel 7500.742.04.
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delt es sich tatsächlich aber um Sachausgaben.2 Nach Einschät-
zung des Rechnungshofs sind etwa 90 % – d.h. rund 36 Mio. 
Euro – der für das Jahr 2006 bewilligten Zuwendung nach den 
gesetzlichen Vorgaben3 keine Investitionen. So sollten aus der Zu-
wendung z.B. Ausgaben für den Betrieb und die Überwachung 
technischer Anlagen, die Umlagerung von Elbsedimenten in die 
Nordsee, Öffentlichkeitsarbeit und die Fortbildung von Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern geleistet werden. 

 Wegen der Möglichkeit, Investitionen kreditär finanzieren zu kön-
nen (Artikel 72 Absatz 1 HV), ist die sorgfältige und nachvollzieh-
bare Abgrenzung zwischen investiven und konsumtiven Ausgaben 
entsprechend den haushaltsrechtlichen Vorgaben von erheblicher 
finanzwirtschaftlicher Bedeutung. Der Rechnungshof hat die BWA 
daher aufgefordert, den tatsächlichen Umfang der Investitionen zu 
ermitteln und künftig eine haushaltsrechtlich einwandfreie Veran-
schlagung sicherzustellen.

289. Die BWA und die Finanzbehörde wollen dem Rechnungshof fol-
gen und im Zuge der Aufstellung des Haushaltsplans 2009/2010 
den Titel für Baggergut aufteilen. Die Veranschlagung konsumtiver 
Ausgaben soll künftig bei einem eigenständigen Titel im Betriebs-
haushalt erfolgen. Die Investitionsobergrenze soll in Höhe dieser 
Ausgaben abgesenkt und der Betriebshaushalt der BWA entspre-
chend erhöht werden.

 Nachforderung von Haushaltsmitteln 

 Umlagerung von Baggergut in die Nordsee

290. Um zu vermeiden, dass der Flutstrom der Elbe bereits stromab-
wärts umgelagerte Sedimente in Richtung Hamburg zurück trans-
portiert,4 wird Baggergut auch in die Nordsee umgelagert. Die HPA 
hatte hierfür Mehrbedarfe angemeldet:

 – Im September 2005 hat der Senat die nachträgliche Geneh-
migung überplanmäßiger Ausgaben in Höhe von 5,567 Mio. 
Euro für das Jahr 2005 durch die Bürgerschaft nach § 37 Ab-
satz 4 LHO für die Umlagerung von 800.000 m3 beantragt. 
Die Gesamtkosten sollten 8,0 Mio. Euro betragen.5 Die Bür-
gerschaft hat daraufhin die entsprechenden Änderungen des 
Haushaltsplans beschlossen.6

 – Für das Jahr 2006 hat der Senat im Dezember 2005 für die 
Umlagerung weiterer 1,5 Mio. m3 Baggergut 11,2 Mio. Euro 
nachgefordert.7

2 Vgl. auch Jahresbericht 2007, Anlage zu Tzn. 18 bis 32 (Bericht zur Prüfung der 
Eröffnungsbilanz der Freien und Hansestadt Hamburg auf den 1. Januar 2006, 
Tz. 17). 

3 Vgl. § 13 Absatz 3 Nr. 2 Satz 2 LHO.
4 Sogenannter tidal-pumping-Effekt.
5 Die Differenz zu den beantragten überplanmäßigen Ausgaben sollte aus bereits 

für die Baggergutunterbringung bewilligten Mitteln gedeckt werden. 
6 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/2847 vom 13. September 2005. 
7 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/3419 vom 20. Dezember 2005.

Etwa 36 Mio. Euro 
Sachausgaben 
unzutreffend als 
Investitionen 
veranschlagt
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291. Der Rechnungshof hat festgestellt, dass zum maßgeblichen 
Zeitpunkt der Bürgerschaftsbeteiligung die tatsächlich zu erwar-
tenden Ausgaben weit geringer waren, als Senat und Bürgerschaft 
mitgeteilt wurden. So hat die HPA die Arbeiten für das Jahr 2005 
auf Grundlage eines Angebots vergeben, das bereits im August 
2005 vorlag und lediglich 50 % der ursprünglich angenommenen 
Ausgaben vorsah (5 statt 10 Euro/m3). Unter Berücksichtigung ge-
schätzter Ausgaben für etwaige begleitende Maßnahmen war zum 
Zeitpunkt der Bürgerschaftsbeteiligung daher von außerplanmä-
ßigen Ausgaben in 2005 in Höhe von nur rund 1,8 Mio. Euro statt 
der eingeworbenen 5,567 Mio. Euro auszugehen. 

 Die Nachforderung für 2006 war mit einem Einheitspreis von 
7,5 Euro/m3 kalkuliert. Nach dem Ausschreibungsergebnis vom 
August 2005 mit einem Einheitspreis von 5 Euro/m3 war aber le-
diglich mit Ausgaben von 7,5 Mio. Euro zuzüglich etwaiger Preis-
steigerungen statt 11,2 Mio. Euro zu rechnen. 

292. Den Ansatzerhöhungen in 2005 und 2006 hätten nur die Ausgaben 
zugrunde gelegt werden dürfen, die nach den der HPA bekannten 
Angebots- und Auftragssummen zuzüglich eventueller Preisstei-
gerungen tatsächlich zu erwarten gewesen waren (§§ 6, 11 Ab-
satz 2 LHO). Der Rechnungshof hat beanstandet, dass dies nicht 
geschehen ist, und die BWA aufgefordert, bei der Beantragung 
von Haushaltsmitteln künftig nur die Ausgaben für die Baggergut-
unterbringung zu berücksichtigen, deren Notwendigkeit und Höhe 
von der HPA nachvollziehbar begründet sind.

293. Hinsichtlich der für 2005 beantragten überplanmäßigen Ausgaben 
hat die HPA eingeräumt, bei Senat und Bürgerschaft den Eindruck 
zugelassen zu haben, die Mengenangabe von 800.000 m3 in die 
Nordsee sei gesichert. Im Nachhinein betrachtet habe sie den 
Gesamthandlungsbedarf aufgrund hoher Prognoseunsicherheit 
zu gering eingeschätzt. Tatsächlich hätten zusätzliche 1,3 Mio. m3 
Baggergut in die Elbe umgelagert werden müssen. 

 Zum Zeitpunkt der Nachforderung für 2006 sei mit dem Land 
Schleswig-Holstein zwar vereinbart gewesen, im Verlaufe von drei 
Jahren 1,5 Mio. m3 Baggergut jährlich in die Nordsee zu verbrin-
gen, gleichwohl habe bei der Planung berücksichtigt werden müs-
sen, dass durchaus das Erfordernis bestehen könne, eine größere 
Menge umzulagern. Das Gewicht der Nachforderung habe daher 
auf der Höhe der beantragten Haushaltsmittel gelegen und nicht 
auf der geschätzten Baggermenge. Tatsächlich habe sich die 
2006 insgesamt in die Nordsee umgelagerte Menge erhöht. Fer-
ner seien Ausgaben für begleitende Untersuchungen erforderlich 
gewesen, die in der Bürgerschaftsdrucksache nicht explizit aufge-
führt seien.

 Die Ansatzerhöhungen in 2005 und 2006 seien vollständig zur 
Erhaltung der Wassertiefen erforderlich gewesen und hätten die 
Handlungsfähigkeit sichergestellt. 

294. Der Rechnungshof kann der Darstellung der Behörde gegenüber 
Senat und Bürgerschaft keine Ansatzpunkte für die von der HPA 

Insgesamt rund 
7,5 Mio. Euro 
für beantragten 
Zweck nicht 
belegt
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erläuterte Motivation der Veranschlagung entnehmen. Auch aus 
den nachträglichen Erklärungen der HPA ergibt sich nicht, war-
um die vom Ausschreibungsergebnis abweichenden Ansatzerhö-
hungen zum Zeitpunkt der Bürgerschaftsbeteiligung gerechtfertigt 
gewesen sein sollen. Er hat die HPA darauf hingewiesen, dass die 
Bereitstellung von Haushaltsmitteln sich aus dem beabsichtigten 
Zweck ergeben muss. Kann der Umfang der Zweckerfüllung nicht 
konkret bestimmt werden, ist er mit der größtmöglichen Genauig-
keit zu schätzen (Verwaltungsvorschrift Nr. 1.2 zu § 11 LHO). Nur 
so kann die Bürgerschaft ihr Budgetrecht sachgerecht ausüben. 
Die Aussage, nicht benötigte Mittel seien im Haushaltsverlauf voll-
ständig für Umlagerungen in Elbe und Nordsee verwendet worden, 
bestätigt im Nachhinein den beanstandeten haushaltsrechtlichen 
Verstoß.

 Ausgleich eines Vorgriffs

295. Eine weitere Nachforderung für das Jahr 2006 wurde damit be-
gründet, dass 2005 bereits ein Vorgriff in Höhe von 5 Mio. Euro auf 
das Haushaltsjahr 2006 erforderlich gewesen sei.8 Die BWA hatte 
2005 allerdings überhaupt keine Ausgaben im Vorgriff auf 2006 
geleistet. Außerdem begründen Vorgriffe auch keine Erhöhung 
der Haushaltsansätze im Folgejahr, sondern sind vielmehr auf die 
nächstjährige Bewilligung für den gleichen Zweck mindernd anzu-
rechnen.9

 Der Rechnungshof hat die nicht notwendige und damit haushalts-
rechtlich nicht zulässige Nachforderung von Haushaltsmitteln (§ 6 
LHO) beanstandet und die BWA aufgefordert, von den zur Verfü-
gung stehenden Ansätzen 5 Mio. Euro einzusparen. 

296. Die BWA hat dem Rechnungshof zugestimmt. Die Nachforderung 
habe auf einem damals befürchteten erhöhten Mittelabfluss im 
vierten Quartal 2005 beruht. Der erwartete Vorgriff sei dann aber 
nicht erforderlich gewesen. Im Haushaltsjahr 2007 sei der Ansatz 
für Baggergut mittlerweile um 5 Mio. Euro herabgesetzt und die 
Absenkung zur Deckung unabweisbarer Mehrbedarfe im Zusam-
menhang mit der Hafenbahn herangezogen worden.10

 Behandlung des Baggerguts

297. Schadstoffbelastetes Baggergut wird auf Spülfeldern11 oder in der 
Anlage zur mechanischen Trennung von Hafensedimenten (ME-
THA) behandelt. Dabei wird der belastete Schlick von unbelaste-
tem Sand getrennt und entwässert. Die Bürgerschaft hatte im Jahr 
1990 ihre Entscheidung über den Bau der METHA u.a. vor dem 
Hintergrund der Erwartung des Senats getroffen, dass der Spül-

8 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/3419 vom 20. Dezember 2005.
9 Vgl. § 37 Absatz 6 LHO.
10 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/6208 vom 8. Mai 2007.
11 Spülfelder in Moorburg-Ost, Moorburg-Mitte und Ellerholz.

5 Mio. Euro 
ohne plausiblen 
Bedarf nach-
gefordert
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feldbetrieb zwei bis drei Jahre nach Inbetriebnahme der METHA 
auslaufen könne.12

298. Im Jahr 1999 ging der Senat davon aus, dass künftig jährlich etwa 
1,4 Mio. m3 Baggergut an Land behandelt werden müssten.13 Für 
2006 erwartete die HPA entsprechend dem Wirtschaftsplan ein 
zu behandelndes Baggergut von jährlich noch 1,2 Mio. m3. Diese 
Menge sollte sich auch im Hinblick auf die im Hafen noch be-
findlichen Alt-Ablagerungen in den nächsten Jahren kaum verän-
dern.14

299. Auf den Spülfeldern können derzeit rund 550.000 m3 und ab dem 
Jahr 2008 max. 450.000 m3 Baggergut jährlich behandelt werden.15  
Für die METHA musste die HPA die Soll-Kapazitätserwartung von 
etwa 1,0 Mio. m3 jährlich aufgrund der zunehmend veränderten 
Konsistenz des Baggerguts16 auf künftig 0,9 Mio. m3 senken. 

 Zum Ausgleich hierfür hat die HPA eine Erhöhung der METHA-
Kapazität um 200.000 m3 ins Auge gefasst.

300. Der Rechnungshof hält eine Erweiterung der METHA-Kapazitäten 
für wirtschaftlich geboten, weil 

 – die Betriebsausgaben für die Behandlung je Kubikmeter Elb-
schlick auf den Spülfeldern 2005 rund dreimal so hoch wie in 
der METHA waren,17 

 – die auf den Spülfeldern und in der METHA vorgehaltenen 
Behandlungskapazitäten von zusammen 1,55 Mio. m3 die 
im Jahr 2005 tatsächlich behandelte und für 2006 erwartete 
Baggergutmenge um rund 350.000 m3 (30 %) überstiegen,

 – die Kapazitäten der Spülfelder nur zu 36 % genutzt werden 
mussten.

301. Der Rechnungshof hat die HPA deshalb aufgefordert zu prüfen, 
inwieweit nach einer über die bislang angestrebte Erweiterung 
der METHA hinausgehende Betriebserweiterung (z.B. durch eine 
Aus weitung des derzeitigen Fünf-Tage-Betriebes) Spülfelder noch 
benötigt werden. Mit Abbau von Spülfeldkapazitäten – bis auf eine 
unabdingbare Reserve – könnte der überwiegende Teil der bis-
herigen Spülfeldkosten von 3,75 Mio. Euro mittelfristig entfallen. 
Ferner würde sich mit dem parallel zur Erhöhung der METHA-
Kapazität stattfindenden Abbau von Spülfeldkapazitäten der 
Spülfeldbetrieb nunmehr rund 15 Jahre nach Inbetriebnahme der 
METHA in Richtung auf eine Umsetzung der ursprünglichen Se-
natserwartungen entwickeln (vgl. Tz. 297).

12 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 13/6369 vom 10. Juli 1990, Nr. 3.4.
13 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 16/3080 vom 28. September 1999.
14 Vgl. Nr. 2 der Erläuterungen zum Wirtschaftsplan der HPA für 2006.
15 Mit Wegfall von Spülfeldern in Moorburg-Mitte soll sich die Kapazität von 

550.000 m3 um 100.000 m3 verringern.
16 Verstärkt sandarmes Baggergut erfordert eine längere Behandlungszeit.
17 Betriebsausgaben für Spülfelder 18,65 Euro/m3, für METHA 5,92 Euro/m3 .

Spülfeldkosten 
deutlich 
reduzieren 
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302. Die HPA hat die im Jahr 2005 behandelte niedrige Baggergutmenge 
als ein eher singuläres Ereignis eingestuft. Sie halte – abweichend 
von der eigenen Darstellung im Wirtschaftsplan 2006 – die Be-
reithaltung einer jährlichen Behandlungskapazität von 1,4 Mio. m3 
Baggergut weiterhin für notwendig. Die HPA sieht sich aber mit 
dem Rechnungshof darin einig, die Kostenentwicklung der Bag-
gergutbehandlung auf Spülfeldern im Vergleich zu der Behandlung 
in der METHA auch weiterhin einer kritischen Prüfung zu unter-
ziehen. Im Rahmen der Planung zur Kapazitätserweiterung der 
METHA will sie den Vorschlag des Rechnungshofs berücksichti-
gen und das Ziel verfolgen, die Spülfelder auch unter Würdigung 
der Kostenentwicklung zum frühestmöglichen Zeitpunkt außer 
Betrieb zu nehmen.

 Vergabe von Transportleistungen

303. Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die HPA aufgrund einer 
ungenügenden Leistungsbeschreibung Transportleistungen dem 
öffentlichen Preiswettbewerb entzogen hat. In der Folge sind ab-
weichend von dem nach Vergaberecht vorgesehenen Angebots- 
und Auftragsverfahren 64.000 Euro ohne schriftliche Vereinbarung 
an den Auftragsnehmer gezahlt worden.18

 Die HPA will die Feststellungen des Rechnungshofs zum Anlass 
nehmen, die Mitarbeiterinnen und  Mitarbeiter intensiver als bisher 
auf die Einhaltung der Vorschriften über die Abrechnung und Be-
auftragung von Leistungen hinzuweisen.

 Externe Ingenieurleistungen

304. Der Rechnungshof hat festgestellt, dass Ende 2005 sechs zeitlich 
befristete Verträge bestanden haben, mit denen die HPA die ört-
liche Bauaufsicht auf den Spülfeldern sowie auf den Deponien in 
Francop und Feldhofe an externe Ingenieure vergeben hatte. Die 
Verträge wurden bislang regelmäßig verlängert und sahen Tages-
honorare von rund 400 Euro vor. Die externen Ingenieure nahmen 
ihre vertraglichen Aufgaben am jeweiligen Standort in Räumlich-
keiten der HPA wahr.

305. Die Vergabe von Ingenieurleistungen scheidet aus, wenn die Leis-
tungen mit eigenem Personal wirtschaftlicher wahrgenommen wer-
den können (§ 7 Absatz 1 LHO). Die Deponierung von Elbschlick 
ist nach derzeitigem Kenntnisstand eine zwangsläufige Folge der 
notwendigen Erhaltung der Schifffahrtstiefen und muss insoweit 
als Daueraufgabe angesehen werden. Aufgrund geringerer Per-
sonalkosten würde der Einsatz eigenen Personals zur Wahrneh-
mung der Bauaufsicht zu jährlichen Einsparungen von mindestens 
180.000 Euro führen. Der Rechnungshof hat die HPA daher auf-
gefordert, die Vergabe der Bauaufsicht künftig zu vermeiden und 
stattdessen diese Aufgabe eigenem Personal zu übertragen.

18 Vgl. § 2 Absatz 5 Vertrags- und Vergabeordnung für Bauleistungen – Teil B.
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306. Die HPA hat erklärt, die Vergabe der Ingenieurleistungen sei auf-
grund personeller Engpässe infolge personalwirtschaftlicher Vor-
gaben unvermeidbar gewesen. Im Zuge der Ausgliederung der 
HPA als Anstalt öffentlichen Rechts seien die Funktionen für eine 
Besetzung durch eigene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter inzwi-
schen ausgeschrieben und seit Jahresbeginn 2007 neu besetzt 
worden. Die Ingenieurverträge seien ausgelaufen.
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 Behörde für Wirtschaft und
Arbeit  /  Behörde für Stadtentwicklung 

und Umwelt

 Verkehrsinfrastruktur 
 Messe

Veranschlagung und Bewirtschaftung der 
Maßnahmen genügten nicht den budget-
rechtlichen Erfordernissen. Die Bürger-
schaft wurde über Umfang und Kosten nicht 
zutreffend unterrichtet.

Mängel bei der Vorbereitung und Steuerung 
der Gesamtmaßnahme führten zu fehlerhaf-
ten Kostenermittlungen, zeitlichen Verzö -
ge rungen sowie vermeidbaren Ausgaben.
Aus reichend ausgearbeitete Varianten be-
trach tungen wurden nicht durchgeführt. 
Durch Mängel im Leistungsverzeichnis kam 
es zu vermeidbaren Mehrkosten von rund 
210.000 Euro.

307. Im Zusammenhang mit der Erweiterung der Hamburg Messe am 
jetzigen Standort sind Baumaßnahmen zur Verbesserung der Ver-
kehrsinfrastruktur vorgesehen bzw. zum Teil realisiert worden. 
Hierzu gehören im Wesentlichen die Umgestaltungen im Bereich 
der Gnadenkirche, der Bau einer Gleisunterführung am Bahnhof 
Sternschanze sowie der Rück-, Um- und Neubau von Straßen und 
Nebenflächen. 

 Veranschlagung

308. Der Senat hat der Bürgerschaft im Januar 2003 über die notwen-
digen Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur im 
Zusammenhang mit dem Ausbau der Messe berichtet.1 Der Bür-
gerschaft wurden insgesamt neun Maßnahmen an unterschied-
lichen Standorten mit Gesamtkosten von 22,2 Mio. Euro genannt. 
Aufgeführt waren z.B. Maßnahmen wie die Umgestaltung im Be-
reich der Gnadenkirche mit voraussichtlichen 5,4 Mio. Euro und 
die Unterführung am Bahnhof Sternschanze mit voraussichtlich 
5,0 Mio. Euro.

 Die Maßnahmen werden seit dem Haushaltsjahr 2004 beim Titel 
7100.741.01 „Maßnahmen zur Verbesserung der Infrastruktur im 
Zusammenhang mit dem Ausbau der Hamburg Messe“ veran-

1 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 17/2061 vom 14. Januar 2003.
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schlagt. Die für die „Umgestaltung Karolinenstraße / Rentzelstra-
ße / St. Petersburger Straße“ im Verlauf des Haushaltsjahres 2004 
aufgestellte Haushalts- und Ausführungsunterlage – Bau (HU/AU-
Bau) weist Kosten von 6,8 Mio. Euro aus. Die Kosten für die „Um-
gestaltung im Bereich Gnadenkirche“ wurden von der Behörde für 
Stadtentwicklung und Umwelt (BSU) auf rund 6,9 Mio. Euro, die 
für die „Unterführung Sternschanze“ auf rund 8,4 Mio. Euro ge-
schätzt. 

309. Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für Einzelmaß -
nahmen dürfen erst dann veranschlagt werden, wenn eine Haus-
haltsunterlage – Bau (HU-Bau) vorliegt (§ 24 Absatz 1 LHO). Die 
HU-Bau begründet Art und Umfang der notwendigen Ausgaben 
für eine Maßnahme und dokumentiert ihre Etatreife. Daher sind 
Ausnahmen von der Vorlagepflicht nur zulässig, wenn es im Ein-
zelfall nicht möglich ist, die Unterlagen rechtzeitig fertigzustellen, 
und aus der späteren Veranschlagung Hamburg ein Nachteil er-
wachsen würde. Die Notwendigkeit einer Ausnahme ist in den 
Erläuterungen des Haushaltsplans zu begründen. Solange keine 
genehmigte HU-Bau vorliegt, sind Ausgaben und Verpflichtungs-
ermächtigungen gesperrt (§ 24 Absatz 3 LHO, Verwaltungsvor-
schriften (VV) Nr. 7 zu §§ 24, 54 LHO).

 In Globaltiteln dürfen Tief- und sonstige Ingenieurbaumaßnahmen 
sowie Landschaftsbaumaßnahmen nach VV Nrn. 1.1, 1.2 zu §§ 24 
und 54 LHO grundsätzlich nur dann veranschlagt werden, wenn 
die Betragsgrenze von 2,5 Mio. Euro für die Maßnahmen nicht  
überschritten wird. Andernfalls sind diese Maßnahmen einzeln zu 
veranschlagen. Diese haushaltsrechtliche Verpflichtung hat zum 
Ziel, der Bürgerschaft durch eine HU-Bau nach § 24 LHO mit u.a. 
bautechnischen Einzelheiten, Plänen und Kostenberechnungen 
eine aussagefähige und transparente Entscheidungsgrundlage 
zu liefern. Damit soll verhindert werden, dass die Verwaltung bei 
Maßnahmen von erheblicher Größenordnung – ohne ihre Aus-
gestaltung in der Qualität einer HU-Bau zu belegen – sich einen 
unzulässigen finanziellen und inhaltlichen Spielraum für Entschei-
dungen schafft, die nur der Bürgerschaft zustehen. Zudem wird 
hierdurch erreicht, dass haushaltsrechtliche Pflichten infolge Pla-
nungs- und Kostenänderungen nicht aufgrund fehlender Bezugs-
unterlagen umgangen werden. 

310. Die Kosten für die Maßnahmen „Karolinenstraße /  Rentzelstraße /
St. Petersburger Straße“, „Umgestaltung im Bereich Gnaden-
kirche“ und „Unterführung Sternschanze“ überschreiten jeweils 
diese Betragsgrenze für eine Globalveranschlagung. Die Behörde 
für Wirtschaft und Arbeit (BWA) hat diese Maßnahmen zusammen 
mit Infrastrukturmaßnahmen, deren Kosten unter 2,5 Mio. Euro lie-
gen,2 bei einem Titel veranschlagt. Die BWA hat dazu mitgeteilt, sie 
habe die Maßnahmen bei einem Einzeltitel veranschlagen wollen.

 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die BWA die dafür ein-
schlägigen haushaltsrechtlichen Vorgaben nicht beachtet und den 
Titel wie einen Globaltitel veranschlagt und bewirtschaftet hat:

Haushaltsrecht-
liche Vorgaben 
wurden nicht
beachtet

2 Z.B. „Verlegung der Lagerstraße, Weg zur Grabenstraße“.
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 – Eine für die Veranschlagung von Einzeltiteln erforderliche ge-
prüfte und genehmigte HU-Bau gemäß § 24 LHO liegt bis 
heute nicht vor. Die Notwendigkeit einer ausnahmsweisen 
Veranschlagung ohne HU-Bau hat sie auch nicht – wie es er-
forderlich gewesen wäre – begründet. 

 – Für verschiedene Maßnahmen, die bereits durchgeführt wur-
den bzw. noch werden und die die BWA als „Teilmaßnahmen“ 
bezeichnet, hat sie eigene HU/AU-Bau aufstellen lassen.

311. Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die BWA für die Veran-
schlagung der Maßnahmen für die Verkehrsinfrastruktur keinen 
haushaltsrechtlich einwandfreien Weg gegangen ist. Sie hätte Maß-
nahmen mit Kosten über 2,5 Mio. Euro entweder jeweils bei einem 
gesonderten Einzeltitel oder alle Infrastrukturmaßnahmen als Pro-
jekt bei nur einem Einzeltitel unter Beachtung der hierfür einschlä-
gigen haushaltsrechtlichen Vorgaben veranschlagen müssen.

 Der Absicht der BWA folgend, die Teilmaßnahmen bei einem Einzel -
titel zu veranschlagen, waren die Ausgaben und Verpflichtungser-
mächtigungen aufgrund der fehlenden HU-Bau nach § 24 Absatz 3 
LHO gesperrt. Dennoch wurden und werden diese veranschlagten 
und gesperrten Ausgaben für die bereits durchgeführten bzw. lau-
fenden Arbeiten in Anspruch genommen. Der Rechnungshof hat 
dies beanstandet. Er erwartet umgehend die Aufstellung der ent-
sprechenden HU-Bau gemäß § 24 LHO, die alle Teilmaßnahmen 
zur Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur für die Messe enthält.

 Die BWA hat eingeräumt, sie hätte bei der Veranschlagung und 
den daraus folgenden Handlungsschritten konsequenter auf die 
Art der Veranschlagung im Hinblick auf die Unterscheidung Glo-
baltitel oder Einzeltitel achten müssen. Sie will der Forderung des 
Rechnungshofs nachkommen und die für den Titel anordnungs-
befugte BSU beauftragen, die HU-Bau aufzustellen.

 Bewirtschaftung

312. Die für die Unterführung Sternschanze ermittelten Kosten betru-
gen 5,0 Mio. Euro.3 Nachdem die BSU festgestellt hatte, dass 
von Hamburg zu tragende Kosten für eisenbahntechnisch zwin-
gend notwendige Umbau- und Hilfsmaßnahmen in Höhe von rund 
3,4 Mio. Euro nicht berücksichtigt waren, wurden verschiedene 
Varianten mit der Maßgabe untersucht, den Gesamtkostenansatz 
des Titels von 22,2 Mio. Euro einzuhalten. Dabei reichte die Band-
breite von einer „Einfachlösung“ (Kosten rund 1,74 Mio. Euro) bis 
zur „Großen Tunnellösung“ (Kosten rund 8,4 Mio. Euro).

 Da aufgrund inzwischen feststehender Einsparungen eine Reali-
sierung innerhalb der finanziellen Vorgaben möglich schien, wurde 
die sogenannte „Große Tunnellösung“ für rund 8,4 Mio. Euro von 
der BWA und BSU der weiteren noch laufenden Bearbeitung vor-
gegeben. 

3 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 17/2061 vom 14. Januar 2003.



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg Jahresbericht 2008

137

313. Diese verwaltungsinterne Prioritätensetzung war nur möglich, weil 
die anfangs genannten Gesamtkosten von 22,2 Mio. Euro (vgl. Tz. 
308) aus einer unzulänglichen Ermittlung und Darstellung von Um-
fang und Kosten der Maßnahmen herrührten.

 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass einerseits bei der Um-
gestaltung im Bereich der Gnadenkirche 1,5 Mio. Euro und bei 
der Unterführung Sternschanze 3,4 Mio. Euro und damit insge-
samt Kosten in einem Umfang von mindestens 4,9 Mio. Euro nicht 
genannt wurden. Andererseits hat es Einsparungen gegenüber 
den der Bürgerschaft genannten Kosten bei den bereits realisier-
ten Straßenbaumaßnahmen von rund 4,0 Mio. Euro sowie beim 
Grunderwerb von rund 0,9 Mio. Euro gegeben.

 Die Bürgerschaft hat ihre Zustimmung damit auf Grundlage einer 
unzutreffenden Sachdarstellung erteilt. Der Rechnungshof hat die 
unzulängliche Kostenermittlung und -darstellung durch die BWA 
beanstandet.

314. Die BWA ist der Auffassung, die Bürgerschaft sei hinreichend über 
die Kosten informiert worden, und die BSU bestätigt, dass die der 
Bürgerschaft genannten Gesamtkosten von 22,2 Mio. Euro wahr-
scheinlich eingehalten werden.

 Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass auch eine Ein-
haltung der Gesamtkosten nichts daran ändert, dass die Bürger-
schaft durch die nicht hinreichend gründliche Ermittlung des Um-
fangs und der damit verbundenen Kosten 2003 hinsichtlich der 
einzelnen Maßnahmen unzureichend unterrichtet wurde. 

 Steuerung 

315. Die BWA als Bedarfsträger hat die Gesamtmaßnahme und die 
Teilmaßnahmen im Zusammenwirken mit der Hamburg Messe und 
Congress GmbH (HMC) unter Hinzuziehung eines Ingenieurbüros 
kostenmäßig und terminlich vorbereiten lassen. Eine fundierte 
fachliche Kontrolle der so ermittelten Daten durch die BSU fand 
erst nach der Einstellung der Maßnahme in den Haushaltsplan 
2004 und mit der Erstellung einzelner Haushaltsunterlagen statt.

 
 Gegenüber der ursprünglichen Zeit- und Kostenveranschlagung 

gibt es für die Fertigstellung der Unterführung Sternschanze eine 
Verzögerung von fünf Jahren und voraussichtliche Mehrkosten 
von rund 3,4 Mio. Euro und für die Umgestaltung im Bereich Gna-
denkirche Mehrkosten von mindestens 1,5 Mio. Euro. Außerdem 
haben sich 2007 – aufgrund der Verzögerung der Umsetzung –
Haushaltsreste in Höhe von rund 17,2 Mio. Euro aufsummiert.

316. Da die Unterführung später als geplant fertiggestellt wird, gab es 
für die Fachmesse „Internorga“ im März 2007 keinen Zugang zum 
Sternschanzenbahnhof. Die HMC entschloss sich daraufhin, mit 
Einverständnis der BWA und BSU einen vorhandenen Tunnel ver-
längern zu lassen, um einen provisorischen Zugang zur S-Bahn zu 
erhalten. Dieser provisorische Zugang wurde in Abstimmung mit 

Maßnahmen und 
Kosten in Höhe 
von mindestens 
4,9 Mio. Euro 
nicht benannt

Verzögerung 
der Fertigstel-
lung um rund 
fünf Jahre
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der Deutschen Bahn AG (DB) für rund 0,6 Mio. Euro gebaut und 
von der HMC finanziert. Die Zustimmung der BSU erfolgte unter 
dem Vorbehalt, dass hierdurch keine Folgekosten entstünden.

317. Der provisorische Zugang hat aber bei den Planungen für die Un-
terführung Sternschanze („Große Tunnellösung“) erheblichen Ein-
fluss auf die Konstruktion und den Bauablauf. So wird z.B. die 
Konstruktion der Fundamente aufwendiger. Die Führung des Fuß-
gängerverkehrs durch die Baustelle soll einerseits so lange wie 
möglich aufrechterhalten werden; andererseits ist der verlängerte 
Tunnel zunächst nur eingeschränkt und später wegen der erforder-
lichen Schließung – aufgrund der fortschreitenden Bautätigkeit –
gar nicht mehr nutzbar. Es werden vermeidbare Mehrkosten für 
Hamburg in derzeit noch nicht bezifferbarer Größenordnung ver-
ursacht. 

318. Soweit zur Zielerreichung mehrere Möglichkeiten bestehen, die 
unterschiedliche Auswirkungen auf den Mitteleinsatz und das Er-
gebnis haben, sind Variantenuntersuchungen durchzuführen, um 
die Umsetzung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit transpa-
rent zu machen (VV Nr. 2.1 zu § 7 LHO).

 Die BSU hat trotz der Folgekosten durch den von der HMC ge-
bauten provisorischen Zugang mögliche Alternativen nur unzurei-
chend untersucht und die Entscheidungsfindung nicht nachvoll-
ziehbar dokumentiert. So bleibt unklar, ob bzw. wie eine teilweise 
Nichtbenutzbarkeit des verlängerten Tunnels im Rahmen einer 
Abwägung bewertet wurde.

319. Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die Tunnelverlängerung 
nötig wurde und hierdurch Folgekosten bei Planung und Bau der 
Unterführung entstehen; ferner hat er moniert, dass die zeitlich 
befristete Nutzung des Tunnels bei der Untersuchung der Alterna-
tiven nicht berücksichtigt wurde. Er erwartet, dass die entstehen-
den Folgekosten nicht zulasten des Haushalts gehen.

320. Auch bei der Entscheidung für die „Große Tunnellösung“ selbst 
sind die Erfordernisse und Chancen einer validen Untersuchung 
von Alternativen nicht ausreichend wahrgenommen worden. Im 
Rahmen der Variantenbetrachtung hat die BWA auch den Neu-
bau eines 7,00 m breiten Tunnels in der Trasse des vorhandenen 
alten DB-Tunnels mit entsprechend städtebaulicher Gestaltung 
und Ausstattung untersuchen lassen. Diese Lösung wäre mit rund 
4,6 Mio. Euro rund 3,8 Mio. Euro günstiger als die „Große Tunnel-
lösung“. 

 Die von der BSU dem Rechnungshof genannten Gründe gegen 
eine „vereinfachte Tunnellösung“ (u.a. Unübersichtlichkeit, man-
gelnde Barrierefreiheit, stadtbildgestalterische Gesichtspunkte) 
haben sich in den vorhandenen Unterlagen ebenso wenig nieder-
geschlagen wie Belege für ihre Vermutung, die Kosten von 4,6 Mio. 
Euro für einen Tunnelneubau seien zu niedrig angesetzt. Nachdem 
sich Einsparungen an anderer Stelle abzeichneten (vgl. Tz. 313), 
wurde die Variante nicht weiter ausgearbeitet und optimiert, so-
dass ein sachgerechter Vergleich nicht möglich ist.

Technische 
Nachteile und 
Mehrkosten durch 
das Provisorium

Günstigere 
Tunnellösung 
nicht gewählt
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 Der Rechnungshof erwartet, dass fehlende Ausarbeitungen für die 
Variantenbetrachtungen nachgeholt sowie Kosten-Nutzen-Über-
legungen in die Entscheidung einbezogen werden und das ab-
schließende Ergebnis als Teil der aufzustellenden HU-Bau gemäß 
§ 24 LHO dokumentiert wird. 

321. Der Rechnungshof hat zusammenfassend darauf hingewiesen, 
dass die komplexen Infrastrukturmaßnahmen für die Messe von 
Anfang an einer qualifizierten Steuerung bedurft hätten, um die 
zeitlichen und finanziellen Eingangsgrößen richtig und zeitnah be-
urteilen zu können. Eine solche Steuerung fand durch die BWA als 
Bedarfsträger der Maßnahme nicht in ausreichender Form statt. 
Die Umsetzung der Verkehrsinfrastrukturmaßnahmen bis 2008 
ist – anders als in der Bürgerschaftsdrucksache 17/2061 vom 
14. Januar 2003 angekündigt  – nicht mehr möglich. 

322. Der Rechnungshof hält es unabhängig von der Bedarfsträgerschaft 
der BWA für angebracht, Maßnahmen dieses Umfangs schon in 
der Vorbereitungsphase durch die BSU in verantwortlicher Feder-
führung betreuen zu lassen. Dadurch kann sichergestellt werden, 
dass nicht nur die Eingangsgrößen wie zum Beispiel Kostenschät-
zungen in belastbarer Art und Weise vorliegen, sondern ihre wei-
tere Verfolgung von derjenigen Dienststelle vorgenommen wird, 
die sie in fachlicher Kompetenz ermittelt hat.

 Die BWA will der Empfehlung des Rechnungshofs, bei derartigen 
Maßnahmen künftig die Federführung rechtzeitig auf die BSU zu 
übertragen, folgen.

 Kostenintensives Straßenbaumaterial

323. Bei den Umbauarbeiten für die Straßen im Bereich der Messe war 
im Auftrag der Stadt der Einbau von aufbereitetem pechhaltigem 
Straßenaufbruch (Pech-HGT) vorgesehen. Das Material, dessen 
Verfügbarkeit von anderen Baumaßnahmen abhängig ist, konnte 
vom Vertragspartner der Stadt für Pechrecycling (Vertragspartner)4 
zum vorgesehenen Einbautermin nicht in der erforderlichen Men-
ge geliefert werden. Im Leistungsverzeichnis gab es für diesen 
nicht auszuschließenden Fall keine Ersatzposition (Wahlposition), 
die ein anderes gleichwertiges Material vorsah. 

324. Die BSU hat erklärt, dass Alternativen durch Wahl- und Bedarfspositi-
onen nur sehr restriktiv abgefragt würden, weil die ausgeschriebenen 
Leistungen klar und eindeutig beschrieben sein müssten. Infolge einer 
von ihr als Zusage gewerteten frühzeitigen Auskunft des Vertrags-
partners habe sie daher im Leistungsverzeichnis keine Wahlposition 
ausgewiesen. Die Entscheidung für ein hochwertiges Ersatzmaterial, 
das in geringer Menge für andere spezielle Bereiche vorgesehen und 
ausgeschrieben war, sei erfolgt, weil für mögliche Alternativlösungen 
nicht mehr ausreichend Zeit zur Verfügung gestanden habe. 

Teureres Stra-
ßenbaumaterial 
eingebaut

4 Vertragsgegenstand ist die Annahme, Lagerung, Aufbereitung und Abgabe zur 
Wiederverwertung von pechhaltigem Straßenaufbruch gemäß Kreislaufwirt-
schafts-Abfallgesetz.
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325. Da sich die Baudienstelle nur mit einer Wahlposition gegen die 
eingetretene Situation hätte absichern können, hat der Rech-
nungshof ihr Fehlen und den u.a. daraus resultierenden Einbau 
des höherwertigen Materials beanstandet. Die hierdurch nach An-
gabe der BSU entstandenen Mehrkosten von rund 210.000 Euro 
wären vermeidbar gewesen.
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 Behörde für Bildung
und Sport /  Finanzbehörde

 Neubau der
Katharinenschule in der

HafenCity

Die Behörde hat erst auf Forderungen 
des Rechnungshofs hin die Bürgerschaft 
beteiligt und eine Wirtschaftlichkeitsunter-
suchung durchgeführt. 

Bei der Darstellung des wirtschaftlichen Vor-
teils einer Öffentlich-Privaten-Partnerschaft 
bedarf es einer differenzierteren Unterrich-
tung von Senat und Bürgerschaft.

Die Behörde hat nicht alle Möglichkeiten 
ausgeschöpft, um sich von den Kosten 
privat wirtschaftlich genutzter Baulichkeiten 
freizuhalten.

Um eine nicht sachgerechte Ausweitung der 
für den Haushalt geltenden Kreditobergrenze 
zu vermeiden, müssen Öffentlich-Private-
Partnerschaften mindernd angerechnet wer-
den. Für die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit 
bedarf es künftig verbindlicher Vorgaben.

326. Der Senat beabsichtigt, im westlichen Teil der HafenCity die 
Errichtung einer dreizügigen Ganztagsschule in Kombination mit 
einer Kindertagesstätte (Kita) und Wohnungen. Hierbei handelt es 
sich um das erste Projekt im Hamburger Schulbau, das im Rah-
men einer Öffentlich-Privaten-Partnerschaft (ÖPP) mit Lebens-
zyklusansatz realisiert werden soll:

 – Die Behörde für Bildung und Sport (BBS) hat mit einem In-
vestor einen Vertrag geschlossen, der ihn verpflichtet, im 
Quartier „Am Sandtorpark“ einen Gebäudekomplex zu errich-
ten und 25 Jahre ab Fertigstellung instand zu halten sowie 
nach vorgegebenen Maßgaben zu bewirtschaften. 

 – Die Stadt zahlt dem Investor hierfür eine jährliche Investitions-
rate und eine Bewirtschaftungspauschale.

 – Hamburg behält das Eigentum an dem Grundstück und er-
hält damit das Eigentum an dem Gebäude. Die Stadt nutzt 
den schulischen Teil, der Investor den nichtschulischen Teil. 
Er zahlt der Stadt aus seinen Einnahmen einen jährlichen 
Deckungsbeitrag. 
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 Zum Zeitpunkt der Prüfung des Rechnungshofs hatte die BBS 
bereits entschieden, die Maßnahme im Wege einer ÖPP und den 
Schulbau in Kombination mit der Zweitnutzung zu realisieren. Das 
Investorenauswahlverfahren war abgeschlossen, die Vertrags-
unterzeichnung stand unmittelbar bevor.

 Haushaltsrechtliche Voraussetzungen

327. Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die BBS

 – beabsichtigte, den Vertrag mit dem Investor ohne die hier-
für erforderliche budgetrechtliche Ermächtigung zu schließen 
(Artikel 66, 68 HV, § 38 Absatz 1 LHO),

 – versäumt hatte, den erforderlichen Vergleich der Wirtschaft-
lichkeit zwischen der Realisierung der vorgesehenen Bau- 
und Betriebsleistungen in konventioneller Eigenregie und der 
ausgewählten ÖPP-Lösung anzustellen (§ 7 Absatz 1 und 2 
LHO).

 Er hat die BBS noch im Verlauf seiner Erhebungen aufgefordert, 
vor Vertragsabschluss die Bürgerschaft zu beteiligen und die er-
forderliche Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durchzuführen.

328. Die BBS hat den aufgezeigten Handlungsbedarf anerkannt. Mit 
Bürgerschaftsdrucksache 18/6328 vom 29. Mai 2007 wurde der 
Bürgerschaft mitgeteilt,

 – der Vertrag mit dem Investor sei „ mit einem Vorbehalt der Zu-
stimmung der Bürgerschaft zwischenzeitlich abgeschlossen“,

 – die Höhe der bis zum Jahr 2033 jährlich zu leistenden Investi-
tionsrate betrage rund 589.000 Euro. 

 Gleichzeitig wurde das Ergebnis der nachträglich (vgl. Tz. 327) 
durchgeführten Wirtschaftlichkeitsuntersuchung vorgelegt. Die 
Bürgerschaft hat am 20. Juni 2007 von den Ausführungen des 
Senats Kenntnis genommen und den finanziellen Auswirkungen 
zugestimmt.

329. Zum Zeitpunkt der Bürgerschaftsbeteiligung war der mitgeteilte 
Vertragsabschluss aber noch nicht erfolgt. Der Vertrag datiert viel-
mehr vom 29. Juni 2007. Er sieht außerdem vor, dass der für die 
Höhe der Investitionsrate bedeutende Finanzierungszins zu einem 
späteren Zeitpunkt und zu den dann aktuellen Kapitalmarktkondi-
tionen fixiert wird. Bis zum Abschluss der Erhebungen des Rech-
nungshofs Mitte November 2007 war der Zins noch nicht fixiert. 
Die Bürgerschaft konnte ihre Zustimmung daher nicht in Kenntnis 
der tatsächlichen finanziellen Auswirkungen erteilen. 

 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die Darstellung der BBS 
gegenüber Senat und Bürgerschaft nicht dem tatsächlichen Ver-
fahrensstand entsprach. Die BBS hat dies bedauert und erklärt, 
die Zinskonditionen würden in Kürze festgelegt.

Bürgerschafts-
beteiligung war 
nicht vorgesehen

Wirtschaftlich-
keitsvergleich
lag nicht vor
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 Wirtschaftlichkeitsuntersuchung

330. Aus einer ÖPP-Lösung erwachsen über Jahrzehnte finanzielle 
Verpflichtungen und Abhängigkeiten der Stadt von privaten Part-
nern. Die Realisierung von ÖPP ist insofern davon abhängig, ob 
sie sicher gegenüber einer konventionellen Lösung Effizienzvor-
teile aufweist. Nach dem Ergebnis des Wirtschaftlichkeitsver-
gleichs stellt die ÖPP-Lösung mit einem Barwertvorteil von rund 
4,5 Mio. Euro1 gegenüber der konventionellen Lösung die vor-
teilhafteste Handlungsalternative dar. Der Rechnungshof hat den 
Wirtschaftlichkeitsvergleich dieses ersten ÖPP-Projekts im Ham-
burger Schulbau anhand der ihm von der BBS im Juli 2007 vorge-
legten Unterlagen geprüft. Danach entspricht die von der Behörde 
gewählte Methodik der Berechnung den anerkannten Vorgaben 
und Regeln.2 Für die Berechnung der Höhe des Vorteils weist der 
Rechnungshof auf folgende Aspekte hin:

331. Die durch den Barwertvergleich bestimmten Effizienzgewinne 
sind auch vor dem Hintergrund von Erlösen aus einer Grund-
stücksnutzung und deren zeitlicher Entwicklung zu bewerten. 
Der Rechnungshof verkennt nicht die Problematik, für den langen 
Lebenszykluszeitraum entsprechend belastbare Rechenwerte 
festzulegen. Seiner Auffassung nach haben aber zumindest ver-
traglich festgeschriebene Erlöse bzw. Erlössteigerungen als dem 
Grunde nach eindeutige Eingangsrechengrößen sowohl auf Seite 
der ÖPP-Lösung als auch auf Seite der konventionellen Lösung 
einzugehen.

332. Bei der Katharinenschule in der HafenCity ist etwa die Hälfte des 
errechneten Barwertvorteils (2,2 Mio. Euro) auf Risikokosten zu-
rückzuführen. Die Entstehung dieser Kosten ist von dem Eintritt 
des jeweiligen Risikos abhängig und daher dem Grunde und der 
Höhe nach ungewiss. In einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
sind gleichwohl auch die mit dem Projekt verbundenen Risiken3, 
deren Kosten und Verteilung zwischen öffentlicher Hand und pri-
vatem Unternehmen nicht nur generell kalkulatorisch zu berück-
sichtigen, sondern insbesondere ihr Anteil in Art und Ausmaß am 
Gesamtvorteil deutlich herauszustellen. 

333. Die Baukosten für eine konventionelle Lösung sind entsprechend 
den für die Ermittlung von Baukosten allgemein geltenden Vor-
gaben auf Grundlage standardisierter Kennzahlen geschätzt wor-
den.4 So ermittelte Kennzahlen können daher – selbst bei zeit naher 
Ermittlung – die speziellen Gegebenheiten eines Grundstücks 
sowie des im Ergebnis geplanten Baukörpers nicht abbilden. So 
werden z. B. bei der Katharinenschule in der HafenCity nur die 

1 Wert künftiger Zahlungsströme zum gegenwärtigen Bezugszeitpunkt.
2 Vgl. insbesondere den im Auftrag der Finanzministerkonferenz erstellten Leitf a-

den „Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei PPP-Projekten“, Verwaltungsvor-
schriften (VV) zu § 7 LHO, Leitfaden „Kosten ermitteln, Wirtschaftlichkeit prü-
fen…“ der Finanzbehörde.

3 Risiken für z.B. Planungsfehler, verzögerte Inbetriebnahme aufgrund von Streik 
oder Schlechtwetter, versteckte Mängel.

4 Nr. 4.4 der Verwaltungsvorschriften über die Durchführung von Bauaufgaben der 
Freien und Hansestadt Hamburg – Bauhandbuch –, VV-Bau (Kostenschätzung 
DIN 276, Verfahren der Kostenartenmethode).
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Kosten für Schule und Sporthalle in zwei getrennten Gebäuden 
berücksichtigt. Durch die Unterbringung in nur einem Baukörper – 
wie demgegenüber hier bei der ÖPP-Lösung berücksichtigt – er-
geben sich aber Einsparungen u.a. an Dach, Fassade und Grün-
dung und Mehrkosten aufgrund eines z. B. höheren konstruktiven 
Aufwands, die insofern bei der Eigenbauvariante nicht berück-
sichtigt sein können. Wenn insofern ÖPP-Kosten z. B. aufgrund 
fehlender eigener Planentwürfe lediglich Schätzkosten für eine 
konventionelle Lösung gegenübergestellt werden können, kom-
men mögliche Vorteile des auf das Projekt bezogenen Wettbe-
werbs u.a. in Bezug auf Preisgestaltung und Projektoptimierung 
einseitig der ÖPP-Lösung zugute. Eine belastbare Beurteilung der 
Wirtschaftlichkeit ist daher nur möglich, wenn auch die Kosten 
der Eigenbauvariante auf Wettbewerbsergebnissen basieren (z. B. 
durch Parallelausschreibungen oder nach Auswertung zeitnaher 
Ausschreibungsergebnisse). Dabei muss allerdings sichergestellt 
werden, dass vergabefremde Zwecke z.B. dadurch ausgeschlos-
sen sind, dass im Vergabeverfahren die wirtschaftlichste Variante 
den Zuschlag erhält. 

334. Die auf Grundlage der Richtwertvorgabe der Kommunalen Ge-
meinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung für die Bauunter -
haltung einschließlich Wartung und Instandhaltung technischer 
Anlagen ermittelten Eigenkosten für die Katharinenschule in der 
HafenCity liegen 137 % über den vergleichbaren ÖPP-Kosten. Dif-
ferenzen in dieser Höhe können als Indiz für die Unauskömmlich-
keit der Bewirtschaftungspauschale bewertet werden oder aber 
darauf hindeuten, dass die für die Eigenbewirtschaftung zugrunde 
gelegten Richtwerte diesem speziellen Fall nicht gerecht werden. 
Der Rechnungshof ist insofern der Auffassung, dass die Plausibi-
lität solch gravierender Kostendifferenzen zu überprüfen ist, weil 
die Vergleichbarkeit zwischen den Kosten der Eigenbewirtschaf-
tung und den entsprechenden ÖPP-Kosten das Gesamtergebnis 
der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung maßgeblich beeinflusst. 

335. Eine tragfähige Entscheidung zugunsten einer ÖPP-Lösung, aus 
der über Jahrzehnte finanzielle Verpflichtungen und Abhängig-
keiten von privaten Partnern erwachsen, darf nur getroffen werden, 
wenn ein – ohne präjudizierende Vorentscheidungen durchgeführ-
ter – Wirtschaftlichkeitsvergleich zu einem eindeutigen, validen 
und aussagekräftigen Ergebnis führt.5 Der Rechnungshof hält 
es für geboten, dass Senat und  Bürgerschaft als Ergebnis einer
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nicht allein der rechnerische Bar-
wertvorteil einer Beschaffungsvariante genannt wird. Vielmehr ist 
ihr eine transparente, differenzierte Entscheidungsgrundlage zu 
liefern, die diesen kritisch analysiert und Faktoren, auf denen er 
maßgeblich beruht, detailliert im Rahmen einer Sensitivitätsbe-
trachtung6 nennt (z. B. Qualität verglichener Kosten, Kostenarten, 
Kostenanteile).

5 Die Präsidentinnen und Präsidenten der Rechnungshöfe des Bundes und der  
Länder haben auf ihrer Konferenz am 3. und 4. Mai 2005 in München zur Finan-
zierung in Form von ÖPP gefordert, dass die Wirtschaftlichkeit eines Projekts in 
jedem Einzelfall und über die gesamte Laufzeit hinweg nachzuweisen ist.

6 Vgl. insbesondere den im Auftrag der Finanzministerkonferenz erstellten Leit- 
faden „Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei PPP-Projekten“, S. 32.
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 Die BBS hat zugesagt, bei der Unterrichtung der Bürgerschaft 
über künftige ÖPP-Maßnahmen diese Hinweise des Rechnungs-
hofs zu beachten.

 Schulischer Bedarf

336. Der Masterplan für die HafenCity7 ging Anfang 2000 für den Ent-
wicklungszeitraum 2010 bis 2015 von der Errichtung einer vier-
zügigen Grundschule im östlichen Teil der HafenCity aus. Die 
Grundschulversorgung für den Einzugsbereich westlich des 
Magdeburger Hafens sollte ursprünglich durch die Erweiterung 
der nahegelegenen Schule „Bei der Katharinenkirche“ erfolgen. 
Aufgrund der notwendigen Ausgaben für den Ausbau und die Sa-
nierung dieses Schulstandortes sowie zur Stärkung der Attrakti-
vität der HafenCity als Wohnstandort für Familien wurde dieses 
Vorhaben aber zugunsten der Katharinenschule in der HafenCity 
aufgegeben. 

337. Der Neubau dieser Schule birgt zurzeit nicht genau abschätzbare 
Auslastungsrisiken: 

 Die Schule „Bei der Katharinenkirche“ wird derzeit mit einer Aus-
nahmeregelung lediglich einzügig geführt. Die BBS konnte ihrer 
Standortentscheidung für die Katharinenschule in der HafenCity 
keine validen Zahlen zugrunde legen, in welchem Umfang die In-
vestoren in der HafenCity familiengerechten Wohnraum schaffen 
werden. Nach Ansicht des Rechnungshofs kann nicht hinreichend 
sicher damit gerechnet werden, dass durch Zuzüge von Familien 
kurz- und mittelfristig Bedarfe für eine dreizügige Grundschule 
entstehen werden. Die BBS selbst geht in ihrem Schulentwick-
lungsplan 2005 bis 2015 davon aus, dass aufgrund der Struktur 
des Wohnungsangebotes in der HafenCity mit weniger Zuzügen 
von Kindern als in anderen Neubaugebieten zu rechnen ist. So 
wird die Auslastung der dreizügigen neuen Schule anfänglich in 
hohem Maße von Eltern abhängig sein, die im innerstädtischen 
Bereich arbeiten und ihre Kinder innenstadtnah schulisch unter-
bringen wollen.

338. Der Rechnungshof hat die BBS daher aufgefordert, die über die-
sen ersten Schulstandort hinausgehende Schulversorgung in der 
HafenCity an der Realisierung des familienorientierten Wohnungs-
baus auszurichten. Um den Einsatz nicht notwendiger Haushalts-
mittel zu vermeiden, muss die Realisierung der vorgesehenen 
weiteren Grundschule in der östlichen HafenCity von der Auslas-
tung der Katharinenschule in der HafenCity abhängig gemacht 
werden. 

 Die BBS teilt die Auffassung des Rechnungshofs und will seinen 
Hinweisen folgen.

7 Anlage zur Bürgerschaftsdrucksache 16/3909 vom 29. Februar 2000.

Schulauslastung 
nicht sicher
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 Zweitnutzung

339. Die Schule wird auf einer Fläche errichtet, die im Masterplan als 
nichtbebaubare Restriktionsfläche8 ausgewiesen war und für die 
zum Zeitpunkt der Grundstückswahl kein verbindlicher Bebau-
ungsplan vorgelegen hatte.9 Aufgrund der Grundstücksgröße 
und der Höhenentwicklung benachbarter Baukörper bestand die 
städtebauliche Forderung, durch eine Ergänzung der schulischen 
Nutzung ein hinreichendes Bauvolumen zu erreichen. Die Schule 
sollte eine Bruttogeschossfläche von rund 5.500 m2, die Zweitnut-
zung von rund 3.500 m2 erhalten. Damit stand von vornherein fest, 
dass der auf dem Grundstück vorgesehene Gebäudekomplex nur 
zu rund 60 % für schulische Zwecke genutzt würde. 

340. Die BBS zeigte sich trotz dieser Rahmenbedingungen mit dem 
Grundstück zufrieden und betrieb fortan die Planung, den Schul-
neubau in Kombination mit einer Zweitnutzung zu realisieren. In 
einem europaweiten Vergabeverfahren suchte die BBS einen In-
vestor, der sie im Rahmen einer ÖPP von der Errichtung des Ge-
bäudes sowie der Vermarktung und dem Betrieb der Zweitnutzung 
freihalten sollte. Auf die Nutzung durch eine Kita war sie zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht festgelegt.

341. Die BBS hat ihr Ziel, von den Folgen der Zweitnutzung freigehalten 
zu werden, nicht erreicht:

 – Der vertraglich vereinbarte Erwerb des gesamten Gebäudes 
führt gegenüber dem Erwerb des nur für die Schule genutzten 
Baukörpers während der 25-jährigen Vertragslaufzeit zu finan-
ziellen Mehrbelastungen durch höhere, an den Investor zu 
zahlende Investitionsraten. 

 – Die BBS wird nach 25 Jahren auch wirtschaftlicher Eigen tümer 
der nicht für schulische Zwecke genutzten Gebäudeteile, wo-
mit auch die Instandhaltung und Verwertung der Zweitnut-
zung mit allen Chancen und Risiken auf sie übergeht.

342. Nach Ansicht des Rechnungshofs wäre es möglich gewesen, die 
BBS trotz der städtebaulichen Vorgaben von der Zweitnutzung 
weitgehend freizuhalten:

 – Das Grundstück hätte geteilt und der nicht für schulische 
Zwecke benötigte Grundstücksanteil an einen Investor veräu-
ßert werden können.

 – Bei einer Gestaltung nach Wohnungseigentumsgesetz hätten 
Sondereigentumsanteile an der Zweitnutzung veräußert wer-
den können. 

 – Mit der Vereinbarung eines Optionsrechts hätte erreicht wer-
den können, dass erst nach Ablauf von 25 Jahren unter Be-

8 Nutzung durch die dort ansässige Kaffeelagerei.
9 Der erst später im April 2007 in Kraft getretene Bebauungsplan weist die Fläche 

als Kerngebiet (MK) aus und stellt den derzeitigen Planungsstand dar.

Beschränkung 
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rücksichtigung der dann geltenden Rahmenbedingungen zu 
entscheiden wäre, ob ein Eigentumsübergang für Hamburg 
zweckmäßig und wirtschaftlich ist.

343. Gleichwohl hat die BBS im Investorenauswahlverfahren die Schul- 
und Zweitnutzung auf einem gemeinsamen Grundstück favori-
siert. In ihrem Auslobungstext hat sie zwar geäußert, dass vom 
Investor gegebenenfalls vorhandenes Interesse an einer entgelt-
lichen Überlassung von Grund und Boden darzulegen sei und sie 
eine Realteilung des Gebäudes für wenig wahrscheinlich halte. 
Diese Äußerungen mussten jedoch aufgrund der ausdrücklichen 
Festlegung, dass das Gebäude nach Vertragsablauf einschließlich 
Zweitnutzungsanteil an die BBS zu übergeben sei, von Investoren 
als Hinweise auf eher nachrangige Umsetzungsvarianten angese-
hen werden. 

344. Bei der Aufstellung des Haushaltsplans sind nur die Ausgaben 
zu berücksichtigen, die zur Erfüllung staatlicher Aufgaben not-
wendig sind (§ 6 LHO). Der Bau und die spätere Verwertung von 
Gebäuden für wohn- und sonstige privatwirtschaftliche Zwecke 
dienen grundsätzlich nicht der Erfüllung staatlicher Aufgaben. 
Der Nachweis, dass der Bau für nichtschulische Zwecke als eine 
zwingende Voraussetzung für die staatliche Aufgabenerfüllung 
„Grundschulversorgung“ notwendig ist, fehlt. Der Rechnungshof 
hat dies beanstandet und darauf hingewiesen, dass der Erwerb 
des nicht für Schulzwecke erforderlichen Immobilienanteils auch 
im Widerspruch zu den Bestrebungen des Senats steht, nicht be-
nötigte Gebäude und Grundstücke zu veräußern, um sich immo-
bilienwirtschaftlicher Risiken zu entledigen und Veräußerungser-
löse zu erzielen.10 Die BBS hätte von Anfang an darauf drängen 
müssen, dass für das behördenübergreifend abgestimmte Ziel, 
durch einen Schulstandort eine Verbesserung der sozialen Infra-
struktur und damit eine Aufwertung des Wohnens in der HafenCity 
zu erreichen, ein Grundstück zur Verfügung gestellt wird, das den 
schulischen Belangen ohne weitere planerische Einschränkungen 
gerecht wird. Nachdem sie das für den Bau der Schule zu große 
Grundstück übernommen hatte, hätte sie zumindest im Investo-
renauswahlverfahren das Ziel der vollständigen Freihaltung von 
der Zweitnutzung z. B. durch Grundstücksteilung deutlich vorge-
ben und verfolgen müssen. 

345. Unabhängig von den Zweifeln an der Notwendigkeit der Zweitnut-
zung kann derzeit auch nicht davon ausgegangen werden, dass 
mit der Realisierung von Schule und Zweitnutzung auf einem ge-
meinsamen Grundstück dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit (§ 7 
Absatz 1 LHO) entsprochen wird. Vielmehr ist davon auszugehen, 
dass die Investitionsausgaben ohne Zweitnutzung geringer wären 
als mit Zweitnutzung. Daher ist es erforderlich, dass aus der Zweit-
nutzung ein finanzieller Deckungsbeitrag erwächst, der zusammen 
mit dem Restwert des nicht zur Schule zählenden Baukörpers am 
Vertragsende zumindest die Ausgaben Hamburgs für die Zweitnut-
zung deckt. Diesen Nachweis hat die BBS nicht erbracht. 

10 Projekt Immobilienmobilisierung (PRIMO).
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346. Die BBS hat die Grundstücksteilung als theoretische Lösung 
bezeichnet, die sich jedoch nicht ernsthaft empfohlen habe, da 
sie zu Mehraufwand und erheblichen Wertabschlag auslösen-
den Grunddienstbarkeiten führen müsse. Der Grundbesitz stelle 
für den unwahrscheinlichen Fall der Insolvenz des Investors eine 
Absicherung der städtischen Vermögensinteressen dar. Außer-
dem habe das Ausschreibungsergebnis bei keinem Investor eine 
Realteilung enthalten. Das Eigentum an dem Grundstück sichere 
den ungestörten Schulbetrieb rechtlich ab und eröffne die Mög-
lichkeit, nach Vertragsende die Zweitnutzung zur Befriedigung an-
derer Gemeinbedarfe zu verändern. Die sich ergebenden Risiken 
seien gering und damit hinnehmbar. Außerdem werde der Stadt 
nach Vertragsende mit hoher Wahrscheinlichkeit ein erheblicher 
Restwert durch die Vermietbarkeit der vollständig abbezahlten 
Zweitnutzung zuwachsen. 

347. Nach Ansicht des Rechnungshofs ist die rechtliche Absicherung 
der Schule nicht von dem Eigentum an dem für andere als schu-
lische Zwecke genutzten Grundstücksanteil abhängig. Zudem 
bleibt offen, inwieweit der aus Sicht der BBS mit der Grundstücks-
teilung verbundene Mehraufwand, ein möglicher Wertabschlag 
sowie der von ihr erwartete Restwert nach Vertragsende die Fi-
nanzierung der Zweitnutzung aus öffentlichen Mitteln wirtschaft-
lich rechtfertigt. Die als hypothetisch anzusehende Erwartung, in 
25 Jahren den nichtschulischen Teil für öffentliche Aufgaben nut-
zen zu können, lässt die Verpflichtung der Stadt gegenüber der 
dann vorhandenen Mieterschaft außer Acht. 

 Forderungen zur Realisierung von ÖPP-Projekten 

348. Der Investor errichtet nicht nur die Schule einschließlich Zweit-
nutzung, sondern finanziert auch die hierfür erforderlichen Inves-
titionen für Hamburg vor. Zur Deckung der Finanzierungskosten11  

erhält er von der Stadt aus dem Investitionshaushalt ein jährliches 
Leistungsentgelt. Dies führt dazu, dass in Höhe der Finanzierungs-
kosten zusätzliche Kredite aufgenommen werden dürfen.12 Um die 
Möglichkeit auszuschließen, dass der durch den Neubau entste-
hende Vermögenszuwachs insoweit doppelt für Kreditaufnahmen 
genutzt werden kann, hat der Rechnungshof die Finanzbehörde 
gebeten sicherzustellen, dass die Finanzierungskosten von Priva-
ten vorfinanzierter Investitionen künftig auf die Kreditobergrenze 
mindernd angerechnet werden. 

 Die Finanzbehörde hat dies zugesagt.

349. Angesichts der Ankündigung des Senats, für die Realisierung 
von Investitionsvorhaben künftig verstärkt ÖPP als Handlungs-
alternative zu prüfen, hält es der Rechnungshof für erforderlich, 
den Behörden verbindliche Kriterien für die Beurteilung der Wirt-
schaftlichkeit von ÖPP im Vergleich zu einer konventionellen Be-

11 Tilgungs- und Zinskosten.
12 Einnahmen aus Krediten dürfen nur bis zur Höhe der Summe der Ausgaben für 

Investitionen veranschlagt werden (§ 18 Absatz 1 LHO).
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schaffungsvariante zügig an die Hand zu geben. Die Finanzminis-
terkonferenz der Länder hatte im September 2006 den Leitfaden 
„Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei PPP-Projekten“ zustim-
mend zur Kenntnis genommen und den Ländern zur Anwendung 
empfohlen. Er enthält Empfehlungen für einen Mindeststandard 
bei der Durchführung von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen und 
soll die Einhaltung der sich aus dem Grundsatz der Wirtschaft-
lichkeit ergebenden rechtlichen Anforderungen sicherstellen. Über 
eine verbindliche Umsetzung dieser Empfehlungen hat die jewei-
lige Gebietskörperschaft zu entscheiden. Hamburg hat nach dem 
gegenwärtigen Stand hierzu noch keine Entscheidung getroffen. 

 Der Rechnungshof hat der Finanzbehörde empfohlen, den Leit-
faden als eine verbindliche Vorgabe in die VV zu § 7 LHO aufzuneh-
men und zu einem späteren Zeitpunkt im Rahmen einer Erfolgs-
kontrolle auf Basis dann vorliegender praktischer Erfahrungen mit 
der Umsetzung von ÖPP-Projekten die Vorgaben gegebenenfalls 
anzupassen.

 Die Finanzbehörde will den Leitfaden als Arbeitshilfe in die VV auf-
nehmen.13

13 Die in der VV enthaltenen Arbeitshilfen sind grundsätzlich unverändert anzuwen-
den; abweichende Verfahren oder Methoden sind zu begründen (VV Nr.7 zu § 7 
LHO).
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 Behörde für Bildung und Sport /
Behörde für Inneres

 Leichtathletiktrainingshalle
Alsterdorf

Planungsänderungen wurden ohne die er-
forderliche Beteiligung der Bürgerschaft 
ausgeführt.

Trotz erheblicher Mehrkosten für einen Er-
satzbau wurde kein Nachtrag zur Bau- und 
Kostenunterlage aufgestellt. Die erneut er-
forderliche baufachliche Prüfung fand nicht 
statt.

Vermeidbare Kosten in Höhe von rund 
640.000 Euro sind durch Abweichungen 
vom ursprünglich festgelegten Bauablauf 
entstanden. Diese und weitere aus dem 
Haushalt zu finanzierende Kosten wurden 
nicht in den Erläuterungen zum Haushalts-
plan dargestellt.

350. Seit Anfang der 90er Jahre konkretisierten sich die Planungen 
zur Errichtung einer Leichtathletikhalle in Hamburg. Trotz der ge-
scheiterten Olympiabewerbung blieb es bei der sportpolitischen 
Zielsetzung, Hamburg als Sportstadt durch den Bau einer Leicht-
athletiktrainingshalle (LHT) weiter zu profilieren. Mit dem Bau 
wurde – nach der Grundsteinlegung 2003 – im Februar 2005 be-
gonnen. Vorgesehen war eine Fläche, die sich im Eigentum der 
Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und Beteiligungsverwal-
tung (HGV) befand und mit von der Behörde für Inneres (BfI) für die 
Polizei angemieteten Hallen bebaut war. Für die abzubrechenden 
Gebäude sollte die HGV auf einer anderen Fläche ihres Geländes 
einen Ersatzbau errichten. Dieser sollte vor Baubeginn der LTH 
fertiggestellt werden, um Interimslösungen für die Nutzung der 
Hallen durch die Polizei zu vermeiden. 

 Mehrkosten durch Planungsänderungen

351. Für den Bau der LTH sind in der Haushaltsunterlage – Bau – nach 
§ 24 LHO (HU-Bau) Baukosten in Höhe von 10,26 Mio. Euro be-
rechnet worden. In einer Kostenstandsübersicht vom 30. Oktober 
2006 wurden die Kosten mit 11,85 Mio. Euro angegeben. Damit 
erhöhten sich die voraussichtlichen Baukosten durch Planungs-
änderungen und Mengenerhöhungen um rund 1,59 Mio. Euro 
(rund 16 %). 
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352. Nach Artikel 68 Absatz 1 HV bedürfen Nachbewilligungen eines 
Beschlusses der Bürgerschaft. Gemäß den zwischen dem Haus-
haltsausschuss der Bürgerschaft und dem Senat einvernehmlich 
getroffenen Konkretisierungen sind Planungsänderungen vor ihrer 
Ausführung an die Bürgerschaft heranzutragen, wenn sie zu Mehr-
kosten von mehr als ein Prozent der Baukosten, mindestens aber 
50.000 Euro führen. Dies gilt auch dann, wenn die Mehrkosten 
im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel finanziert werden 
können (VV-Bewirtschaftung). 

353. Die Erhöhung der Bauleistungen durch die Behörde für Bildung 
und Sport (BBS) ohne vorherige Beteiligung der Bürgerschaft stellt 
einen Verstoß gegen deren Budgetrecht dar. Der Rechnungshof 
hat außerdem beanstandet, dass die Leistung der zusätzlichen 
Ausgaben aus einem anderen Titel im Deckungskreis zu einer ver-
deckten Haushaltsüberschreitung von rund 1,59 Mio. Euro geführt 
hat, weil die Behörde hierzu nicht ermächtigt war.

 Die BBS hat den Verstoß gegen das Budgetrecht eingeräumt; 
sie wird künftig Planungsänderungen an die Bürgerschaft heran-
tragen.

 Mehrkosten des Ersatzbaus

354. An der Finanzierung des Ersatzbaus für die BfI (vgl. Tz. 350) mit 
berechneten Kosten von 4,5 Mio. Euro beteiligte sich die BBS mit 
einer Zuwendung an die HGV als Bauherrin von 1,0 Mio. Euro. 
Ziel dieser Zuwendung war, die Verlagerung der Nutzung für die 
BfI mietkostenneutral durchführen zu können. Noch vor Baube-
ginn teilte die HGV mit, dass erste Ausschreibungsergebnisse eine 
Kostenerhöhung um rund 1,44 Mio. Euro ergeben hätten. Die BBS 
hat als Bewilligungsbehörde nach der Kostenerhöhung des von 
ihr geförderten Ersatzbaus keinen Nachtrag zur Bau- und Kos-
tenunterlage angefordert bzw. die zuwendungsrechtlich vorge-
schriebene baufachliche Prüfung der Mehrkosten nicht durchge-
führt (Verwaltungsvorschriften [VV] zu § 44 LHO). Nur so hätte die 
BBS feststellen können, ob die Basis für ihre Zuwendung in Form 
eines Festbetrags noch gegeben war und ob die Zuwendung aus-
schließlich für die Realisierung des mit ihr verfolgten Zwecks ver-
wendet werden sollte.

355. Bei Ausführung des Haushaltsplans sind nur die Ausgaben zu 
berücksichtigen, die zur Erfüllung der staatlichen Aufgaben not-
wendig sind (§ 6 LHO). Die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit sind zu beachten (§ 7 LHO). Ausgaben dürfen nur 
soweit geleistet werden, als sie zur wirtschaftlichen und spar-
samen Verwaltung erforderlich sind (§ 34 Absatz 3 LHO). Der 
Rechnungshof hat beanstandet, dass die BBS abweichend von 
diesen Grundsätzen nicht die Notwendigkeit und Angemessenheit 
der Mehrkosten geprüft hat.

 Die BBS hat die Feststellungen anerkannt; sie will künftig die not-
wendigen Bau- und Kostenunterlagen abfordern und prüfen.

Gegen Budget-
recht verstoßen

Notwendigkeit 
und Angemes-
senheit der 
Mehr kosten nicht 
nachgewiesen
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 Interimsmaßnahmen

356. Obwohl die Mittel für den Ersatzbau schon Ende 2003 bewilligt 
wurden,1 ließ sich die Umsetzung nicht termingerecht realisieren. 
Im Mai 2004 wurde der Bürgerschaft mitgeteilt,2 dass sich der Be-
ginn des Ersatzbaus verzögere und provisorische Zwischenlösun-
gen für die Polizei geprüft würden. Durch die Verzögerung wurden 
die Baumaßnahmen LTH und Ersatzbau parallel begonnen. Damit 
mussten die in den aufzugebenden Hallen untergebrachten Dienst-
stellen der Polizei temporär an andere Standorte verlagert werden 
(vgl. Tz. 350). Die dadurch entstandenen Interimsmaßnahmen ver-
ursachten Kosten im Umfang von rund 640.000 Euro.3

357. Diese Kosten wären vermeidbar gewesen, wenn die BfI die ter-
mingerechte Planung für den Ersatzbau sichergestellt hätte. Der 
Rechnungshof kann auch die Dringlichkeit des Baubeginns der LTH 
durch die BBS – in Anbetracht der über zehnjährigen Vorbereitungs- 
und Planungsphase – nicht erkennen. Eine Verschiebung des Bau-
beginns bis zur Fertigstellung des Ersatzbaus hätte die Durchfüh-
rung nicht infrage gestellt. Der Rechnungshof hat die Umsetzung 
der Gesamtmaßnahme beanstandet, da gegen die Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit verstoßen wurde (§ 7 LHO).

358. Die Behörden haben die Feststellungen des Rechnungshofs an-
erkannt und erklärt, künftig alternative Vorgehensweisen für eine 
wirtschaftliche Umsetzung zu prüfen.

 Darstellung der Gesamtkosten

359. In zwei Drucksachen4 wurden der Bürgerschaft die für den Bau 
der LTH erforderlichen Maßnahmen mit ihren im Haushaltsplan 
veranschlagten Kosten dargestellt:

Maßnahme Titel Veranschlagung
in Mio. Euro

Bau der LTH 3380.710.04 10,260
Grunderwerbskosten 3380.821.02 3,732
Fördermittel für 
Ersatzbau der Polizei 3380.893.04 1,000

Summe 14,992

 Die notwendigen Aufwendungen für die Interimsmaßnahmen (vgl. 
Tz. 356) sowie die notwendigen Sielbaumaßnahmen im Umfang 
von rund 640.000 Euro bzw. 195.000 Euro wurden in diesem Zu-
sammenhang nicht genannt.5

1 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 17/3695 („Kosten für Grunderwerb und Ersatz-
maßnahmen für die Polizei im Zusammenhang mit dem Bau der Leichtathletik-
trainingshalle“) vom 18. November 2003.

2 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/218 vom 18. Mai 2004.
3 Kosten sind u.a. angefallen für Herrichtung einer Sportanlage, Umsetzung von 

Umkleidecontainern, Auslagerung der Waffenkammer.
4 Bürgerschaftsdrucksache 17/1530 („Errichtung einer Leichtathletiktrainingshalle“) 

vom 8. Oktober 2002 und 17/3695 („Kosten für Grunderwerb und Ersatzmaßnahmen 
für die Polizei im Zusammenhang mit dem Bau der Leichtathletiktrainingshalle“) vom 
18. November 2003.

5 Vorgesehene Finanzierung aus Titel 3380.710.01 „Bau-, Instandsetzung und 
Baunebenkosten (Hochbau)“.

Termingerechte 
Planung hätte 
Mehrkosten 
vermieden
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360. Sind im Zusammenhang mit Baumaßnahmen Haushaltsmittel in 
verschiedenen Titeln zu veranschlagen, müssen die Gesamtkos-
ten bei der Baumaßnahme unter Angabe der bei anderen Titeln 
veranschlagten Beträge dargestellt werden (VV zu § 17 Absätze 1 
bis 4 LHO). 

361. Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die BBS die Folge-
wirkungen des Baus der LTH in den Erläuterungen zum Haus-
haltsplan nicht vollständig dargestellt und damit gegenüber der 
Bürgerschaft die mit der Maßnahme verbundenen tatsächlichen 
finanziellen Auswirkungen nicht deutlich gemacht hat.

 Die BBS hat die Feststellungen des Rechnungshofs anerkannt und 
zugesagt, künftig die Gesamtkosten einer Maßnahme ordnungs-
gemäß darzustellen.

Unvollständige 
Darstellung im 
Haushaltsplan
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 Behörde für Stadtentwicklung
und Umwelt/Behörde für

Bildung und Sport

 Aufgaben und Stellenentwicklung
der Abteilung Landesbau

Die Behörde für Stadtentwicklung und Um-
welt hat zwar die Vorgaben des Senats zum 
Personalabbau erfüllt, für die weitere Ent-
wicklung der staatlichen Hochbaudienst-
stellen fehlt jedoch ein Konzept. 

Die Behörde für Bildung und Sport hat Rech-
nungen der Behörde für Stadtentwicklung 
und Umwelt in Höhe von rund 9 Mio. Euro 
noch nicht bezahlt.

 Neuorganisation der Hochbaudienststellen

362. Die staatliche Hochbauverwaltung ist verantwortlich für die Pla-
nung und Durchführung von Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 
von Gebäuden des Landes. Organisatorisch setzt sie sich zusam-
men aus der immer schon zur Behörde für Stadtentwicklung und 
Umwelt (BSU) gehörenden Hochbaudienststelle Zentrale Bauauf-
gaben und den Hochbaudienststellen, die früher dezentral bei den 
Bezirksämtern und einigen Fachbehörden angesiedelt waren. Die 
Hochbaudienststellen wurden zum 1. April 2004 in der BSU, Ab-
teilung Landesbau, als nettoveranschlagte Einrichtung nach § 15 
Absatz 2 LHO zentralisiert. In einem noch andauernden Umstruk-
turierungsprozess sind die ehemals elf Hochbaudienststellen auf 
derzeit vier reduziert worden. Das Personal wurde entsprechend 
den Senatsvorgaben von 245 auf 165 Personen abgebaut. Auch 
künftig soll Personal – orientiert an den Altersabgängen – einge-
spart werden. Ein struktureller – einer systematischen Aufgaben-
kritik folgender – Personalabbau hat dagegen bisher nicht stattge-
funden. Über die weitere Entwicklung der Hochbaudienststellen 
besteht keine Klarheit. Insbesondere ist offen, wie das künftige 
Aufgabenspektrum1 aussehen wird. 

363. Der Rechnungshof hat die BSU aufgefordert, zukunftsgerichtete 
Entscheidungen zu initiieren, die den Anforderungen an eine zu-
künftige Hochbauverwaltung in der Stadt gerecht werden. In die-
sem Zusammenhang muss vorrangig geklärt werden, 

1 Weitere Abgänge sind geplant im Rahmen von Übernahmen von der Gesell-
schaft für Wohnen und Bauen mbH Gewerbe, vgl. Bürgerschaftsdrucksache 
18/4630 vom 4. Juli 2006 zur Neuorganisation des hamburgischen Schulbaus: 
Das Modell Hamburg Süd (ÖPP). 

Fehlendes 
Konzept für die 
Entwicklung der 
Hochbaudienst-
stellen
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 – welches Aufgabenspektrum die staatliche Hochbauverwal-
tung in Zukunft selbst abdecken muss,

 – welche Kernkompetenzen hierfür erforderlich sind bzw. wie 
diese aufgebaut werden können,

 – welche qualitativen und quantitativen Personalkapazitäten 
hierfür benötigt werden und 

 – in welcher Organisations- und Rechtsform die staatliche 
Hochbauverwaltung in Anbetracht der angestrebten Entflech-
tung von Durchführungsaufgaben tätig sein soll. 

 Im Rahmen der Klärung des künftigen Aufgabenspektrums er-
wartet der Rechnungshof anhand von Kennzahlen einen Vergleich 
mit privaten Architektur- und Ingenieurbüros. Der Rechnungshof 
hat die BSU daher aufgefordert, ihre Kennzahlen dahingehend zu 
prüfen. 

 Zahlungsverkehr

364. Die von den Hochbaudienststellen erbrachten Leistungen werden 
der jeweiligen Behörde als Bedarfsträgerin in Rechnung gestellt. 
Der Rechnungshof hatte bereits 2001 im Rahmen der Prüfung „Re-
organisation der staatlichen Hochbaudienststellen“2 empfohlen, 
auf eine zügige Begleichung der noch ausstehenden Rechnungen 
hinzuwirken, um u.a. eine möglichst realistische Abbildung des
wirtschaftlichen Ergebnisses im Jahresabschluss der Hochbau-
dienststellen zu gewährleisten. Schon damals wurde zugesagt, 
die Bedarfsträger auf eine zügige Erstattung hinzuweisen. Die im 
Auftrag des Rechnungshofs tätige Vorprüfungsstelle hat jedoch 
für die Jahre 2003 bis 2006 festgestellt, dass weder beim Zah-
lungsverhalten noch beim Umfang der offenen Sollstellungen eine 
Verbesserung eingetreten ist. Der Rechnungshof hat darüber hin-
aus festgestellt, dass zum 31. Juli 2007 noch Rechnungen in Höhe 
von über 10 Mio. Euro nicht bezahlt waren. Allein die Behörde für 
Bildung und Sport (BBS) ist mit mehr als 9 Mio. Euro an diesen 
Zahlungsrückständen beteiligt. 

365. Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die BBS über mehrere 
Jahre Rechnungen der BSU nicht sachgerecht bearbeitet und 
damit die in der VV-Bau3 vorgegebenen Zahlungsziele von einem 
Monat bei Abschlags- und zwei Monaten bei Schluss- bzw. Teil-
schlussrechnungen nicht eingehalten hat. Er hat dies beanstan-
det und die BBS aufgefordert, die offensichtlichen Mängel in der 
Rechnungsbearbeitung abzustellen und künftig die einschlägigen 
Bestimmungen der VV-Bau einzuhalten.

Kennzahlen
überprüfen

2 Jahresbericht 2001, Tz. 476 ff.
3 Verwaltungsvorschriften über die Durchführung von Bauaufgaben der Freien 

und Hansestadt Hamburg – Bauhandbuch –.

Unbezahlte 
Rechnungen in 
Höhe von über 
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Rechnungs -
bearbeitung
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 Stellungnahme der Verwaltung

366. Die BSU hat dargelegt, dass die Neuorganisation der staatlichen 
Hochbauverwaltung davon abhängig sei, inwieweit Hochbauauf-
gaben im öffentlichen Bereich verbleiben oder aber verstärkt im 
Rahmen von Öffentlich-Privaten-Partnerschaften insbesondere 
bei der BBS und der Behörde für Wirtschaft und Forschung aus-
gelagert würden. Die dahingehenden Überlegungen seien noch 
nicht abgeschlossen. Gleichwohl werde sie den Forderungen des 
Rechnungshofs nachkommen. 

 Auch die BBS hat zugesagt, die Forderungen des Rechnungshofs 
zu erfüllen.
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 Grunderneuerung 
Schule Kroonhorst

Der Bürgerschaft hätten im Haushaltsplan 
2001 für die Grunderneuerung nicht Kosten 
in Höhe von 2,56 Mio. Euro genannt werden 
dürfen, da die Behörde bereits Kenntnis    
darüber hatte, dass diese um ein Vielfaches 
höher liegen würden.

Die Behörden haben bei der Planung und   
Realisierung der Baumaßnahmen Steue-
rungs- und Kontrollaufgaben unzureichend 
wahrgenommen. Fehlerhafte Vorbereitun-
gen haben zu vermeidbaren Mehrkosten 
von mindestens 0,8 Mio. Euro geführt.

 Bauherrenaufgaben

 Kostenschätzung

367. Die über 40 Jahre alte Grund-, Haupt- und Realschule Kroonhorst 
in Osdorf wurde zwischen 2002 und 2006 von außen und innen 
grunderneuert. Auf der Grundlage der Kostenschätzung von 1999 
der Behörde für Bildung und Sport (BBS) als Bedarfsträgerin und 
Bauherrin wurden in den Haushaltserläuterungen 2001 bei dem 
Globaltitel 3100.701.55 „Grunderneuerungen an Schulen und 
sonstigen Bildungseinrichtungen“ zunächst Gesamtkosten von 
5 Mio. DM, d.h. rund 2,56 Mio. Euro angegeben. Unabhängig von 
einem bereits auf deutliche Kostensteigerungen hindeutenden 
Vorentwurf vom Frühjahr 2000 (vgl. Tz. 375) lag der BBS jedenfalls 
im Juni 2000 die vom Architekten erarbeitete Bau- und Kosten- 
unterlage mit Gesamtkosten von nahezu 10 Mio. Euro vor; d.h. 
der Mittelbedarf war auf das Vierfache gestiegen.1

368. Der Rechnungshof hat die BBS darauf hingewiesen, dass auch in-
nerhalb eines Globaltitels Bedarfs- und Kostenansätze mit hinrei-
chender Genauigkeit genannt werden müssen. Dafür hat die Bau-
herrin – gegebenenfalls unter Mitwirkung Fachkundiger – Sorge zu 
tragen. 

 Angesichts des Kostensprungs auf das Vierfache der Ausgangs-
summe sind die Bearbeitungsgenauigkeit und -tiefe der in die 
Haushaltserläuterungen aufgenommenen Kostenschätzung von 
1999 unzureichend. Eine Optimierung der Arbeitsabläufe und In-
halte ist erforderlich, um so aufgrund fundierter Schadensbilanzen 
schon frühzeitig belastbare Aussagen über die Höhe von Projekt-
kosten zu haben. Erst auf einer solchen Basis kann dem Parla-

1 Die Bau- und Kostenunterlage wurde von der BBS im Mai 2001 mit 9,47 Mio. 
Euro genehmigt; bei Projektabschluss betrugen die tatsächlichen Aufwendungen 
rund 10,6 Mio. Euro.

Bekannte Kosten-
steigerung nicht 
rechtzeitig mit -
geteilt

Kostenschätzung 
optimieren
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ment eine realistische Kostenhöhe genannt und eine zuverlässige 
Steuerung der in Globaltiteln veranschlagten Mittel gewährleistet 
werden. 

369. Die BBS hat geltend gemacht, dass die Erarbeitung einer detaillier-
ten Kostenschätzung aufgrund der zeitlichen Vorgaben für die Auf-
stellung des Haushaltsplanes 2001 nicht möglich und daher der 
in den Haushalt eingestellte Betrag lediglich eine „Kostenannah-
me (Platzhalter)“ gewesen sei. Sie habe jedoch begonnen, durch 
Einbeziehung eines ganzheitlichen Betrachtungsansatzes die Zu-
verlässigkeit von Kostenschätzungen zu optimieren. Dabei wolle 
sie die Substanzsanierung, die innere und energetische Moderni-
sierung sowie die Anpassung an das Musterraumprogramm unter 
Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten frühzeitig berücksichtigen.

 Steuerung von Baumanagementleistungen

370. Die BBS hat die Wahrnehmung des Baumanagements2 und damit 
die verantwortliche Kontrolle der Baumaßnahme der damaligen 
Baudienststelle des Bezirksamts Altona3 übertragen. In ihrem
eigenen Aufgabenbereich verblieben die nicht delegierbaren Bau-
herrenaufgaben, vor allem die Durchsetzung der Erfüllung von 
Vertragspflichten sowie die Kontrolle der von der Baudienststelle 
erbrachten Leistungen. 

371. Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die BBS ohne eigene in-
haltliche Bearbeitung im Wesentlichen den Prüfungsergebnissen 
und Empfehlungen der Baudienststelle gefolgt ist. Sie hat dabei  
den für die Ausführung auch der Bauherrenaufgaben maßgeb-
lichen Leistungskatalog der VV-Bau nur unzureichend zur Grund-
lage ihres Handelns gemacht. Insbesondere ihrer Pflicht, die Tä-
tigkeit der Baudienststelle durch in Anzahl und Tiefe geeignete 
Stichproben zu überwachen und damit für eine sachgerechte Auf-
gabenwahrnehmung sowie sparsame Mittelverwendung zu sor-
gen, ist sie nur unvollständig nachgekommen. Fehler und Mängel, 
die zu vermeidbaren Mehrkosten von mindestens 0,8 Mio. Euro 
geführt haben, sind dadurch nicht erkannt worden.  

 Der Rechnungshof hat die BBS aufgefordert, insbesondere in ihrer 
Eigenschaft als fachkundige Bauherrin die eigene Kontroll- und 
Steuerungskompetenz stärker in den Bearbeitungsprozess einzu-
bringen. Sie muss sicherstellen, dass alle am Verfahren Beteiligten 
den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit Rech-
nung tragen. Die zu dieser Kontrolle erforderliche Auswahl an 
Stichproben muss sich dabei nach Art und Ausmaß am Bauobjekt 
sowie an den sich jeweils entwickelnden Ergebnissen ausrichten. 
Nur so hätte die Bauherrin BBS ihrer Projektverantwortung nach-
kommen und die bei der geprüften Maßnahme aufgetretenen Feh-
ler und Mängel korrigieren können.

2 Analog der  heutigen  Verwaltungsvorschriften über die Durchführung von Bau-
aufgaben der Freien und Hansestadt Hamburg – Bauhandbuch – (VV-Bau) I, 
Anlage 4, § 5 Nr.1 Buchst. a).

3  Heute Teil der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt (BSU – Amt für Bau-
ordnung und Hochbau).

Bauherrenauf-
gaben verstärkt 
wahrnehmen
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372. Die Behörden haben den Feststellungen des Rechnungshofs 
nicht widersprochen. Die BBS will im Zuge eines im Oktober 2007 
eingerichteten Projekts „Neuorganisation des Hamburgischen 
Schulbaus (NeuBau)“ u.a. auch Vorgehen und Geschäftsabläufe 
optimieren bzw. neu organisieren sowie die Kosten- und Verfah-
renstransparenz erhöhen.

 Leistungen der Baudienststelle

373. Im Rahmen eines sachgerechten Baumanagements hat die Bau-
dienststelle der BSU die Pflicht, alle ihr übertragenen Mitwirkungs- 
und Beratungsleistungen eigenverantwortlich zu erbringen. Sie 
hat u.a. die beauftragten freiberuflich Tätigen zu betreuen, deren 
Arbeitsergebnisse in technisch-wirtschaftlicher Hinsicht zu prüfen 
und der BBS für das weitere Vorgehen begründete Handlungs-
empfehlungen zur abschließenden Entscheidung vorzulegen. So 
soll die Baudienststelle während der Vorbereitung und Ausführung 
der Bauarbeiten sicherstellen, dass Entscheidungsvorschläge 
rechtmäßig und im Sinne des Bedarfsträgers durch beauftragte 
Architekten erarbeitet werden. Im Rahmen ihrer Management-
tätigkeit hat sie auch die Inhalte der von den Architekten geprüf-
ten Baurechnungen auf Plausibilität und technisch-wirtschaftliche 
Qualität zu kontrollieren.

374. Der Rechnungshof hat die Ergebnisse der Betreuung von frei-
beruflich Tätigen und hier schwerpunktmäßig die Kontrolle der 
in der Ausführungsphase vom Architekten erbrachten, finanziell 
bedeutsamen Leistungen durch die Baudienststelle in Bezug auf 
Plausibilität und Nachvollziehbarkeit stichprobenartig geprüft. 
Auf der Grundlage ihrer Empfehlungen sind von der BBS unsach-
gemäße Entscheidungen getroffen worden, die zu vermeidbaren 
Mehrkosten bei Architekten- und Bauleistungen (vgl. Tz. 371) ge-
führt haben.

 
 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die Baudienststelle u.a. 

in folgenden Fällen ihre Aufgaben mangelhaft wahrgenommen 
hat:

 Architektenleistungen

375. Im Vorfeld der Vergabe der Architektenleistungen im Frühjahr 2000 
hat die BSU die Auftragshöhe nicht anhand des vorliegenden Vor-
entwurfs, der bereits den höheren finanziellen Umfang der Bau-
maßnahmen erkennen ließ, ermittelt. Die BBS hat in der Folge auf 
Vorschlag der BSU einen Auftrag freihändig vergeben, dessen 
Honorarsumme bei zutreffender Ermittlung über dem damaligen 
Schwellenwerte gelegen hätte (vgl. Tz. 367). Daher ist gegen die 
Regelungen der Verdingungsordnung für freiberufliche Leistungen 
(VOF) verstoßen worden. Auch im Hinblick auf die schon etwa 
zeitgleich erkennbare Vervierfachung der Kosten sind die Einlas-
sungen der BBS und der BSU, die Überschreitung des damaligen 
Schwellenwerts sei zum Vergabezeitpunkt noch nicht absehbar 
gewesen, nicht überzeugend. 

Vermeidbare 
Mehrkosten in 
Höhe von 
mindestens 
0,8 Mio. Euro

Vergabe der 
Architektenleis -
tung entgegen 
der VOF ohne 
Ausschreibung
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 Die BBS hat erklärt, aufgrund der von ihr eingeleiteten Maßnah-
men (vgl. Tz. 372) sei sichergestellt, dass künftig – entsprechend 
der Forderung des Rechnungshofs – der finanzielle Umfang einer 
Baumaßnahme frühzeitiger erkennbar werde. Damit könne das 
den Vorschriften entsprechende Verfahren eingehalten werden. 

 Bauleistungen

376.  – Die für die BBS nach einer Öffentlichen Ausschreibung von 
der BSU vorbereitete Vergabeempfehlung zugunsten einer 
Vormauerschale basierte auf einer fehlerhaften Leistungsbe-
schreibung sowie einer falschen Angebotswertung durch den 
Architekten. Gegenüber einer alternativen Ausführung wur-
den Mehrkosten in Höhe von 500.000 Euro anstatt der vom 
Architekten angegebenen 75.000 bis 100.000 Euro in Kauf 
genommen. Um die Entscheidung als sachgerecht und die 
Ausgaben als nicht vermeidbar zu rechtfertigen, hätte es einer 
Begründung auf der Grundlage nachvollziehbarer wirtschaft-
licher Vergleiche bedurft.  

 – Die Entscheidung für die Vormauerschale erforderte die nach-
trägliche Beauftragung eines höherwertigeren Gerüsts mit zu-
sätzlichen Kosten in Höhe von 100.000 Euro.

 – Die Ausführung der Bauarbeiten ist im Hinblick auf die Ein-
haltung der vertraglich vereinbarten Bauzeit nicht ausrei-
chend koordiniert und gesteuert worden. Das führte zu einer 
Bauzeitüberschreitung von rund 12 Monaten gegenüber dem 
Fristenplan und hatte Mehrkosten in einer Größenordnung 
von 185.000 Euro zur Folge. Die Gründe für eine Bauzeitver-
längerung sind nicht benannt und die Kostentragungspflicht 
der Bauherrin ist nicht ausreichend belegt worden. 

 – Die Notwendigkeit, eine zusätzlich hergestellte Feuerwehr -
zufahrt für Baustellenzwecke zu nutzen und eines nachträg-
lichen Einsatzes von zwei Mobilkränen, war nicht sachgerecht 
begründet. Das führte zu Mehrkosten in Höhe von mindes-
tens 51.400 Euro.

 – Für Erschwernisse beim Bodenausbau ist ungerechtfertigt ein  
Zu lagepreis abgerechnet und zugleich für den Wiedereinbau die 
Zahlung einer zusätzlichen Vergütung vereinbart worden. Das hat 
zu vermeidbaren Mehrkosten von rund 142.000 Euro geführt. 

377. Die BSU hat die Feststellungen und Beanstandungen des Rech-
nungshofs zur Prüfung und Kontrolle der Qualität von Ausschrei-
bung, Auftragsvorbereitung und der Abrechnung von Bauaufträ-
gen anerkannt. Sie werde in Zukunft durch geeignete Stichproben 
die Plausibilitäts- und Qualitätsprüfung sicherstellen. 

 Die BBS wird der Forderung des Rechnungshofs folgen und prü-
fen, ob Rückzahlungen von der Baufirma bzw. ein Regress gegen 
den Architekten wegen mangelnder Prüfungsleistung im Einzelnen 
zu erwirken sind.

Unzulängliche 
Steuerung und 
Kontrolle der 
Bauleistung 
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 Handlungsbedarf

378. Die Kontroll- und Prüfungsaufgaben von Bauherrin, Baudienst-
stelle und Externen bedingen inhaltliche Überschneidungen. Die-
se müssen bei minimalem Umfang zu optimalem Ergebnis geführt 
werden.4 Bei verstärkter Vergabe an Externe muss deren Steu-
erung ein hoher Stellenwert beigemessen werden. Nur so kön-
nen die Anforderungen der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit wirkungsvoll erfüllt werden. Angesichts der hier 
festgestellten hohen und kostenintensiven Fehlerquote ist bei die-
ser Baumaßnahme das Zusammenwirken der beteiligten Dienst -
stellen in hohem Maße verbesserungsbedürftig.

 Der Rechnungshof  hat die Behörden daher aufgefordert, 

 – Aufwand, Ertrag und Problemlagen ihrer Steuerung auszu-
werten, um künftig auf Grundlage gesicherter Erfahrungs-
werte zu handeln,

 – entsprechende Kompetenzen und das Kostenbewusstsein 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verstärkt zu schulen, 

 – die Arbeitsfähigkeit der Baudienststelle auch unabhängig von 
strukturellen Veränderungen im öffentlichen Hochbau ent-
sprechend den Anforderungen der übernommenen Aufträge 
zu gewährleisten (vgl. Tzn. 362 und 363).

379. Die Behörden haben die Aufforderung nach einer Auswertung der 
Steuerungsleistungen bezüglich Aufwand, Ertrag und Problemla-
gen aufgegriffen. Sie wollen die empfohlene Schulung verstärken 
und verweisen auf die 2007 durchgeführte Weiterbildung zum 
Thema „Projektsteuerung“. Die Leistungsfähigkeit der Hochbau-
dienststellen werde bei Annahme von Aufträgen geprüft, gege-
benenfalls erfolge eine Abstimmung untereinander oder mit der 
Bauherrin im Hinblick auf geänderte Terminierung oder Rückgabe 
des Auftrags. Generell werde sich das Aufgabenprofil der Hoch-
baudienststellen in Richtung einer verstärkten Wahrnehmung von 
Baumanagementleistungen entwickeln.

380. Der Rechnungshof hat darüber hinaus empfohlen, seine Fest-
stellungen zum Anlass zu nehmen, die Steuerungspflichten bei 
interner und externer Ausführung von Planungsleistungen zu 
vergleichen und das Ergebnis in Überlegungen für eine künftige 
Strukturveränderung einfließen zu lassen. Die BSU hat bestätigt, 
dass wegen der Entwicklung hin zu einer Konzentration ihrer Tä-
tigkeit auf Managementleistungen, dieser Empfehlung eine auch 
für die Zukunft stärkere Bedeutung zukommt.

4 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 8/3541 vom 4. April 1978.

Notwendige 
Strukturverände-
rungen prüfen
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 Behörde für Stadt-
entwicklung und Umwelt /

Hamburger Stadtentwässerung (AöR)

 Maßnahmen der Sielerneuerung

Die Hamburger Stadtentwässerung konn-
te bei Variantenauswahl und Terminierung 
nicht bei allen Maßnahmen plausibel nach-
weisen, dass sie die wirtschaftlichste Vari-
ante gewählt hat. 

Bei den geprüften Maßnahmen waren be-
reits bekannte Sielschäden nicht weiter-
verfolgt worden. 

Bei einer Maßnahme wurden Kosten für die 
Sicherung und Verlegung von Fremdleitun-
gen entgegen der Vertragslage übernom-
men.

381. Die Hamburger Stadtentwässerung – Anstalt öffentlichen Rechts –
(HSE) vergibt jährlich für die Sanierung (Erneuerung oder Renovie-
rung) und den Umbau von Sielanlagen Aufträge von rund 70 bis 
100 Mio. Euro, davon die Hälfte für kleinere Maßnahmen.1

 Der Rechnungshof hat acht kleinere Maßnahmen mit Gesamtkos-
ten von rund 6,5 Mio. Euro geprüft.

 Variantenauswahl und Terminierung

382. Aus wirtschaftlicher Sicht stellt die Entscheidung zwischen Reno-
vie rung oder Erneuerung die wesentliche Weichenstellung dar. Um 
zwischen diesen beiden Varianten wählen zu können, ist im Vor-
wege zu entscheiden, ob das vorhandene Siel noch stand  sicher ist 
und ausreichende Abflussleistung hat. Als Entscheidungsgrund-
lage dienen sowohl örtliche Erhebungen über den baulichen Zu-
stand und die lokale Abflusssituation als auch prognostizierende 
Berechnungen künftiger Entwicklungen, wie z.B. der Auswirkung 
eines sich ändernden Versiegelungsgrads des Einzugsgebiets. 

 Als Maßstab für die Beurteilung des baulichen Zustandes hat sich 
die HSE ein Einstufungssystem vorgegeben, in dessen Rahmen 
sowohl der Schadensgrad als auch die dazu jeweils notwendigen 
Folgemaßnahmen2 benannt sind. 

1 Globalkonto für Maßnahmen mit Gesamtkosten im Einzelfall von bis zu 2,5 Mio. 
Euro.

2 Der Schadensgrad wird durch die Klassifizierungen I = Sofortiger Handlungsbe-
darf bis IV= Kein Handlungsbedarf eingestuft.
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 Für die Beurteilung, ob das vorhandene Siel die Kapazitätsanfor-
derungen erfüllt, stehen allgemein anerkannte Regelwerke zur 
Verfügung. 

 Auf der Grundlage dieser Beurteilungen und der Kostenschät-
zungen jeweils für Renovierung oder Erneuerung ist unter dem 
Gesichtspunkt der Wirtschaftlichkeit die abschließende Entschei-
dung zu treffen und deren Herleitung transparent zu machen.

383. Auch der Zeitpunkt der Realisierung ist für die Beurteilung der 
Wirtschaftlichkeit wesentlich. Neben den vorgenannten Einfluss-
größen können die wegebau- und verkehrstechnischen sowie 
gegebenenfalls städtebaulichen Randbedingungen ausschlag-
gebend sein. Als Berechnungsgröße können die Einsparungen 
aus kalkulatorischer Abschreibung und kalkulatorischen Zinsen 
herangezogen werden. Zu berücksichtigen ist auch, inwieweit 
eine vorgezogene – den Schadensverlauf stabilisierende – Reno-
vierung, z.B. durch den Einsatz eines Schlauchliners,3 eine an-
sonsten mittelfristig anstehende aufwendigere Erneuerung über-
flüssig macht.

384. Der Rechnungshof hat festgestellt, dass bei der Variantenauswahl 
und Terminierung der geprüften Maßnahmen keine ausreichend 
dokumentierten systematischen Optimierungsüberlegungen vor -
lagen, die eine Gegenüberstellung der Vor- und Nachteile möglicher
Alternativen und Realisierungszeitpunkte und damit vergleichende 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen enthielten. Dadurch bestand 
die Gefahr, dass Einsparmöglichkeiten durch kostengünstigere 
bauliche Alternativen bzw. zeitliche Verschiebung übersehen wur-
den und ungenutzt blieben. Es wurden somit die Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit (§ 7 LHO) und Notwendigkeit (§ 6 LHO) nicht 
ausreichend beachtet. Allein bei zwei der geprüften Maßnahmen 
bestand zwischen den Sanierungsalternativen Renovierung oder 
Erneuerung eine Kostendifferenz von insgesamt rund 2,0 Mio. 
Euro bzw. durch unterschiedliche Realisierungszeitpunkte eine 
Kostendifferenz von rund 1,6 Mio. Euro. 

385. Der Rechnungshof erwartet, dass die HSE künftig ihre Entschei-
dungen hinsichtlich Renovierung oder Erneuerung unter fachlichen 
und betriebswirtschaftlichen Aspekten ausführlich, transparent und 
nachvollziehbar begründet, und so belegt, dass kostengünstigere 
Renovierungsmaßnahmen auszuschließen sind. Er fordert, auch 
zielgerichteter zu prüfen, ob die Möglichkeit besteht, durch zeit-
liche Verschiebung der Erneuerungsmaßnahme Kosten zu sparen. 
Die Absicherung gegenüber einem potenziellen baulichen Risiko 
kann durch ungleich kostengünstigere Inspektionen erfolgen.4

3 Dabei wird in das bestehende Rohr ein flexibler Schlauch eingezogen, der mit 
einem aushärtbaren Harz imprägniert ist. Nach der Aushärtung entsteht ein eng 
an die Wand des Altrohres anliegendes neues Rohr.

4 Die zeitliche Verschiebung einer Erneuerungsmaßnahme erspart z.B. bei einem 
mittelgroßen Siel der Klasse VI in geschlossener Bauweise kalkulatorische Kos-
ten in Höhe von rund 220 Euro pro Meter und Jahr. Die jährliche Inspektion 
kostet demgegenüber nur 3,18 Euro pro Meter.

Nachweis der 
Wirtschaftlichkeit 
fehlt

Optimierung der 
Maßnahmenaus-
wahl und des 
Ausführungszeit-
raumes
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386. Die HSE hat erklärt, künftig ihre Entscheidungen hinsichtlich Reno-
vierung und Erneuerung unter fachlichen und betriebswirtschaft-
lichen Aspekten ausführlich, transparent und nachvollziehbar zu 
begründen. Bevor kostenaufwendigere Sielerneuerungsmaßnah-
men durchgeführt werden, wird sie belegen, dass kostengünsti-
gere Renovierungsmaßnahmen auszuschließen sind. 

 Schadensverfolgung

387. Die entschiedene Verfolgung bekannter Sielschäden ist aus fol-
genden Gründen von Bedeutung:

 – Vorbeugende Renovierungs- und Instandsetzungsmaßnah-
men sind so rechtzeitig durchzuführen, dass kostenträchtige 
spätere Erneuerungen möglichst vermieden werden können,

 – Maßnahmen müssen so frühzeitig vorbereitet werden, dass 
ausreichend Zeit zur Verfügung steht, sie ordnungsgemäß 
ausschreiben zu können,

 – Risiken für die Verkehrssicherheit müssen vermieden werden.

388. Der Sielnetzbetreiber hat die Aufgabe und die Verpflichtung, durch 
geeignete Maßnahmen, wie z.B. bautechnische Untersuchungen, 
die Verkehrssicherheit und den ordnungsgemäßen Betrieb auf-
recht zu erhalten, um u.a. unplanmäßige und damit Kosten erhö-
hende Aufwendungen zu vermeiden. Die HSE hat zur operativen 
Umsetzung dieser Aufgabe Regeln erstellt.5 

389. Bei vier der vom Rechnungshof geprüften Sielbaumaßnahmen 
wurden bereits als sanierungsbedürftig eingestufte Schäden erst 
nach frühestens sieben Jahren erneut untersucht. Selbst auf An-
fragen der Straßenbaudienststellen bei vorgesehenen Straßen-
grundinstandsetzungen wurde diesen – ohne erneute Prüfung –
mitgeteilt, dass keine Maßnahmen vorgesehen seien. Bei drei 
Maßnahmen stellte sich heraus, dass geringfügige Schäden im 
Zeitraum von acht Jahren zur Notwendigkeit von Sofortmaßnah-
men führten. Durch häufigere Inspektionen hätten bauliche Risiken 
minimiert, Erneuerungen gegebenenfalls durch kostengünstigere 
Renovierungen ersetzt sowie durch längere Planungsvorläufe die 
Maßnahmen dem Wettbewerb geöffnet werden können. So lag 
nach überschlägigen Berechnungen des Rechnungshofs bei einer 
Maßnahme zwischen einer rechtzeitigen Renovierung und einer 
später durchgeführten Erneuerung eine Kostendifferenz von rund 
660.000 Euro.

390. Die Sicherstellung einer bedarfsgerechten Inspektionsdichte stellt 
einen vergleichsweise kostengünstigen Weg dar, sowohl den wirt-
schaftlichsten Zeitpunkt für eine Maßnahme zu finden als auch 
Risiken für die Verkehrssicherheit auszuschließen sowie mehr 

5 So ist z.B. bei festgestellten Schäden mit langfristigem Handlungsbedarf fest-
gelegt, dass diese unter bestimmten Voraussetzungen zu beseitigen oder nach 
wenigen Jahren erneut zu untersuchen sind.

Zu geringe In-
spektionsdichte 
führt zu vermeid-
baren Risiken 
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Wettbewerb zu erreichen. Der Rechnungshof hat die HSE aufge-
fordert zu prüfen, in welcher Weise organisatorische Maßnahmen 
eingeleitet werden können, um für die notwendige Verfolgung von 
Schadensentwicklungen die Handlungsanweisungen bezüglich 
der Zeitspannen sowie der Schadensdefinitionen im Zusammen-
hang mit den jeweiligen Folgemaßnahmen zu überarbeiten.

391. Die HSE hat in ihrem Regelwerk Grundlagen für Inspektionsinter-
valle festgelegt. Sie will künftig durch eine bedarfsgerechte Inspek-
tionsdichte sicherstellen, sowohl den wirtschaftlichsten Zeitpunkt 
für eine Sanierung zu finden als auch Risiken für die Verkehrssi-
cherheit auszuschließen bzw. mehr Wettbewerb zu erreichen. 

 Mehraufwendungen für Fremdleitungen

392. Im Rahmen einer Sielbaumaßnahme stellte sich heraus, dass das 
Siel durch ein Kabelpaket eines Versorgungsunternehmens über-
deckt war. Aufgrund der beengten Verhältnisse wurde vereinbart, 
die Siel- und die Stromleitungen zeitgleich im vorhandenen Fuß-
weg neu zu verlegen. Bis auf die Arbeiten zur eigentlichen Verle-
gung des Kabelpakets wurden alle Leistungen zulasten der HSE 
abgerechnet (vgl. auch Tz. 467).

393. Für einen solchen Fall werden die Fragen der Folgepflicht und der 
Kostentragung gemäß dem zwischen der Stadt und dem Unter-
nehmen abgeschlossenen Konzessionsvertrag geregelt. Gemäß   
§ 4 Absätze 1 und 2 war das Unternehmen verpflichtet, auf Anfor-
derung der Stadt seine Leitungen auf eigene Kosten umzulegen, 
wenn diese spätere Maßnahmen der Stadt stören. Zu den genann-
ten städtischen Maßnahmen gehören auch die der HSE. 

 Für den überwiegenden Teil der hier angefallenen Aufwendun-
gen hätte das Versorgungsunternehmen daher die Kosten tragen 
müssen.

394. Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die durch die Kabel-
verlegung entstandenen Mehraufwendungen in Höhe von rund 
30.000 Euro dem Versorgungsunternehmen nicht in Rechnung 
gestellt worden sind. Er hat die HSE aufgefordert, eine Kostener-
stattung zu prüfen und künftig die Regelungen aus dem Konzessi-
onsvertrag zu beachten.

395. Die HSE hat die Forderung des Rechnungshofs aufgegriffen und 
einen Kostenanteil für das Versorgungsunternehmen in Höhe von 
rund 8.000 Euro ermittelt und eingefordert. Im Übrigen wird sie 
künftig die sich aus Konzessionsverträgen ergebenden Kosten-
übernahmeverpflichtungen einfordern.

Regelungen aus 
Konzessionsver-
trägen beachten

Rückforderungen 
sind zu prüfen

Wirtschaftlichkeit 
durch angemes-
sene Schadens-
verfolgung 
optimieren
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VIII. Prüfungen bei einzelnen
Behörden und Institutionen

Personalamt

Projekt
Interner Arbeitsmarkt

Das Personalamt hat noch keinen hinrei-
chen den Überblick über die Wirksamkeit 
und Wirtschaftlichkeit des Projekts Interner 
Arbeitsmarkt. Eine Erfolgskontrolle steht 
aus.

396. Der Senat hat im Oktober 2002 zur personalwirtschaftlichen Um-
setzung seiner „Jesteburger Beschlüsse“ das Projekt Interner 
Arbeitsmarkt (PIA) im Personalamt eingesetzt. Das Projekt soll 
im Sinne einer internen Beratungs- und Vermittlungsagentur die 
Behörden und Ämter dabei unterstützen, die personalwirtschaft-
liche Umsetzung ihrer aufgabenkritischen Prozesse so zügig wie 
möglich zu realisieren und dadurch zur langfristigen Senkung der 
Personalausgaben beitragen.

 Bedienstete, deren Aufgaben und Arbeitsplätze durch aufgaben-
kritische Prozesse wegfallen (strukturell-mobile Bedienstete) sol-
len in neue Verwendungen vermittelt werden.1 Betriebsbedingte 
Kündigungen hat der Senat ausgeschlossen. PIA vermittelt die 
Bediensteten dauerhaft oder auch vorübergehend, um ihnen eine 
neue Verwendung, eine Qualifizierung oder eine berufliche Neu -
orientierung in einem anderen Verwaltungszweig zu ermöglichen.2 

 Vermittlungsleistung

397. Die Anzahl der von den Behörden bei PIA als strukturell-mobil ge-
meldeten Bediensteten ist in den vergangen Jahren von 150 im 
Jahr 2005 auf 172 im Jahr 2006 angestiegen.3

 Die Zahl der Vermittlungen durch PIA hat im Jahr 2006 zugenom-
men:4

1 Die Vermittlung von individuell-mobilen Bediensteten, also Bediensteten, die sich 
aus Eigeninitiative verändern möchten, gehört ebenfalls zu den Aufgaben von PIA. 

2 Der Arbeitsaufwand für alle drei Arten der Vermittlung ist in etwa gleich hoch.
3 Angaben für weiter zurückliegende Zeiträume müssten zeitaufwendig manuell 

ausgezählt werden, da PIA eine Statistik erst seit 2005 führt.
4 Anzahl der Vermittlungen – gesamt im ersten Quartal 2007: 97, davon strukturell-

mobile Bedienstete: 65.
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398. Eine eingehende Bewertung der Zahlen nach Wirtschaftlich-
keits- und Wirksamkeitsaspekten ist nur mit Hilfe einer zusätz-
lichen Excel-Anwendung möglich, da die datenbankgestützte 
Vermittlungsstatistik hinsichtlich der Zugänge personenbezogen 
und hinsichtlich der Vermittlungszahlen vorgangsbezogen ist. Zu-
sammenhänge zwischen diesen Daten können nur durch zeitauf-
wendige Auswertungen ermittelt werden. Die von PIA eingesetzte 
Datenbankanwendung sollte künftig eine klientenbezogene Erfas-
sung der Vermittlungsvorgänge ermöglichen, um z.B. Daten für 
eine Abschätzung des Aufwands für Vermittlungen zu erhalten. Sie 
bilden die Grundlage zur Feststellung des notwendigen Personal-
aufwands bei PIA und für die Durchführung von Erfolgskontrollen 
und Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen.

 Der Rechnungshof hat das Personalamt aufgefordert, die Trans-
parenz der Tätigkeit des Projekts zu erhöhen und hierfür – soweit 
zu vertretbaren Kosten möglich – die vorhandene Datenbankan-
wendung zu ergänzen.

 Anreizsysteme

399. Zur Förderung der Umsetzung aufgabenkritischer Maßnahmen 
und zur Sicherung einer möglichst kurzfristigen Weiterbeschäfti-
gung freiwerdenden Personals wurde im Haushaltsplan ab 2005 
ein Fonds zur Zwischenfinanzierung von Maßnahmen zur Verwal-
tungsmodernisierung (Modernisierungsfonds) in Höhe von 20 Mio. 
Euro eingerichtet. Daneben ist ein Zentraltitel in Höhe von rund 
1,4 Mio. Euro als Sonderbudget für PIA ausgebracht, aus dem 
neben den Personalausgaben der bei PIA beschäftigen Bediens-
teten zusätzlich weitere Mobilitäts-, Qualifizierungs- und Bera-
tungsmaßnahmen finanziert werden können.

 Auch wenn jeder Vermittlungsfall zur Umsetzung einer aufgaben-
kritischen Maßnahme beiträgt, liegen weitergehende Erkennt-
nisse, ob mit der Inanspruchnahme des Modernisierungsfonds 
aufgabenkritische Prozesse frühzeitiger als bisher umgesetzt wor-
den sind und damit eine Entlastung des Gesamthaushalts zügiger 
realisiert werden konnte, nicht vor.
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 Die veranschlagten Haushaltsmittel sind in den Vorjahren nur zö-
gerlich und deutlich unterhalb der Veranschlagung abgeflossen:

Der Rechnungshof hat gefordert, die Haushaltsmittel künftig auf 
der Basis nunmehr vorhandener Erfahrungswerte gemäß § 6 LHO 
realistisch zu veranschlagen. Darüber hinaus hat er gefordert, die 
Notwendigkeit bzw. Ausgestaltung des Modernisierungsfonds zu 
überprüfen.

 Geregeltes Einstellungsverfahren und Bedienstete 
mit Zeitverträgen

400. Das seit Februar 2005 eingeführte geregelte Einstellungsverfahren 
grenzt den internen Arbeitsmarkt5 gegen Arbeitnehmer, die nicht 
zum aus dem Haushalt bezahlten Personalbestand gehören, ab. 
Auch dies soll dem Ziel dienen, die Personalkosten strukturell zu 
senken. In einem geregelten Verfahren lässt der Senat Ausnah-
men zur Einstellung Externer zu. Sowohl die Anzahl der Ausnahme-
anträge als auch die Zustimmungen zu diesen Anträgen nehmen 
kontinuierlich zu:
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5 Hierzu gehören die Kernverwaltung sowie die Landesbetriebe nach § 26 LHO 
und netto-veranschlagte Einrichtungen nach § 15 Absatz 2 LHO.
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 Aussagen über die Ursachen des Anstiegs sind nicht möglich. Das 
Personalamt führt hierzu keine Statistik und hat zudem ausgeführt, 
dass aufgrund im Vorfeld durchgeführter Beratung durch PIA aus-
sichtslose Ausnahmeanträge von den Behörden nur in geringem 
Maße gestellt würden.

 Bedienstete mit Zeitverträgen gehören zum internen Arbeitsmarkt 
und stehen in Konkurrenz zu dauerhaft beschäftigen Bedienste-
ten, für die PIA eine neue Verwendung finden muss. Bei Verlänge-
rungen von Zeitverträgen sollte PIA zumindest gehört werden.

 Erfolgskontrolle

401. Nach § 7 Absatz 4 LHO sind grundsätzlich für alle Maßnahmen 
von finanzieller Bedeutung angemessene Erfolgskontrollen durch-
zuführen.6

 Das Personalamt hat für PIA noch keine Erfolgskontrolle ein-
schließlich einer Evaluation über die Wirksamkeit der einzelnen 
Instrumente durchgeführt.

 Der Rechnungshof hat gefordert, die fehlende Erfolgskontrolle 
nachzuholen und Entscheidungen über die künftige Ausrichtung 
von PIA zu treffen. Hierzu hat er Anregungen gegeben.

 

 Stellungnahme der Verwaltung

402. Das Personalamt hat den Feststellungen und Empfehlungen des 
Rechnungshofs zugestimmt und will die Empfehlungen umsetzen.

Konkurrenz zwi-
schen Bediens-
teten mit Zeit-
verträgen und 
strukturell-mobi-
len Bediensten

Fehlende Er-
folgskontrolle

6 Bei längerfristigen Maßnahmen und Daueraufgaben soll nach Ablauf eines Zeit-
raumes von zwei Jahren das Erreichen festgelegter Zwischenziele überprüft 
werden.
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Justizbehörde

Öffentliche Stiftung 

Eine öffentliche Stiftung hat dem Gebot der 
sicheren und zinstragenden Anlage des Stif-
tungsvermögens nicht immer entsprochen. 
Der Vorstand ist seiner Pflicht zur Über -
wachung der Geschäftsführung nicht hin-
reichend nachgekommen.

403. Die Vorprüfungsstelle hat im Auftrag des Rechnungshofs die Kas-
sen- und Buchführung sowie die Jahresabschlüsse 2003 bis 2006 
einer rechtsfähigen Stiftung bürgerlichen Rechts geprüft. Sie zählt 
zu den öffentlichen Stiftungen, weil nach dem Stiftungszweck ihr 
Vermögen für gemeinnützige, mildtätige Aufgaben verwendet wer-
den soll und somit der Allgemeinheit dient (§ 2 Absatz 2 Hambur-
gisches Stiftungsgesetz). 

404. Der Stiftungsvorstand leitet und verwaltet die Stiftung und be-
schließt über ihre Angelegenheiten (§ 6 Absatz 1 der Satzung der 
Stiftung). Die Stiftungsorgane haben nach Maßgabe des Stifter-
willens für die dauernde und nachhaltige Verwirklichung des Stif-
tungszwecks zu sorgen (§ 4 Absatz 1 Hamburgisches Stiftungsge-
setz). Der Vorstand hat von der Ermächtigung in § 10 Absatz 1 der 
Satzung, eine dem Vorstand nicht angehörende Person mit der 
Geschäftsführung zu beauftragen, Gebrauch gemacht. Vorgaben 
zur Vermögensverwaltung durch die Geschäftsführung erließ der 
Vorstand nicht.

405. Die Geschäftsführung traf mehrfach weitreichende Entscheidungen 
über Art und Umfang der Vermögensverwaltung. So veräußerte 
sie 2005 mit 4,75 % verzinste Inhaberschuldverschreibungen zu 
einem Erlös von 370.000 Euro.1 2006 schloss sie einen Vermögens-
verwaltervertrag2 mit uneingeschränkter Verfügungsberechtigung 
einer Bank. Der Vorstand beteiligte sich an den Entscheidungen 
nicht. Selbst im August 2006 – der abschließenden Vorstandssit-
zung für das Geschäftsjahr 2005 – hat der Vorstand die künftige 
Form der Vermögensanlage nicht beraten. Die Veräußerung von 
Wertpapieren erbrachte Verluste. Die Stiftung hat insgesamt einen 
Verlustvortrag von rund 23.000 Euro in die Bilanz eingestellt.

406. Der Vorstand ist verpfl ichtet, nach Maßgabe des Stifterwillens für 
die dauernde und nachhaltige Verwirklichung des Stiftungszwecks 
zu sorgen und die Mittel sparsam und wirtschaftlich zu verwenden 
(§ 6 Absatz 1 der Satzung, § 4 Absatz 1 Hamburgisches Stiftungs-
gesetz). Ihm obliegt es dafür zu sorgen, dass das Stiftungsver-
mögen zinstragend in solchen Werten angelegt wird, die nach der 
mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns vorzunehmenden 
Auswahl als sicher gelten, und eine Veräußerung oder Belastung 

Keine Vorgaben 
zur Vermögens-
verwaltung 
durch die Ge-
schäftsführung

Weitreichende 
Entschei-
dungen der 
Geschäfts-
führung ohne 
Beteiligung 
des Vorstands

1 Das Stiftungskapital betrug zum 31. Dezember 2005 796.081,46 Euro.
2 Anlagewert 150.000 Euro.
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des Vermögens nur bei gleichwertigem Neuerwerb erfolgt (§ 4 Ab-
satz 1 und § 3 Absatz 3 Satz 2 der Satzung, § 4 Absatz 2 Satz 2
Hamburgisches Stiftungsgesetz). Durch die Beauftragung eines 
Geschäftsführers werden diese Verpfl ichtungen nicht berührt. 
Dem Vorstand obliegt es daher, durch geeignete Instrumente und 
Maßgaben dafür zu sorgen, dass er seiner Letztverantwortung für 
die Vermögensverwaltung weiterhin gerecht werden kann. 

407. Der Rechnungshof beanstandet, dass der Vorstand keine hinrei-
chenden Maßnahmen getroffen hat, um eigenmächtiges Handeln 
der Geschäftsführung zu verhindern und er seiner Verantwortung 
gemäß § 6 Absatz 1 der Satzung nicht gerecht geworden ist. Nur 
klare Vorgaben und Prüfungen der einzelnen Anlageentschei-
dungen der Geschäftsführung ermöglichen es dem Vorstand zu 
beurteilen, ob diese Entscheidungen den Geboten der Satzung zur 
sicheren und zinstragenden Anlage Rechnung tragen. Andernfalls 
begibt sich der Vorstand der Möglichkeit, einen risikobehafteten 
Einsatz des Vermögens sowie der Erträge rechtzeitig zu erkennen 
und den Erhalt bzw. die unverzügliche Wiederherstellung gut ver-
zinslichen Anlagevermögens zu sichern.

408. Die Stiftung hat als erste Sofortmaßnahme bestimmt, dass Ver-
mögensanlagen künftig der Zustimmung von zwei Vorstandsmit-
gliedern bedürfen. Der Vorsitzende und ein weiteres Mitglied des 
Vorstands wurden ermächtigt, zu gegebener Zeit zu entscheiden, 
ob ein Wechsel der Vermögensanlage zu einer anderen Bank vor-
genommen werden soll.3 Die bisher betraute Bank wurde aufge-
fordert, monatlich Abrechnungsunterlagen sowie vierteljährliche 
Statusberichte vorzulegen. Außerdem will die Stiftung vor weitrei-
chenden Vereinbarungen mit einem Geldinstitut künftig die für die 
Stiftungsaufsicht zuständige Justizbehörde beteiligen.

409. Der Rechnungshof begrüßt die ergriffenen Maßnahmen der Stif-
tung. Ob geplante Anlageentscheidungen, wie die oben genannte 
weit reichende Vereinbarung mit einem Geldinstitut (Tz. 405), mit 
der Satzung vereinbar sind, ist eine Frage der Rechtsaufsicht (§ 5 
Absatz 1 Satz 1 Hamburgisches Stiftungsgesetz) und daher von 
der Justizbehörde als Stiftungsaufsicht zu prüfen. 

 Die Justizbehörde hat ergänzend mitgeteilt, dass der Vorstand 
seiner Verantwortung für Vermögensanlagen (§ 6 Absatz 1 der 
Satzung) gerecht wird, wenn Entscheidungen der Geschäftsfüh-
rung über Vermögensanlagen nunmehr der Zustimmung von zwei 
Vorstandsmitgliedern bedürfen.

Stiftung hat 
Maßnahmen zur 
Mängelbehebung 
eingeleitet

3 Sitzung am 5. April 2007.



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg Jahresbericht 2008

172

Behörde für Bildung und Sport

Vandalismus und 
Diebstähle in Schulen

Vom Rechnungshof ermittelte vandalismus-
bedingte Schäden und Diebstähle in Schu-
len in Höhe von rund 3,6 Mio. Euro müssen 
deutlich reduziert werden. Erforderlich sind 
eine systematische Erfassung von Schäden, 
verbesserte Meldepflichten der Schulen, pä-
dagogische Maßnahmen, eine konsequente 
Durchsetzung von Schadensersatzansprü-
chen sowie Sicherheitskonzepte für Schu-
len auf der Grundlage einer Risikoanalyse.

 Art und Umfang der Schäden

410. Die hohe Zahl mutwillig herbeigeführter Schäden am Inven-
tar der Schulen und an den Schulgebäuden, illegale Graffiti und 
Verunreinigungen (Vandalismus) sowie die Diebstähle in Schulen 
beeinträchtigen den Schulbetrieb in erheblichem Maße. Die Be-
seitigung von Schäden und die Wiederbeschaffung entwendeter 
Unterrichtsmittel belasten nicht nur die den Schulen zur Verfügung 
gestellten Bauunterhaltungsbudgets, sondern auch Bewirtschaf-
tungs- und Unterrichtsmittel. Die Behörde für Bildung und Sport 
(BBS) hat bisher keine Notwendigkeit gesehen, sich hierüber zu 
informieren.1 Der Rechnungshof hat deshalb eine Erhebung bei 
allen allgemeinbildenden und Beruflichen Schulen durchgeführt 
und nach deren Angaben und Schätzungen auf der Grundlage 
von über 34.000 Fällen einen Gesamtschaden in Höhe von rund 
3,6 Mio. Euro für das Jahr 2006 errechnet.2 

1 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/6309 vom 29. Mai 2007.
2 In der Schadenssumme Einbruchdiebstähle/Diebstähle ist auch der von den 

Schulen gemeldete sonstige Fehlbestand enthalten.

Art und Ausmaß 
von Schäden 
an Schulen nicht 
annähernd be-
kannt
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 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass sich die BBS bisher 
keinen eigenen zentralen Überblick über das Ausmaß der ein-
getretenen Schäden durch Vandalismus und alle Formen des 
Diebstahls sowie die damit verbundenen Gesamtaufwendungen 
verschafft hat. Das Ausmaß der Schäden muss deutlich reduziert 
werden. Der Rechnungshof hat die BBS daher aufgefordert, sich 
künftig einen genauen Überblick über Ausmaß, Entwicklung und 
Ursachen von Vandalismusschäden und Diebstählen an Schu-
len zu verschaffen. Nur auf einer solchen Grundlage wird es ihr 
möglich sein, gemeinsam mit den Schulen gezielte Maßnahmen 
und Instrumente zur Eindämmung der Schäden zu entwickeln. Die 
Entwicklung einer „Schadensursachenstatistik“ könnte ohne nen-
nenswerten Mehraufwand für die Schulen aus den im SAP-Verfah-
ren ohnehin vorhandenen Haushalts- und Kassendaten abgeleitet 
werden. 

 Schulinterne Prävention

411. Die Umfrageergebnisse in den Schulen haben ergeben, dass 
Sachbeschädigungen am Inventar, mutwillig herbeigeführte Ver-
unreinigungen3 und illegale Graffiti4 im Innenbereich sowie Dieb-
stähle in den Schulen überwiegend auf Fehlverhalten der eigenen 
Schülerschaft zurückzuführen ist. Alle Schulen haben sich zwar 
zur Verwaltung und Organisation ihrer inneren Angelegenheiten 
gemäß § 31 Hamburgisches Schulgesetz (HmbSG) Haus- oder 
Schulordnungen gegeben, präventive Ansätze zur Vermeidung 
von Gewalt gegen Sachen weisen diese aber in der Regel nicht 
auf. 

 Neben Sicherungsmaßnahmen ist die Entwicklung präventiver 
pädagogischer Maßnahmen zur Eindämmung mutwilliger Zerstö-
rungen und Diebstähle durch Schülerinnen und Schüler geboten, 
um das Ausmaß der Sachbeschädigungen deutlich zu reduzieren. 
Auch die Enquete-Kommission „Konsequenzen der neuen PISA-
Studie für Hamburgs Schulentwickung“ hat auf den Zusammen-
hang zwischen gepflegten Schuleinrichtungen, der Wertschätzung 
der schulischen Einrichtungen durch die Schülerschaft und der 
Schulqualität hingewiesen.5

 Der Rechnungshof hat die BBS aufgefordert, in Zusammenarbeit 
mit den Regionalen Beratungs- und Unterstützungszentren sowie 
der Beratungsstelle für Gewaltprävention pädagogische Maßnah-
men mit dem Ziel zu ergreifen, die Wertschätzung schulischen 
Eigentums zu verbessern, um damit letztlich dazu beizutragen, 
den Mitteleinsatz für die Beseitigung von Vandalismus und für die 
Wiederbeschaffung entwendeter Gegenstände spürbar zu redu-
zieren. 

Entwicklung von 
Maßnahmen und 
Instrumenten er-
forderlich

3 Z.B. mutwillige Verstopfung sanitärer Anlagen, Missbrauch von Feuerlöschern.
4 Im Rahmen der Erhebung war als Graffiti definiert, was nicht problemlos – wie

z. B. Kreide – entfernt werden kann. 
5 Vgl. auch Bürgerschaftsdrucksache 18/6000 vom 16. März 2007 betr. Bericht 

der Enquete-Kommission „Konsequenzen der neuen PISA-Studie für Hamburgs 
Schulentwicklung“, S. 57 Abschnitt 3.3.5.

Wertschätzung 
von schulischem 
Eigentum muss 
gestärkt werden
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412. Haben Schülerinnen und Schüler an einer Schule Handlungen 
im Sinne strafrechtlicher Bestimmungen von einiger Bedeutung 
begangen, hat die Schulleitung die Polizei zu informieren, sofern 
dem nicht im Einzelfall gewichtige pädagogische Gründe entge-
genstehen.6 Nach den Umfrageergebnissen haben die Schulen im 
Wesentlichen zwar die Einbruchdiebstähle, jedoch nur rund 3 % 
der Fälle von Sachbeschädigungen zur Anzeige gebracht. 

 Die Schulen sollten bei der Entscheidung, ob eine Anzeige gebo-
ten ist oder nicht, umfassender unterstützt werden. Der Rech-
nungshof hält es aus Präventions- und Wirtschaftlichkeitsgründen 
für erforderlich, den Schulen konkrete Vorgaben zu machen, wel-
che Straftaten ausnahmslos angezeigt werden müssen und bei 
welchen ein gewisser Ermessensspielraum besteht. Damit könnte 
die BBS die Verfolgung und Aufklärung von Schadensfällen mit 
strafrechtlicher Relevanz verbessern, Wirtschaftlichkeitsgesichts-
punkten Rechnung tragen und dabei auch pädagogische Aspekte 
berücksichtigen. 

 Der Rechnungshof hat die BBS gebeten, die Voraussetzungen da-
für zu schaffen, das Anzeigeverhalten der Schulen zu verbessern 
und dafür gegebenenfalls Handlungsleitlinien zu entwickeln.

 Durchsetzung von Schadensersatzansprüchen

413. Im Jahr 2006 sind an die Rechtsabteilung der BBS insgesamt
285 Fälle7 zur Durchsetzung von Schadensersatzansprüchen heran -
getragen worden. Daneben haben Schulen Schadensfälle auf un-
terschiedliche Weise mit den Schädigern selbst reguliert, ohne die 
BBS zu beteiligen. Nach Darstellung einzelner Schulleitungen ist 
es auch gängige Praxis, von einem Schadensausgleich und der
Beteiligung der BBS abzusehen, wenn nach Einschätzung der 
Schule ein Schädiger bzw. dessen Erziehungsberechtigter nicht 
über die finanziellen Möglichkeiten zur Schadensregulierung verfügt.

 Wenn eine Schule ohne Beteiligung der Rechtsabteilung der BBS 
auf einen Schadensausgleich verzichtet, kann die zuständige 
Rechtsabteilung solche Ansprüche nicht in einem Mahn- und Bei-
treibungsverfahren sichern. Dadurch geht die Möglichkeit, Ansprü-
che bis zu 30 Jahre lang geltend machen zu können, verloren.

 Der Rechnungshof hat die BBS aufgefordert, künftig die Schulen 
in geeigneter Weise anzuhalten, grundsätzlich alle Fälle, in denen 
ein Schädiger bekannt ist, der Rechtsabteilung aufzugeben, um 
die Sicherung von Ansprüchen zu gewährleisten und alle Möglich-
keiten zur Realisierung eines Schadensausgleichs im Rahmen der 
Zumutbarkeit und Verhältnismäßigkeit auszuschöpfen.

414. Die BBS macht Ersatzforderungen für Glasschäden, die Schüle-
rinnen und Schüler schuldhaft verursacht haben, im Wege des 
Auslagenersatzes öffentlich-rechtlich geltend und erlässt hierzu 

Zu niedrige 
Anzeigequote 
bei Sachbe-
schädigungen

6 § 49 Absatz 1 HmbSG.
7 94 % der Meldungen betrafen Glasschäden.

Vorschneller 
Verzicht auf 
Schadensaus-
gleich durch 
Schulen
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Gebührenbescheide nach den §§ 2 Absatz 1, 5 Absatz 3 Nr. 2 
HmbGebG in Verbindung mit § 2 Nr. 2 GebOSchul8. Die von der 
BBS herangezogene Vorschrift der GebOSchul war ursprünglich 
als Spezialregelung für die Staatliche Jugendmusikschule ge plant, 
um eine Inanspruchnahme unabhängig von einem etwaigen Ver-
schulden für die Beschädigung von Leihmusikinstrumenten zu 
ermöglichen. Ihrem Wortlaut nach erfasst die Vorschrift aber seit 
2004 alle Fälle von Sachbeschädigungen an staatlichen Schulen.9 
Obwohl Benutzerinnen und Benutzer demzufolge für eine Sach-
beschädigung auch ohne Verschulden zum Kostenersatz heran-
gezogen werden sollen, erhebt die BBS nur für schuldhaft ver-
ursachte Glasschäden Ersatzforderungen. Damit handelt sie im 
Widerspruch zu ihrer eigenen Vorschrift.

 Der Rechnungshof hat die BBS aufgefordert, in § 2 Nr. 2 GebO-
Schul zu einer verschuldensabhängigen Inanspruchnahme zu-
rückzukehren, um so wieder im Einklang mit ihrer gegenwärtigen, 
verwaltungsgerichtlich abgesicherten Praxis zu stehen.10

 Darüber hinaus hat er empfohlen zu prüfen, inwieweit der in § 2 Nr. 
2 GebOSchul geregelte Erstattungsumfang an die zivilrechtlichen 
Schadensersatzregeln der §§ 823 ff. Bürgerliches Gesetzbuch 
angeglichen werden kann. Bislang deckt der gebührenrechtliche 
Anspruch nur die Kosten der Schadensbehebung, nicht aber die 
Kosten der Schadenssicherung und -bearbeitung durch schulei-
genes Personal. Diese Erweiterung wäre aber geboten, da Einnah-
men gemäß § 34 Absatz 2 LHO auch vollständig zu erheben sind.

 Personelle und technische Sicherungsmaßnahmen

415. Zur Bewachung der Schulgelände setzen einige Schulen Betriebs-
arbeiter sowie anderes eigenes Personal der BBS, Privatpersonen 
oder Sicherheitsfirmen ein. Im Jahr 2006 hat die BBS rund 1,36 
Mio. Euro Personalmittel für Bewachungsmaßnahmen aufgewen-
det. Bewilligungen werden seit dem 1. Januar 200711 im Wesent-
lichen nur noch für Abwesenheitszeiten des Hausmeisters außer-
halb seiner üblichen Dienstzeiten, zur „Vandalismusvorbeugung“ 
sowie zur „Bewachung von Dreifeldsporthallen“ gewährt. Die zur 
Vandalismusvorbeugung bewilligten Bewachungsstunden liegen 
überwiegend im Zeitraum Montag bis Freitag. 

 Die Schulen nutzen auch unterschiedliche technische Sicherheits-
vorkehrungen, wie z. B. Bewegungsmelder, Einbruchmeldeanla-
gen und Videoanlagen, die regelhaft aus Bauunterhaltungsmitteln 
zu finanzieren sind, um Einbruchdiebstähle, Sachbeschädigungen 
und illegale Graffiti von außen abzuwehren. 

8 Gebührenordnung für das Schulwesen sowie für die Bereiche der Berufsbil-
dung und der allgemeinen Fortbildung (GebOSchul) vom 7. Dezember 1993 
(HmbGVBl. S. 349), zuletzt geändert am 6. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 461, 
466).

9 § 2 Nr. 2 GebOSchul in der durch § 11 Nr. 1 und Artikel 13 Absatz 2 der Zwei-
undzwanzigsten Verordnung zur Änderung gebühren- und kostenrechtlicher Vor-
schriften vom 2. Dezember 2003 (HmbGVBl. S. 557, 562) bestimmten Fassung.

10 Verwaltungsgericht Hamburg, Urteil vom 6. November 2002, Aktenzeichen 17 
VG 4542/2001.

11 Die Hausmeisterdienstzeiten wurden zum 1. Januar 2007 neu geregelt.

Schadensersatz-
forderungen voll-
ständig geltend 
machen
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 Zwischen den beteiligten Dienststellen der BBS findet keine ob-
jektbezogene Abstimmung über das Ausmaß von Sicherheitsleis-
tungen personeller und sachlicher Art statt. 

 Die Notwendigkeit, Wirksamkeit und Effizienz der von den Schu-
len einzeln oder kombiniert eingesetzten Sicherungsvorkehrungen 
und Bewachungsmaßnahmen sind bisher nicht evaluiert. Die 
BBS kann die Nutzung teurer personeller und technischer Siche-
rungsmaßnahmen jedoch nicht allein der Beurteilung der einzel-
nen Schule überlassen, da für die Ermittlung des Risikopotenzials 
notwendige Kenntnisse und Erfahrungen dort nicht vorausgesetzt 
werden können. Auch wenn die BBS den Schulen vermehrt Haus-
haltsmittel in Form von Budgets zur Bewirtschaftung überträgt, 
bleibt sie verantwortlich für die Mitteleinwerbung und die wirt-
schaftliche Verwendung der Ressourcen ihres Einzelplans.

 Der Rechnungshof hat der BBS empfohlen, für jede Schule eine 
Risikoanalyse zu erstellen, aufeinander abgestimmte Sicherheits-
konzepte zu entwickeln und die festgestellten Sicherheitsrisiken 
gegebenenfalls bei der Fortschreibung der ohnehin zu aktuali-
sierenden Gebäudepässe zu berücksichtigen. 

 Stellungnahme der Verwaltung

416. Die BBS hat allen Feststellungen des Rechnungshofs zugestimmt 
und zugesagt, seinen Forderungen und Anregungen nachzukom-
men.

Notwendigkeit, 
Wirksamkeit und 
Effi zienz von 
Sicherheitsmaß-
nahmen nicht 
nachgewiesen
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Bau von Schulsporthallen

Die erforderlichen Mittel für den Neubau von 
Schulsporthallen müssen bedarfsgerecht 
ermittelt und veranschlagt, die Umsetzung 
der Maßnahmen muss anhand von Kenn-
zahlen transparent dokumentiert werden.

417. Für den Bau von Schulsporthallen hat die Behörde für Bildung und 
Sport (BBS) in den Jahren 2004 bis 2007 bei dem gleichnamigen 
Titel 3010.701.70 insgesamt 20,2 Mio. Euro veranschlagt. In den 
Erläuterungen zu den Haushaltsplänen wurden dafür Einzelmaß-
nahmen in dem entsprechenden finanziellen Umfang genannt. 

418. Erhebliche Unterschiede zwischen den in den Erläuterungen der 
Haushaltspläne genannten und den tatsächlich durchgeführten 
Maßnahmen hatten eine deutliche Auswirkung auf den Mittelab-
fluss zur Folge. Von den in den Jahren 2004 bis 2006 veranschlag-
ten 16,1 Mio. Euro wurden nur rund 5,5 Mio. Euro für den Bau 
von Schulsporthallen verwendet. Auf das Haushaltsjahr 2007 sind 
Haushaltsreste aus 2006 in Höhe von rund 3,9 Mio. Euro übertra-
gen worden. Weitere 4,1 Mio. Euro wurden neu veranschlagt, ohne 
die haushaltsmäßigen Auswirkungen der Verzögerungen mehre-
rer Maßnahmen zu berücksichtigen. Da bis Mitte 2007 erst rund 
0,6 Mio. Euro angewiesen wurden, muss davon ausgegangen 
werden, dass erneut erhebliche Haushaltsreste gebildet werden.

419. Nach § 11 Absatz 2 LHO enthält der Haushaltsplan alle im Haus-
haltsjahr voraussichtlich zu leistenden Ausgaben. Die Ausgaben 
sind mit größtmöglicher Genauigkeit zu errechnen oder zu schät-
zen.

420. Der Rechnungshof hat die BBS aufgefordert, zur Einhaltung der 
haushaltsrechtlichen Vorgaben und im Interesse der Transparenz 
bei global veranschlagten Hochbaumitteln (vgl. Jahresbericht 
2001, Tz. 136 ff.) den Mittelbedarf für den Bau von Schulsport-
hallen künftig unter Berücksichtigung der bisherigen Ausgaben-
entwicklung realistisch zu veranschlagen und entsprechend im 
Haushaltsplan zu erläutern.

 Darüber hinaus hat der Rechnungshof angeregt, die BBS möge 
künftig im Rahmen der Produktinformation bisher nicht dargestell-
te Kennzahlen für das Produkt „Schulbau“ entwickeln, um den 
durch die schulische Planung beschriebenen Bedarf und das zu-
gehörige Ergebnis zu dokumentieren und damit das Verwaltungs-
handeln in objektiver und nachvollziehbarer Weise abzubilden.

 
 Die BBS hat erklärt, den Forderungen und Anregungen des Rech-

nungshofs folgen zu wollen. 
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Behörde für Soziales,
Familie, Gesundheit und

Verbraucherschutz

Unterhaltsvorschuss

Wegen der vollständigen Anrechnung von 
Leistungen nach dem Unterhaltsvorschuss-
gesetz auf Leistungen nach dem Sozialge-
setzbuch II oder XII führt das Nebeneinan-
der von Leistungsansprüchen zu einem 
unnötigen bürokratischen Aufwand. Durch 
eine gesetzliche Bereinigung könnte Ham-
burg Kosten in Höhe von mindestens 
9,5 Mio. Euro einsparen.

421. Zahlungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz (UVG) sollen den 
Lebensunterhalt für Kinder alleinerziehender Elternteile sichern, 
wenn die familienfernen Elternteile keinen Unterhalt leisten. Sie be-
tragen derzeit 127 Euro monatlich für Kinder bis zu sechs Jahren 
und 170 Euro für Kinder bis zu zwölf Jahren. An der Finanzierung 
der UVG-Zahlungen beteiligt sich der Bund mit einem Drittel.

422. Im Jahr 2005 wandte Hamburg rund 16,5 Mio. Euro aus dem 
eigenen Haushalt für UVG-Zahlungen auf. Die Personalkosten 
für rund 63 Stellen in den Unterhaltsvorschuss-Abteilungen 
der Jugendämter betragen gegenwärtig etwa 3,6 Mio. Euro 
jährlich. 

 Parallele Ansprüche und erfolglose Rückgriffe 

423. UVG-Zahlungen sind als Einkommen auf das Sozialgeld nach 
dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch – Grundsicherung für 
Arbeitssuchende – (SGB II) und auf die Hilfe zum Lebensun-
terhalt nach dem Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch – Sozial -
hilfe – (SGB XII) vollständig anzurechnen, sodass für die ent-
sprechenden Leistungsberechtigten die UVG-Zahlungen kein
erhöhtes Einkommen bedeuten. Vielmehr entfaltet das Ne-
beneinander der Leistungsansprüche einen zusätzlichen büro -
kratischen Aufwand: Die alleinerziehenden Elternteile müssen 
zu zwei Dienststellen Kontakt halten. Für die Dienststellen ent-
steht Doppel arbeit.

424. Die Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit und Verbraucher-
schutz (BSG) ermittelte, dass im Jahr 2004 rund 57 % der Emp-
fänger von UVG-Zahlungen auch SGB-Leistungen erhielten. 
Nach Erfahrungswerten der Jugendämter liegt der Prozentsatz 
inzwischen erheblich höher. Schon bei einem unterstellten Anteil 
von nur 57 % an Beziehern beider Transferleistungen könnte 
Hamburg durch Ausschluss der parallelen Leistungsansprüche 

Haushaltsbe-
lastung in Höhe 
von mindestens 
9,5 Mio. Euro 
vermeidbar
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seine Kosten für die Umsetzung des UVG um rund 9,5 Mio. Euro1 
senken.2 

425. Unterhaltsansprüche von Kindern gegenüber den familienfernen 
Elternteilen gehen gemäß § 7 Absatz 1 UVG auf den Staat über, 
wenn die Kinder Unterhaltsvorschüsse erhalten. Der Staat ist ge-
setzlich verpflichtet, die Unterhaltsvorschüsse von diesen Eltern-
teilen zurückzufordern, hat damit aber wenig Erfolg. 2006 betrug 
der Anteil vollständig gelungener Rückgriffe 4 % aller Fälle. 2005 
belief sich das Einnahmevolumen auf etwa 12 % der geleisteten 
UVG-Zahlungen. Nach Auswertung eines von der BSG initiierten 
Pilotprojekts3 kam sie zu der Erkenntnis, dass die Gründe für den 
geringen Rückgriffserfolg vor allem in der wirtschaftlichen Situa-
tion der familienfernen Elternteile lägen. So seien 2004 nur 16 % 
der Unterhaltsschuldner erwerbstätig gewesen. 

426. Die weitgehend erfolglosen Rückgriffsbemühungen lösen erheb-
liche Kosten aus. Nach einer – wegen fehlender Daten – über-
schlägigen Berechnung des Rechnungshofs übersteigen die 
Rückgriffskosten den Hamburger Anteil der Einnahmen aus den 
Rückgriffen um rund 0,2 Mio. Euro.

427. Der Rechnungshof hat die BSG aufgefordert, aktuelle Daten über 
den parallelen Bezug von Transferleistungen nach dem SGB und 
dem UVG sowie die Kosten für die Durchführung des UVG – ins-
besondere für den Rückgriff – zu ermitteln. Die BSG sollte sich 
auf Grundlage dieser Daten für eine bundesgesetzliche Änderung 
einsetzen, um zumindest den Ausschluss von UVG-Zahlungen an 
Empfänger von SGB-Leistungen zu erreichen. 

 Einziehungsquote als Kennzahl

428. Der Senat verwendet im Haushaltsplan die Einziehungsquote als 
Produktkennzahl. Diese Quote wird als Verhältnis der Einnahmen 
aus dem Rückgriff zum Auszahlungsvolumen eines Haushalts-
jahres berechnet und bundesweit für Vergleiche herangezogen. 
Aus mathematischen und tatsächlichen Gründen ist die Quote 
weder als Quantitäts- noch als Qualitätskennzahl geeignet:

 – Einnahmen aus Rückgriffen beziehen sich auch auf Zahlun-
gen vergangener Haushaltsjahre. 

 – Gesetzliche Änderungen wie die Erhöhung der UVG-Regel-
sätze beeinflussen den Rückgriffserfolg. 

 – Für die Höhe der Einnahmen aus dem Rückgriff ist vor allem die 
Sozialstruktur der Länder und Kommunen ausschlaggebend. 

1 Dieser Betrag umfasst Personalkosten in Höhe von rund 2,0 Mio. Euro sowie 
UVG-Zahlungen in Höhe von rund 9,5 Mio. Euro abzüglich der Einnahmen aus 
Rückgriffen in Höhe von rund 2,0 Mio. Euro.

2 In der Folge würden sich die Ausgaben nach SGB II beim Bund erhöhen. Erhö-
hungen im Hamburger Haushalt für Teile der Ausgaben nach SGB II und Ausga-
ben nach SGB XII sind nicht auszuschließen. 

3 „Heranziehung Unterhaltspflichtiger nach dem Unterhaltsvorschussgesetz 
(UVG), Verlagerung auf externe Dienstleister“ .

Kosten für den 
Rückgriff über-
steigen die 
Einnahmen

Einziehungsquote 
als Kennzahl 
ungeeignet
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429. Der Rechnungshof hat empfohlen, die Einziehungsquote gegen-
über der Bürgerschaft und der Öffentlichkeit nur noch mit der ge-
botenen relativierenden Erläuterung zu verwenden. Als Kennzahlen 
sollten vorzugsweise die Hamburger Grunddaten (Fallzahlen und 
Leistungsvolumina) genutzt werden. Die BSG sollte die Problema-
tik auch auf Bundesebene thematisieren. 

 Verwaltungshandeln 

430. Zur Ausführung des UVG hat das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend umfangreiche Richtlinien erlassen. 
Mit dem Ziel, ein einheitliches hamburgisches Verfahren zu ge-
währleisten, konkretisierte die BSG 2002 die Verfahrensabläufe 
der Unterhaltsvorschuss-Abteilungen durch die „Vorläufige Re-
gelung für die Gewährung von Unterhaltsvorschüssen oder -aus-
fallleistungen und die Heranziehung der Unterhaltspflichtigen“. 

431. Trotz dieser Vorgaben arbeiteten die Beschäftigten der einzelnen 
Unterhaltsvorschuss-Abteilungen unterschiedlich.4 So wurden 
z. B. vergleichbare Forderungen zu unterschiedlichen Zeitpunkten 
zum Soll gestellt. Erforderliche manuelle Zinsberechnungen unter-
blieben zum Teil mit Hinweis auf den zu hohen Aufwand. 

432. Die „Vorläufige Regelung“ der BSG ist teilweise überholt und reicht 
nicht aus, um in allen Unterhaltsvorschuss-Abteilungen ein einheit-
liches, wirtschaftliches Verwaltungshandeln sicherzustellen. Durch 
den teilweisen Verzicht auf die Erhebung von Zinsen nahmen die 
Unterhaltsvorschuss-Abteilungen verringerte Einnahmen in Kauf. 

433. Der Rechnungshof hat gefordert, die „Vorläufige Regelung“ zeit-
nah zu aktualisieren. Anhand von UVG-Fallkonstellationen sollte 
die BSG gemeinsam mit den Unterhaltsvorschuss-Abteilungen 
einheitliche und wirtschaftliche Arbeitsabläufe festlegen. In die-
sem Zusammenhang hat der Rechnungshof der BSG empfohlen, 
den Unterhaltsvorschuss-Abteilungen ein weniger aufwendiges 
Zinsberechnungsverfahren anzubieten.

 Stellungnahme der Verwaltung

434. Die BSG hat zugesagt, den Empfehlungen des Rechnungshofs zur 
Einziehungsquote als Kennzahl sowie zum Verwaltungshandeln 
nachzukommen. Sie will eine hamburgweite Initiative zur Installa-
tion einheitlicher und wirtschaftlicher Arbeitsabläufe anstoßen und 
begleiten. Daten über den parallelen Bezug von Leistungen nach 
dem UVG und nach dem SGB sowie die Kosten zur Durchführung 
des UVG seien nur schwierig zu ermitteln; hierzu bedürfe es einer 
gesonderten Datenerhebung. 

Umsetzung des 
UVG zu wenig 
standardisiert

4 Die Unterhaltsvorschuss-Abteilung des Bezirksamts Wandsbek entwickelte 
deshalb standardisierte Verfahren, die auf eine einheitliche Bearbeitungspraxis 
und Aktenführung abzielen.
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 Zur Frage einer Initiative auf Bundesebene mit dem Ziel, einen 
Ausschluss von UVG-Zahlungen an SGB-Leistungsempfänger zu 
erreichen, habe die BSG ihre Meinungsbildung noch nicht abge-
schlossen. Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend habe vor einigen Monaten begonnen, systematisch 
alle familienfördernden Leistungen einer Wirksamkeitsanalyse und 
Sinnhaftigkeitsprüfung zu unterziehen. In diesem Rahmen seien 
auf das UVG bezogene Prüfungen und Datenerhebungen durch 
die BSG beabsichtigt. Die weitere Meinungsbildung erfolge auf 
Grundlage der Daten und der Ergebnisse dieses Projekts.

 Die Erörterungen sind noch nicht abgeschlossen.
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Psychosoziale Betreuung
nach dem SGB II

Die gegenwärtige Förderung geht sowohl 
hinsichtlich der Zielgruppe als auch der Be-
treuungsinhalte weit über den Bereich der 
von Hamburg zu finanzierenden Aufgaben 
hinaus.

Die Zuwendungsgewährung weist nicht un-
erhebliche Mängel auf. 

Im Rahmen der von der Behörde geplanten 
Neukonzeption der Hilfe muss insbesonde-
re eine Überprüfung der bisher eingesetz-
ten Ressourcen und die Durchführung eines 
wettbewerblichen Verfahrens bei der Träger-
auswahl vorgesehen werden.

435. Die Neuordnung der Sozialleistungssysteme zum 1. Januar 20051  
hat im Bereich der Betreuung und Beratung Arbeitsloser und ihrer 
Angehörigen zu einer veränderten Aufteilung der Aufgaben und 
Finanzverantwortlichkeiten zwischen dem Bund und den Kommu-
nen geführt. Im Ergebnis sollte eine deutliche und dauerhafte Ent-
lastung der kommunalen Haushalte bewirkt werden.2 Das Sozial -
gesetzbuch Zweites Buch (SGB II)3 weist in § 6 Absatz 1 Nr. 2 den 
Kommunen nur die Trägerschaft für im Einzelnen benannte Maß-
nahmen zu. Hierunter fällt die Gewährung der Psychosozialen Be-
treuung nach § 16 Absatz 2 Satz 2 Nr. 3 SGB II. Demgegenüber ist 
die  Bundesagentur für Arbeit (BA) für alle übrigen Leistungen der 
Grundsicherung zuständig, zu denen im Bereich der Betreuung 
Arbeitsuchender gemäß § 4 Absatz 1 Nr. 1 SGB II die Information 
und Beratung gehören. 

 Für die Gewährung der Psychosozialen Betreuung nach § 16 
Absatz 2 Satz 2 Nr. 3 sind derzeit im Einzelplan der Behörde für 
Soziales, Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz (BSG)  jähr-
lich knapp 1,8 Mio. Euro veranschlagt.4 Diese Mittel werden als 
Zuwendungen in unterschiedlicher Höhe an sieben Einrichtungen 
bewilligt.

 Umfang der Zuwendungen

436. Im Rahmen der vom Rechnungshof näher untersuchten Zuwen-
dungsgewährung an die beiden hinsichtlich des Fördervolumens 

1 Sogenanntes Hartz IV-Reformpaket.
2 Vgl. Begründung des Gesetzentwurfs, Bundestagsdrucksache 16/1516 vom 

5. September 2003, S. 80 f.; vgl. auch Finanzbericht 2005/2006 der Freien und 
Hansestadt Hamburg, S. 62.

3 Grundsicherung für Arbeitssuchende.
4 Titel 4610.684.12 „Psychosoziale Betreuung nach § 16 (2) Ziffer 3 SGB II sowie 

Beratungsangebote für Arbeitslose“.

Zielgruppe 
zu weit gefasst
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maßgeblichen Träger5 hat die Behörde Vorgaben gemacht, die 
über den Bereich der Psychosozialen Betreuung weit hinausge-
hende Aktivitäten zulasten des Hamburger Haushalts zulassen. 

 In der Beschreibung der Zielgruppe sind nicht nur Leistungsemp-
fänger nach dem SGB II, sondern sämtliche Arbeitslose (also auch 
die Bezieher von Arbeitslosengeld nach dem SGB III6 in der Zu-
ständigkeit der BA) sowie darüber hinaus auch „sonstige Ratsu-
chende“ genannt:

 

 Nach den Feststellungen des Rechnungshofs führt dies dazu, 
dass auch tatsächlich von den Trägern neben Leistungsbeziehern 
nach dem SGB II solche nach dem SGB III, dem SGB XII7 sowie 
weitere Personenkreise beraten werden. 

 Im Fall eines Trägers ist ausdrücklich vorgesehen, dass die Bera-
tungsangebote „auch überregional zur Verfügung stehen“. Dem-
entsprechend informiert der Träger über sein Angebot und weist in 
seinen Berichten für 2006 einen Anteil auswärtiger Hilfesuchender 
von 6,5 % aus. Die BSG hält dies im Hinblick auf die Metropol-
funktion Hamburgs für vertretbar.

437. Auch die durch die BSG vorgegebenen Beratungsinhalte in den 
Zuwendungsbescheiden gehen weit über die Psychosoziale Be-
treuung nach dem SGB II hinaus. Die Zweckbeschreibungen wei-
sen u.a. als Schwerpunkte der Beratungen aus:

 – alle Fragen im Zusammenhang mit Arbeitslosenunterstüt-
zung und Arbeitssuche

 – Schulden/finanzielle Notlagen 

 – Rente/Krankenkasse/Kur/Krankheit

 – Ausländische Mitbürger/Ausländerrecht.

 Derartige Themen sind im Wesentlichen originäre Aufgaben von 
BA, Sozialversicherungsträgern und weiteren Institutionen. 

5 Förderhöhen rund 1,2 Mio. und 400.000 Euro jährlich.
6 Arbeitsförderung.
7 Sozialhilfe, Träger: Freie und Hansestadt Hamburg.

Zielgruppe lt. Behördenvorgabe:

Alle Arbeitslosen, von Arbeitslosigkeit bedrohten und
sonstige Ratsuchende

Zielgruppe nach SGB II:

Leistungsempfänger nach
§16 Absatz 2 Satz 2 Nr. 3 SGB II

Beratungsinhalte 
zu umfangreich
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 Die BSG sieht eine Finanzierung dieser Angebote durch Hamburg 
gleichwohl als notwendig an.

438. Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die Behörde hinsichtlich 
Inhalt und Zielgruppe entgegen der im SGB II vorgesehenen Ver-
teilung der Zuständigkeiten und Finanzverantwortlichkeiten Ham-
burger Haushaltsmittel für Leistungen einsetzt, die von anderen 
Trägern erbracht werden bzw. zu erbringen sind. Damit werden 
diese Mittel der Erledigung der von Hamburg wahrzunehmenden 
Staatsaufgaben entzogen. Im Ergebnis wird auch die zwischen 
dem Bund und den Ländern ausgehandelte und im fiskalischen 
Interesse Hamburgs liegende Entlastung durch die Arbeitsmarkt-
reform (vgl. Tz. 435) teilweise unterlaufen. Darin liegt haushalts-
rechtlich ein Verstoß gegen die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit sowie der Notwendigkeit zur Erfüllung der staat-
lichen Aufgaben (§§ 6 und 7 Absatz 1 LHO). 

 Der Rechnungshof hat die Behörde aufgefordert, die erforderliche 
Konzentration des Mitteleinsatzes und die entsprechenden Anpas-
sungen der Vorgaben hinsichtlich Zielgruppe und Leistungsinhalten 
bei künftigen Zuwendungsgewährungen bzw. im Rahmen der ge-
planten Neukonzeption (vgl. Tz. 443 ff.) des Bereichs vorzunehmen.

439. Bei der Aufstellung der zugrunde liegenden Haushaltspläne 
2005/2006 und 2007/2008 wurde die ab 2005 geltende Zuord-
nung von Aufgaben- und Finanzverantwortlichkeiten von der Be-
hörde nicht berücksichtigt. Die Zweckbestimmung des einschlä-
gigen Haushaltstitels sieht eine Beratung von Arbeitslosen ohne 
weitere Beschränkung vor und ermöglicht damit deutlich über den 
Bereich der Psychosozialen Betreuung hinaus zulasten Hamburgs 
Zuwendungen für Aufgaben, die von der BA wahrzunehmen sind. 
Aus Anlass der Haushaltsberatungen wurde die Bürgerschaft im 
Rahmen des Finanzberichts 2005/20068 zwar über die generelle 
gesetzliche Neuordnung zum 1. Januar 2005, nicht jedoch über 
die hiermit verbundenen besonderen Auswirkungen auf die Vertei-
lung der Aufgaben und Finanzverantwortlichkeiten im Bereich der 
Beratungsleistungen informiert.

 Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass im Sinne der 
Grundsätze der Haushaltsklarheit und -wahrheit in diesem beson-
deren Fall eine detaillierte Information für den Entscheidungspro-
zess der Bürgerschaft erforderlich gewesen wäre.

 Zuwendungsverfahren 

440. Bei einem der beiden Träger wurden Aktivitäten gefördert, die im 
Rahmen des Zuwendungszwecks, an dessen Erfüllung ein erheb-
liches staatliches Interesse bestehen muss, grundsätzlich bzw. 
hinsichtlich des Umfangs nicht notwendig waren. Dies betraf 
insbesondere den Einsatz von Mitteln für Öffentlichkeitsarbeit im 
Umfang von rund 20.000 Euro.9

Finanzielle Ent-
lastung durch 
Arbeitsmarkt-
reform nicht 
genutzt

8 S. 62.
9 Zum Beispiel für die Präsenz auf der Messe „Du und Deine Welt“ sowie eine

25-Jahrfeier.

Nicht notwen-
dige Träger-
aktivitäten
gefördert
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 Gefördert wurde auch die Durchführung von Schulungen, Se-
minaren und Workshops für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
weiterer Beratungs- und Beschäftigungsträger. Veranstaltungs-
teilnehmer und -inhalte (beispielsweise Grundlagenwissen zur Ar-
beitsmarktreform) lassen sich nicht ohne Weiteres in den Kontext 
der Psychosozialen Betreuung einfügen.

 Der Rechnungshof hat die Zuwendung für die Öffentlichkeitsarbeit 
beanstandet und die Behörde aufgefordert, die künftige Höhe der 
Förderung auf das für die Zwecke der Psychosozialen Betreuung 
Notwendige zu beschränken.

 Die BSG will die Kritik des Rechnungshofs zum Anlass nehmen, 
den Ausgabeposten auf seine Erforderlichkeit zu überprüfen.

441. Der Träger wurde zudem institutionell gefördert, obwohl die nach 
den Verwaltungsvorschriften zur LHO für diese spezielle Förde-
rungsart erforderlichen Unterlagen zumindest bei Gewährung der 
Zuwendung nicht vorlagen.

 Der Rechnungshof hat im Interesse des Wettbewerbsgedankens 
angeregt, eine Umstellung der institutionellen Förderung auf eine 
Projektförderung zu prüfen. 

 Die BSG will gegenüber allen Trägern im Rahmen der Neukonzep-
tion (vgl. Tz. 443) die bisherige Förderpraxis beenden.

442. Bei dem anderen Träger erfolgte über Jahre hinweg eine unver-
hältnismäßig hohe Förderung von Overheadstellen. Nur knapp 
drei Beraterstellen standen drei Stellen für Geschäftsführung, Pro-
jektleitung und Verwaltung gegenüber.10

 Eine Bewertung der geförderten Stellen fand entgegen den Vorga-
ben der Verwaltungsvorschriften zur LHO ebenfalls erst nach fast 
fünfjähriger Laufzeit des Projekts statt. Sie ergab für die Position 
der Geschäftsführung eine niedrigere Einstufung, als sie der För-
derung bis dahin zugrunde gelegt worden war.

 Ferner sind die durch diesen Träger geltend gemachten Mietkos-
ten bezogen auf den Raumbedarf für das geförderte Personal um 
rund 100 % überhöht. Dies belegen Vergleichsberechnungen auf 
der Grundlage der für die hamburgische Verwaltung geltenden 
Vorschrift für die Berechnung der Kosten eines Büroarbeitsplatzes 
sowie der ortsüblichen Vergleichsmiete für Gewerbeimmobilien. 

 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und die Behörde aufge-
fordert, 

 – den Umfang der Overheadförderung auf das notwendige Maß 
zu begrenzen und

Unverhältnis -
mäßig hohe Over-
headförderung

Übernahme un-
angemessen hoher 
Mietkosten

10 Bei dem anderen Träger erfolgt beispielsweise eine Förderung im Verhältnis 6 
(Berater) zu 1 (Overhead).
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 – die Miethöhe zu überprüfen und künftig lediglich angemes-
sene Mietkosten zu bewilligen.

 Die BSG beabsichtigt, in Verhandlungen mit dem Träger über den 
Umfang der Zuwendung die Overhead- und Mietkosten zu reduzie-
ren. Im Rahmen der Verwendungsnachweisprüfung für die Jahre 
2005 und 2006 sei bereits eine nachvollziehbare Aufschlüsselung 
der auf das Projekt entfallenden Mietkosten angefordert worden. 
Im Übrigen seien aus ihrer Sicht rückwirkende Änderungen für die 
Vorjahre aus Gründen des Vertrauensschutzes nicht möglich.

 Neukonzeption

443. Die Behörde hat zwischenzeitlich einen noch im Überarbeitungs-
stadium befindlichen Entwurf einer Neukonzeption der Psycho-
sozialen Betreuung nach dem SGB II erarbeitet.11 Dieser Entwurf 
sieht folgende Eckpunkte vor:

 – Eingrenzung der Zielgruppe auf SGB II-Leistungsempfänger 
mit gewöhnlichem Aufenthalt in Hamburg und besonderer 
Schwierigkeitslage aufgrund von mehreren außerberuflichen 
Vermittlungshemmnissen, die eine Vermittlung in Arbeit, in 
Maßnahmen zur beruflichen Eingliederung oder in Arbeitsge-
legenheiten verhindern.

 – Ausschließliche Zuweisung an die Träger durch die für SGB II-
Leistungsempfänger zuständige Arbeitsgemeinschaft team.
arbeit.hamburg (ARGE) auf der Basis von Gutscheinen.

 – Begleitendes Fallmanagement der Träger mit Erarbeitung von 
Eingliederungsplänen einschließlich Zielvereinbarungen mit 
den Leistungsberechtigten sowie Zwischen- und Schlussbe-
richten mit konkreten Handlungsempfehlungen gegenüber 
der ARGE.

 – Beibehaltung des Mittelvolumens in Höhe von 1,8 Mio. Euro 
bei geplanter Finanzierung von 1.500 Gutscheinen pro Jahr 
und einer auf drei Jahre befristeten, jährlich abnehmenden 
Sockelfinanzierung von fünf noch zu benennenden Trägern.

444. Der Rechnungshof begrüßt es, dass die Behörde konzeptionelle 
Überlegungen zur Neuausrichtung der Förderung anstellt. Er 
hält insbesondere die zielgenauere Ausrichtung des Kreises der 
möglichen Leistungsempfänger, das standardisierte Vorgehen 
zur Ermittlung des Hilfebedarfs und die Einführung von Fallpau-
schalen12  für sinnvoll. Darüber hinaus hat er die Behörde aufge-
fordert 

11 Stand Juni 2007.
12 Dieses Instrument für einen transparenten und wirtschaftlichen Mitteleinsatz 

hat der Rechnungshof bereits im Jahresbericht 2000, Tzn. 413 und 414, befür-
wortet.

Neukonzeption 
anpassungs -
bedürftig
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 – den Anwendungsbereich der Psychosozialen Betreuung noch 
deutlicher zu konkretisieren, 

 – bisher in der Neukonzeption nicht vorgesehene Vorgaben 
und Kennzahlen für eine wirksame Erfolgskontrolle zu ent -
wickeln,

 – die vorgesehenen Haushaltsmittel anhand des tatsächlichen 
Bedarfs an psychosozialer Betreuung zu überprüfen, wobei 
die gebotene inhaltliche Eingrenzung der Förderung (vgl. Tz. 
438) eine Reduzierung des Mittelansatzes nahe legt,

 – künftig ein wettbewerbliches Verfahren bei der Trägerauswahl 
durchzuführen,13 um allen Trägern den gleichberechtigten Zu-
gang zur Leistungserbringung zu eröffnen.

445. Die Behörde hat darauf hingewiesen, dass der interne Entschei-
dungsprozess zur Ausgestaltung der Neukonzeption noch andau-
ere. Ferner hat sie mitgeteilt, dass

 – der Konzeptentwurf zwischenzeitlich sowohl eine deutlichere 
Konkretisierung und Abgrenzung des Anwendungsbereiches 
der Psychosozialen Betreuung als auch konkretere Vorgaben 
für die Träger hinsichtlich einer wirksamen Erfolgskontrolle 
vorsehe,

 – ein differenziertes Berichtswesen zur Überprüfung der Quali-
tät der Psychosozialen Betreuung eingeführt werden solle,

 – von einer Reduzierung des Mittelansatzes aufgrund der um-
fangreicheren Betreuung der Leistungsberechtigten derzeit 
nicht ausgegangen werde und

 – beabsichtigt sei, ein wettbewerbliches Verfahren durchzu-
führen. 

13 Vgl. bereits die entsprechende Forderung des Rechungshofs in den Jahresbe-
richten 2000, Tz. 415 ff. und 2002, Tz. 22.
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Investitionszuschüsse für das
Berufsförderungswerk Hamburg 

Die Gewährung von Investitionszuschüs-
sen entsprach nicht den Grundsätzen der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Die zu-
gunsten der Maßnahme angeführten Grün-
de wurden nicht schlüssig belegt. Eine Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung wurde nicht 
eingefordert. 

Die Behörde hat das Zuwendungsrecht in 
wesentlichen Punkten nicht beachtet. 

446. Die Berufsförderungswerk Hamburg GmbH (BFW) verfolgt den 
Zweck der beruflichen Rehabilitation behinderter und von Be-
hinderung bedrohter Menschen. Alleinige Gesellschafterin ist die 
Freie und Hansestadt Hamburg. 

 Um auswärtige Teilnehmer unterbringen zu können, betreibt das 
BFW Internatsgebäude, die in den 70er Jahren errichtet und in 
den Jahren 1999 bis 2004 modernisiert wurden. Zur Finanzierung 
des Umbaus einiger der Gebäude gewährte – neben sechs ande-
ren Zuwendungsgebern – auch die Stadt Investitionszuschüsse in 
Form von Zuwendungen, deren Höhe rund 4,1 Mio. Euro betrug.1

 
 Wirtschaftlichkeit des Vorhabens

447. Den Umbaumaßnahmen lag ein „Modernisierungskonzept des 
BFW“ aus dem Jahr 1987 mit zwei Lösungsvorschlägen zugrun-
de, von denen das Unternehmen die teurere Variante wählte, die 
von der Behörde akzeptiert wurde. Diese Variante sah vor, die 
Räumlichkeiten in den Häusern zu größeren Einzelzimmern mit 
jeweils eigener Nasszelle umzubauen sowie für die dadurch ver-
lorengehenden 200 Plätze Ersatz in Neubauten zu schaffen. Die 
Gesamtkosten wurden auf rund 15,1 Mio. Euro geschätzt.2

448. Als wesentliche Begründung für den Umbau wurde der mit der 
ungenügenden Unterbringungssituation verbundene Wettbe-
werbsnachteil für das BFW angeführt.3 Die Argumentation basier-
te auf dem oben genannten Modernisierungskonzept, wonach 
die alten Räumlichkeiten den veränderten und nachvollziehbaren 
Ansprüchen der Bewohner nicht mehr gerecht würden. Rückläu-
fige Belegungen und wirtschaftliche Einbußen könnten die Folge 

1 Zugrunde lagen drei ab dem Jahr 2000 ergangene Zuwendungsbescheide der 
damaligen Behörde für Arbeit, Gesundheit und Soziales bzw. Behörde für Sozi-
ales und Familie. 

2 Rund 10 Mio. Euro für den Um- und rund 5,1 Mio. Euro für den Neubau. Für 
die Alternative mit kleineren Räumlichkeiten wurden rund 12,5 Mio. Euro veran-
schlagt.

3 Vgl. die Erläuterungen zum Haushaltsplan 2001 (Titel 4210.891.05 „Zuschuss an 
das Berufsförderungswerk GmbH für den Neu- und Umbau von Internatsplät-
zen“), mit dem ein Teil der Zuwendung veranschlagt wurde.
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sein. Zudem sei eine Gefährdung des Rehabilitationserfolgs nicht 
auszuschließen. Diese Einschätzung werde durch eine Untersu-
chung der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Berufsförderungswerke 
(ADBFW) gestützt, die eine mangelnde bauliche Ausstattung bun-
desweit festgestellt und Modernisierungen für erforderlich gehal-
ten habe. Verschiedene Berufsförderungswerke böten zumindest 
teilweise einen moderneren Standard. 

449. Die vom Unternehmen bzw. von der Behörde genannten Begrün-
dungen lassen nicht erkennen, dass bei der Zuwendungsbewil-
ligung für das Umbauvorhaben die Grundsätze der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit nach § 7 Absatz 1 Satz1 LHO beachtet 
worden sind. Es fehlt bereits an einer plausiblen Darlegung des 
Nutzens der Maßnahme:

 – Die behauptete ungünstige Wettbewerbssituation ist mit dem 
Ergebnis der Untersuchung der ADBFW nicht ohne Weiteres 
vereinbar. Hiernach bestand eine Mängellage in Bezug auf die 
Ausstattung der Internate bundesweit. Dies widersprach der 
Darstellung des BFW hinsichtlich anderer besser ausgestat-
teter Berufsförderungswerke und hätte Anlass zur Überprü-
fung sein müssen. Konkrete Daten zur Ausstattung anderer 
Berufsförderungswerke sind den behördlichen Vorgängen je-
doch nicht zu entnehmen. Von einem bestehenden oder künf-
tigen Wettbewerbsnachteil für das BFW konnte auf dieser Ba-
sis nicht ausgegangen werden, zumal bei der Einstellung der 
Mittel in den Haushalt und der Zuwendungsgewährung die 
Aktualität der Darstellungen von BFW und ADBFW nicht mehr 
zwangsläufig gegeben war.

 – Der Argumentation eines drohenden, die Wirtschaftlichkeit 
des BFW gefährdenden Belegungsrückgangs lagen keine be-
lastbaren Daten zugrunde. Zwischen 1987 und der endgül-
tigen Entscheidung über die Zuwendungsgewährung lag die 
Belegung durchgehend auf sehr hohem Niveau knapp unter-
halb der Vollauslastung.

 – Die Überlegung, dass aus Teilnehmersicht oder gemessen an 
üblichen Standards nicht angemessene Wohnbedingungen 
den Rehabilitationserfolg hätten gefährden können, lässt sich 
mangels konkreter Erkenntnisse ebenfalls nicht belegen. Hier 
wären Informationen zu erheben gewesen, inwieweit von Trä-
gern und Teilnehmern überhaupt ein längerfristiger Internats-
aufenthalt gewünscht wird und ob einer besseren Ausstattung 
für die Entscheidung zugunsten einer Rehabilitationsmaß-
nahme beim BFW maßgebliche Bedeutung zukommt.

450. Der Rechnungshof hat die fehlende Grundlage für die Bewilligung 
der Zuwendung durch die Behörde beanstandet und gefordert, 
die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beach-
ten.

Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit 
nach § 7 LHO 
nicht beachtet

Darstellung eines 
Wettbewerbs-
nachteils zweifel-
haft und wider-
sprüchlich

Rückgängige Be-
legungszahlen und 
Gefährdung des 
Rehabilitationser-
folgs nicht belegt

Keine Erkenntnisse 
zur Notwendigkeit 
für den Rehabilita-
tionserfolg
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 Wirtschaftlichkeitsuntersuchung

451. Für alle geeigneten Maßnahmen von erheblicher finanzieller Be-
deutung sind Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen in Form der Kos-
ten-Nutzen-Untersuchung anzustellen.4 Bei der Beurteilung waren 
nicht nur die angesichts des Hamburger Anteils am Investitions-
volumen erheblichen finanziellen Auswirkungen, sondern auch 
nicht monetäre Vor- und Nachteile (u.a. mögliche Ausstattungs-
standards und deren Auswirkungen auf den Rehabilitationserfolg) 
zu bewerten. Angesichts des Investitionsvolumens und der Folge-
kosten wäre die Durchführung einer Kosten-Nutzen-Analyse trotz 
des höheren Aufwandes geboten gewesen, zumal die teurere Al-
ternative gewählt wurde.5

 Die Behörde hat die erforderliche Kosten-Nutzen-Analyse weder 
vom BFW eingefordert,6 noch sind eigene Feststellungen dazu er-
kennbar. Der Rechnungshof hat dies beanstandet.

 Weitere zuwendungsrechtliche Anforderungen

452. Die Behörde hat weitere zuwendungsrechtliche Anforderungen7 in 
wesentlichen Punkten nicht beachtet. Sie hat Zuwendungen für 
die Umbaumaßnahmen bewilligt, obwohl die hierfür vorgeschrie-
benen Unterlagen nicht vorlagen. Ein Antragsprüfungsvermerk, 
der Entscheidung und tragende Überlegungen im Zuwendungs-
verfahren hätte dokumentieren sollen, ist nicht gefertigt worden. 
Zuwendungen sind für bereits begonnene Maßnahmen bewilligt 
worden, obwohl die erforderliche Zustimmung zum vorzeitigen 
Maßnahmebeginn weder in der gebotenen Form im Zuwendungs-
verfahren erteilt worden ist noch die inhaltlichen Voraussetzungen 
hierfür vorgelegen haben.

 Der Rechnungshof hat die unzureichende Abwicklung des Zuwen-
dungsverfahrens beanstandet.

 Stellungnahme der Verwaltung

453. Die Behörde hat den Feststellungen des Rechnungshofs zugestimmt. 
Sie hat zugesagt, künftig das Gebot der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit sowie die weiteren zuwendungsrechtlichen Anforderungen 
auch bei mischfinanzierten Projekten zu beachten. Im Übrigen hat 
die Behörde darauf hingewiesen, dass aufgrund der nach der Be-
willigung der Umbaumaßnahme erfolgten Neufassung der „Dienst-
vorschrift zur Vergabe von Zuwendungen“ klarere Verfahrens- und 
Kontrollregelungen normiert seien, um Mängel, wie sie vom Rech-
nungshof festgestellt worden seien, künftig zu vermeiden.

4 § 7 Absatz 2 LHO in. Verbindung mit Verwaltungsvorschrift (VV) Nr. 2.2.4 zu § 7 LHO; 
Kosten-Nutzen-Untersuchungen dienen u.a. dazu, sowohl monetäre als auch nicht 
monetäre Vor- und Nachteile einer Maßnahme zu erfassen und zu bewerten.

5 Vgl. VV Nr. 1.4 zu § 7 LHO: Einsatz der Methoden der Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen in Abhängigkeit von der finanziellen Bedeutung und den beabsichtig-
ten Wirkungen einer Maßnahme.

6 VV Nr. 3.1 zu § 44 LHO.
7 VV Nr. 3.2.1, Nr. 3.3 und Nr. 1.3 zu § 44 LHO.

Erforderliche 
Wirtschaftlichkeits-
untersuchung 
nicht durchgeführt

Zuwendungs-
recht in wesent-
lichen Punkten 
nicht eingehalten
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Behörde für Stadt-
entwicklung und Umwelt

UmweltPartnerschaft
Hamburg

Zuwendungen an Unternehmen zur Förde-
rung des Ressourcenschutzes sollten nur 
im begründeten Einzelfall unabhängig von 
deren wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit 
gewährt werden. 

Im Übrigen sollten im Regelfall kurzfristig 
rentierliche Investitionen mit vollständig 
rückzahlbaren und mittelfristig rentierliche 
Investitionen mit teilrückzahlbaren Zuwen-
dungen gefördert werden.

 UmweltPartnerschaft Hamburg

454. Die UmweltPartnerschaft Hamburg wurde 2003 zwischen der 
Freien und Hansestadt Hamburg, der Handelskammer, der Hand-
werkskammer sowie dem hiesigen Industrieverband für die Dauer 
von zunächst fünf Jahren begründet.1 Ihr Ziel ist es, im Rahmen 
einer Kooperation von Staat und Wirtschaft freiwillige Beiträge der 
Unternehmen zu erreichen, um so auch die Umweltbilanz Hamburgs
kontinuierlich zu verbessern. Die UmweltPartnerschaft umfasst 
u.a. das Förderprogramm „Unternehmen für Ressourcenschutz“2 
und erstreckt sich über 40 Teilprojekte. Bis 2008 soll die Beteiligung 
von 2.000 Unternehmen erreicht werden, bis Ende 2007 haben 
rund 1.400 Unternehmen freiwillige Umweltleistungen erbracht. 

 Zuständig für die Konzeption und überwiegend auch die Abwick-
lung der UmweltPartnerschaft ist die Behörde für Stadtentwicklung 
und Umwelt (BSU – Amt für Natur- und Ressourcenschutz –).

 Förderpraxis 

455. Das Programm „Unternehmen für Ressourcenschutz“ richtet sich 
an alle Hamburger Produktions- und Dienstleistungsunternehmen 
sowie Handwerksbetriebe u. a. mit dem Ziel,

 – Investitionen in den effizienten Einsatz von Ressourcen wie 
Energie, Wasser und Rohstoffen sowie

 – eine Reduzierung der CO2–Emissionen zu erreichen.

1 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 17/2229 vom 7. März 2003. Eine Fortführung um 
weitere fünf Jahre unter Einbeziehung der Hafenwirtschaft wird angestrebt – vgl. 
Bürgerschaftsdrucksache 18/6801 vom 21. August 2007.

2 Weitere wesentliche Förderprogramme sind „Arbeit und Klimaschutz“ sowie 
„Brennstoffzellen- und Wasserstofftechnologie“.
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 Von 20013 bis 2007 wurden ca. 500 Maßnahmen mit einem Zu-
wendungsvolumen von insgesamt rund 6 Mio. Euro gefördert.4 Die 
Zuwendungen werden als Anteilsfinanzierung gewährt. 

456. Der Rechnungshof hat festgestellt, dass

 – auch solche Unternehmen Zuwendungen erhalten haben, de-
ren Wirtschaftskraft ausreichend erscheint, um die Maßnah-
me ohne staatliche Förderung durchführen zu können,5 und

 – die Finanzierungshilfen bisher ausschließlich als nicht rück-
zahlbare Zuschüsse vorgesehen und gewährt worden sind.

457. Nach § 44 Absatz 1 Satz 1 LHO in Verbindung mit § 23 LHO setzt 
eine Zuwendung ein staatliches Interesse voraus, das ohne sie 
nicht oder nicht im notwendigen Umfang befriedigt werden kann. 
Der Rechnungshof hält es danach für geboten, dass die BSU bei 
ihren Förderentscheidungen der Wirtschaftskraft der an einer För-
derung interessierten Unternehmen in Zukunft deutlich stärkeres 
Gewicht beimisst, wie dies zum Teil auch im Rahmen der Wirt-
schaftsförderung gehandhabt wird, und die Notwendigkeit einer 
Zuwendung unter diesem Gesichtspunkt besonders prüft.

 Nicht rückzahlbare Zuwendungen sollen nach der einschlägigen 
Verwaltungsvorschrift nur veranschlagt bzw. bewilligt werden, so-
weit der Zweck nicht bereits durch unbedingt oder bedingt rück-
zahlbare Zuwendungen erreicht werden kann. Danach hält der 
Rechnungshof es für geboten, in die Förderrichtlinie für den Re-
gelfall zumindest eine an Eintritt und Zeitpunkt der Amortisation 
geknüpfte bedingte Rückzahlungspflicht aufzunehmen. Als Orien-
tierungsrahmen hat der Rechnungshof angeregt:

 – Vollständige Rückzahlbarkeit der Förderung bei kurzfristig 
rentierlichen Maßnahmen, um Mitnahmeeffekte auszuschlie-
ßen,

 – teilweise Rückzahlbarkeit entsprechend dem Grad ihrer Wirt-
schaftlichkeit bei Maßnahmen, die sich erst mittelfristig rech-
nen, und

 – Verzicht auf die Rückzahlbarkeit allein bei Maßnahmen, die 
sich erst langfristig rechnen.

 Bei der Beurteilung der Wirtschaftlichkeit einer Maßnahme für ein 
Unternehmen sollte die Behörde künftig auch die mögliche Nut-
zung von Umweltmaßnahmen zur öffentlichen Selbstdarstellung 
der Unternehmen als geldwerten Effekt einbeziehen. 

3 Das Förderprogramm existierte bereits seit Oktober 2001 und wurde dann in die 
UmweltPartnerschaft Hamburg integriert.

4 Das Investitionsvolumen der Unternehmen hat dabei in etwa den zehnfachen 
Wert der Zuwendungen umfasst.

5 So erhielten ein führendes Unternehmen der Telekommunikationsbranche Zu-
wendungen in Höhe von 36.000 Euro, ein Tochterunternehmen einer großen 
Luftfahrtgesellschaft in Höhe von 64.000 Euro oder ein Weltunternehmen der 
Ernährungswirtschaft in Höhe von rund 96.000 Euro.

Ertragskraft 
der Antragsteller 
bei Entschei-
dung über 
Zuwendung 
beachten

Zuwendungen 
bedingt rückzahl-
bar ausgestalten



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg Jahresbericht 2008

193

 Darüber hinaus sollte die Behörde prüfen, ob künftig durch das 
Angebot zusätzlicher – wirtschaftlicherer – Finanzierungshilfen 
(z. B. Übernahme von Bürgschaften oder Garantien) derselbe 
Zweck erreicht werden kann.

458. Die BSU hat geltend gemacht, dass ausschließlich nicht rück-
zahlbare Zuschüsse zu den gewünschten Resultaten führten; eine 
Rückzahlbarkeit der Zuschüsse hebe den notwendigen Anreizef-
fekt wieder auf. Nach ihrer Einschätzung würden sich durch die Ein-
führung rückzahlbarer Zuschüsse die Attraktivität des Programms 
und damit auch die Investitionen in den Ressourcenschutz stark 
rückläufig entwickeln. Auch würden Förderprogramme anderer 
Bundesländer und der Bundesregierung ohne Rückzahlbarkeit 
aufgelegt, um damit eine größere Anzahl von Empfängern zu er-
reichen. Darüber hinaus lägen rund 72 % der Zuschüsse unter 
10.000 Euro; die Einführung einer Rückzahlbarkeit würde deshalb 
zu erhöhtem Verwaltungsaufwand führen. 

 Die Behörde hat zugesagt, bei großen, ertragsstarken Unterneh-
men künftig intensiver zu prüfen, zu bewerten und zu dokumentie-
ren, ob vergleichbare Ergebnisse mit – gegenüber Zuschüssen –
alternativen Fördermöglichkeiten erreichbar seien; derzeit werde 
gemeinsam mit der Hamburgischen Wohnungsbaukreditanstalt 
ein Klimaschutz-Kredit für Unternehmen entwickelt. Die programm-
internen Richtlinien für die Vergabe von Zuwendungen würden um 
einen Hinweis auf diese Dokumentationspflicht ergänzt.

459. Der Rechnungshof begrüßt das Angebot alternativer Fördermög-
lichkeiten, hält diese Maßnahme allein jedoch nicht für ausrei-
chend. Er hat darauf hingewiesen, dass Wirtschaftlichkeitseffekte 
durch eine bedingte Rückzahlbarkeit der Zuschüsse nicht auf-
gehoben werden, sondern lediglich später eintreten. Der Anreiz 
staatlicher Förderung besteht auch bei bedingter vollständiger 
oder teilweiser Rückzahlbarkeit in der faktischen Gewährung eines 
Darlehens sowie der Übernahme des Rentierlichkeitsrisikos durch 
die Stadt. Überdies sprechen geringe Fördersummen im Einzel-
fall eher gegen die Annahme, dass ein starker staatlicher Anreiz 
notwendig sei. Der Verwaltungsaufwand wird auch bei geringeren 
Fördersummen deren Höhe bei Weitem nicht erreichen. Vielmehr 
könnte durch Rückzahlungen das Fördervolumen insgesamt nicht 
unerheblich gesteigert und die Wirkung des Programms auch da-
durch erhöht werden. Der Rechnungshof hält daher eine Anpas-
sung der Förderrichtlinie und -praxis im oben beschriebenen Sinne 
für erforderlich. Dies schließt die Gewährung von Fördermitteln an 
finanzstarke Unternehmen bzw. ohne Rückzahlungsverpflichtung 
im Einzelfall und bei belegter Notwendigkeit nicht aus.
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 Erfolgskontrolle und -bilanz

460. Der Senat hat die Bürgerschaft bislang mit drei Drucksachen über 
die mit der UmweltPartnerschaft erreichten Erfolge unterrichtet.6  
Dabei misst die Behörde den Erfolg u.a. an der erzielten Einspa-
rung von Ressourcen. 

461. Der Rechnungshof hat festgestellt, dass in die Darstellung der der 
UmweltPartnerschaft zugeschriebenen Ressourceneinsparungen 
auch solche eingeflossen sind, die nicht durch Maßnahmen der 
UmweltPartnerschaft, sondern anderweitige Behördenaktivitäten 
bewirkt worden sind.7 

 Der Rechnungshof hat die Behörde aufgefordert, der UmweltPart-
nerschaft nur solche Erfolge zuzurechnen, die auch auf sie zurück-
zuführen sind.

 Die Behörde hat zugesagt, künftig bei der Bilanzierung die durch 
Fördermittel und die ausschließlich durch Beratungen ausgelösten 
Umwelteffekte getrennt voneinander darzustellen. 

462. Der Rechnungshof hat des Weiteren festgestellt, dass die Be-
hörde im Rahmen ihrer Erfolgskontrolle dem Erfolg der einzelnen 
Förderprogramme nicht den mit der Durchführung des jeweiligen 
Programms verbundenen Gesamtaufwand (neben den Fördermit-
teln z.B. auch den Personalaufwand) gegenüberstellt. Damit sieht 
die Behörde von einer Prüfung der Wirtschaftlichkeit ihrer Maß-
nahmen ab, die nach § 7 Absatz 4 Satz 2 LHO Bestandteil der 
notwendigen Erfolgskontrolle ist, und verzichtet auf wesentliche 
Steuerungsinformationen.

 Die Behörde hat zugesagt, künftig die entstehenden Personal- 
und sonstigen Kosten separat auszuweisen.

 Die Erörterungen sind noch nicht abgeschlossen.

6 Bürgerschaftsdrucksache 18/285 vom 18. Mai 2004 „UmweltPartnerschaft 
Hamburg – Bilanz nach einem Jahr“, Bürgerschaftsdrucksache 18/2762 vom 
23. August 2005 „UmweltPartnerschaft Hamburg – Zwischenbilanz“ sowie Bürger -
schaftsdrucksache 18/6801 vom 21. August 2007 „UmweltPartnerschaft Ham-
burg Erweiterung und Fortschreibung“.

7 Dies betrifft Maßnahmen von elf Unternehmen.
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Umgestaltung öffentlicher Flächen

Durch zu frühe Auszahlung einer Zuwen-
dung für die Umgestaltung des Jungfern-
stiegs ist beim Zuwendungsempfänger ein 
Zinsgewinn entstanden, der nachträglich 
zuwendungsmindernd zu berücksichtigen 
ist. Mängel bei der Vorbereitung und Vergabe 
von Bauleistungen haben hier zu Mehrkos-
ten von mindestens 186.000 Euro geführt.

Die Umgestaltungen von Spielbudenplatz 
und Reeperbahn wurden, anders als der 
Bürgerschaft dargestellt, veranschlagt, ohne 
dass die haushaltsrechtlichen Voraussetzun-
gen vorlagen. Nicht stringent durchgeführte 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen führten 
beim Spielbudenplatz u. a. zur Überschrei-
tung der Kostengrenze und bei der Reeper-
bahn zur Nichtberücksichtigung einer rund 
615.000 Euro günstigeren Variante.

463. Im Rahmen des Leitbildes „Metropole Hamburg – Wachsende 
Stadt“ wurden u.a. der Jungfernstieg und der Spielbudenplatz in 
Verbindung mit der Reeperbahn umgestaltet.

 Jungfernstieg

 Zuwendungsverfahren

464. Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt (BSU) hat dem 
Verein Lebendiger Jungfernstieg e.V. (Verein) für die Umgestaltung 
der wasserseitigen Situation am Jungfernstieg im Juli 2005 eine 
Zuwendung von bis zu 4,8 Mio. Euro bewilligt und in dieser Höhe 
auch ausgezahlt. Am 20. Dezember 2006 hat sie aufgrund ihrer 
„Prüfung der ordnungsgemäßen Verwendung der Zuwendung 
an den Verein Lebendiger Jungfernstieg“ festgestellt, dass diese 
„ordnungsgemäß erfolgt sei“. Eine abschließende Prüfung sollte 
nach Vorlage endgültiger Bauabrechnungen erfolgen.

 Für den Rechnungshof war nicht nachvollziehbar, auf Basis wel-
cher Unterlagen des Zuwendungsempfängers die BSU zu ihrem 
Ergebnis gelangt ist. Zum Zeitpunkt ihrer Prüfung lag noch kein 
vom Zuwendungsempfänger zu liefernder Verwendungsnachweis 
mit einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis1 vor. 
Einen bei mehrjährigen Fördermaßnahmen möglichen Zwischen-
nachweis2 hatte die BSU nicht gefordert. Außerdem trug kein Be-
leg den nach Einsichtnahme vorgeschriebenen Prüfvermerk.3

Grundlagen für 
Verwendungs-
prüfung unklar

1 Vgl. Verwaltungsvorschriften (VV) Nrn. 10.1 und 10.2 zu § 44 LHO.
2 Vgl. VV Nrn. 5.2.6 und 11.1 zu § 44 LHO.
3 Vgl. VV Nr. 11.6 zu §§ 44 LHO.



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg Jahresbericht 2008

196

 Die BSU hat außerdem entgegen dem Zuwendungsrecht 4,1 Mio. 
Euro Fördermittel ausgezahlt, obwohl der Verein seine Eigenmittel 
zu diesem Zeitpunkt noch nicht aufgebraucht hatte. Aufgrund die-
ser vorzeitigen Auszahlung der Zuwendung hatten sich auf dem 
Konto des Vereins bis zum März 2007 bereits Zinsgewinne von 
insgesamt rund 35.000 Euro angesammelt. Dies ist ihr bei der Prü-
fung nicht aufgefallen. 

465. Der Rechnungshof hat dies beanstandet. Er hat darauf hinge -
wiesen, dass die von der BSU getroffene Feststellung, öffentliche 
Fördermittel seien ordnungsgemäß verwendet worden, nicht ohne 
eine entsprechende vorherige Prüfung getroffen werden durfte. Er 
hat die BSU aufgefordert, bei ihrer noch ausstehenden abschlie-
ßenden Prüfung des Verwendungsnachweises die bewilligte Zu-
wendung um den beim Verein entstandenen Zinsgewinn zu min-
dern. 

466. Die BSU hat erklärt, dass die bisherige Einsichtnahme in die Be-
lege des Vereins nicht als Prüfung einzustufen sei. Sie hat zuge-
sagt, die Verwendung der Zuwendung voraussichtlich bis zum 
März 2008 abschließend zu prüfen. Hierbei werde sie auch der 
Frage möglicher Zinsgewinne nachgehen.

 Vorbereitung und Vergabe von Bauleistungen

467. Nach Beginn des Umbaus der wasserseitigen Fahrbahn zeigte 
sich, dass die Straßenabläufe aufgrund einer Kabeltrasse nicht 
wie geplant an das vorhandene Siel angeschlossen werden konn-
ten. Nach einer zwischen Hamburg und dem Leitungsunterneh-
men bestehenden Rahmenvereinbarung über die Benutzung öf-
fentlicher Wege bestand für das Unternehmen die Verpflichtung, 
seine Anlagen auf eigene Kosten zu ändern oder zu beseitigen. 
Gleichwohl hat die BSU den Bau einer neuen Sielleitung mit zu-
sätzlichen Kosten von rund 186.000 Euro nachträglich vergeben 
und zulasten Hamburgs abgerechnet (vgl. Tz. 392).

 Die der Vergabe des Hauptauftrags zugrunde liegende unvollstän-
dige bzw. unzutreffende Planung hat außerdem zur nachträglichen 
Beauftragung weiterer Bauleistungen für rund 102.000 Euro ge-
führt, die aus Zeitgründen nicht erneut ausgeschrieben werden 
konnten. Erfahrungsgemäß lassen sich bei einer Vergabe im Wett-
bewerb aber günstigere Preise erzielen. 

468. Der Rechnungshof hat die unzureichenden Planungen beanstan-
det. Dadurch sind vermeidbare Ausgaben von mindestens 186.000 
Euro entstanden. Er hat die BSU aufgefordert, die nachträgliche 
Übernahme der Ausgaben durch das Leitungsunternehmen zu 
betreiben.

 Die BSU hat zugesagt, dass sie den Leitungsträger auffordern 
werde, die entstandenen Mehraufwendungen zu ersetzen.

Vermeidbare 
Ausgaben von 
186.000 Euro 
für Sielleitung

Unzureichende 
Kontrolle von 
Planungsleis-
tungen

Erstattung 
betreiben

Vorzeitige 
Auszahlung 
zum Nachteil 
Hamburgs
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 Spielbudenplatz/Reeperbahn
 
 Haushaltsunterlage

469. Die Bürgerschaft wurde im Mai 2005 über das Gestaltungskon-
zept für den Spielbudenplatz einschließlich der damit verknüpften 
Umgestaltung der Reeperbahn unterrichtet.4 Die Haushaltsunter-
lagen – Bau – nach § 24 LHO (HU-Bau) sollten danach für die 
Reeperbahn Kosten in Höhe von 3,80 Mio. Euro und für den Spiel-
budenplatz von 5,91 Mio. Euro ausweisen. 

 Entgegen dieser Darstellung lag für die Teilmaßnahme Reeper-
bahn eine HU-Bau erst im Juli 2005 vor und ist für die Umgestal-
tung des Spielbudenplatzes überhaupt keine HU-Bau sowie keine 
Ausführungsunterlage Bau nach § 54 LHO erstellt worden.

470. Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen (VE) für einzeln 
veranschlagte Maßnahmen dürfen nach § 24 Absatz 1 LHO erst 
dann veranschlagt werden, wenn die erforderlichen Haushalts-
unterlagen vorliegen. Ausnahmen sind nur zulässig, wenn es nicht 
möglich ist, die Unterlagen rechtzeitig fertigzustellen und aus der 
späteren Veranschlagung Hamburg ein Nachteil erwachsen wür-
de. Die Notwendigkeit einer solchen Ausnahme ist in den Erläute-
rungen zum Haushaltsplan zu begründen. Ausgaben und VE sind 
für diese Baumaßnahmen bis zur Aufstellung der erforderlichen 
HU-Bau gesperrt.5 Ferner dürfen nach § 54 Absatz 1 LHO Bau-
maßnahmen nur begonnen werden, wenn ausführliche Entwurfs-
zeichnungen und Kostenberechnungen vorliegen. 

471. Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die BSU die Bürger-
schaft über das Vorliegen der HU-Bau und damit über die haus-
haltsrechtlichen Voraussetzungen für die Veranschlagung und den 
Beginn der Baumaßnahme falsch unterrichtet und mit der Ausga-
be von nach § 24 Absatz 3 LHO gesperrten Mitteln das Budget-
recht der Bürgerschaft sowie mit dem vorzeitigen Baubeginn § 54 
LHO nicht beachtet hat.

 Die BSU hat die Feststellungen anerkannt. Sie weist ergänzend 
darauf hin, dass die Ursache in den sehr engen Zeitvorgaben 
– insbesondere vor dem Hintergrund der Fußball-Weltmeister-
schaft 2006 – gelegen habe.

 Auswahl der Umgestaltungskonzepte

472. Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die BSU bei den Ent-
scheidungen, welche Gestaltungsvarianten prämiert bzw. ausge-
führt werden sollten, die Aspekte der Wirtschaftlichkeit und die 
Einhaltung verbindlicher Vorgaben nicht ausreichend berücksich-
tigt hat:

4 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/2340 vom 31. Mai 2005.
5 Vgl. § 24 Absatz 3 LHO.

Falsche Unter-
richtung der 
Bürgerschaft

Gesetzlich ge-
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ausgegeben
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 – So führte bei dem Architekturwettbewerb zur Neugestaltung 
des Spielbudenplatzes eine unzureichende und fehlerhafte 
Auswertung der Kostenangaben der Entwurfsverfasser dazu, 
dass vier Entwürfe prämiert wurden, deren Realisierung die 
vorgegebene Investitionsobergrenze überschritten hätte. Der 
ausgeführte Entwurf übertraf die Kostenvorgabe um 36 %, der 
erstplatzierte sogar um 96 %. Weitere Aspekte wie mögliche 
Pachteinnahmen und unterschiedliche Folgekosten, die zur 
Beurteilung der Wirtschaftlichkeit der eingereichten Arbeiten 
wichtig waren, blieben aufgrund mangelnder Wettbewerbs-
vorgaben und mangelnder Auswertung bei der Wettbewerbs-
entscheidung unbeachtet.

 – Auch bei der auf den Architekturwettbewerb folgenden Ent-
scheidung, welcher der prämierten Entwürfe zur Ausführung 
gelangen sollte, hat die BSU nicht alle entscheidungsrele-
vanten Aspekte erfasst. So wären auch hierbei die finanziel-
len Folgen zu berücksichtigen gewesen. Vor dem Hintergrund 
des gravierenden Gesamtkostenunterschiedes von 2,44 Mio. 
Euro zwischen der ausgeführten und der in Investition und 
Betrieb günstigsten Variante wäre außerdem darzulegen ge-
wesen, inwieweit der Nutzen des ausgewählten Entwurfs 
dessen höhere Kosten rechtfertigt. Damit fehlt eine notwen-
dige transparente Entscheidungsgrundlage. 

 – Zur Umgestaltung der Reeperbahn hatte eine ausführbare 
Lösung vorgelegen, mit der der ursprünglich angestrebte und 
später ohne Anlass aufgegebene Boulevardcharakter hätte er-
reicht werden können. Sie sah u.a. vor, die nördlich und südlich 
der Reeperbahn vorhandenen Lindenreihen zu ergänzen und 
den nördlichen Gehweg zulasten der Mittelinsel zu verbreitern. 
Das aus Gründen der Verkehrsicherheit erforderliche Trennele-
ment hätte dabei auf der verkleinerten Mittelinsel beibehalten 
werden können. Bei der Entscheidung zur Art der Realisierung 
blieb diese Lösungsmöglichkeit jedoch unberücksichtigt. Ein 
vom Rechnungshof angestellter Kostenvergleich zeigt, dass 
sie rund 615.000 Euro günstiger als die ausgeführte Maßnah-
me gewesen wäre.6 Das Vorgehen der BSU, mögliche Vari-
anten nicht stringent zu überprüfen, hat dazu geführt, dass 
vermeidbare Mehrkosten in dieser Höhe entstanden sind und 
zudem der angestrebte Boulevardcharakter mit verbreiterter 
nördlicher Gehwegfläche nicht erreicht worden ist.

473. Bereits im Jahresbericht 2004 hat der Rechnungshof die mangeln-
de Berücksichtigung wirtschaftlicher Aspekte in der Ausschreibung 
und Wertung von Architektenwettbewerben moniert.7 Im Übrigen 
hat er im Jahresbericht 2005 gefordert,8 zur Erfüllung der Verpflich-
tungen aus § 7 LHO grundsätzlich auch die Wirtschaftlichkeit un-
terschiedlicher Varianten zu vergleichen und diesen Auswahlpro-
zess umfassend und nachvollziehbar zu dokumentieren.

Keine ange- 
messene Berück-
sichtigung von 
Wirtschaftlichkeits-
aspekten

Plausible Be -
gründung für die 
Auswahl der 
kosten trächtigeren 
Variante fehlt

Eine kostengüns-
tigere Variante 
wurde nicht 
berücksichtigt

6 Grundlage: Einheitspreise der HU-Bau gemäß § 24 LHO vom 8. Juli 2005.
7 Vgl. Tzn. 444 bis 448 (Bau von Busbahnhöfen).
8 Vgl. Tzn. 175 bis 183 (Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen für Bauinvestitions-

maßnahmen).
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 Die BSU hat zum Ergebnisbericht 2007 des Rechnungshofs dar-
gelegt, dass die von ihr bereits für Mitte 2007 zugesagte Prüfung, 
ob die Gewichtung von Kosten, Funktionalitäten und Gestaltung 
bei Architekturwettbewerben formal geregelt werden solle, nun-
mehr bis Ende 2007 durchgeführt würde.9 

 Aufgrund der erneuten Feststellungen sieht der Rechnungshof 
dringenden Handlungsbedarf und fordert, dass kurzfristig behör-
denübergreifende Regelungen erstellt werden, um Kostenaspekte 
(Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen, Kostenobergrenzen) im Wett-
bewerbsverfahren (Auslobung, Vorprüfung, Preisgerichtsentschei-
dung) verbindlich zu implementieren sowie unterschiedliche Vari-
anten hinsichtlich ihrer Wirtschaftlichkeit zu vergleichen. 

474. Die BSU hat dem Vorwurf, keine umfassenden Variantenverglei-
che durchgeführt und dabei nicht alle relevanten Aspekte bewer-
tet zu haben, nicht widersprochen. Sie hat ihr Vorgehen damit be-
gründet, dass eine vergleichende Wirtschaftlichkeitsbetrachtung 
und eine Überprüfung der zu erwartenden Investition nicht leistbar 
gewesen seien. Darüber hinaus liege eine Rangfolge oder Gewich-
tung der Kriterien ausschließlich in der Zuständigkeit der Jury. 

 
 Zur Umgestaltung der Reeperbahn hat die BSU erklärt, ohne dies 

eingehend zu erläutern, es habe zu der realisierten Lösung keine 
die Anforderungen ausreichend berücksichtigende Alternative ge-
geben. 

475. Für den Rechnungshof bleibt nicht nachvollziehbar, dass die Ein-
haltung von Wettbewerbsvorgaben nicht überprüfbar gewesen 
sein soll, zumal die Möglichkeit bestanden hat, durch Wahl eines 
zweistufigen Verfahrens die Anzahl der genauer zu überprüfenden 
Arbeiten zu minimieren. Auch hat er ausdrücklich darauf hinge-
wiesen, dass das Preisgericht seine Entscheidungen nur aufgrund 
der Kriterien und verbindlichen Vorgaben zu treffen hat, die von 
der Stadt nach Beratung mit den Preisrichtern im Rahmen der Aus-
lobung festgelegt werden.10

 Eine wirtschaftlichere Lösungsmöglichkeit zur Gestaltung der Ree-
perbahn, die in einer frühen Phase ohne ausreichende Begründung 
verworfen wurde, stand mit den ursprünglichen Anforderungen im 
Einklang. Auch mit dieser Lösung hätten die aus sicherheitsrele-
vanter Sicht notwendigen Anforderungen erfüllt werden können. 
Vor diesem Hintergrund kann der Ausschluss von Varianten ohne 
Berücksichtigung der hiermit verbundenen Kosten der Zielsetzung 
eines wirtschaftlichen und sparsamen Verwaltungshandelns nicht 
gerecht werden.

9 Aussage der BSU im September 2007.
10 Vgl. Nr. 3.3 und 5.1.5. der „Grundsätze und Richtlinien für Wettbewerbe auf 

den Gebieten der Raumplanung, des Städtebaus und des Bauwesens“ (GRW 
1995).
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Sandtorhafenklappbrücke 

Die Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit 
des für rund 7 Mio. Euro vorgesehenen Neu-
baus der Sandtorhafenklappbrücke im Zuge 
der fußläufigen Anbindung der Elbphilhar-
monie ist bisher nicht nachgewiesen. Der 
Bürgerschaft ist eine nicht etatreife Vorlage 
zugeleitet worden.

476. Zur Verbesserung der Fußwegverbindung zwischen der U-Bahn-
haltestelle Baumwall und der zukünftigen Elbphilharmonie ist u.a. 
vorgesehen, die bestehende, erst zwölf Jahre alte Klappbrücke 
über den Sandtorhafen abzubrechen und durch eine neue mit ver-
breitertem Gehweg und veränderter Höhenlage zu ersetzen. Die 
Kosten für diese Maßnahme sind mit rund 5,9 Mio. Euro beziffert.1 
Hinzu kommen noch Aufwendungen von rund 1 Mio. Euro für die 
Anpassung von Kaimauer, Rampe und Straßenflächen vor der Elb-
philharmonie an die geplante neue Brückenhöhe. 

 Der Senat hat im Oktober 2007 der Bürgerschaft die Drucksache 
18/7198 u.a. über die vorgenannte Maßnahme mit der Bitte um 
Bereitstellung der dafür erforderlichen Mittel im Haushaltsplan 
2007/2008 bei dem bestehenden Globaltitel 6300.788.02 „Er-
schließung HafenCity“ zugeleitet, ohne dass eine Haushaltsunter-
lage – Bau – nach § 24 LHO (HU-Bau) vorlag. 

477. Tief- und sonstige Ingenieurbaumaßnahmen mit Baukosten von 
mehr als 2,5 Mio. Euro sind grundsätzlich bei Einzeltiteln zu ver-
anschlagen (Verwaltungsvorschriften Nrn. 1.1, 1.2 zu §§ 24 und 
54 LHO). Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für ein-
zeln veranschlagte Baumaßnahmen dürfen erst dann veranschlagt 
werden, wenn eine entsprechende HU-Bau vorliegt (§ 24 Absatz 1
LHO). Andernfalls sind die Maßnahmen nicht etatreif, weil Art 
und Umfang der notwendigen Ausgaben nicht deutlich werden. 
Ausnahmen müssen in den Erläuterungen zum Haushaltsplan be-
gründet werden. Die Haushaltsansätze sind bis zur Aufstellung der 
HU-Bau gesperrt (§ 24 Absatz 3 LHO). 

 Der Rechnungshof hat die Behörde für Stadtentwicklung und 
Umwelt (BSU) darauf hingewiesen, dass die Veranschlagung des 
Neubaus der Sandtorhafenklappbrücke nicht ohne die erforder-
liche HU-Bau bzw. die Begründung der Notwendigkeit einer Ver-
anschlagung ohne HU-Bau erfolgen darf.

478. Eine Erweiterung der Gehwegflächen auf der Klappbrücke ist nicht 
notwendig. Die Gehwegkapazität der vorhandenen Sandtorhafen-
klappbrücke genügt hohen Komfortanforderungen,2 selbst bei 
Berücksichtigung extrem hoher Fußgängerverkehre, mit deren tat-

Haushaltsrecht-
liche Vorausset-
zungen für eine 
Veranschlagung 
liegen nicht vor

1 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/7198 vom 16. Oktober 2007.
2 Entsprechend der angestrebten Komfortstufe, nach der Fußgänger nur selten 

wegen anderer Personen zu Geschwindigkeits- und Richtungsänderungen ge-
zwungen werden.

Erweiterung
der Gehwege 
nicht notwendig
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sächlichem Eintreten allerdings bei nur sehr unwahrscheinlichen 
Randbedingungen und damit kaum zu rechnen ist. 

 Außerdem ist die Notwendigkeit, die Sandtorhafenklappbrücke 
an die Höhenlage des Vorplatzbereiches der Elbphilharmonie an-
zupassen, nicht nachgewiesen. So könnte bei Beibehaltung der 
vorhandenen Klappbrücke der Höhenunterschied zwischen der 
Brücke und dem Eingangsbereich der Elbphilharmonie durch An-
ordnung von Terrassen, Treppen und Rampen aufgelöst werden. 
Entsprechende Varianten hat die BSU aber nicht geprüft. 

479. Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass auch die beson-
dere Bedeutung des Projekts Elbphilharmonie es nicht erlaubt, 
jeden Aufwand von vornherein als gerechtfertigt anzusehen. Die 
Forderung der LHO nach Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
(§§ 6, 7 Absatz 1 LHO) gilt ohne Einschränkung auch für bedeu-
tende Projekte. Ein qualifizierter und formal nicht zu beanstan-
dender Nachweis, dass diese Forderung eingehalten wurde, ist 
daher auch für solche Maßnahmen der Erschließung HafenCity 
erforderlich, die in engem Kontext zur Elbphilharmonie stehen.

480. Die vom Rechnungshof kritisierte Bürgerschaftsdrucksache wurde 
zurückgezogen. Die BSU hat die Feststellungen und Hinweise des 
Rechnungshofs zum Anlass genommen, nunmehr die Varianten-
prüfung unter Berücksichtigung der Darlegungen des Rechnungs-
hofs nachzuholen und zu dokumentieren. Das Ergebnis soll der 
Bürgerschaft in einer neuen Bürgerschaftsdrucksache vorgelegt 
werden.  

Notwendigkeit der 
Höhenanpassung 
nicht nachge-
wiesen

Fehlender Nach-
weis von Wirt-
schaftlichkeit und 
Sparsamkeit
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Finanzbehörde

Neugestaltung des
Haushaltswesens 

Die Einführung eines ergebnis- und ressour-
cenverbrauchsorientierten Neuen Haus-
haltswesens berührt das parlamentarische 
Budgetrecht erheblich und bedarf deshalb 
einer frühzeitigen Mitwirkung der Bürger-
schaft. 

Bereits für die Erprobungsphase müssen 
offene haushaltsrechtliche Fragen geklärt 
und vorläufig geregelt werden.

481. Der Senat hat im April 2006 auf Basis eines Grobkonzepts zur 
Einführung eines ergebnis- und ressourcenverbrauchsorientierten 
Steuerungssystems für das Neue Haushaltswesen die Einsetzung 
einer Projektgruppe NHH/NRV1 beschlossen. Sie soll in einem 
ersten Schritt zum Doppelhaushalt 2009/2010 für bis zu 15 Auf-
gabenbereiche (Auswahlbereiche)2 in verschiedenen Einzelplänen 
konzeptionelle Grundlagen entwickeln und praktisch erproben. 
Das Neue Haushaltswesen soll dabei auf der Einführung eines 
kaufmännischen, d.h. Abschreibungen und Rückstellungen ein-
beziehenden Rechnungswesens und auf den an Ergebnissen 
orientierten Produktinformationen des Haushaltsplans aufbauen. 
Das kamerale Rechnungswesen soll in den Auswahlbereichen 
„abgeschaltet“ und ersetzt werden. 

 Ziel ist es, noch im Jahr 2008 über die weitere flächendeckende 
Reform des Haushaltswesens zu entscheiden.

482. Der Rechnungshof hat schon in der Vergangenheit die fehlende 
Berücksichtigung des Ressourcenverbrauchs im Haushaltswesen 
bemängelt. Bereits 19933 hat er zum Werteverzehr öffentlicher In-
vestitionen u.a. festgestellt, dass „die fehlende Tilgung dazu führt, 
dass heute und in Zukunft Zinsen auch für solche Kredite gezahlt 
werden, deren Gegenwert ganz oder teilweise nicht mehr vorhan-
den ist.“ In der Konsequenz hat der Rechnungshof zuletzt 2005 
eine „Verschuldungsregel mit mehr Biss“4 gefordert. Außerdem 
hat der Rechnungshof über die Entwicklung der Personalausga-
ben – insbesondere im Versorgungsbereich – und daraus resultie-
rende Handlungsbedarfe berichtet.5 Mit der Doppik werden der 

1 Neues Haushaltswesen Hamburg (NHH), Neues Ressourcenverfahren (NRV).
2 Die Auswahlbereiche umfassen rund 30 % des Ausgabevolumens des Haus-

halts.
3 Vgl. Jahresbericht 1994, Tzn. 38 bis 61.
4 Vgl. Jahresbericht 2005, Tz. 26. Inzwischen wurde mit Wirkung ab 1. Januar 

2013 eine Änderung des § 18 LHO beschlossen (HmbGVBl. 2007, S. 173).
5 Vgl. Jahresbericht 1994, Tzn. 62 bis 82.
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laufende Werteverzehr von Investitionen durch Abschreibungen 
und die Höhe der Pensionsrückstellungen nunmehr transparent 
und können im Rahmen des Neuen Haushaltswesens schon bei 
der Haushaltsaufstellung berücksichtigt werden.

 Auch die Einführung neuer Planungs- und Steuerungsinstrumente 
hat der Rechnungshof angeregt6 und von Beginn an – insbesonde-
re hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf das parlamentarische Bud-
get- und Kontrollrecht – begleitet. So hat er 19947 ein „effizienteres 
und präziseres Berichtswesen“ gefordert, „um Informations- und 
damit Steuerungs- und Kontrollverluste der Bürgerschaft zu kom-
pensieren und die Verwendung der bewilligten Mittel sowohl für 
die Legislative als auch für den Rechnungshof nachvollziehbar 
zu gestalten.“ Im Zuge erster Erfahrungen in der Anwendung des 
Neuen Steuerungsmodells und des mit ihm angestrebten Orientie-
rungswechsels in Richtung auf das Ergebnis staatlichen Handelns 
hat der Rechnungshof verschiedene Anforderungen an die Steu-
erung und Kontrolle des Verwaltungshandelns anhand von Zielen 
und deren Operationalisierung, Produktinformationen und steue-
rungsgeeigneter Kennzahlen sowie die Einführung, Anwendung 
und Verknüpfung weiterer Instrumente wie Kosten- und Leistungs-
rechnung sowie Kontrakte gestellt.8 So hat der Rechnungshof ins-
besondere ein „produktbezogenes Berichtswesen“ als Spiegelbild 
zur zunehmend produktorientierten Veranschlagung gefordert. 
Wie die vorstehend genannten Modernisierungsprozesse wird der 
Rechnungshof auch das Projekt NHH/NRV begleiten.

 Parlamentarisches Budgetrecht im Reformprozess

483. Anders als in den 90er Jahren das Neue Steuerungsmodell, das 
das bestehende kamerale Haushaltswesen ergänzt oder modifi-
ziert hat, wird das Neue Haushaltswesen zu einem völlig neu ge-
stalteten Haushaltsplan führen. „Wesentliche Zielsetzung ist eine 
stärkere Ergebnisorientierung als Grundlage parlamentarischer 
Bewilligung auf der Ebene von Produktbereichen“9 auf der Basis 
des doppischen Rechnungswesens. 

 Der künftige Haushalt soll nach derzeitigem Stand der Überlegun-
gen in rund 80 bis 100 Aufgabenbereiche (Produktbereiche bzw. 
Produktgruppen) gegliedert sein. Für jeden Aufgabenbereich wer-
den Ziele, Maßnahmen und Kennzahlen definiert, die den Zusam-
menhang zwischen Leistungen und Ressourcenbedarf herstellen 
sowie interne und externe Vergleiche zulassen. Sie sind damit die 
Grundlage für die jährliche und die mittelfristige Ressourcenzuwei-
sung der Bürgerschaft an die Verwaltung. Dem Parlament zur Zu-
stimmung vorzulegende gesamtstädtische Leitbilder, politische 
Programme und andere strategische Vorgaben für die Leistungen 
der Verwaltung sollen mit den Entscheidungen über die dafür not-
wendigen Ressourcen verknüpft werden. 

6 Vgl. Jahresbericht 1994, Tz. 71 ff.; Jahresbericht 1995, Tz. 61 ff.
7 Vgl. Jahresbericht 1995, Tzn. 61 bis 75.
8 Vgl. Jahresbericht 2000, Tzn. 34 bis 48.
9 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/1695 vom 4. Februar 2005.
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484. Das heute bereits in Grundzügen erkennbare Konzept knüpft an 
die bisherige Reformentwicklung an. Es beschreibt einen künf-
tigen Haushalt, der grundsätzlich geeignet ist, das Budgetrecht 
der Bürgerschaft zu stärken. Ob dies in der Praxis erreicht wird, 
hängt vom konzeptionellen Zuschnitt sowie der Ausgestaltung in 
Detail und Tiefe ab. Deshalb ist es unabdingbar, dem Parlament 
frühzeitig und kontinuierlich die Möglichkeit zu geben, den Re-
formprozess in Wahrnehmung seiner spezifischen Verantwortung 
aktiv mitzugestalten und seine Vorstellungen und Bedarfe einzu-
bringen. 

485. Der Rechnungshof hat der Finanzbehörde daher empfohlen, die 
vorgesehenen Veränderungen anhand von Konzepten und prak-
tischen Beispielen sowie vor allem die Auswirkungen der Reform 
auf die Art der Wahrnehmung des Budgetrechts mit dem Parla-
ment rechtzeitig zu erörtern. Dies liegt umso näher, als die Bür-
gerschaft einstimmig der kaufmännischen Buchführung in der 
Verwaltung zugestimmt hat,10 Hamburg über positive Erfahrungen 
mit der aktiven Mitgestaltung von Haushaltsmodernisierungspro-
zessen durch die Bürgerschaft verfügt und die erforderliche Politik 
des langen Atems nur unter Einbeziehung aller politischen Ent-
scheidungsträger zu gewährleisten ist. 

 Veränderte Haushaltsplanung und -steuerung

486. Die verwaltungsseitige Haushaltsplanung und -steuerung wird 
sich im Neuen Haushaltswesen deutlich verändern. Zum einen 
muss sie sich an dem neuen, kaufmännischen Buchungsstoff 
ausrichten. Zum anderen erfordert die im Neuen Haushaltswesen 
– neben der reinen Mittelüberwachung – angelegte Ergebnis- und 
Wirkungsorientierung ein am Fach- und Ressourcencontrolling 
ausgerichtetes Instrumentarium. Nicht zuletzt wird diese Haus-
haltsreform von neu aufgesetzten bzw. zusätzlichen IT-gestützten 
Instrumenten und organisatorischen Veränderungen von Aufga-
ben der Finanzbuchhaltung begleitet. Dabei darf die in den Aus-
wahlbereichen vorgesehene Umstellung von der kameralen auf 
eine ausschließlich doppische Buchführung nicht dazu führen, 
dass temporär Abstriche bei den Anforderungen an die Ordnungs-
mäßigkeit der Rechnungslegung gemacht werden (vgl. Tzn. 25 bis 
26).

487. Reformanstrengungen bleiben wirkungslos, wenn sie nicht von 
den Beschäftigten auf allen Ebenen mitgetragen und umgesetzt 
werden. Die dafür erforderliche hohe Einsatzbereitschaft über 
Jahre hinweg setzt Akzeptanz in der Sache voraus. Vor diesem 
Hintergrund hat der Rechnungshof die Notwendigkeit betont, im 
Reformprozess die Vielzahl der anstehenden Veränderungspro-
zesse einschließlich möglichst frühzeitiger Schulungen realistisch 
im Zeit- und Maßnahmenplan zu berücksichtigen. 

10 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 17/3161 vom 5. August 2003; Plenarprotokoll 
17/52 vom 30. Dezember 2003.

Realistische 
Berücksichtigung 
der Veränderungs-
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 Neues Regelwerk

488. Vor der Einführung soll das Neue Haushaltswesen zunächst er-
probt werden. Zum Zeitpunkt der Entscheidung für oder gegen 
eine Ausweitung der Erprobung im Jahr 2008 werden praktische 
Erfahrungen aber nur für die Haushaltsaufstellung 2009/2010, 
nicht für die Bewirtschaftung oder gar Abrechnung eines produk-
torientierten Haushalts vorliegen. Umso wichtiger für eine sach-
gerechte Entscheidung zu diesem frühen Zeitpunkt sind deshalb 
klare und eindeutige Vorgaben, die den Erprobungsgegenstand 
festlegen und Grundlage für die Abwägung sind. 

 Hierfür bieten sich – neben den konzeptionellen Festlegungen in 
einem betriebswirtschaftlichen Fachkonzept – vorläufige Rege-
lungen an, in denen alle maßgeblichen, sachlich benötigten Fest-
legungen zu haushaltsrechtlich relevanten Fragen zusammenge-
fasst werden. Hierzu gehören z. B.: 

 – Gegenstand der haushaltsrechtlichen Ermächtigung, 

 – Abgrenzung von Investitionen, Haushaltsausgleich, künftige 
Bemessung der Neuverschuldung,

 – Flexibilität in der Budgetbewirtschaftung, Verbindlichkeit der 
geplanten Ziele und Leistungen, 

 – Bestandteile und Gliederung der künftigen Haushalts- und 
Finanzplanung sowie Jahresrechnung, Darstellung von Leis-
tungsmengen und Qualitäten in der Rechnungslegung, unter-
jährige Berichterstattung gegenüber dem Parlament in den 
jeweiligen Politikbereichen und 

 – Überwachung und Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung.

489. Der Rechnungshof hat auf die Notwendigkeit hingewiesen, Re-
gelungen für diese auch in Zukunft relevanten Fragen bereits in 
der Erprobungsphase zu treffen. Nur so wird der Verwaltung, dem 
Senat und der Bürgerschaft verdeutlicht, unter welchen Rahmen-
bedingungen und anhand welcher Maßstäbe die Erprobung statt-
findet. Zudem hat die konkrete Ausgestaltung der Regelungen un-
mittelbare Konsequenzen für die technische und organisatorische 
Gestaltung des Neuen Ressourcenverfahrens. Nicht zuletzt werden 
diese Regeln auch als Maßstab für die Entlastung des Senats auf 
Basis der Rechnungslegung in den Auswahlbereichen benötigt.

490. Es erscheint auch sinnvoll, über einen Regelungsentwurf die bun-
desweite Reformdiskussion im Sinne Hamburgs lösungsorientiert 
weiter voranzubringen. Anders als die Erprobung in bis zu 15 Aus-
wahlbereichen ab dem 1. Januar 2009 setzt eine Ausweitung bis 
hin zu einem vollständigen und dauerhaften Umstieg auf das Neue 
Haushaltswesen eine gesicherte haushaltsrechtliche bundesge-
setzliche Grundlage – z. B. im Haushaltsgrundsätzegesetz – vor-
aus. Der Senat hat eine entsprechende Initiative im Bundesrat für 
eine Ergänzung des Haushaltsgrundsätzegesetzes ergriffen, die 
aber noch zu keiner Änderung geführt hat. 

Konzeptionelle 
Festlegung und 
Regelungen aller 
haushaltsrechtlich 
relevanten Fragen 
geboten 
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 Der Rechnungshof hat vor diesem Hintergrund empfohlen, im wei-
teren Projektverlauf einen neuen Meilenstein vorzusehen, zu dem 
unter Einbeziehung aller – auch der rechtlichen – Rahmenbedin-
gungen über eine flächendeckende Ausweitung zu entscheiden 
ist.

 Stellungnahme der Verwaltung

491. Die Finanzbehörde hat den Feststellungen, Bewertungen und 
Empfehlungen des Rechnungshofs zugestimmt. Sie will – nach 
einem entsprechenden Beschluss der Projektlenkungsgruppe – 
die Bürgerschaft möglichst frühzeitig in die Diskussionsprozesse 
einbeziehen, um Konzepte und Auswirkungen der Reformschritte 
zu erläutern, die Stärkung des parlamentarischen Budgetrechts zu 
vermitteln und für die Beantwortung von Fragen zur Verfügung zu 
stehen.  

 Der anstehende Veränderungsprozess werde durch ein breites 
Angebot von Qualifizierungsmaßnahmen unterstützt und dabei 
der technische Schulungsbedarf mit den vielfältigen inhaltlich-
fachlichen Qualifizierungsanforderungen verknüpft. Vorgesehen 
sei zudem eine breit angelegte Information der Verwaltung und 
der politischen Gremien.

 Sie beabsichtigt im zweiten Halbjahr 2008 Bewirtschaftungs-, Bu-
chungs- und Kontierungsvorschriften für alle Auswahlbereiche des 
§ 15a LHO zu erlassen, um die neue Regelung auszufüllen. Dabei 
werde sie von Beginn der Erprobung an auf Klarheit und Eindeu-
tigkeit für einen belastbaren Buchungsstoff achten. Anfang 2008 
beabsichtige sie zudem mit der Entwicklung einer „doppischen 
LHO“ zu beginnen, deren Grundkonzeption voraussichtlich 2009 
um dann vorliegende bundesweite Überlegungen zur Entwicklung 
eines einheitlichen Rechtsrahmens ergänzt werden solle. Die Fi-
nanzbehörde geht davon aus, dass bis zur vollständigen Reform 
des Rechnungswesens zum 1. Januar 2013 rahmenrechtliche 
bundesgesetzliche Grundlagen vorliegen.  
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Unterrichtung der Bürgerschaft
über öffentliche Unternehmen

Die zahlreichen, langjährig aufgewachsenen 
Informationszusagen des Senats zu den öf-
fentlichen Unternehmen sollten aktualisiert, 
systematisiert und konzentriert werden, um 
die Handhabbarkeit aufseiten der Bürger-
schaft zu verbessern und zugleich den Auf-
wand für die Verwaltung zu verringern.

492. Der Senat hat seit den frühen 70er Jahren gegenüber der Bür-
gerschaft insgesamt 28 Informationszusagen für den Bereich der 
hamburgischen öffentlichen Unternehmen abgegeben.1 Sie betref-
fen die Unternehmenswirtschaft (z.B. die Vorlage von Geschäfts-
berichten oder des jährlichen Spendenberichts), Haushalts- und 
Personalangelegenheiten (z.B. die Erläuterungen zum HGV-Haus-
haltsansatz, Informationen über Vorstands- und Geschäftsfüh-
rerangelegenheiten) sowie gesellschaftsrechtliche Aspekte (z.B. 
Mitteilungen über Änderungen des Unternehmenszwecks).

 Einhaltung von Informationszusagen

493. Inwieweit diese Informationszusagen in der Vergangenheit voll-
zählig und vollständig eingehalten worden sind, entzieht sich 
angesichts des langen Zeitraums, der Vielzahl der betroffenen 
Fachbehörden sowie nicht gegebener Dokumentation einer sys-
tematischen und repräsentativen Erhebung mit vertretbarem Auf-
wand. Festgestellt hat der Rechnungshof aber Folgendes:

494. Seit 1988 wird die Bürgerschaft alle vier Jahre durch einen „um-
fassenden“ Beteiligungsbericht und alle zwei Jahre durch dessen 
Fortschreibung über Angelegenheiten der öffentlichen Unterneh-
men informiert.2 In seinem letzten Beteiligungsbericht aus dem 
Jahr 2004 hat der Senat anders als in den früheren Berichten ohne 
nähere Begründung von einer Darstellung zusammengefasster  
Unternehmensdaten wie z.B. Investitionsvolumen oder Beschäf-
tigtenzahlen abgesehen. Darüber hinaus sind insbesondere Anga-
ben zu Anzahl und Höhe der Beteiligungen und zu ihrer wirtschaft-
lichen Bedeutung für die Stadt entfallen.

 Diese Informationen gehören indes zu einer ordnungsgemäßen 
und vollständigen Unterrichtung der Bürgerschaft über die Ange-
legenheiten der öffentlichen Unternehmen und sind erforderlich, 
um deren wirtschaftliche und politische Bedeutung für die Stadt 
und damit die Beteiligungspolitik des Senats insgesamt beurtei-

1 Zusammenstellung vgl. Bürgerschaftsdrucksache 13/5483 vom 14. März 1990 
und Ausführungen in der Bürgerschaftsdrucksache 13/7638 vom 5. Februar 
1991.

2 Zusage des Senats gemäß Bürgerschaftsdrucksache 13/4657 vom 24. Oktober 
1989. Den Anstoß dazu hatte der Rechnungshof gegeben (Jahresbericht 1985, 
Tz. 259).

Defi zite im letzten 
Beteiligungsbe-
richt
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len zu können. An diesem, bereits durch die Zusage einer umfas-
senden Berichterstattung gegebenen Informationsanspruch der 
Bürgerschaft ändert auch der Umstand nichts, dass sich ihre Mit-
wirkungsrechte bei der Steuerung der öffentlichen Unternehmen 
im Wesentlichen auf die Bewilligung von Haushaltsmitteln (Artikel 
66 HV) und die Zustimmung zum Verkauf von öffentlichen Unter-
nehmen (Artikel 72 HV) beschränken.

 Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde gebeten, die genannten 
Informationen in den nächsten Bericht wieder aufzunehmen.

 Die Finanzbehörde hat mitgeteilt, dass diese Informationen soweit 
wie möglich und gegebenenfalls sukzessive künftig in den Bericht 
aufgenommen würden.

495. Der letzte Beteiligungsbericht (zu den Geschäftsjahren 2002 und 
2003) ist 2004 erschienen, sodass zusagegemäß eine Aktualisie-
rung für die Geschäftsjahre 2004 und 2005 bereits wieder 2006 
hätte folgen müssen. Tatsächlich hat der Senat den 6. Beteili-
gungsbericht der Bürgerschaft erst Ende November 2007 zuge-
leitet.3

496. Entgegen der dem seinerzeitigen Ausschuss und jetzigen Unter-
ausschuss für Vermögen und öffentliche Unternehmen (BVU-Aus-
schuss) gegebenen Zusage hat die Verwaltung die Geschäfts-
berichte und Bilanzpressekonferenzmitteilungen für die von dieser 
Zusage betroffenen mittelbaren und unmittelbaren Beteiligungen 
nicht vollständig übermittelt.4 Die Fachbehörden haben bei den 
Unternehmen in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich auf eine 
einheitliche Praxis hinzuwirken und diese zu überwachen. Der 
Senat hat darüber hinaus der Finanzbehörde maßgebende Quer-
schnittsfunktionen des Beteiligungsmanagements zugewiesen; 
hierzu gehört auch die Aufgabe, auf die vollständige und sachge-
rechte Erfüllung der Bürgerschaft gegenüber eingegangener Ver-
pflichtungen des Senats hinzuwirken. 

 Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde gebeten, darauf hin-
zuwirken, dass die Geschäftsberichte und Bilanzpressekonfe-
renzmitteilungen dem BVU-Ausschuss unverzüglich nach Fertig-
stellung zugeleitet werden und die Überwachungsaufgabe der 
Beteiligungsverwaltung gewährleistet wird. Wenn zudem, wie 
seitens der Verwaltung geltend gemacht, weitere Zusagen wie 
z.B. die Unterrichtung über die Bezüge der Geschäftsleitungen 
durch die Übersendung der Geschäftsberichte erfüllt werden sol-
len, muss erst recht dafür Sorge getragen werden, dass dies auch 
vollständig geschieht.

 Die Finanzbehörde hat eingewandt, dass die eigentliche Über -
wachungsaufgabe den jeweiligen Fachbehörden zukomme.

Ausstehende 
Fortschreibung 
des Beteiligungs-
berichts

Nur teilweise 
Übermittlung 
der Geschäfts-
berichte

3 Bürgerschaftsdrucksache 18/7400 vom 27. November 2007. 
4 Auch wenn nicht auszuschließen ist, dass in einzelnen Fällen die Unterrichtungs-

pflicht gegenüber der Bürgerschaft zwar erfüllt, dies aber nicht entsprechend    
dokumentiert worden ist, lässt die Differenz zwischen der Zahl der Unterneh-
men, die nachweislich (zumindest) ihre Geschäftsberichte übersandt haben (zwi-
schen 13 und 36) und den von den Informationszusagen insgesamt betroffenen 
rund 70 Unternehmen nur diesen Schluss zu.
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 Nach Auffassung des Rechnungshofs schließt dies nicht aus, dass 
die Finanzbehörde entsprechend der ihr vom Senat zugewiesenen 
Querschnittsfunktion auf eine gleichmäßige und zusagegemäße 
Praxis der Fachbehörden hinwirkt.

 Empfehlungen für eine künftige Informationspraxis

497. Viele Informationszusagen sind zu einer Zeit abgegeben worden, 
als wesentliche Verbesserungen der Berichterstattung über öffent-
liche Unternehmen im Haushaltsplan und im Finanzbericht noch 
ausstanden und insbesondere der regelmäßige Beteiligungs-
bericht noch nicht eingeführt war. Zusagen sind vielfach einzelfall- 
und  anlassbezogen erklärt worden. Auch das Instrumentarium 
zur Steuerung und Kontrolle öffentlicher Unternehmen (Zielbilder,    
Unternehmenskonzepte, mittelfristige Finanzplanung, jährliche 
Wirtschaftsplanung, Controlling-Konzept mit Quartalsberichter-
stattung, Risikofrüherkennungssysteme) war im heutigen Umfang 
noch nicht vorhanden.

 Vor diesem Hintergrund ist eine Reihe von Informationspflichten  
entbehrlich geworden. Dazu zählt z.B. die Zusage, dem BVU-Aus-
schuss Unterlagen vorzulegen, wenn Investitionen oder Personal-
veränderungen wesentlich über die Planzahlen hinaus  beabsichtigt 
werden. Die heute zur Verfügung stehenden unternehmensinternen 
Steuerungsinstrumente wie Unternehmenskonzepte, mittelfristige 
Finanzplanung sowie insbesondere Quartalsberichte im Rahmen 
des Controlling tragen entscheidend dazu bei, Planabweichungen 
so rechtzeitig zu erkennen, dass Auswirkungen auf den Haushalt 
vermieden werden können. Im Fall einer gebotenen Verlustabde-
ckung bedarf es ebenfalls nicht mehr der zugesagten Information, 
weil im Falle einer Nachforderung von Haushaltsmitteln die Bür-
gerschaft ohnehin zu beteiligen ist.

 Darüber hinaus bietet es sich an, Informationspflichten vermehrt  
im Rahmen ohnehin regelmäßig vorzulegender Berichte bzw.   
Entscheidungsunterlagen (Beteiligungs- und Geschäftsberichte, 
Haushaltspläne) abzuarbeiten und so die – eine Übersicht er-
schwerenden – anlassbezogenen Einzelberichterstattungen über 
Unternehmensangelegenheiten durch eine systematisierte und 
konzentrierte Darstellung zu ersetzen. Dies betrifft etwa die Dar-
stellung zusätzlicher Unternehmensaktivitäten oder Änderungen  
im Beteiligungsbestand von Unternehmen, auf die nurmehr regel-
mäßig im Beteiligungsbericht eingegangen werden sollte.

 Insgesamt könnten auf diese Weise die Handhabbarkeit der Infor-
mationen aufseiten der Bürgerschaft verbessert und zugleich der 
Aufwand aufseiten der Verwaltung verringert werden.

498. Der Rechnungshof hat der Finanzbehörde einen entsprechenden 
Vorschlag zur Straffung, Systematisierung und Vereinfachung der 
Berichterstattung des Senats an die Bürgerschaft über Angele-
genheiten der öffentlichen Unternehmen übermittelt. Aus seiner 
Sicht sind 14 Zusagen aus unterschiedlichen Gründen entbehrlich      
geworden bzw. könnten im Rahmen weiter bestehender Informa-

Handhabbarkeit 
für Bürgerschaft 
verbessern, Ver-
waltungsaufwand 
verringern

Konzentration 
der Informations-
verpfl ichtungen
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tionspflichten abgearbeitet werden. Von 28 Einzelzusagen würden  
sieben antrags- bzw. anlassbezogene und sieben regelmäßig zu 
erfüllende Informationspflichten verbleiben.

 Der Rechnungshof hat angeregt, mit der Bürgerschaft Erörte-
rungen mit dem Ziel einer Aktualisierung, Systematisierung und    
Konzentration der ihr mitzuteilenden Informationen über öffent-
liche Unternehmen aufzunehmen.

 Die Finanzbehörde hat die Vorschläge des Rechnungshofs grund-
sätzlich akzeptiert. Das Thema solle im Rahmen einer Mitteilung 
des Senats an die Bürgerschaft herangetragen werden.

 Die Erörterungen sind noch nicht abgeschlossen.
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D&O-Versicherungen bei
öffentlichen Unternehmen

Der vom Senat vorgegebene Rahmen für 
den Abschluss von D&O-Versicherungen 
wird von den öffentlichen Unternehmen der 
Stadt nicht hinreichend beachtet. 

Eine Notwendigkeit für D&O-Versicherun-
gen besteht bei öffentlichen Unternehmen 
grundsätzlich nicht. Jahresprämien von 
zurzeit rund 270.000 Euro könnten einge-
spart werden.

499. D&O-Versicherungen1 werden von Unternehmen zugunsten ihrer 
Organe (Vorstand bzw. Geschäftsführung, Aufsichtsrat) und lei-
tenden Angestellten abgeschlossen. Sie bieten den versicherten 
Personen Schutz ausschließlich für den Fall, dass sie von Dritten 
oder der eigenen Gesellschaft für Vermögensschäden2 in Anspruch 
genommen werden, die sie bei der Ausübung ihrer Tätigkeit verur-
sacht und zu verantworten haben. Der Senat3 hat den Abschluss 
von D&O-Versicherungen durch hamburgische öffentliche Unter-
nehmen 2002 u.a. an folgende Bedingungen geknüpft:

 – Vor Abschluss ist die unternehmensindividuelle Risikolage zu 
analysieren.

 – Die Versicherung soll in der Regel nur für die Mitglieder der 
Vorstände bzw. Geschäftsführungen abgeschlossen werden.4  

 – Werden auch die Mitglieder der Aufsichtsräte bzw. Kuratorien 
mitversichert, ist der Rückgriff des Versicherers auf die Stadt 
auszuschließen.5

 – Es ist ein angemessener Selbstbehalt der versicherten Per-
sonen zu vereinbaren.6

 Gegenwärtig verfügen 15 der 36 unmittelbaren Mehrheitsbetei-
ligungen Hamburgs einschließlich deren Tochtergesellschaften 

1 Aus dem Amerikanischen: directors’ and officers’ liability insurance.
2 Personen- und Sachschäden sowie damit zusammenhängende Folgeschäden 

sind nicht mitversichert.
3 Handelnd durch die Senatskommission für öffentliche Unternehmen (SKöU).
4 Personen, die als Vertreter Hamburgs in den Aufsichtsrat oder das Kuratorium    

eines öffentlichen Unternehmens berufen / gewählt / entsandt werden, sind kraft 
Gesetz (§ 71 Hamburgisches Beamtengesetz) bzw. werden in analoger Weise 
durch eine entsprechende Zusage der Finanzbehörde von der Haftung für Scha-
densersatzansprüche freigestellt.

5 Ohne Ausschluss des Rückgriffs kann im Schadensfall die Situation eintreten, 
dass der Versicherer an das öffentliche Unternehmen zahlt, sich aber bei der 
Stadt schadlos hält (§ 67 Versicherungsvertragsgesetz).

6 Entsprechend der Empfehlung der Regierungskommission Deutscher Corporate 
Governance Kodex ist für die Mitglieder der Geschäftsleitung ein Selbstbehalt in 
Höhe von 50 % des jeweiligen jährlichen Bruttofestgehalts festzulegen.
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über D&O-Versicherungen; das jährliche Prämienvolumen liegt bei 
insgesamt rund 273.000 Euro.7

500. Der Rechnungshof hat festgestellt, dass auch mehr als fünf Jahre 
nach Senatsbeschluss die Vorgaben für den Abschluss von D&O-
Versicherungen in den öffentlichen Unternehmen nicht vollständig 
umgesetzt worden sind.

 – Die entsprechenden Vorlagen für die Beschlussfassung der 
Aufsichtsräte lassen fast durchgängig die unternehmensindi-
viduelle Analyse der Risikolage vermissen. Dargelegt werden 
überwiegend in der Literatur aufgezeigte „Standardrisiken“ 
wie z.B. erhöhte Anforderungen aufgrund des KonTraG8, 
fehlerhafte Rechnungslegung, nicht abgeführte Steuern, 
Sozialabgaben oder sonstige öffentliche Abgaben, Abschluss 
von Beraterverträgen, die für die Gesellschaft nachteilig sind, 
ohne konkret abzuwägen, ob diese für das jeweilige Unter-
nehmen überhaupt einschlägig sind bzw. zu einer Verschär-
fung der Haftung geführt haben.

 – Bei 14 der 15 Unternehmen mit D&O-Versicherungen sind 
auch die Mitglieder der Aufsichtsräte bzw. Kuratorien in den 
Kreis der versicherten Personen aufgenommen worden. Da-
mit ist der Ausnahmefall zum Regelfall geworden.

 – Nur in 6 der 14 Fälle ist der vom Senat verlangte Ausschluss 
des Rückgriffs der Versicherung vereinbart, ohne den sich der 
Versicherer bei der Stadt schadlos halten kann.

 – Nur bei 8 der 15 Unternehmen mit D&O-Versicherung ist der 
geforderte Selbstbehalt von wenigstens 50 % eines Jahres-
bruttofestgehalts vereinbart worden, bei vier Unternehmen 
wurde ein erheblich zu geringer und in den verbleibenden drei 
Fällen überhaupt kein Selbstbehalt vereinbart.

501. Der Rechnungshof hat darüber hinaus festgestellt, dass in den 
Unternehmen zum Teil unzutreffende Erwartungen zum Umfang 
des durch eine D&O-Versicherung erreichbaren und erreichten 
Schutzes bestehen. So war z.B. nicht immer bekannt, dass gegen 
die Geschäftsleitung verhängte Bußgelder sowie Ansprüche, die 
vor Gerichten in den USA verfolgt werden, vom Versicherungs-
schutz ausgenommen sind. Auch die Einschätzung, dass die Ver-
sicherung den Mut der Geschäftsführung zu unternehmerischen 
Entscheidungen fördere, geht fehl, denn dieses Risiko wird gerade 
nicht übernommen.

502. Die Verantwortung für die Umsetzung der Senatsvorgaben für die 
hamburgischen öffentlichen Unternehmen liegt in erster Linie bei 
den Unternehmen selbst, in deren Aufsichtsorganen allerdings 
insbesondere die aus den Behörden entsandten Mitglieder auf 
eine senatskonforme Beschlussfassung hinwirken müssen. Der 

Kaum Analysen 
der spezifi schen  
Risikolage

7 Die Verträge werden grundsätzlich mit einer Laufzeit von nur einem Jahr abge-
schlossen, sodass Prämienerhöhungen zeitnah umsetzbar sind.

8 Gesetz zur Kontrolle und Transparenz im Unternehmensbereich.
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Finanzbehörde kommt im Rahmen des Verantwortungsmodells9 
u.a. die Funktion zu, Standards zu entwickeln und auf deren Ein-
haltung hinzuwirken.

503. Der Rechnungshof hat gegenüber der Finanzbehörde als geprüf-
ter Stelle angeregt, im Rahmen ihrer Querschnittsfunktion für das 
Beteiligungsmanagement den Behörden und den von diesen be-
aufsichtigten Unternehmen bei Fragen zu D&O-Versicherungen 
Unterstützung anzubieten, indem z.B. einheitliche Mindeststan-
dards sowie (Ausschluss)Klauseln im Sinne eines Rahmens emp-
fohlen werden und auf Besonderheiten der Vertragskonstruktion 
bei D&O-Versicherungen hingewiesen wird. Eine solche Unterstüt-
zung könnte dazu beitragen, dass jeweils die spezifische Risikola-
ge bei den öffentlichen Unternehmen berücksichtigt wird. Außer -
dem ist der Finanzbehörde eine sachkundige Begleitung der Ent-
scheidungsprozesse in den Unternehmen möglich, in denen auch 
sie im Aufsichtsrat vertreten ist und damit unmittelbar auf den Ab-
schluss von D&O-Versicherungen einwirken kann. 

504. Nach Einschätzung des Rechnungshofs sind D&O-Versicherungen 
für die hamburgischen öffentlichen Unternehmen grundsätzlich 
verzichtbar, weil

 – ein Regress gegen die Geschäftsleitung grundsätzlich entfällt, 
wenn sie auf der Grundlage von Weisungen (etwa von Gesell-
schafter- oder Anstaltsträgerversammlungen) handelt, 

 – eine D&O-Versicherung ohnehin allein Vermögensschäden 
abdeckt (also keine Personen- und Sachschäden sowie damit 
zusammenhängende Folgeschäden) und im Übrigen weitere 
Deckungsausschlüsse vorsieht, und

 – mögliche Risiken durch eine effektive Nutzung des vorhande-
nen Instrumentariums zur Steuerung und Kontrolle erheblich 
verringert werden können.

 In Fällen, in denen ein öffentliches Unternehmen nach sorgfäl-
tiger Prüfung und Gesamtabwägung der Haftungs- und Risikolage 
gleichwohl den Abschluss einer D&O-Versicherung für erforderlich 
hält, empfiehlt der Rechnungshof, dass eine insoweit besonders 
sachkundige Stelle außerhalb des Unternehmens die Haftungs- und 
Risikolage begutachtet und den Entwurf des Versicherungsvertrags 
eingehend darauf prüft, ob der angestrebte Versicherungsschutz er-
reicht wird, ob der Entwurf für das Unternehmen unvorteilhafte Klau-
seln enthält und ob das Prämien-/Leistungsverhältnis angemessen 
ist. Diese Aufgabe könnte vom Referat Versicherungsmanagement 
der Finanzbehörde übernommen werden, in dem auch eine Markt-
übersicht über D&O-Versicherer aufgebaut werden könnte.

 Im Übrigen hat der Rechnungshof als Alternative zur D&O-Versi-
cherung für die Geschäftsleitungen auf die Möglichkeit einer Haf-
tungsfreistellung für Vermögensschäden analog der Regelung des 
§ 71 Hamburgisches Beamtengesetz hingewiesen.

Mehr Unterstüt-
zung durch 
Finanzbehörde

D&O-Versiche-
rungen für öffent-
liche Unternehmen 
verzichtbar

9 Vgl. Anlage 3 der „Hinweise“.
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 Stellungnahme der Verwaltung

505. Die Finanzbehörde hat die ihr im Rahmen des Verantwortungs-
modells zukommende Funktion (vgl. Tz. 502) bestätigt. Soweit die 
Vertreter Hamburgs in Aufsichtsräten öffentlicher Unternehmen 
Bedarf an Beratung zu D&O-Versicherungen hätten, stehe das 
Versicherungsreferat der Finanzbehörde zur Verfügung.

 Nach Auffassung des Rechnungshofs erfordern die dargestell-
ten Abweichungen von den Vorgaben des Senats beim Umgang 
der hamburgischen öffentlichen Unternehmen mit D&O-Versiche-
rungen (vgl. Tz. 500) darüber hinaus, dass die Finanzbehörde als 
(mit)verantwortliche Stelle aktiv auf ihre Einhaltung hinwirkt.

506. Zum Vorschlag des Rechnungshofs, D&O-Versicherungen gege-
benenfalls durch eine Haftungsfreistellung für Vermögensschäden 
analog § 71 Hamburgisches Beamtengesetz zu ersetzen, will die 
Finanzbehörde zunächst die Regelungen des Bundes im Zuge 
des in Vorbereitung befindlichen Corporate Governance Kodex 
für dessen öffentliche Unternehmen abwarten, auswerten und im 
Lichte dieser Erkenntnisse eine Entscheidung vorschlagen.

 Die Erörterungen sind noch nicht abgeschlossen.
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E-Government-Vorhaben

Die bislang realisierten E-Government-
Vorhaben haben noch nicht zu einer deut-
lichen Reduzierung der Bürokratiebelas-
tung für Bürger und Unternehmen geführt. 
Möglichkeiten zur Effizienzsteigerung in der 
Verwaltung sind bisher – mangels entspre-
chender Schwerpunktsetzung – nicht opti-
mal genutzt worden.

E-Government-, IT- und Organisationsstra-
tegie sollten integriert werden.

 Nutzen von E-Government

507. Die für E-Government zuständigen Ministerinnen und Minister der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union haben Ende 2005 in Man-
chester gefordert, dass E-Government bis 2010 insbesondere zu 
einer deutlichen Reduzierung der Bürokratiebelastung für Unter-
nehmen und Bürger beitragen und in der öffentlichen Verwaltung 
zu deutlichen Effizienzgewinnen führen soll.1

508. Der Rechnungshof hat zu den bis 31. Dezember 2006 abgeschlos-
senen 121 E-Government-Vorhaben festgestellt, dass bislang

 – der Schwerpunkt auf solchen E-Government-Vorhaben lag, 
bei denen weitestgehend keine Änderungen von Arbeitspro-
zessen erfolgte, sondern im Wesentlichen nur Informationen 
über Verwaltungsleistungen bereit gestellt wurden,

 – der Anteil der E-Government-Vorhaben mit tiefgreifender 
Umgestaltung von Arbeitsprozessen und IT-Infrastruktur 
zwischen 2002 und 2006 von knapp 20 % auf lediglich rund 
35 % gestiegen ist,

 – Bedarfsbegründungen, operativ beschriebene Ziele und Er-
folgskontrollen nur bei weniger als der Hälfte der E-Govern-
ment-Vorhaben2 vorlagen.

 Die hamburgische Verwaltung konnte deshalb

 – noch keine nachgewiesene deutliche Reduzierung der Büro-
kratiebelastung für Unternehmen und Bürger erreichen und

 – Möglichkeiten zur eigenen Effizienzsteigerung nicht optimal 
ausnutzen.

1 Vgl. Ministerial Declaration, Manchester, 24. November 2005, S. 4 (Manchester 
Declaration).

2 Die hamburgische Verwaltung hat für 55 abgeschlossene und hinsichtlich ihrer 
Ausgaben erfasste E-Government-Vorhaben rund 17,8 Mio. Euro in den Jahren 
2002 bis 2006 investiert.

Potenziale von E-
Government noch 
nicht ausreichend 
ausgeschöpft
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 Der Rechnungshof hat der Finanzbehörde deshalb empfohlen, 
E-Government verstärkt an den Vorgaben der Manchester Decla-
ration auszurichten.

 E-Government-Strategie

509. Die in der Finanzbehörde seit Herbst 2005 eingerichtete „Stabs-
stelle E-Government“ hat die Schwächen der bisherigen Vorhaben 
erkannt und Maßnahmen zur Verbesserung eingeleitet. Im Sep-
tember 2007 hat der Senat der Bürgerschaft einen E-Government-
Strategiebericht zugeleitet, in dem Überlegungen dargestellt wer-
den, wie der Einsatz von IT in der Freien und Hansestadt Hamburg 
langfristig stärker in den Dienst einer umfassenden Modernisierung 
gestellt werden kann. Insbesondere hat der Senat die Auffassung 
vertreten, dass der IT-Einsatz stärker als bisher als strategisches 
Handlungsfeld zu betrachten sei.3

 Getrennt vom E-Government-Strategiebericht hat dem Senat die 
jährliche IT-Gesamtplanung zur Beschlussfassung vorgelegen, in 
der die langfristigen strategischen Ziele der IT-Nutzung beschrie-
ben und die entsprechenden IT-Vorhaben enthalten sind.

510. Durch das Nebeneinander von E-Government-Strategiebericht 
und IT-Gesamtplanung wird die Komplexität der strategischen 
Planung erhöht und Aufwand erforderlich, um ein Auseinander-
entwickeln von E-Government-Strategie und IT-Strategie zu ver-
hindern. 

 E-Government hat bedeutende organisatorische Aspekte, die 
grundsätzlich eine Verzahnung von IT-/E-Government-Strategie 
mit einer Organisationsstrategie der hamburgischen Verwaltung 
erforderlich machen. Nur so ist der Ausgleich zwischen der Orga-
nisationsentwicklung der hamburgischen Verwaltung und den 
durch E-Government verstärkt initiierten Organisationsverände-
rungen zu leisten, die die Einbeziehung von Geschäftsprozessen 
von Kunden in die verwaltungsmäßigen Abläufe zum Ziel haben.4 
Der Senat hat dies erkannt und E-Government – wie IT – als ein 
strategisches Mittel zur Verwaltungsreform benannt.

 Der Rechnungshof hat der Finanzbehörde deshalb empfohlen, 
alsbald zu einem integrierten IT-/E-Government-Strategiebericht 
zu wechseln.

511. Die strategischen Ziele für E-Government sind nicht ohne die 
Mitwirkung der für IT und Organisation zuständigen Stellen er-
reichbar. Die Verteilung der Aufgaben zur zentralen Steuerung von 
E-Government, IT und Organisationsentwicklung auf drei Ämter in 
der Finanzbehörde führt zu erhöhtem Abstimmungsaufwand. 

3 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache Nr. 18/6908 vom 4. September 2007, Abschnitt 
Vorbemerkung.

4 Beispielhafte E-Government-Vorhaben für die Einbeziehung von kundenseitigen 
Geschäftsprozessen: „Online-Wache der Polizei“ und „Genehmigungsverfahren 
bei Sonntagsfahrverbot“.

Fehlende Ver-
zahnung von 
Einzelstrategien
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 Unter dem Aspekt der Ressourcensteuerung hält der Rechnungs-
hof die derzeitige Verteilung der Aufgaben für E-Government für 
unzweckmäßig. Zur Umsetzung von E-Government bedarf es 
eines einheitlichen Finanzierungs- und Umsetzungskonzepts5 
sowie Controlling. Dabei ist insbesondere die Zusammenführung 
aller zentral wahrzunehmenden E-Government-, IT- und Organisa-
tionsaufgaben in einer Organisationseinheit in Betracht zu ziehen.

 Der Rechnungshof hat der Finanzbehörde deshalb eine Prüfung 
empfohlen, welche inhaltlichen und organisatorischen Maßnah-
men zur Herbeiführung einer integrierten Verwaltungsmodernisie-
rungsstrategie notwendig sind.

 Planung und Controlling

512. Die Verwaltung setzt zwei verschiedene IT-Verfahren zur Unterstüt-
zung von Planung und Controlling von E-Government-Vorhaben 
und IT-Vorhaben ein. Keines der beiden IT-Verfahren ist wegen der 
jeweils unvollständigen Datenbasis für E-Government-Controlling-
Zwecke ausreichend. Ihre parallele Nutzung kann zu unterschied-
lichen Informationsständen in den jeweiligen Datenbanken führen.

 Der Rechnungshof hat der Finanzbehörde empfohlen, ein anfor-
derungsgerechtes und einheitliches IT-Verfahren für Planung und 
Controlling aller E-Government-Vorhaben einschließlich aller IT-
Vorhaben zu entwickeln und einzuführen.

 Stellungnahme der Verwaltung

513. Die Finanzbehörde will trotz teilweise anderer Bewertung der 
derzeitigen Situation den zukunftsgerichteten Empfehlungen des 
Rechnungshofs folgen und insbesondere prüfen,

 – ob sie zu einem integrierten IT-/E-Government-Strategie-
bericht übergehen wird,

 – welche inhaltlichen und organisatorischen Maßnahmen zur 
Herbeiführung einer integrierten Verwaltungsmodernisierungs-
strategie notwendig sind,

 – ob künftig ein anforderungsgerechtes und einheitliches IT-Ver-
fahren für Planung und Controlling aller IT-Vorhaben einschließ-
lich aller E-Government-Vorhaben eingesetzt werden kann.

 Darüber hinaus will die Finanzbehörde zur Förderung von E-Govern -
ment die Behörden und Ämter veranlassen, ihre IT-Strategiepläne 
zu integrierten IT-/E-Government-Strategieplänen weiter zu ent-
wickeln.

5 Für eine erfolgreiche Umsetzung sind auch die Aspekte Change Management 
und Marketing für E-Government mit zu berücksichtigen, um bei allen betrof-
fenen Stellen das Bewusstsein für einen wirtschaftlichen Umgang mit den Per-
spektiven, Möglichkeiten und Ressourcen von E-Government zu fördern.

Unzureichende
IT-Unterstützung 
für Controlling

Ressourcen-
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Behörden-Transport-Service

Für den Behörden-Transport-Service ver-
anschlagte Stellen und Personalausgaben 
sind weiter bis auf den tatsächlichen Bedarf 
zu reduzieren.

Eine Kostenbeteiligung externer Nutzer der 
Postaustauschzentrale und der Bedarf für 
einen eigenen Fahrzeugpark sind zu über-
prüfen.

514. Der Behörden-Transport-Service (BTS) ist 1997 aus den Fahrbe-
reitschaften der Finanzbehörde und der damaligen Baubehörde 
sowie dem zentralen Postaustausch bei der Senatskanzlei gebil-
det worden. Inzwischen ist der Senatsfahrdienst den Behörden 
übertragen und die Durchführung der Post- und Aktentouren pri-
vatisiert worden.

 Der BTS hat heute die Aufgabe,

 – den Postaustausch für die hamburgische Verwaltung zu orga-
nisieren,

 – rund 150 – größtenteils anderen Behörden zugeordnete –
Fahrzeuge zu verwalten und die Fahrzeugnutzung für einen 
großen Teil der allgemeinen Verwaltung zu koordinieren so-
wie

 – Intendanzfunktionen im Zusammenhang mit Fahrdienstleis-
tungen auszuüben.

 Dafür sind in den Haushaltsplänen 2005/2006 und 2007/2008 in 
einer für ihn eingerichteten Titelgruppe Personal- und Sachmittel 
in Höhe von jährlich rund 2 Mio. Euro veranschlagt worden.

 Stellenbestand und Personalausgaben

515. Der Stellenbestand des BTS hat sich seit 2004 von 34 auf 28 
Stellen verringert. Ein weiterer Abbau von vier Stellen ist für 2008 
geplant. Die dem BTS verbliebenen Stellen sind allerdings seit 
mehreren Jahren zu rund 30 % nicht besetzt. Da der vorhandene 
Personalbestand für die Erfüllung seiner Aufgaben auch ausreicht, 
hat der Rechnungshof die Finanzbehörde aufgefordert, den Stel-
lenplan weiter an den tatsächlichen Personalbedarf des BTS an-
zupassen und alle nicht mehr notwendigen Stellen zu streichen.

516. Die Finanzbehörde hat zwar das Personalbudget des BTS von 
2002 bis 2006 im Ergebnis kontinuierlich abgesenkt, insgesamt 
in diesem Zeitraum aber immer noch rund 2,5 Mio. Euro mehr 
Personalausgaben veranschlagt, als nach dem tatsächlichen 
Personalbedarf notwendig gewesen wären. Davon hat sie rund 

Stellenbestand 
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Personalaus-
gaben zu hoch 
veranschlagt
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200.000 Euro im Rahmen der Privatisierung der Post- und 
Aktentouren in Sachmittel umgewandelt und rund 2,2 Mio. Euro im 
Rahmen der Deckungsfähigkeit auf die „Zentralveranschlagten 
Personalausgaben“ des Einzelplans 9.2 übertragen.

 Das Instrument der Deckungsfähigkeit dient in der Bewirtschaftung 
der Übertragung nicht mehr benötigter Mittel auf einen anderen 
Titel ohne erneute Beteiligung der Bürgerschaft. Es entbindet die 
Verwaltung bei der Veranschlagung allerdings nicht von der gemäß 
§ 11 Absatz 2 LHO und den dazu ergangenen Verwaltungsvor-
schriften bestehenden Pflicht, Ausgaben spezifisch für jeden Titel 
mit größtmöglicher Genauigkeit zu errechnen oder zu schätzen. Die 
in der eigens für den BTS eingerichteten Titelgruppe veranschlag-
ten Personalausgaben spiegeln nicht das zur Erfüllung seiner Auf-
gaben tatsächlich benötigte Budget wider. Dies führt zu Transpa-
renzeinbußen und birgt die Gefahr von Steuerungsdefiziten. 

 Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, künftig die 
Personalkosten des BTS entsprechend dem tatsächlichen Bedarf 
zu veranschlagen.

517. Die Finanzbehörde hat mitgeteilt, sie werde den Forderungen 
Rechnung tragen. Sie verweise aber zum einen darauf, dass eine 
endgültige Streichung von Stellen und die damit einhergehende 
Budgetabsenkung vom Abschluss des laufenden Organisations-
prozesses abhänge. Zum anderen müsse sie dafür vorsorgen, 
dass möglicherweise mehr nutzungsberechtigte Mitglieder der 
Bürgerschaft als bisher von ihrem gesetzlichen Anspruch auf Ge-
stellung eines persönlich zugeordneten Dienstwagens mit Fahr-
personal Gebrauch machen könnten.

 Postaustausch

518. Die Postaustauschzentrale (PAZ) des BTS koordiniert den Post-
austausch für die hamburgische Verwaltung. Die Post wird dabei 
entweder durch den im Auftrag der Stadt tätigen privaten Dienst-
leister oder durch am Postaustausch teilnehmende externe Nut-
zer1 angeliefert bzw. abgeholt. Die Kosten für den Betrieb der PAZ 
von jährlich rund 386.000 Euro trägt ausschließlich der BTS und 
damit die Stadt.

 Der BTS erbringt die Leistungen der PAZ für externe Nutzer bisher 
unentgeltlich. Er hält dies im Ergebnis für wirtschaftlich vorteilhaft 
für die Stadt, weil Hamburg Versandkosten spart, soweit externe 
Nutzer die für sie bestimmte Post selbst abholen.

519. § 34 Absatz 2 LHO verpflichtet die Verwaltung nicht nur, alle Ein-
nahmequellen auszuschöpfen, sondern auch laufend alle Mög-
lichkeiten der Einnahmeverbesserung zu prüfen und diese im 
Rahmen der Zumutbarkeit sowie der Verhältnismäßigkeit geltend 
zu machen.2

1 Z. B. Krankenhäuser, Dataport – Anstalt öffentlichen Rechts – usw.
2 Heuer, Kommentar zum Haushaltsrecht, Anmerkung 2 zu § 34 BHO.

Möglichkeiten zur 
Einnahmeverbes-
serung prüfen



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg Jahresbericht 2008

220

 Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, die bishe-
rige Unentgeltlichkeit von Leistungen der PAZ nutzerspezifisch zu 
überprüfen.

 Die Finanzbehörde will dem nachkommen.

520. Ein Drittel der Personalkosten der PAZ entfällt auf die Vergütung für 
den Einsatz einer wechselnden Zahl von Aushilfskräften, die bei Be-
darf temporär von Zeitarbeitsfirmen angefordert werden, z.B. an Ur-
laubs- und Krankheitstagen der fünf eigenen Mitarbeiter der PAZ.3

 Angesichts des Bedarfs an Aushilfskräften für Vertretungs- und 
Spitzenzeiten liegt die Möglichkeit nahe, dass sich die Aufwen-
dungen für die PAZ durch dauerhafte Inanspruchnahme eines 
Dienstleisters – wie schon bei den Post- und Aktentouren (vgl. Tz. 
518) – reduzieren lassen. 

 Der Rechnungshof hat daher die Finanzbehörde aufgefordert, ent-
sprechend § 7 Absatz 1 Satz 2 LHO die Vergabe des Postaus-
tausches an einen externen Dienstleister zu prüfen.

 Die Finanzbehörde hält eine derartige Prüfung – jedenfalls kurz-
fristig – für noch nicht angezeigt. Sie verweist auf die Notwendig-
keit, die unter hohen Anstrengungen erreichte Stabilität der Ar-
beitsabläufe aufrechtzuerhalten und will daher unter den aktuellen 
Rahmenbedingungen weitere Personalfreisetzungen einstweilen 
vermeiden.

 Der Rechnungshof hält die von der Behörde genannten Gesichts-
punkte für bedeutsam. Sie dürfen jedoch nicht dazu führen, die 
nach § 7 Absatz 1 Satz 2 LHO vorgesehene Prüfung zu unterlas-
sen, sondern müssen deren Grundlage sein und in die Bewertung 
der Ergebnisse einfließen.

 Fahrzeuge

521. Dienstfahrzeuge sind nach wirtschaftlichen Grundsätzen zu be-
treiben und zu unterhalten und „durch ständigen Einsatz im Fahr-
bereitschaftsbetrieb voll auszulasten“.4 Der Rechnungshof hat den 
Auslastungsgrad ermittelt:

 – Selbstfahrerfahrzeuge für Dienstfahrten wiesen z.B. in den 
Jahren 2005 und 2006 eine durchschnittliche Fahrleistung 
von rund 6.600 km pro Fahrzeug auf. Sie wurden grundsätz-
lich nur an Werktagen und dabei lediglich an etwas mehr 
als der Hälfte dieser Tage genutzt. Dies geschah häufig nur 
stundenweise vormittags und/oder für Kurzstrecken. So kam 
eines der Fahrzeuge in zwei Monaten des Jahres 2005 nur 
bei jeweils fünf Fahrten mit Gesamtfahrleistungen von 34 bzw. 
47 km zum Einsatz.

3 Stand 2007.
4 Nr. 4.a und 11.a der „Allgemeinen Kraftfahrzeugbestimmungen“ (GOBest. C 50.1).
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 – Fahrzeuge für eigene Zwecke des BTS  erreichten 2006 eine 
durchschnittliche Fahrleistung von rund 4.400 km pro Fahrzeug. 
Sie wurden dabei jeweils nur an rund 140 Werktagen genutzt.

 – Protokollfahrzeuge (für Fahrten mit offiziellen Gästen der 
Stadt) absolvierten 2005 und 2006 eine durchschnittliche 
Fahrleistung von rund 7.200 km pro Fahrzeug. Sie wurden 
dabei 2005 an etwa einem Drittel und 2006 an einem Viertel 
aller Tage genutzt.

 – Drittfahrzeuge (Fahrzeuge, die organisatorisch anderen Be-
hörden zuzurechnen sind, für die der BTS jedoch Serviceauf-
gaben übernimmt) fuhren 2005 und 2006 nach den beim BTS 
vorhandenen Daten durchschnittlich jährlich rund 7.500 km 
pro Fahrzeug. Nahezu drei Viertel dieser Fahrzeuge fuhren 
dabei weniger als 10.000 km jährlich.

522. Die insgesamt jeweils geringe Auslastung der Fahrzeuge und der 
häufige Kurzstreckeneinsatz stellen den Bedarf an vom BTS vor-
gehaltenen Fahrzeugen infrage und legen die Überprüfung der 
Wirtschaftlichkeit eines eigenen Fahrzeugparks nahe. Dabei ge-
bietet es § 7 Absatz 1 Satz 2 LHO zu prüfen, inwieweit Aufgaben 
oder Tätigkeiten durch Privatisierung erfüllt werden können.

 Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, 

 – zunächst den notwendigen Bedarf an vorzuhaltenden Fahr-
zeugen nach strengen Maßstäben festzustellen und

 – auf der Grundlage des danach bestehenden Bedarfs Alterna-
tiven zur Eigenleistung, z.B. die Vergabe der Gestellung und 
des Betriebs des Fuhrparks an einen „Flottendienstleister“ zu 
prüfen 

 und in diese Prüfungen auch die anderen Behörden wegen der von 
ihnen betriebenen Drittfahrzeuge einzubeziehen. Ziel muss es sein, 
eine für die Stadt insgesamt wirtschaftliche Lösung zu erreichen.

 Sollte eine alternative Lösung des Fahrzeugeinsatzes nicht wirt-
schaftlich erreichbar sein, ist es auch in den bestehenden Struktu-
ren geboten, auf Grundlage des nach strengen Maßstäben ermit-
telten Bedarfs die Auslastung des Fuhrparks zu verbessern. Sein 
dauerhafter Betrieb in Eigenregie ist nur dann gerechtfertigt, wenn 
ein Wirtschaftlichkeitsgrad nachweisbar ist, der dem Vergleich mit 
einer privatwirtschaftlichen Lösung standhält.

 Die Finanzbehörde hat mitgeteilt, die vom Rechnungshof auf -
geworfenen Fragen seien im Wesentlichen Gegenstand des am 
4. Juni 2007 eingerichteten behördenübergreifenden Projekts 
„Flottenmanagement“ geworden. Sie hat unter Hinweis auf den 
jüngsten Bahnstreik darauf aufmerksam gemacht, dass neben der 
Fahrzeugauslastung vor allem auch die Ausfallsicherheit für eine 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung wichtig sei.

 Die Erörterungen sind noch nicht abgeschlossen.

Notwendigkeit 
eines eigenen 
Fahrzeugparks 
prüfen
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Finanzbehörde
– Steuerverwaltung –

 Neuorganisation der
Veranlagungsstellen

Die Neuorganisation der Veranlagungs-
stellen bedarf hinsichtlich der Zielvorgaben 
sowie der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
einer konsequenten Ausrichtung an den 
Vorgaben der Landeshaushaltsordnung. Der 
Rechnungshof hat Hinweise zur Korrektur 
sowie zur Ergänzung und Fortentwicklung 
des Organisationsmodells gegeben.

 Stadien der Organisationsreform

523. Seit 1996 strebt die Steuerverwaltung eine Neuorganisation der 
Veranlagungsstellen der Hamburger Finanzämter an. Nachdem 
sich das erste in zwei Finanzämtern eingeführte Modell1 nicht 
bewährt hatte, wurde der Reformprozess wegen vorrangig ein-
gestufter Vorhaben2 unterbrochen. Später wurde in zwei weiteren 
Finanzämtern und losgelöst von dem unterbrochenen Reformpro-
zess ein zweites Modell3 eingeführt. Die verbleibenden sieben Re-
gionalfinanzämter arbeiten nach wie vor in einer reformbedürftigen 
Organisationsstruktur aus den späten 70er Jahren.4

524. Im November 2006 hat die Finanzbehörde – Steuerverwaltung –
die überfällige Organisationsreform in den Veranlagungsstellen 
der Finanzämter erneut in Angriff genommen. Nach dem Projekt-
auftrag sollte ein in den Kernpunkten einheitliches, zugleich aber 
flexibles Organisationsmodell entwickelt werden, das bei recht-
lichen oder technischen Veränderungen unkomplizierte Anpas-
sungen ermöglicht und insofern zukunftsfähig ist. Die erste Pha-
se der Projektarbeit5 ist mit der Entscheidung der Amtsleitung für 
ein Organisationsmodell zum Abschluss gekommen, das wegen 
der erwarteten Auswirkungen anstehender Rationalisierungsmaß-
nahmen6 auf die bisherige Unterscheidung zwischen Massenge-
schäft und individuell geprägten Steuerfällen verzichtet und neue 
Arbeitseinheiten zur Eingangsbearbeitung, zur Bearbeitung der 
Umsatzsteuervoranmeldungen sowie – fakultativ – zur Betreuung 

1 Projekt „Neuorganisation der Veranlagung“ (PRONOVA) (Mai 2000).
2 Auflösung der Oberfinanzdirektion; Reduzierung der Zahl der Finanzämter.
3 Einrichtung „Allgemeiner Veranlagungsstellen“ (AVSt) (Juli 2004).
4 Hamburger Variante der Aufbauorganisation nach den Grundsätzen zur Neuor-

ganisation der Finanzämter und zur Neuordnung des Besteuerungsverfahrens 
(GNOFÄ).

5 Projekt VERA (= Veranlagungsanpassung).
6 Die Finanzbehörde beginnt derzeit mit der vollmaschinellen Bearbeitung be-

stimmter Steuerfälle zur Entlastung der Bearbeiter vom Massengeschäft. Diese 
Fälle sollen nur insoweit einer herkömmlichen Sachbearbeitung unterzogen wer-
den, wie ein vorab definiertes Risikokriterium erfüllt ist und dies zur Aussteue-
rung aus dem maschinellen Verfahren führt.
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bestimmter Nebenverfahren vorsieht. Das Organisationsmodell 
fordert Teamarbeit in den einzelnen Organisationseinheiten und 
gibt den Finanzämtern Gestaltungsspielräume, die über den bis-
herigen Rahmen deutlich hinausgehen. Der Rechnungshof hat die 
Projektarbeit und das zur Realisierung anstehende Organisations-
modell zeitnah und begleitend geprüft.

 Vorgaben und Methoden

525. Der Rechnungshof hat festgestellt, dass der Projektauftrag das 
Ziel der Organisationsreform zu eng beschrieben hat. Das Projekt-
team hat sich deshalb ausschließlich mit der Binnenorganisation 
der Veranlagungsstellen befasst, ohne der Frage nachzugehen, 
ob und gegebenenfalls welche Optimierungsmöglichkeiten an de-
ren Rändern im Verhältnis zu anderen Stellen des Finanzamts be-
stehen. Trotz Ankündigung der Finanzbehörde in einem früheren 
Prüfungsverfahren hat sich das Projekt nicht mit der Frage der 
Einrichtung sogenannter Einheitssachgebiete zur Integration von 
Veranlagungstätigkeit und Außenprüfung auseinandergesetzt. Der 
Rechnungshof hat gefordert, diese Aspekte einzubeziehen.

526. Die Beseitigung von Qualitätsdefiziten, die regelmäßiger Gegen-
stand der Jahresberichte des Rechnungshofs sind,7 ist im Projekt-
auftrag nicht explizit als Anforderung an die Organisationsreform 
formuliert worden. Das Projektteam hat deshalb nicht gezielt nach 
aufbauorganisatorischen Ursachen und Handlungsoptionen ge-
sucht. Der Rechnungshof hält es für geboten, dies nachzuholen 
und dabei sowohl die Idee integrierter Veranlagungs- und Betriebs-
prüfungssachgebiete – sogenannter Einheitssachgebiete – als 
auch das in Nordrhein-Westfalen praktizierte Konzept gesonderter 
Qualitätssicherungsstellen zu berücksichtigen.

527. Obgleich es bei der Neugestaltung der Veranlagungsstellen der 
Finanzämter um eine Organisationsentscheidung von grundsätz-
licher Bedeutung geht, hat sich das Projektteam bei der Schwach-
stellenrecherche auf frühere Einschätzungen im Rahmen des 
Projekts „Neuorganisation der Veranlagung“ (PRONOVA)8, Erfah-
rungsberichte und Erkenntnisse aus einer Geschäftsprüfung zum 
Massengeschäft der Finanzämter beschränkt. Der Rechnungshof 
hat für künftige Organisationsvorhaben dieser Größenordnung 
umfassende und gegebenenfalls auch längerfristig angelegte 
Organisationsuntersuchungen mit vollständiger Erhebung aller 
Verfahrensabläufe empfohlen, um Schwachstellen und Optimie-
rungspotenzial systematischer als bisher zu ermitteln und zu ana-
lysieren.

528. Die Finanzbehörde hat mitgeteilt, dass sie sich bei der Erteilung 
des Projektauftrags auf das Machbare beschränkt habe. Die Ar-
beitslage in den Hamburger Finanzämtern sei kritisch. Dies habe 
auch der Rechnungshof in verschiedenen Prüfungsmitteilungen 
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7 Vgl. grundsätzlich Jahresbericht 2002, Tz. 158 ff.; Jahresbericht 2003, Tz. 94 ff.; 
Jahresbericht 2004, Tz. 45.

8 Vgl. Fn. 1.
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der jüngeren Vergangenheit festgestellt. Die Belastungen im Mas-
sengeschäft und die noch immer wachsende Komplexität des 
Steuerrechts wirkten sich nachteilig auf die Qualität der Bearbei-
tung aus. Der Projektauftrag habe sich gezielt darauf gerichtet, 
die bereits in dem sehr grundsätzlich angelegten Projekt „Neu-
organisation der Veranlagung“ (PRONOVA)9 herausgearbeiteten 
und identifizierten Defizite und Schwachstellen zu beseitigen. Das 
Hauptmotiv des Auftraggebers des Projekts VERA sei gewesen, 
die Grundlagen für eine signifikante Qualitätsverbesserung zu 
schaffen. Nach Überzeugung der Finanzbehörde wäre ein breiter 
angelegtes Projekt bei der beschriebenen Arbeitslage der Finanz-
ämter nicht zu verantworten gewesen. Insbesondere die Einrich-
tung von Einheitssachgebieten bedeute einen Eingriff in die Struk-
tur der Finanzämter, der in seiner Intensität und Belastung weit 
über das vertretbare Maß hinausgehe.

 Die Finanzbehörde hat hervorgehoben, dass eine erfolgreiche 
Projektarbeit klare, eindeutige und erreichbare Ziele voraussetze. 
Erhebliche Veränderungen insbesondere in der steuerlichen Auto-
mation zwängen dazu, die anstehenden Umstellungen bis spätes-
tens Anfang 2010 abzuschließen und die Auswirkungen so gering 
wie möglich zu halten.

529. Der Rechnungshof hält auch unter Berücksichtigung der Argu-
mente der Finanzbehörde an seiner Kritik fest, zumal seine Emp-
fehlungen nicht zulasten klarer und eindeutiger Zielbestimmungen 
gehen. Wenn eine Organisationsreform ansteht, die den Kernbe-
reich der Aufgabenerledigung in den Finanzämtern betrifft und zu 
längerfristig wirksamen Lösungen führen soll, reicht es nicht aus, 
sich – wie im Projektauftrag formuliert – auf eine „konsolidierte 
Feststellung der Stärken und Schwächen der vorhandenen Mo-
delle“ zu beschränken und hierbei auf Analysen im Rahmen des 
Projekts „Neuorganisation der Veranlagung“ aus den Jahren 1996 
bis 1999 zurückzugreifen, die den Aspekt qualitativer Mängel der 
Steuerfestsetzung nur vereinzelt ansprechen. Weder innerhalb der 
Veranlagungsstellen noch darüber hinaus ist das damalige Pro-
jektteam möglichen aufbauorganisatorischen Ursachen nachge-
gangen. Im Rahmen des Projekts VERA wäre das sowohl vor dem 
Hintergrund der nordrhein-westfälischen Qualitätssicherungsstel-
len als auch wegen der Diskussion über das Für und Wider inte-
grierter Veranlagungs- und Betriebsprüfungssachgebiete nachzu-
holen gewesen.

 Wegen der langfristigen Bindung an die Ergebnisse der Organisa-
tionsreform ist auch der Hinweis auf eine mögliche Überforderung 
der Finanzämter durch ein breiter angelegtes Projekt letztlich nicht 
überzeugend. Eine zeitlich beschränkte Zusatzbelastung der Fi-
nanzämter ist wie bei jedem umfassenderen Reorganisationspro-
zess vertretbar, wenn damit der Gewinn eines langfristig optimier-
ten Organisationskonzepts verbunden ist.

 Der Projektauftrag enthält im Übrigen keinen Hinweis auf die 
vonseiten der Finanzbehörde genannten zeitlichen Restriktionen 

9 Vgl. Fn. 1.
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wegen anstehender Veränderungen in der steuerlichen Automa-
tion; diese haben sich offenbar erst nachträglich ergeben.

 Elemente der Organisationsreform

 Einkommensteuerbezirke

530. Bei der beabsichtigten Organisationsreform sollen in den Ver-
anlagungsstellen der Finanzämter Einkommensteuerbezirke zur 
Besteuerung aller natürlichen Personen gebildet werden. Damit 
entfällt die bisherige organisatorische Trennung des Massenge-
schäfts von den individuell geprägten Steuerfällen. Die Finanzbe-
hörde hält Vorgaben zur künftigen Aufteilung von Zuständigkei-
ten für entbehrlich, da eine effiziente Aufgabenerledigung durch 
die angestrebte Selbstorganisation der Teams gewährleistet sei. 
Sie werde geeignete Hinweise zum Abschluss der sogenannten 
Teamvereinbarungen geben.

 Der Rechnungshof sieht insoweit die Gefahr des Kompetenzver-
lusts auf dem Gebiet routinierter Erledigung von Standardfällen, 
was zu längeren Bearbeitungszeiten führen kann. Er hält es des-
halb für notwendig, die sogenannten Arbeitnehmerfälle10 bei ein-
zelnen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Einkommensteuer-
bezirke zu konzentrieren. Damit kann sichergestellt werden, dass 
die Fälle mit derselben Routine bearbeitet werden, die bisher für 
den Arbeitnehmerbereich der Lohnsteuerstellen kennzeichnend 
war.

 Eingangsstelle

531. Neben der bestehenden Poststelle soll eine sogenannte Eingangs-
stelle eingerichtet werden, die als interne Servicestelle konzipiert 
ist. Sie soll sich bei Verwendung der neuen personenbezogenen 
Identifikationsnummern um die Klärung der amtsinternen Bearbei-
tungszuständigkeit kümmern, soweit die Poststelle damit überlas-
tet ist.11 Im Übrigen sollen dort die Daten für die vollmaschinelle 
Bearbeitung von Arbeitnehmerfällen erfasst werden, soweit dies 
am Tag des Erklärungseingangs und ohne Beeinträchtigung der 
Unterstützung der Poststelle möglich ist. Da es keine stichhaltigen 
Gründe für eine organisatorische Trennung von Post- und Ein-
gangsstelle gibt, sieht der Rechnungshof die Notwendigkeit, die 
Aufgabenwahrnehmung in einer Stelle zu bündeln.

532. Die Finanzbehörde hält eine organisatorische Trennung von Post- 
und Eingangsstelle für geboten, weil die Eingangsstelle primär 

10 Steuerfälle, in denen nahezu ausschließlich Einkünfte aus nichtselbstständiger 
Arbeit bezogen worden sind.

11 Mit der Identifikationsnummer erhält jeder Steuerpflichtige ein dauerhaftes Iden-
tifikationsmerkmal, das auch bei Wohnsitzwechseln, Namensänderungen usw. 
unverändert bleibt (§ 139b Abgabenordnung). Anders als die Steuernummern 
sind die Identifikationsnummern frei von organisationsbezogenen Merkmalen 
der Finanzämter. Die Identifikationsnummer lässt keine Rückschlüsse auf das 
zuständige Finanzamt und die interne Bearbeitungszuständigkeit zu. Für die 
Steuerung des Postlaufs ist sie deshalb ungeeignet.
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und exklusiv für die Datenerfassung zuständig sein soll. Über 
die endgültige Organisation der Datenerfassung könne erst nach 
praktischen Erfahrungen mit der vollmaschinellen Bearbeitung 
von Arbeitnehmerfällen entschieden werden.

 Der Rechnungshof hat bemängelt, dass das Problem der ma-
nuellen Datenerfassung für die vollmaschinelle Bearbeitung von 
Arbeitnehmerfällen im Rahmen der Projektarbeit nur fragmenta-
risch behandelt worden ist. Er hat darauf hingewiesen, dass ein 
schlüssiges Gesamtkonzept erforderlich ist, bevor weitreichende 
organisatorische Entscheidungen getroffen werden.

 Voranmeldung von Umsatzsteuer und
Lohnsteuerabzug

533. Nach dem neuen Organisationsmodell ist vorgesehen, für das 
gesamte Umsatzsteuer-Voranmeldungsverfahren in den Finanz-
ämtern jeweils gesonderte Stellen einzurichten und dort auch die 
Umsatzsteuer-Sonderprüfung unterzubringen. Die Umsatzsteuer-
Voranmeldungsstellen sollen in der Betriebsprüfung angesiedelt 
werden. Der Rechnungshof hat die organisatorische Verknüpfung
von Umsatzsteuer-Voranmeldungsverfahren, Umsatzsteuer-Sonder -
prüfung und Betriebsprüfung wegen konzeptioneller Mängel kriti-
siert12 und empfohlen, klar zwischen Betriebsprüfungssachgebie-
ten mit reinen Außendienstaufgaben einerseits und umsatzsteu-
erlich ausgerichteten Sachgebieten mit integriertem Innen- und 
Außendienst andererseits zu unterscheiden.

 Der Rechnungshof hat im Übrigen festgestellt, dass das die Ar-
beitgeber betreffende Verfahren zur Anmeldung der einbehaltenen 
Lohnsteuer nicht im Organisationskonzept berücksichtigt worden 
ist. Er hat – wie im nachfolgenden Schaubild dargestellt – angeregt, 
Umsatzsteuer-Voranmeldungen und Lohnsteuer-Anmeldungen in 
einer einheitlichen Anmeldesteuerstelle bearbeiten zu lassen.

 

12 Im Bereich der Umsatzsteuer sollen Innendienst und Außendienst integriert wer-
den, im Bereich der Betriebsprüfung dagegen nicht.
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534. Die Finanzbehörde lehnt Vorgaben, die über die Zusammen-
führung von Umsatzsteuer-Voranmeldungsverfahren und Um-
satzsteuer-Sonderprüfung hinausgehen, ab. Erklärtes Ziel der 
Organisationsreform sei, den Vorstehern bei der Gestaltung der 
Aufbauorganisation in ihren Ämtern mehr Freiheit zu geben und 
sie damit stärker als bisher in die Verantwortung zu nehmen.

 Angesichts des hohen Stellenwerts, den die Modernisierung der 
Verwaltung in Hamburg seit geraumer Zeit habe, beabsichtige 
die Finanzbehörde, die Ergebnisverantwortung auf der Grundlage 
von Zielvereinbarungen und flankiert durch ein Controlling mehr 
als bisher auf die Finanzämter zu verlagern. Die Bündelung von 
Aufgabe, Kompetenz und Verantwortung (AKV-Prinzip) sei prä-
gend für eine moderne Verwaltung. Die Gesamtverantwortung der 
Finanzbehörde bleibe davon unberührt. Ihre Steuerungsaufgabe 
werde lediglich in anderer Form wahrgenommen.

 Die Finanzbehörde hat im Übrigen betont, dass die Bedingungen, 
unter denen die Regionalfinanzämter arbeiten müssten, sowohl 
hinsichtlich der Art der Steuerfälle als auch hinsichtlich des einge-
setzten Personals sehr unterschiedlich seien. Entscheidungen, die 
innerhalb eines vereinbarten Rahmens vor Ort getroffen würden, 
gewährleisteten deshalb am ehesten ein wirtschaftliches Verwal-
tungshandeln.

535. Der Rechnungshof kann organisationsspezifische Gründe für 
die Notwendigkeit amtsindividueller Aufbauorganisationen nicht 
erkennen. Eine einheitliche Organisation steht im Übrigen nicht 
im Widerspruch zu einer modernen Verwaltung. Sie ist vielmehr 
Ausdruck der Suche nach einer optimalen Organisationsform zur 
zweckmäßigen Erledigung finanzamtsübergreifend einheitlicher 
Aufgaben. Der Rechnungshof hält den Weg, die Ergebnisverant-
wortung der Finanzämter zu stärken, für richtig. Es besteht des-
wegen jedoch kein Grund, Teile der Aufbauorganisation zur Dis-
position zu stellen. Auch wenn sich die Art der Steuerfälle in den 
Finanzämtern unterscheidet, berührt dies nicht die abstrakte Aus-
gestaltung der einzelnen Arbeitseinheiten, sondern nur die Frage, 
wieviele Arbeitseinheiten welchen Typs eingerichtet werden müs-
sen. Angesichts dessen, dass die Finanzbehörde den Personal-
einsatz zentral steuert, ist weiterhin nicht einsichtig, warum unter-
schiedliche Personalkonstellationen durch finanzamtsspezifische 
Organisationsgestaltungen bewältigt werden müssen, anstatt et-
waige Probleme finanzamtsübergreifend durch Umsetzungen zu 
lösen. 

 Sonderdienststellen

536. Das Projektteam sollte prüfen, „ob und inwieweit Sonderdienststel-
len sowie zentralisierte Aufgabenwahrnehmung den Arbeitsergeb-
nissen der Veranlagungsdienststellen förderlich sein (könnten).“13  
Trotz positiver Einschätzung konnte sich das Team und in der Folge 
die Finanzbehörde wegen der „strukturellen Unterschiede der ein-

13 Vgl. Projektauftrag, S. 5.
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zelnen Finanzämter“ nicht dazu entschließen, generelle Vorgaben 
vorzusehen. Den Finanzämtern ist es deshalb künftig selbst über-
lassen zu entscheiden, ob und gegebenenfalls in welcher Zahl sie 
sogenannte Sonderdienststellen einrichten und wie diese Sonder-
dienststellen näher ausgestaltet werden. Der Rechnungshof sieht 
diese Delegation der Organisationskompetenz hinsichtlich konkret 
zur Diskussion stehender Sonderdienststellen (Inanspruchnahme 
von Haftungsschuldnern, Stundungs- und Erlassangelegenheiten, 
Bearbeitung von Insolvenzfällen) kritisch und hat gefordert, die 
Einheitlichkeit der Entscheidung über die Bildung sogenannter 
Sonderdienststellen zu gewährleisten, soweit es um Verfahren 
ohne spezifischen Bezug zur Sozial- und Wirtschaftsstruktur des 
Finanzamtsbezirks geht.

 Die Finanzbehörde will zumindest eine Sonderzuständigkeit für 
Haftung und Insolvenz empfehlen und bei Abweichungen von der 
Empfehlung eine Begründung fordern.

 Binnenorganisation der Arbeitseinheiten

537. Nach dem neuen Organisationsmodell soll Teamarbeit in allen Be-
reichen der Veranlagung obligatorisch werden, um die „bisherigen 
hierarchischen Arbeitsstrukturen mit ihren vorgeschriebenen Zu-
ständigkeiten und starren Abläufen“ zu beseitigen und dadurch 
eine „flexible und zukunftsorientierte Organisationsstruktur“ zu er-
möglichen.14 Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass der 
laufbahnübergreifenden Teamarbeit bei allen anzuerkennenden 
Vorteilen Grenzen aufgrund unterschiedlicher Qualifikation und 
unterschiedlicher Primäraufgaben gesetzt sind. Er befürchtet, 
dass insbesondere die zeitintensive Erarbeitung und Aktualisie-
rung von Teamvereinbarungen, die geplanten Schulungen sowie 
das vorgesehene Verfahren zur Bewältigung von Konflikten einen 
Aufwand erzeugen könnten, der außer Verhältnis zu dem begrenz-
ten Abstimmungsbedarf zwischen mittlerem und gehobenem 
Dienst innerhalb der einzelnen Arbeitsgebiete steht.

 Der Rechnungshof hat kritisiert, dass auf eine Analyse des kon-
kreten Handlungsbedarfs und eine Abschätzung der gegebe-
nenfalls zu erwartenden Kosten als Grundlage für eine fundierte 
Entscheidung über wirtschaftlich vertretbare Maßnahmen zur Ver-
besserung der Zusammenarbeit in den Arbeitsgebieten verzichtet 
worden ist, und hält es für geboten, dies im Rahmen der Planungen 
zur Umsetzung des neuen Organisationsmodells nachzuholen.

538. Die Finanzbehörde hält Teamarbeit für den einzigen Weg, um die 
Probleme der bisherigen Arbeitsorganisation zu lösen. Die Kosten 
der Teamarbeit seien ebenso wenig bezifferbar wie die Kostener-
sparnis im Verhältnis zum Status quo. Eine Analyse des konkreten 
Handlungsbedarfs erübrige sich aufgrund überdurchschnittlicher 
Erledigungsstände in den PRONOVA-Finanzämtern, die die Finanz-
behörde auf Teamarbeit zurückführe.

14 Vgl. Abschlussbericht über das 1. Teilprojekt „Modellentwicklung“, S. 12.
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 Da das Gebot kooperativer Arbeitsweise nicht nur in den 
PRO NOVA-, sondern auch in den GNOFÄ- und den AVSt-Finanz-
ämtern (vgl. Tz. 524) gilt, hält der Rechnungshof die behauptete 
Kausalität nicht für zwingend. Angesichts der angestrebten grund-
legenden Veränderung der internen Arbeitsstrukturen ist eine 
sorgfältige Analyse der Vor- und Nachteile unter Einbeziehung von 
Wirtschaftlichkeitsaspekten unverzichtbar.

539. Die Größe und laufbahnbezogene Zusammensetzung der an-
gestrebten Teams soll „für alle Bereiche in Absprache mit den 
Kollegen nach Wünschen, Fallnotwendigkeiten und räumlichen 
Gegebenheiten frei wählbar“ sein.15 Damit wird die Entscheidungs-
befugnis von der Finanzbehörde auf die Amtsebene verlagert. Der 
Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass die genannten Ge-
staltungsmaßstäbe den Blick dafür verstellen könnten, dass auch 
die auf Amtsebene zu treffenden Organisationsentscheidungen 
mit objektiven und organisationsbezogenen Argumenten auf der 
Grundlage geeigneter Analysen begründbar sein müssen. Der 
Rechnungshof hat die Notwendigkeit einer entsprechenden Klar-
stellung gegenüber den Ämtern sowie die Bedeutung der Steue-
rungsaufgabe der Finanzbehörde hervorgehoben.

 Wirtschaftlichkeit der Organisationsreform

540. Der Rechnungshof hat festgestellt, dass sich der Projektauftrag-
geber für einen Organisationsvorschlag von Projektteam und 
Lenkungsgruppe entschieden hat, ohne dass eine Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung vorlag. Die Wirtschaftlichkeit der geplanten 
Maßnahme ist aufgrund eines Hinweises des Rechnungshofs im 
Prüfungsverfahren erst nachträglich untersucht worden.

541. Das Projektteam hat auf einen Kostenvergleich der verschiedenen 
zur Entscheidung anstehenden Organisationsmodelle verzichtet
und dies damit begründet, dass die in der nächsten Projektpha-
se noch zu „verifizierenden“ Kosten der Umorganisation den Ent-
scheidungsträgern der Größenordnung nach bekannt gewesen 
seien. Die Finanzbehörde hält eine Kostenvergleichsrechnung 
auch deshalb nicht für erforderlich, weil es zwischen den ver-
schiedenen Organisationsmodellen keine signifikanten Kosten-
unterschiede gebe.

 Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass es nicht auf eine 
allgemeine Kosteneinschätzung der Entscheidungsträger, sondern 
auf die konkreten Kosten eines jeden Modells und deren Vergleich 
untereinander ankomme. Er hat gefordert, eine entsprechende 
Kostenvergleichsrechnung kurzfristig nachzuholen.

542. Hinsichtlich verschiedener Organisationsmodelle ist eine soge-
nannte Nutzwertanalyse durchgeführt worden. Diese erfordert eine 
zutreffende Festlegung und Gewichtung von Bewertungskriterien. 
Das Projektteam hat zur Hälfte die Bürger- und Mitarbeiterorien-
tierung des jeweiligen Modells in die Wertung einfließen lassen. 

15 Vgl. Abschlussbericht über das 1. Teilprojekt „Modellentwicklung“, S. 12.
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16 §§ 34 Absatz 2, 7 Absatz 1 LHO.

Zur anderen Hälfte hat es berücksichtigt, ob und gegebenenfalls 
in welchem Umfang sich das jeweilige Modell insbesondere durch 
„Zukunftsfähigkeit“, „Teamarbeit“, „Spezialisierung“ und „Einheit-
lichkeit“ positiv auf die Arbeitserledigung auswirkt.

 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass sich die Nutzwertana-
lyse nicht primär am haushaltsrechtlichen Gebot rechtzeitiger, 
vollständiger und zugleich wirtschaftlich optimaler Erhebung der 
Steuern16 orientiert. In diesen Kontext wären die Aspekte der 
Arbeitsorganisation, der Arbeitszufriedenheit und des bürger-
gerechten Auftretens der Verwaltung einzuordnen gewesen. Die 
methodischen Defizite der Nutzwertanalyse beruhen im Wesent-
lichen darauf, dass der Projektauftrag selbst nicht hinreichend in 
die Vorgaben des Haushaltsrechts eingebettet war. Die Nutzwert-
analyse hat sich dadurch auch an Kriterien orientiert, deren Be-
deutung für eine Optimierung der Rechtzeitigkeit, Vollständigkeit 
und Wirtschaftlichkeit der Steuererhebung eher fraglich ist. Der 
Rechnungshof hat gefordert, die wesentlichen aufbauorganisato-
rischen Gesichtspunkte, die für eine rechtzeitige und vollständige 
Steuererhebung zu minimalen Kosten von Bedeutung sind, voll-
ständig zu ermitteln und sachgerecht zu gewichten, um auf dieser 
Grundlage eine haushaltsrechtlich belastbare Nutzwertanalyse zu 
erarbeiten.

 Der Rechnungshof hat im Übrigen gefordert, auch die Zielsetzung 
der Organisationsreform im Sinne der haushaltsrechtlichen Vorga-
ben zu präzisieren, um eine spätere Erfolgskontrolle hieran aus-
richten zu können.

 Erprobung der künftigen Organisation

543. Nach der aktuellen Projektplanung ist eine Erprobung der künf-
tigen Aufbauorganisation nicht vorgesehen. Die Finanzbehörde 
hat in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass sich 
Erprobungsphasen in früheren Stadien der Organisationsreform 
(vgl. Tz. 523) nachteilig auf das Verfahren ausgewirkt hätten. Der 
Rechnungshof hat diesem Argument entgegengehalten, dass nicht 
die Erprobung, sondern der Umgang mit den dabei gewonnenen 
Erkenntnissen zum Problem geworden sei: anstatt das in der Er-
probung befindliche Modell PRONOVA in den beiden umorgani-
sierten Finanzämtern fortzuentwickeln, habe man in zwei anderen 
Finanzämtern mit dem Modell „Allgemeiner Veranlagungsstellen“ 
neu angesetzt und so die Grundlage für die beklagte Vielfalt der 
Organisationsformen geschaffen. Der Rechnungshof hat gefor-
dert, die Entscheidung gegen eine Erprobung des neuen Orga-
nisationsmodells zu überprüfen und dabei die spezifischen Kos-
tenrisiken bei einem Erprobungsverzicht gegen den Nutzen einer 
zügigeren Umsetzung der Organisationsreform abzuwägen.

 Die Erörterungen sind noch nicht abgeschlossen.
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Besteuerung ausländischer Einkünfte 
aus nichtselbstständiger Arbeit

Die Finanzämter haben bei rund einem Drit-
tel der geprüften Steuererklärungen von Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die im 
Ausland tätig waren, auf notwendige Sach-
verhaltsermittlungen verzichtet und gesetz-
lich vorgeschriebene Nachweise nicht ein-
gefordert. Zeichnungsvorbehalte sind nicht 
beachtet worden. Der Rechnungshof hat 
eine personelle Konzentration der Fallbe-
arbeitung und eine sachgerechte Qualitäts-
sicherung gefordert. 

544. Bei nichtselbstständiger Arbeit im Ausland muss auf der Grund-
lage zwischenstaatlichen Rechts entschieden werden, ob die 
Einkünfte im Tätigkeitsstaat oder der Bundesrepublik Deutsch-
land zu besteuern sind. Unabhängig davon unterliegen derartige 
Einkünfte seit 2004 auch dann der deutschen Besteuerung, wenn 
das Besteuerungsrecht nach dem einschlägigen Doppelbesteue-
rungsabkommen dem Tätigkeitsstaat zusteht, der Steuerpflichtige 
aber weder die Entrichtung der im Ausland festgesetzten Steuern 
noch einen etwaigen Verzicht des Tätigkeitsstaats auf sein Be-
steuerungsrecht nachweisen kann.

545. Im Auftrag des Rechnungshofs hat die für die Hamburger Finanz-
ämter zuständige Vorprüfungsstelle (VPSt) in drei Finanzämtern 
anhand von mehr als 350 Steuererklärungen für die Jahre 2003 
und 2004 untersucht, ob ausländische Einkünfte aus nichtselbst-
ständiger Arbeit zutreffend besteuert worden sind. Der Rech-
nungshof hatte derartige Fälle bereits 1999 geprüft.1 Auf die da-
mals festgestellten Mängel hatte die Steuerverwaltung mit einem 
umfassenden Zeichnungsvorbehalt zugunsten der mittleren Füh-
rungsebene der Finanzämter reagiert.

546. Die Vorprüfungsstelle ist erneut auf zum Teil erhebliche Vollzugs-
mängel gestoßen. Abgesehen von häufigen Beanstandungen we-
gen Verstoßes gegen den genannten Zeichnungsvorbehalt man-
gelte es bei einem Drittel der geprüften Veranlagungen an einer 
ausreichenden Sachverhaltsermittlung – ein Befund, der auch bei 
früheren Prüfungen des Rechnungshofs immer wieder eine we-
sentliche Rolle gespielt hat:2

 – Steuerpflichtige wurden nicht dazu angehalten, ihre Steuer-
erklärungen zu vervollständigen, obwohl relevante Angaben 
zum Tätigkeitsstaat und zur Aufenthaltsdauer im Ausland 
unterblieben waren.

1 Vgl. Jahresbericht 2000, Tz. 624 ff. (628).
2 Vgl. Jahresbericht 2002, Tz. 158 ff.; Jahresbericht 2003, Tz. 113; Jahresbericht 

2004, Tz. 65 ff., 100; Jahresbericht 2005, Tz. 468; Jahresbericht 2007, Tz. 47.
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 – Fehlende Nachweise über die tatsächliche Entrichtung der 
im Ausland festgesetzten Steuer bzw. über den Verzicht des 
Tätigkeitsstaats auf sein Besteuerungsrecht wurden nicht 
nachgefordert; soweit Unterlagen vorgelegt worden waren, 
fehlte häufig eine amtliche Übersetzung, sodass die Bear-
beiter nicht immer in der Lage waren, die Beweiskraft der 
Unterlagen richtig zu beurteilen.

 – Bei Freistellung des Arbeitslohns vom Lohnsteuerabzug und 
entsprechender Bescheinigung des steuerfrei gebliebenen 
Arbeitslohns auf der Lohnsteuerkarte wurde zu Unrecht da-
von ausgegangen, dass es im Besteuerungsverfahren des 
Arbeitnehmers einer Prüfung der einschlägigen Steuertatbe-
stände (vgl. Tz. 544) und der Beibringung der dort geforder-
ten Nachweise nicht mehr bedürfe.

 Wegen der genannten Mängel haben die Finanzämter teilweise 
nicht unerhebliche Risiken von Steuerausfällen in Kauf genom-
men. Hätten sich die unvollständig ermittelten Sachverhalte nach 
Überprüfung anders dargestellt als erklärt, wäre allein für einen 
Zeitraum von zwei Jahren von einem maximalen Risiko in Höhe 
von 1,24 Mio. Euro auszugehen.

547. Im Rahmen der Vorprüfung hat die Finanzbehörde eingeräumt, 
dass die Bearbeitung der Fälle mit ausländischen Einkünften 
aus nichtselbstständiger Arbeit verbesserungsbedürftig sei. Sie 
hat die Finanzämter über die Feststellungen unterrichtet und bei 
dieser Gelegenheit sowohl auf die gesetzlich vorgeschriebenen 
Nachweispflichten als auch auf die vorhandenen Arbeitshilfen 
hingewiesen.

 Einschränkend hat die Finanzbehörde ausgeführt, „dass die Bear-
beiter den ihnen für die Arbeitserledigung insgesamt zur Verfügung 
stehenden Zeitraum einhalten und sich daher bei der Fallbearbei-
tung auf das Wesentliche (im Sinne einer Glaubhaftigkeits- und 
Schlüssigkeitskontrolle) konzentrieren müssten.“ Der Rechnungs-
hof hat darauf hingewiesen, dass dies der Nachforderung fehlen-
der Angaben und der Durchsetzung gesetzlich normierter Beleg-
pflichten nicht entgegensteht.

548. Der Rechnungshof hat gefordert, den Nachweis über die tat-
sächliche Entrichtung der im Ausland festgesetzten Steuer bzw. 
über den Verzicht des Tätigkeitsstaats auf sein Besteuerungs-
recht in der Hamburger Dienstanweisung zur Umsetzung der Be-
arbeitungsgrundsätze3 ausdrücklich unter den unverzichtbaren 
Belegen aufzuführen. Vor dem Hintergrund der gesetzlich nor-
mierten Nachweispflicht4 hat er darüber hinaus gefordert, eine 
auf Bund-Länder-Ebene abgestimmte Verfahrensregelung, kraft 
derer unter bestimmten Voraussetzungen auf die Vorlage der ge-

Verzicht auf ge-
setzlich geforderte 
Nachweise

Voreilige Rück-
schlüsse aus dem 
Lohnsteuerab-
zugsverfahren

Risiko fehlerhafter 
Steuerfestsetzung 
nicht unerheblich

3 Vgl. Dienstanweisung für die Arbeitsweise in den Veranlagungsstellen zum 
1. Januar 1997 – DA-V 97 –.

4 Vgl. § 50d Absatz 8 Satz 1 Einkommensteuergesetz (EStG).
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nannten Nachweise verzichtet werden kann5, in Hamburg nicht 
anzuwenden und auf ihre Abschaffung hinzuwirken.

 Schließlich hat der Rechnungshof gefordert, Fälle mit ausländi-
schen Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit bei bestimm-
ten Beschäftigten des gehobenen Dienstes zu konzentrieren, um 
die Bearbeitung aus dem vom mittleren Dienst zu bewältigenden 
Massengeschäft der Arbeitnehmerfälle herauszulösen.

549. Im Rahmen der Vorprüfung hat die Finanzbehörde des Weiteren 
darauf hingewiesen, dass den festgestellten Verstößen gegen das 
Zeichnungsrecht durch Einschränkung des umfassenden Zeich-
nungsvorbehalts zugunsten der mittleren Führungsebene der Fi-
nanzämter für die Zukunft die Grundlage entzogen worden sei. 
Nach der seit 2006 geltenden Neuregelung bestehe aus Gründen 
der Arbeitsentlastung ein Zeichnungsvorbehalt der Sachgebiets-
leitung nur noch dann, wenn die positiven oder negativen auslän-
dischen Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit über einen Be-
trag von 25.000 Euro pro Jahr hinausgingen. Der Rechnungshof 
hält diese Einschränkung des aufgrund früherer Beanstandungen 
des Rechnungshofs eingeführten Zeichnungsvorbehalts (vgl. Tz. 
545) für sachwidrig. Die Vorprüfungsstelle hatte insoweit festge-
stellt, dass die Fehlerquote bei Beachtung des Zeichnungsvorbe-
halts deutlich niedriger war als bei regelwidriger Schlusszeichnung 
durch den Sachbearbeiter.

 Der Rechnungshof hat die Wiederherstellung des bisherigen 
Zeichnungsvorbehalts gefordert; jede Veränderung setzt voraus, 
dass Sachbearbeitung und Erstzeichnung in die Hände von Mitar-
beitern des gehobenen Dienstes gelegt werden (vgl. Tz. 548).

 Stellungnahme der Verwaltung

550. Die Finanzbehörde hat zugesagt, den Steuernachweis des Tätig-
keitsstaats (vgl. Tz. 544) in der Hamburger Dienstanweisung zur 
Umsetzung der Bearbeitungsgrundsätze unter den unverzichtbaren 
Belegen aufzuführen. Eine Überprüfung der auf Bund-Länder-
Ebene abgestimmten Ausnahmeregelung zum Verzicht auf den 
Steuernachweis des Tätigkeitsstaats (vgl. Tz. 548) habe ergeben, 
dass sie verfahrensrechtlich unbedenklich sei. Das Finanzamt 
könne die Auskunft des Steuerpflichtigen als Nachweis gelten
lassen.

 Eine Konzentration der Fälle bei bestimmten Mitarbeitern des ge-
hobenen Dienstes hält die Finanzbehörde nicht für erforderlich. 
Die nötige Spezialisierung solle bei der künftigen Organisation der 
Veranlagungsstellen der Finanzämter durch Schwerpunktsetzung 
innerhalb der einzelnen Arbeitsgebiete erreicht werden. Die Wie-
derherstellung des früheren Zeichnungsvorbehalts lehnt die Fi-
nanzbehörde ab.

5 Vgl. Merkblatt zur Steuerfreistellung ausländischer Einkünfte gemäß § 50d Ab-
satz 8 EStG, Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 21. Juli 2005, 
Bundessteuerblatt Teil I S. 821, Tz. 4.2.
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 Bewertung durch den Rechnungshof

551. Wenn der Gesetzgeber – wie in der einschlägigen gesetzlichen 
Bestimmung geschehen – ausdrücklich anordnet, dass die Ent-
richtung der Steuer im Tätigkeitsstaat nachzuweisen ist und es 
insofern an einer Rechtsgrundlage für Ausnahmen fehlt, verbietet 
der Vorrang des Gesetzes Verwaltungsregelungen, die dem Aus-
nahmeverbot entgegenstehen. In der Sache erfordert ein Nach-
weis, dass der Steuerpflichtige seine Angaben in der Steuererklä-
rung durch Unterlagen belegt. Im Erklärungsvordruck wird deshalb 
ausdrücklich gefordert, dass ein Nachweis „beizufügen“ ist.

 Die Neuorganisation der Veranlagungsstellen mit Schwerpunkt-
bearbeitung hat noch nicht begonnen und wird frühestens 2009 
abgeschlossen sein. Bis dahin ist keine Alternative zur Qualitäts-
sicherung durch umfassende Zeichnungsvorbehalte der Sachge-
bietsleitungen erkennbar.
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Körperschaftsteuerliche
Behandlung von 

Gewinnausschüttungen

Bei Gewinnausschüttungen innerhalb von 
Konzernen sind die Steuerbescheinigungen 
von Tochtergesellschaften nicht konse-
quent der Besteuerung der Muttergesell-
schaften zugrunde gelegt worden. Das hat 
im Zusammenhang mit der Anwendung 
eines besonderen, der Neutralisierung 
unerwünschter Steuervorteile dienenden 
Steuersatzes zusammen mit anderweitigen 
Bearbeitungsfehlern zu – teilweise noch 
korrigierbaren – Steuerausfällen im Umfang 
von 7,7 Mio. Euro geführt.

552. Nach einer zum 1. Januar 1994 wirksam gewordenen Senkung 
des Regelsteuersatzes für Körperschaften wurden unter Nutzung 
von Regelungslücken durch Gewinnausschüttungen innerhalb von 
Konzernen Steuervorteile erzielt. Bei einer erneuten Senkung des 
Regelsteuersatzes zum 1. Januar 1999 sollte dies durch die Ein-
führung eines besonderen Steuersatzes, der die steuerliche Vor-
belastung des ausgeschütteten Gewinns der Tochtergesellschaft 
bei der Muttergesellschaft fortführt, verhindert werden.

553. Der Rechnungshof hat im Finanzamt für Großunternehmen fest-
gestellt, dass der besondere Steuersatz für Körperschaften nicht 
konsequent angewendet worden ist, weil sich die Bearbeiter in 
verschiedener Hinsicht über spezielles Verfahrensrecht hinweg-
gesetzt hatten. Darüber hinaus hat die Unvollständigkeit der 
Datenerfassung aus den Steuererklärungen zu unrichtigen Ergeb-
nissen bei der maschinellen Berechnung besteuerungsrelevanter 
Daten und auch zur Unwirksamkeit maschineller Kontrollen ge-
führt.

554. Das für den Veranlagungszeitraum 2001 letztmalig anzuwendende 
Anrechnungsverfahren sah vor, dass bei Gewinnausschüttungen 
von Kapitalgesellschaften die steuerliche Belastung des ausge-
schütteten Gewinns beim Anteilseigner auf dessen Steuerschuld 
angerechnet wird. Hierfür musste die ausschüttende Gesellschaft 
jedem Anteilseigner die Höhe des Anteils am ausgeschütteten 
Gewinn, die insoweit anrechenbare Körperschaftsteuer sowie 
gegebenenfalls auch die rechnerische Zuordnung des Gewinn-
anteils zu bestimmten Teilbeträgen des verwendbaren Eigenkapi-
tals bescheinigen, weil dies u.a. zur Anwendung des besonderen 
Steuersatzes beim Anteilseigner erforderlich war. Nur der Inhalt 
dieser Steuerbescheinigung war maßgeblich für die steuerliche 
Erfassung des ausgeschütteten Gewinns beim Anteilseigner und 
für die Anrechnung der Körperschaftsteuer, die die ausschüttende 
Gesellschaft auf diesen Gewinnanteil gezahlt hatte.

Unzureichende 
Anwendung des 
besonderen 
Steuersatzes für 
Körperschaften
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555. Der Rechnungshof hat festgestellt, dass der Inhalt der Steuerbe-
scheinigungen bei Gewinnausschüttungen im Konzernverbund 
nicht immer so gewürdigt worden ist, wie es der Gesetzeslage 
entsprochen hätte. Das hat Rückwirkungen auf die Anwendung 
des besonderen Steuersatzes gehabt:

 – Obgleich zwei Tochtergesellschaften die Ausschüttung von 
Gewinnanteilen bescheinigt hatten, die bei der Muttergesell-
schaft zur Anwendung des besonderen Steuersatzes hätte 
führen müssen, folgte der Bearbeiter den (falschen) Angaben 
in der Steuererklärung der Muttergesellschaft, weil er in einer
unsachgemäß durchgeführten Probeveranlagung1 zu dem 
unzutreffenden Ergebnis gelangt war, dass sich die abwei-
chenden Angaben in der Steuerbescheinigung nicht auf die 
Höhe der Steuer auswirken würden.

 – Weitere zehn Tochtergesellschaften hatten auf die rechne-
rische Zuordnung des Gewinnanteils zu bestimmten Teilbe-
trägen des verwendbaren Eigenkapitals verzichtet, sodass 
eine gesetzliche Zuordnungsfiktion zu beachten gewesen 
wäre. Auch insoweit folgte der Bearbeiter aus den oben ge-
nannten Gründen falschen Angaben in der Steuererklärung 
der Muttergesellschaft.

556. Dass die Probeveranlagung zu einem unzutreffenden Ergebnis 
führte, beruhte auf falscher Rechtsanwendung. Dieser auch in an-
deren Fällen und sogar in einer Überprüfungsaktion der früheren 
Oberfinanzdirektion (OFD) aufgetretene Fehler wäre vermieden 
worden, wenn fehlende Angaben in der Steuererklärung der Mut-
tergesellschaft im Rahmen der Prüfung ergänzt worden wären und 
dadurch Eingang in das maschinelle Steuerfestsetzungsverfahren 
gefunden hätten. In einem der Fälle führte die Lückenhaftigkeit der 
Dateneingabe dazu, dass die Körperschaftsteuer um 230.000 Euro 
zu niedrig festgesetzt wurde. Ein anderer in der Überprüfungsak-
tion der OFD ohne Mehrergebnis aufgegriffener Fall hätte bei kor-
rekter Auswertung der Steuerbescheinigungen und sachgemäßer 
Rechtsanwendung im Rahmen der Probeveranlagung für den 
Veranlagungszeitraum 1999 zu einer Steuernachzahlung im Um-
fang von 1 Mio. Euro geführt. Da bei einer späteren Betriebs-
prüfung die unzutreffende Rechtsanwendung gleichfalls unbe-
merkt blieb und davon auch der Veranlagungszeitraum 2000 
erfasst wurde, sind end gültige Steuerausfälle im Umfang von 
2,1 Mio. Euro eingetreten.

557. In einem weiteren bedeutenden Steuerfall haben unzureichende 
Sachaufklärung und unerkannt gebliebene Verfahrensfehler im 
Kontext mehrerer Steuerbescheinigungen unabhängig von der 
Problematik des besonderen Steuersatzes dazu geführt, dass die 
Körperschaftsteuer bei der ausschüttenden Tochtergesellschaft 
um 2,4 Mio. Euro und bei der empfangenden Muttergesellschaft 
um 1,8 Mio. Euro zu niedrig festgesetzt worden ist.

Ungenügende 
Auswertung 
von Steuerbe-
scheinigungen

Unzutreffende 
Probeveranla-
gungen auf-
grund falscher 
Rechtsanwen-
dung

Fehlsteuerung 
der maschinellen 
Steuerberech-
nung aufgrund 
unvollständiger 
Dateneingabe

1 Probeveranlagungen sind verwaltungsinterne Probeberechnungen der Steuer, 
die dem Steuerpflichtigen unzugänglich sind und keine Rechtswirkung entfal-
ten.
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558. Der Rechnungshof hat festgestellt, dass Nachlässigkeiten bei 
der Sachverhaltsaufklärung, der Anforderung fehlender Steuer-
bescheinigungen und der Bearbeitung maschineller Prüfhinweise 
häufig darauf zurückzuführen waren, dass die Bearbeiter meinten, 
sich den damit verbundenen Aufwand angesichts einer in diesen 
Fällen obligatorischen Betriebsprüfung ersparen zu können. Der 
Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass auch bei einer abseh-
baren Betriebsprüfung schon um der Rechtzeitigkeit der Steuer-
erhebung willen bereits im Rahmen des Veranlagungsverfahrens 
eine korrekte Bearbeitung unverzichtbar ist.

559. Von 41 geprüften Steuerfällen hat der Rechnungshof 19 Fälle be-
anstandet. Die finanziellen Auswirkungen aller Beanstandungen 
belaufen sich auf 7,7 Mio. Euro.2

 Der Rechnungshof hat die Mängel beanstandet und gefordert, 
fehlerhafte Steuerfestsetzungen zu korrigieren, soweit dies verfah-
rensrechtlich noch möglich ist. Er hat des Weiteren Hinweise für die 
gegebenenfalls noch anstehenden Betriebsprüfungen gegeben. 
Grundsätzliche Kritik hat der Rechnungshof an den Nachlässig-
keiten bei der Datenermittlung und -eingabe geübt, die im maschi-
nellen Verfahren zu falscher Rechtsanwendung und leerlaufenden 
Kontrollmechanismen geführt haben. Der Rechnungshof hat eine 
strikte Prüfung der Vollständigkeit aller für das maschinelle Ver-
fahren nötigen Daten gefordert und im Übrigen verlangt, der fak-
tischen Verlagerung von Aufgaben der Veranlagungsstelle in die 
Betriebsprüfung entgegenzuwirken.

 Stellungnahme der Verwaltung

560. Die Finanzbehörde hat die Feststellungen des Rechnungshofs an-
erkannt und zugesagt, die Finanzämter hierüber zu unterrichten. 
Sie will die Ämter auffordern, alle noch offenen Steuerfälle hin-
sichtlich der Anwendung des besonderen Steuersatzes und der 
Verfahrensfragen im Umgang mit den Steuerbescheinigungen der 
ausschüttenden Gesellschaften zu überprüfen. Dazu sollen die Fi-
nanzämter gezielte fachliche Hinweise erhalten. Wegen der Defi-
zite bei der Datenermittlung und -eingabe hat die Finanzbehörde 
angemerkt, dass sich die Verfahrenssicherheit mit der Einführung 
der „Evolutionär-orientierten Steuer-Software“ (EOSS) am 1. Juli 
2007 durch weitergehende Pflichteingaben und eine restriktivere 
Ausgestaltung der Plausibilitätsprüfungen deutlich erhöht habe. 
Schließlich will die Finanzbehörde darauf hinwirken, dass die Ver-
anlagungsstelle ihre Aufgaben auch bei anstehender Betriebsprü-
fung sachgerecht wahrnimmt.

2 Dieser Betrag kann sich mindern, soweit verfahrensrechtlich noch die Mög-
lichkeit besteht, unrichtige Steuerfestsetzungen zu ändern. Im Übrigen führt 
die unzutreffende Anwendung des niedrigeren Regelsteuersatzes aufgrund der 
Sondervorschriften für den Übergang vom Anrechnungsverfahren zum Halbein-
künfteverfahren zu einem geringeren Körperschaftsteuerguthaben gemäß § 37 
KStG 2002. Bei Auszahlung dieses Guthabens kompensiert der Minderbetrag 
langfristig den aktuellen Steuerausfall. Dies ist mit dem steuerlichen Effekt ver-
gleichbar, der bei fehlerhafter Sofortabschreibung eines längerfristig nutzbaren 
und deshalb mehrjährig abzuschreibenden Wirtschaftsguts entsteht.
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IX. Anhang

Norddeutscher Rundfunk

Neubau von zwei Studiogebäuden

Aus der Umgebung abgeleitete gestalte-
rische Ansprüche, geringe Nutzflächenan-
teile und hohe Betriebskosten für die beiden 
Neubauten am Rothenbaum werden dem 
Gebot von Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit nicht gerecht. 

 Architektenwettbewerb

561. Der Norddeutsche Rundfunk (NDR) hat im Jahr 2000 für seinen 
neuen Hörfunkkomplex am Standort Hamburg-Rotherbaum einen 
Wettbewerb ausgelobt und sechs Architekturbüros aufgefordert, 
Bebauungsstudien zu entwickeln. Ein für die Vorprüfung der Ent-
würfe eingesetztes Gremium von Fachleuten beurteilte z.B. die –
höhere Investitions- und Betriebskosten auslösende – Fassaden-
gestaltung des späteren Preisträgerentwurfs im Hinblick auf ihren 
„Widerspruch zu städtebaulicher sensibler Einfügung“ kritisch. 
Dennoch und trotz annähernd gleich guter Bewertung eines ande-
ren Entwurfs durch die Wettbewerbsjury vergab der NDR – deren 
einstimmigen, aber rechtlich nicht bindenden Votum folgend – den 
Auftrag an den Preisträger. Haus 12 des aus zwei gestalterisch 
nahezu identischen Gebäuden bestehenden Neubauvorhabens ist 
seit 2004 in Betrieb, mit den vorbereitenden Arbeiten für Haus 13 
wurde im Juni 2006 begonnen. Die Gesamtkosten liegen nach den 
Planungen bei nahezu 70 Mio. Euro.

 Baukosten

562. Die Rechnungshöfe der NDR-Staatsvertragsländer1 haben die in-
folge hoher Investitions- und Folgekosten unwirtschaftliche Ent-
scheidung des NDR kritisiert. Die Baukosten2 des Neubauvor-
habens übersteigen in allen wesentlichen Merkmalen3 die zum 
Vergleich herangezogenen Werte für öffentliche Hochbaumaßnah-
men4 von 44 Mio. Euro um insgesamt mehr als 26 Mio. Euro oder 
62 %. Damit ist der NDR weder seiner in § 31 NDR-Staatsvertrag 

1 Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg (federführend), Rechnungs-
höfe der Länder Niedersachsen (mitprüfend), Schleswig-Holstein und Mecklen-
burg-Vorpommern.

2 Kostengruppen 200 bis 700 (ohne 600, Ausstattung)  gemäß DIN 276. 
3 Insbesondere Baukosten pro qm Hauptnutzfläche; Verhältnis Nutzfläche zu 

Bruttogrundfläche; Verhältnis Verkehrsfläche zu Nutzfläche. 
4 Verwaltungsgebäude, Krankenhäuser und Universitätskliniken.
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verankerten gesetzlichen Verpflichtung noch seinem eigenen An-
spruch an eine wirtschaftliche und sparsame Bauweise gerecht 
geworden. 

 Die wesentliche Ursache für die Mehrkosten sehen die Rech-
nungshöfe in einer besonders großzügigen Flächenaufteilung: Bei 
Haus 12 unterschreitet der Anteil der Hauptnutzfläche (HNF) an 
der Bruttogrundfläche mit weniger als 40 % eine gemeinhin erst 
ab 60 % als wirtschaftlich anerkannte Flächennutzung deutlich.  
Ausgedehnte Verkehrsflächen (VF) mit Anteilen an der Nutzfläche 
von 59 % bei Haus 12 bzw. 44 % bei Haus 13 überschreiten ent-
sprechende Vergleichswerte von 34 %.

563. Der NDR hat die hohen Baukosten auch mit spezifischen bau- und 
raumakustischen Anforderungen (haus- und hörfunktechnische 
Anlagen) an die beiden Neubauten begründet; diese beträfen vor 
allem die Studiobereiche. 

 Die Notwendigkeit ins Gewicht fallender zusätzlicher Flächenan-
teile zur Erfüllung derartiger Anforderungen ist für die Rechnungs-
höfe technisch nicht nachvollziehbar. Im Übrigen haben sie die ho-
hen technischen Anforderungen an Studiogebäude berücksichtigt 
und daher mit Kostenkennzahlen von Klinikbauten solche tech-
nisch besonders aufwendiger Bauwerke herangezogen. 

 Nach Ansicht des NDR sind die Herstellungskosten von Rund-
funkgebäuden grundsätzlich nicht mit jenen von Klinik- bzw. Ver-
waltungsgebäuden vergleichbar. Nach den Erkenntnissen der 
Rechnungshöfe benötigen Klinikgebäude jedoch einen deutlich 
höheren Anteil spezifischer Technikflächen als Studiobereiche, 
während die Bürobereiche von Hörfunkneubauten keinen höheren 
Standard als bei Verwaltungsgebäuden erfordern. 
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 Anders als vom NDR angenommen, haben die Rechnungshöfe bei 
ihren Kostenberechnungen auch die für das Haus 13 vorgesehene 
Tiefgarage berücksichtigt.5

 Ein vom NDR nachträglich beigebrachtes Gutachten, das die 
hohen konstruktionsbedingten Anforderungen an Rundfunkstudio-
gebäude hervorhebt, ist nach Auffassung der Rechnungshöfe als 
Maßstab ungeeignet, weil es die Berechnungsmethode der Rech-
nungshöfe nicht nachvollzieht, einschließlich der zugrunde ge-
legten Daten auf einem Benchmarking der Baukosten ausschließ-
lich der Rundfunkanstalten beruht und damit die Wirtschaftlichkeit 
dieser Baukosten unterstellt; zudem sind die dem Gutachten zu-
grunde liegenden Annahmen nicht überprüfbar ausgewiesen.

564. Die vom NDR mit dem Ziel einer Verbesserung der Verkehrsflä-
chenkennzahl geltend gemachte Zuordnung von Verkehrsflächen 
zur Nutzfläche (Büronutzung, sogenannte Kombizonen) wider-
spricht zwar bereits einschlägigen Maßstäben und Normen, weil 
die überwiegende Nutzung dieser Flächen z. B. als Eingangshalle 
und notwendige Verkehrswege nicht der Nutzfläche zugeordnet 
werden kann und im Übrigen ihre vom NDR nunmehr hervorge-
hobene Eignung auch etwa für Konzerte nicht den Zielsetzungen 
des Neubauvorhabens entspricht. Wären diese Flächen weitest-
gehend als Kombizonen anzuerkennen, würde der NDR die in 
der Auslobung seiner Bebauungsstudie als erforderlich genannte 
Hauptnutzfläche um rund 40 % überschreiten und damit sein ei-
genes Raumprogramm in erheblichem Umfang nicht einhalten.

 Fassadenkonstruktionen

565. Der NDR hatte in seiner Auslobung erklärt, ein Neubauvorhaben 
mit möglichst niedrigen Betriebskosten realisieren zu wollen. Damit 
entsprach er § 31 NDR Staatsvertrag, der die Rundfunkanstalt zur 
Einhaltung von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit verpflichtet. 

 Für die Bürobereiche von Haus 12 hat der NDR dann aber eine 
nahezu vollständig verglaste Fassade realisiert und aus gestalte-
rischen Gründen bei beiden Häusern im Bereich der Studios ca. 
2,5 Mio. Euro in eine aufwendige, aber funktionslose Glaslamel-
lenkonstruktion investiert bzw. für Haus 13 eingeplant. 

5 In die Berechnung wurden die vom Architekten aufgestellten und vom NDR den 
Rechnungshöfen zur Verfügung gestellten Flächenangaben (Nutzflächen – NF –
einschließlich der hörfunktechnischen Räume im Untergeschoss) zuzüglich der 
Kosten für die Tiefgarage einbezogen und entsprechend ihren vorgesehenen 
Nutzungszwecken mit den herangezogenen Vergleichskosten multipliziert:

 1. Flächen Sendung/Produktion
 (rd. 1.940 qm NF zu 6.000 Euro/qm)   rd. 11,62  Mio. Euro 
 (einschließlich angemessener Verkehrsflächenanteile; 
 Vergleichswert Krankenhäuser)  
 2. Flächen Büro/Verwaltung 
 (4.530 qm NF zu 2.170 Euro/qm)   rd.   9,84  Mio. Euro
 (einschließlich angemessener Verkehrsflächenanteile; 
 Vergleichswert Verwaltungsgebäude)
 3. Tiefgarage 
 (240 Stellplätze, je 22.900 Euro)   rd.   5,50 Mio. Euro
 (Richtlinie der Finanzbehörde für Kostenschätzungen)
 Insgesamt     rd. 27,00  Mio. Euro
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 Vorgehängte Glaslamellenfassade, Haus 12, Studiobereich

 
 Diese verursacht u.a. die bereits vom Vorprüfungsgremium im 

Wettbewerb hervorgehobenen höheren Betriebskosten. Allein die 
laufenden Fenster- und Fassadenreinigungskosten könnten am 
gesamten Standort Rotherbaum um ca. 200 % ansteigen, obwohl 
durch die beiden Neubauvorhaben insgesamt nur ca. 35 % zu-
sätzliche Nettogrundfläche geschaffen werden. Der Hinweis des 
NDR, dass der überproportionale Anstieg der gesamten Fassaden-
reinigungskosten auf dem niedrigen Reinigungsaufwand beim 
vorhandenen Altbaubestand beruhe, bestätigt die unwirtschaft-
liche Bauweise der Neubauten.

 Zu den erhöhten Reinigungskosten kommen Kosten für hohe 
Kühllasten infolge einer starken Gebäudeerwärmung hinter den 
Glaslamellenfassaden. 

566. Unwirtschaftliche Betriebskosten resultieren auch aus dem Ver-
säumnis des NDR, im Rahmen seines Wettbewerbsverfahrens 
messbare energetische Ziele zu definieren oder ersatzweise zu-
mindest wirtschaftliche Kennwerte vorzugeben. Darüber hinaus 
hat er zwar in der Auslobung eine Abschätzung der Betriebskos-
ten gefordert, sie später aber nicht eingefordert und damit in Kauf 
genommen, dass Wirtschaftlichkeitsüberlegungen nicht entschei-
dungsrelevant waren. Mit seiner Entscheidung zugunsten des 
Preisträgerentwurfs ist der NDR somit im Ergebnis weder seinem 
gesetzlichen Gebot zu Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit noch 
der eigenen Zielsetzung möglichst niedriger Betriebskosten ge-
recht geworden.

Keine messbaren 
energetischen 
Ziele vorgegeben
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567. Der NDR hat geltend gemacht, dass für das einstimmige Votum 
der u.a. aus Vertretern des NDR, des Bezirks sowie dem Ober-
baudirektor zusammengesetzten Wettbewerbsjury und nachfol-
gend die Auftragsvergabe durch den NDR die insgesamt beste 
Beurteilung der Bebauungsstudien sowie eine rasche und damit 
anderweitige Mietkosten ersparende Genehmigungsfähigkeit des 
Neubauvorhabens ausschlaggebend gewesen seien. 

 Nach Auffassung der Rechnungshöfe hätte der NDR entsprechend 
der selbst gesetzten wie gesetzlichen Vorgabe (vgl. Tz. 565) von 
Beginn an den Schwerpunkt auf die Wirtschaftlichkeit der Bau-
maßnahmen legen und deren Entscheidungserheblichkeit in den 
Vordergrund stellen müssen. Der vom NDR geltend gemachte 
Bedarf an einer raschen Baugenehmigung wäre durch zeitigeres 
Angehen der Planungen vermeidbar gewesen. Im Übrigen trägt 
eine reibungslose Baugenehmigung nicht als Begründung für eine 
unwirtschaftliche und energetisch unzulängliche Bauweise, denn 
Baugenehmigungen sind normorientiert zu erteilen. 

568. Angesichts der Kritik der Rechnungshöfe hat der NDR für den 
zweiten Bauabschnitt mit dem Ziel der Kostenreduzierung Kons-
truktionsvereinfachungen an der Gebäudefassade verfolgt und 
den Verzicht auf die Glaslamellenkonstruktion geprüft. Mehrere 
zwischenzeitlich vorgelegte Vorschläge ohne Glasfassade seien –
so der NDR – von den Behörden verworfen und lediglich eine 
vereinfachte und kostengünstigere Glasfassade sei vor dem Hin-
tergrund der durch einen Baustufenplan und eine Erhaltungsver-
ordnung geprägten anspruchsvollen baurechtlichen Rahmenbe-
dingungen als genehmigungsfähig angesehen worden. 

569. Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass der Standort von 
Haus 13 zu keinem Zeitpunkt unter den – überdies nicht durch 
Glasfassaden geprägten – Geltungsbereich der vom NDR heran-
gezogenen und für gestalterische Vorgaben allein einschlägigen 
Erhaltungsverordnung fiel.6

 Honorarverträge

570. Bei der Vertragsgestaltung hat der NDR rechtlich vorgesehene 
Möglichkeiten zur Honorarminderung gegenüber dem von ihm 
beauftragten Architekturbüro nicht hinreichend genutzt. Dies be-
trifft insbesondere diesem zur Verfügung gestellte Leistungen im 
Rahmen der Grundlagenermittlung, die Zuordnung zu Honorarzo-
nen sowie die Kalkulation der Nebenkostenpauschalen. Die Rech-
nungshöfe haben berechnet, dass dem NDR bei Haus 12 Hono-
rarminderungen in Höhe von mehr als 60.000 Euro und zu dem 
noch im Bau befindlichen Haus 13 bei entsprechender Vertrags-
gestaltung über 190.000 Euro möglich gewesen wären.

6 Haus 12 nur zu weniger als der Hälfte seiner Grundfläche; vgl. Verordnung über 
die Erhaltung baulicher Anlagen in Harvestehude vom 26. April 1988, einziger 
Paragraph, Absatz 2.
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 Der NDR vertritt demgegenüber die Auffassung, durchsetzbare 
Honorarminderungen geltend gemacht zu haben. Er hat zugesagt, 
künftig verstärkt honorarmindernde Tatbestände in Verhandlungs-
gesprächen zu berücksichtigen. 

 Die Erörterungen sind noch nicht abgeschlossen.

 Hamburg, den 3. Januar 2008

 Dr. Jann Meyer-Abich       Michael Otto-Abeken       Elisabeth Seeler-Kling

 Olde Friedrichsen    Joachim Mose    Philipp Häfner 
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 1. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung

1. Der Senat hat am 14. August 2007 einen nach kaufmännischen 
Grundsätzen erstellten Jahresabschluss (bestehend aus Bilanz, 
Ergebnisrechnung und Anhang) auf den 31. Dezember 2006 für 
die Freie und Hansestadt Hamburg vorgelegt. Anders als die Er-
öffnungsbilanz, die das Ergebnis einer hamburgweiten Inventur 
widerspiegelte, leitet sich der Jahresabschluss in wesentlichen 
Teilen aus der Buchführung ab, die zurzeit noch kameralen Grund-
sätzen folgt.

 Der Rechnungshof hat den Jahresabschluss geprüft. Er hat sich 
unter Beachtung des Grundsatzes der Wesentlichkeit, der Wirt-
schaftlichkeit der Prüfung und des Fehlerrisikos auf Stichproben 
beschränkt. Im Vordergrund standen dabei die Einhaltung der 
zentralen Vorgaben für die Erfassung und Bewertung des für die 
Bilanzierung der Freien und Hansestadt Hamburg maßgeblichen 
Betriebswirtschaftlichen Fachkonzepts vom 20. Oktober 2005. 
Diesem Fachkonzept zufolge richtet sich die Bilanzierung der Stadt 
nach den sinngemäß anzuwendenden Regelungen des deutschen 
Handelsrechts sowie nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung (GoB).

 Der Rechnungshof hat die Prüfung im Sinne einer Qualitäts-
sicherung mit Blick auf die Vorgaben des Betriebswirtschaftlichen 
Fachkonzepts durchgeführt. Er hat sich hinreichende Gewissheit 
darüber verschafft, ob die Vermögensgegenstände und Schulden 
sowie Erträge und Aufwendungen vollständig und richtig in der 
Bilanz und der Ergebnisrechnung ausgewiesen, bewertet und zu-
treffend abgegrenzt sind. Die Finanzbehörde hat die Feststellun-
gen des Rechnungshofs bereits während der Prüfung zum Anlass 
genommen, Maßnahmen zur Korrektur einzuleiten.

 Die Prüfung diente nicht dem Ziel, unwesentliche Fehler festzu-
stellen. Soweit die Beauftragten des Rechnungshofs im Rahmen 
örtlicher Erhebungen gleichwohl solche Fehler vorgefunden ha-
ben, sind sie der Finanzbehörde mit der Aufforderung mitgeteilt 
worden, sie zu beheben.

 2. System der Buchführung 

2. Hamburg setzt verschiedene IT-Systeme zur Unterstützung der 
Geschäftsprozesse des Rechnungswesens ein

3.
Das IT-gestützte Rechnungslegungssystem Hamburgs ent-
spricht nur eingeschränkt den Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung
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 2.1 IT-Systeme

4. Für die Rechnungslegung der Stadt nimmt das SAP ERP-System1  
eine zentrale Rolle ein. Für den Kernbilanzierungskreis kommen 
die SAP-Module FI, FI-AA, PSM und CO einschließlich EC-PCA 
und CATS zum Einsatz.2

 Das die kamerale Buchführung und Rechnungslegung prägende 
Kassenverfahren besteht aus drei wesentlichen Komponenten,

 – der in das SAP ERP-System integrierten Kasse aus FI- und 
PSM- Funktionalitäten,

 – einer abgesetzten Kassenlösung mit PSCD3 sowie

 – der Kasse Classic (Eigenentwicklung).

 Neben dem SAP ERP-System werden für Geschäftsprozesse des 
Rechnungswesens eine Vielzahl von Fachverfahren eingesetzt, 
die Zahlungsinformationen teilweise automatisiert, teilweise ma-
nuell an das SAP ERP-System übergeben.

 Der Rechnungshof hat einzelne Elemente und Prozesse geprüft, 
die für die IT-gestützte Rechnungslegung von wesentlicher Be-
deutung sind.

5. Nach den GoB gilt die Buchführung als ordnungsmäßig, wenn sie 
einem sachverständigen Dritten in angemessener Zeit einen Über-
blick über die Geschäftsvorfälle und die Lage des Unternehmens 
vermittelt. Sie muss deshalb allgemein anerkannten und sachge-
rechten Normen entsprechen. 

6. Die GoB schreiben kein bestimmtes Buchführungsverfahren vor, 
sondern lassen jedes Verfahren zu, das die handelsrechtlichen 
Anforderungen an die Buchführung4 erfüllt und insbesondere voll-
ständige, richtige, zeitgerechte, geordnete, nachvollziehbare und 
unveränderliche Aufzeichnungen bei der Erfassung, Verarbeitung, 
Ausgabe und Aufbewahrung der rechnungslegungsrelevanten Da-
ten über die Geschäftsvorfälle sicherstellt.

7. Da es sich bei den GoB um teilweise ungeschriebene Regeln han-
delt, verweist das Betriebswirtschaftliche Fachkonzept zu ihrer 
Auslegung u.a. auf Stellungnahmen des Instituts der Wirtschafts-
prüfer (IDW) zur Rechnungslegung.

 In seiner Stellungnahme „IDW RS FAIT 1 Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung bei Einsatz von Informationstechnologie“ 
stellt das IDW die beim Einsatz von IT möglichen Risiken für die 

1 ERP = Enterprise Ressource Planning (Planung des Einsatzes / der Verwendung 
der Unternehmensressourcen).

2 FI = Finanzwesen; FI-AA = Anlagenbuchhaltung; PSM = Public Sector Manage-
ment / Haushaltsmanagement; CO = Controlling; EC-PCA = Profit-Center-Rech-
nung; CATS = Cross Application Time Sheet / Zeitmanagement und Kostenrech-
nung).

3 PSCD = Public Sector Collection and Disbursement / Kassenmodul.
4 Insbesondere §§ 238, 239, 257 HGB.
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Einhaltung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung dar 
und konkretisiert die aus den §§ 238, 239 und 257 HGB resul-
tierenden Anforderungen an die Führung der Handelsbücher mit-
tels IT-gestützter Systeme.5 Diese Anforderungen erfüllt das in der 
Freien und Hansestadt Hamburg eingesetzte IT-System der Rech-
nungslegung zurzeit nicht vollständig:

 – Das eingesetzte SAP ERP-System, insbesondere die für 
Hamburg vorgenommenen Parametrisierungen im System 
und Schnittstellen zu Fachverfahren, sind zurzeit hinsichtlich 
Ordnungsmäßigkeits- und Sicherheitsanforderungen in der 
Rechnungslegung nicht begutachtet und testiert. 

 – Das IT-System und die Geschäftsprozesse des Rechnungs-
wesens der Stadt sind – nach Feststellungen der im Auftrag 
des Rechnungshofs gemäß § 100 LHO tätigen Vorprüfungs-
stelle bei der Finanzbehörde – unvollständig dokumentiert. 
Dokumentationen sind – soweit sie vorliegen – nicht immer 
auf dem neuesten Stand. Voraussetzung für die Nachvollzieh-
barkeit des Buchführungsverfahrens ist eine ordnungsmäßige 
Verfahrensdokumentation, die eine Beschreibung aller zum 
Verständnis der Rechnungslegung erforderlichen Verfahrens-
bestandteile enthalten muss. 

 – Es fehlt ein vollständig wirksames internes Kontrollsystem, 
das verhindert, dass inhärente Risiken des IT-Systems zu we-
sentlichen Fehlern in der kaufmännischen Rechnungslegung 
führen können.

 – Das System ist nicht ausreichend vor Manipulation und un-
gewollten oder fehlerhaften Änderungen geschützt, weil Auf -
gaben und Verantwortlichkeiten innerhalb der IT-Gesamt-
organisation nicht für jeden Geschäftsprozess ausreichend klar 
geregelt sind. Die erforderliche funktionale Trennung zwischen
Fachlicher Leitstelle SAP, Kasse.Hamburg, der Anstalt öffent-
lichen Rechts Dataport und Fachbehörden ist nicht vollstän-
dig gewährleistet. So hat Dataport z.B. 

  •  durch Korrekturbuchungen nicht beabsichtigte Buchungen 
in abgeschlossenen Haushaltsjahren ausgelöst und

  •  Testbuchungen im Produktivsystem vorgenommen. Bei-
spiels weise sind nach Feststellungen der Vorprüfungs stelle 
im Januar 2006 ungerechtfertigte Auszahlungen in Höhe 
von 3,7 Mio. Euro durch von Dataport veranlasste Testläufe 
mit Echtdaten erfolgt, die jedoch einen Tag nach Auszah-
lung von der Bundesbank vollständig zurückgerufen wer-
den konnten. Der Rechnungshof hat daneben weitere Test-
buchungen im Echtsystem festgestellt.

5 Vgl. auch Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen an die obersten 
Finanzbehörden der Länder vom 7. November 1995 – IV A 8 – S 0316 – 52/95- 
BStBl 1995 I S. 738 zu den Grundsätzen ordnungsmäßiger DV-gestützter Buch-
führungssysteme (GoBS).
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 Die Finanzbehörde hat darauf verwiesen, grundsätzlich handele 
Dataport nur nach explizitem Auftrag und führe Buchungen nicht 
selbstständig durch.

8. Das eingesetzte Verfahren erfüllt damit die Anforderungen der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung an eine ordnungs-
mäßige IT-gestützte Rechnungslegung nur eingeschränkt. Die in 
der Buchführung enthaltenen Informationen sind deshalb nicht 
immer hinreichend verlässlich.

9. Nach Auffassung der Finanzbehörde ist demgegenüber bei der 
Anwendung der GoB insbesondere zu berücksichtigen, dass zur-
zeit noch eine kameral führende Buchungsorganisation vorhanden 
sei, die in einem aufwendigen Verfahren in eine doppische Struktur 
überführt werden müsse. Sie hat jedoch Verbesserungspotenzial 
eingeräumt und will mit dem neu einzuführenden SAP ERP-Sys-
tem (Projekt Neues Ressourcenverfahren) sicherstellen, dass alle 
inhaltlichen und technisch notwendigen Dokumentationen lücken-
los und jeweils aktuell vorliegen. Die vom Rechnungshof für not-
wendig erachtete eindeutige Aufgabenzuordnung zwischen Fach-
licher Leitstelle, Kasse.Hamburg, Dataport und Fachbehörden sei 
auch aus Sicht der Finanzbehörde zu optimieren.

10. Der Rechnungshof fordert die Finanzbehörde auf, mit dem im 
Rahmen des Projekts Neues Ressourcenverfahren (NRV) neu zu 
entwickelnden künftigen Rechnungslegungssystem die allgemei-
nen Ordnungsmäßigkeitskriterien bei der Erfassung, Verarbeitung, 
Ausgabe und Aufbewahrung der rechnungslegungsrelevanten 
Daten über alle Geschäftsvorfälle sicherzustellen. Er fordert, sich 
dabei an den Anforderungen des IDW Standards „IDW RS FAIT 1 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung bei Einsatz von Infor-
mationstechnologie“ auszurichten.

 2.2 Buchführungsprozesse

 Belegnummernlücken

11. Gemäß § 239 Absatz 2 HGB gilt für die Eintragung in die Bücher 
u.a. der Grundsatz der Vollständigkeit. Danach müssen für eine 
ordnungsmäßige Buchführung alle rechnungsrelevanten Ge-
schäftsvorfälle lückenlos erfasst sein. Im SAP ERP-Produktiv-
system gibt es in verschiedenen Buchungskreisen Lücken in der 
automatisierten Belegnummernvergabe, die nicht restlos aufge-
klärt werden konnten. Durch diese Belegnummernlücken kann die 
Buchführung vom Urbeleg zum Abschluss und umgekehrt nicht 
vollständig nachvollzogen werden. Es ist nicht hinreichend sicher-
gestellt, dass jede Buchung und ihre Berechtigung im SAP ERP-
System durch einen Beleg nachgewiesen wird.

 Die Finanzbehörde hat hierzu erklärt, die Lücken in der Beleg-
nummernvergabe hätten technische Ursachen. Eine lückenlose 
Belegnummernkette innerhalb des SAP ERP-Systems sei nicht zu 
erreichen. In der überwiegenden Anzahl der Fälle handle es sich 
um Verbuchungsabbrüche. Diese würden über einen Zeitraum von 
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50 Tagen im System dokumentiert und könnten nach Ablauf dieser 
Frist nicht mehr aufgeklärt werden.

12. Technische Probleme rechtfertigen keine Verstöße gegen den 
Grundsatz der Vollständigkeit der Buchführung. Um ihre Beweis-
kraft nicht zu gefährden, sind auftretende Belegnummernlücken in 
vollem Umfang zu analysieren und zu dokumentieren.

13. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, künftig 
eine lückenlose Belegnummernfolge sicherzustellen. Solange dies 
nicht gewährleistet ist, sind auftretende Belegnummernlücken im 
Rahmen von monatlichen Auswertungen aufzuklären und die Auf-
klärung zu dokumentieren. 

 Die Finanzbehörde will künftig in Zusammenarbeit mit Dataport 
auftretende Belegnummernlücken aufklären und dokumentieren. 
Zwischenzeitlich habe sie die Aufbewahrungsfrist der Dokumen-
tation von Verbuchungsabbrüchen von 50 Tagen auf zwei Jahre 
ausgeweitet.

 Nachweis von Bilanzposten 

14. Die Erstellung eines Rückstellungsspiegels aus dem SAP ERP-
System ist derzeit nicht möglich. Das erschwert die Prüfbarkeit. 

15. Die per Einzelpostennachweis ausgewiesenen Salden verschie-
dener Konten sind – teilweise in dreistelliger Millionenhöhe – nicht 
deckungsgleich mit den entsprechenden Posten in der Bilanz. 
Dies bedeutet, dass der Bilanzausweis nicht durch entsprechende 
Einzelbuchungen belegt werden kann. 

 Die Finanzbehörde hat erklärt, die Problematik sei nach Hinwei-
sen durch den Rechnungshof mit der Fachlichen Leitstelle SAP 
und Dataport erörtert worden. Das Problem sei auf den im Jahr 
2006 vorgenommenen Releasewechsel zurückzuführen; der Feh-
ler werde kurzfristig behoben. Dies war bis zum Abschluss der 
Erhebungen im November 2007 noch nicht umgesetzt. Die Rich-
tigkeit der Ansätze war daher in diesen Fällen nicht prüfbar und 
kann vom Rechnungshof nicht bestätigt werden.

16. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, dafür Sor-
ge zu tragen, dass die zum Nachweis von Bilanzposten notwen-
digen SAP-Berichte künftig mit den richtigen Ausweisen zur Ver-
fügung stehen.

 Die Finanzbehörde hat geltend gemacht, dass der Buchungsstoff 
der betreffenden Konten ordnungsgemäß erfasst sei. Sie will durch 
Anpassung des SAP ERP-Systems im Zusammenwirken mit dem 
Systemanbieter das Problem der SAP-Berichte kurzfristig behe-
ben. Sie habe den im Geschäftsbericht veröffentlichten Rückstel-
lungsspiegel manuell ermittelt.
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 Nachvollziehbarkeit von Geschäftsvorfällen

17. Die Mittelbewirtschafter, Anlagen- und Bilanzbuchhalter haben bei 
verschiedenen Buchungen für unterschiedliche Geschäftsvorfälle 
gleichlautende und unklare, zu allgemein gefasste Buchungstexte 
verwendet. Darüber hinaus wurden zum Teil Beträge unterschied-
licher Geschäftsvorfälle in einer Buchung zusammengefasst.

 In Einzelfällen sind in den SAP-Berichten Gegenkonten ausgewie-
sen, die von der Buchung gar nicht betroffen sind und auf denen 
tatsächlich auch keine Buchung stattfand. 

 Geschäftsvorfälle sind in diesen Fällen entgegen den Vorgaben 
der GoB nicht aus der Buchführung, sondern erst nach Auswer-
tung weiterer inhaltlicher Unterlagen zum Buchungsvorgang nach-
zuvollziehen.

18. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, künftig 
für

 – eindeutige Buchungstexte,

 – transparente Darstellung von Geschäftsvorfällen sowie 

 – den Ausweis der Buchungen auf zutreffenden Gegenkonten 

 zu sorgen. 

 Die Finanzbehörde will die Anregung des Rechnungshofs aufgrei-
fen und im Rahmen der anstehenden Anpassung der IT-Verfahren 
darauf hinwirken, dass Sammelbuchungen auf das notwendige 
Maß reduziert und künftig eindeutige Buchungstexte verwendet 
werden.

 Fehlende Datenübermittlung

19. Ein Teil des Buchungsstoffs kann nicht direkt aus dem SAP ERP-
System abgeleitet, sondern muss von den Fachbehörden ermit-
telt, auf dafür vorbereiteten Erhebungsbögen an die Finanzbe-
hörde gemeldet und von dieser zentral eingebucht werden. Die 
Fachbehörden müssen dafür Daten über mit Dritten geschlossene 
Verträge, Ausleihungen und Rückstellungstatbestände auswerten 
und an die Finanzbehörde melden.

 Mit Ausnahme der Behörde für Bildung und Sport (BBS) haben 
alle Fachbehörden diese Daten rechtzeitig an die zentrale Finanz-
buchhaltung übermittelt. Da die BBS ihre Daten erst nach Ver-
öffentlichung des Jahresabschlusses gemeldet hat, hat die 
Finanzbehörde für den Jahresabschluss die von der BBS für die 
Eröffnungsbilanz gemeldeten, inzwischen veralteten Daten über-
nommen. Der Jahresabschluss ist insofern unrichtig. 
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20. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, 

 – die erforderlichen Korrekturen zu veranlassen und 

 – künftig den Jahresabschluss erst zu erstellen, wenn alle not-
wendigen Daten vorliegen. 

 Die Finanzbehörde will die Rückstellungen korrigieren.

 CO-integrierter Anlagenzugang

21. Alle Vermögensgegenstände der Stadt werden über das SAP 
ERP-System (Modul FI-AA) in der Anlagenbuchhaltung erfasst. 
Die vollständige Erfassung aller Güter mit langer Lebensdauer 
und der Nachweis über deren Zu- und Abgänge sollen dabei über 
den sogenannten „CO-integrierten Anlagenzugang“ jederzeit eine 
Auswertung und Darstellung des aktuellen Anlagevermögens in-
nerhalb der einzelnen Buchungskreise ermöglichen: 

 Abb. 1 CO-integrierter Anlagenzugang (Quelle: Betriebswirtschaftliches Fachkonzept)

22. Nicht alle im Verlauf des Jahres 2006 vorgenommenen investiven 
Auszahlungen sind entsprechend den Vorgaben in der Anlagen-
buchhaltung abgebildet, da die hierfür erforderlichen Informa-
tionen zwischen den – für kamerale Buchungen einschließlich der 
Kontierung auf CO-Innenaufträge verantwortlichen – Mittelbewirt-
schaftern und den – für die Aktivierung von Anlagen mittels Ab-
rechnung der Investitionssammler („Anlagen im Bau“) zuständigen –
Anlagenbuchhaltern nicht immer fließen. 

23. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde gebeten, den erforderlichen 
Informationsfluss sicherzustellen. Dazu ist es notwendig, in den Re-
gelwerken klare Verantwortlichkeiten für (Teil-)Aufgaben festzulegen.

24. Die Finanzbehörde hat mitgeteilt, mit der personellen Aufstockung 
im Bereich der zentralen Anlagenbuchhaltung der Finanzbehör-
de werde es künftig verstärkt möglich sein, weitere Regelungs-
bedarfe zu erkennen und Verantwortlichkeiten für (Teil-)Aufgaben 
festzulegen. Das Thema „Aufgaben, Kompetenzen und Verant-
wortlichkeiten“ werde im Rahmen des in Vorbereitung befindlichen 
Anwenderhandbuchs für die dezentralen Anlagenbuchhaltungen 

Buchung und Fortschreibung des Geschäftsvorfalls „CO-integrierter Anlagenzugang“
Investition 5.000 € ,  Nutzungsdauer: 5 Jahre, S=Soll, H=Haben
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aufgegriffen. Sie will das Handbuch den Fachbehörden in der ers-
ten Jahreshälfte 2008 zur Verfügung stellen sowie entsprechende 
Anwenderschulungen durchführen. 

 3.  Folgen der Überleitung der kameralen Daten in 
die doppische Buchführung

25. Ein wesentlicher Ansatz bei der Einführung der Kaufmännischen 
Buchführung im Rahmen des „Projekts Doppik“ in Hamburg war, 
dass die kamerale Haushaltsplanung und Bewirtschaftung als füh-
rende Elemente des Rechnungswesens zunächst bestehen bleiben 
und in ihren Grundstrukturen nicht verändert werden sollten. Dar-
aus entstand der Ansatz, die Doppik „minimalinvasiv“ einzuführen. 
Ergänzungen oder gegebenenfalls notwendige Änderungen in den 
kameralen Prozessen und IT-Systemen sollten danach so wenig 
Zusatzaufwand wie möglich verursachen.

26.
Der „minimalinvasive“ Ansatz führt aufgrund unterschiedlicher 
Buchungspraxis in Kameralistik und Doppik zu Problemen 
bei der Ableitung des doppischen Buchungsstoffes aus der 
Kameralistik.

 Konten außerhalb der Bilanz und der Ergebnisrechnung 

27. Doppik und Kameralistik lassen sich in der SAP-Software tech-
nisch weitgehend parallel abbilden. Inhaltlich-fachlich gilt dies we-
gen bestehender haushaltsrechtlicher und betriebswirtschaftlicher 
Unterschiede nur eingeschränkt. Die kaufmännische Rechnungs-
legung kann nicht unmittelbar aus dem führenden kameralen Sys-
tem hergeleitet werden. Es existieren eine Vielzahl der Struktur der 
Bilanz sowie auch der Ergebnisrechnung nicht zugeordneter Sach-
konten des Kontenplans, die nach Angaben der Finanzbehörde 

 – entweder nicht für die Zwecke der Doppik relevant oder 

 – nicht in der bestehenden Form verwendbar sind.

 Abweichung in der Nettoposition (Eigenkapital)

28. Im Zusammenhang mit den nicht zugeordneten Konten lassen 
sich zwei Gruppen von Buchungen unterscheiden:

 – Buchungen, bei denen sowohl das im Soll als auch das im 
Haben bebuchte Konto zu den nicht der Bilanz oder Ergeb-
nisrechnung zugeordneten Konten gehören, sowie

 – Buchungen, bei denen entweder das im Soll bebuchte Konto 
zur Bilanz oder Ergebnisrechnung gehört, jedoch nicht das im 
Haben bebuchte Gegenkonto, oder umgekehrt (sogenannte 
„einbeinige Buchungen“). 
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 Von den „einbeinigen Buchungen“ sind sowohl einige Bilanzkon-
ten als auch Konten der Ergebnisrechnung betroffen. In diesen 
Fällen erfolgen Gegenbuchungen auf Konten, die keinen Eingang 
in den Jahresabschluss finden. Damit wird das doppische Prin-
zip eines geschlossenen Buchungskreislaufs durchbrochen. Dies 
kann zu Differenzen bei der Ermittlung der Nettoposition (Eigen-
kapital) führen. 

29. Der Senat hat in seinem Geschäftsbericht zum Jahresabschluss 
2006 als Folge des Projekt-Ansatzes eine systemimmanent be-
dingte Abweichung zwischen dem in der Ergebnisrechnung aus-
gewiesenen Jahresergebnis und dem Ergebnis laut Bilanz in Höhe 
von 135 Mio. Euro benannt. Die Differenz sei überwiegend durch 
die unterschiedliche Behandlung unvollständiger Geschäftsvorfäl-
le im Bereich der Forderungen und Verbindlichkeiten (vor allem 
gegenüber verbundenen Unternehmen) und Unschärfen zwischen 
den kameral gebuchten und den manuell über Abfragen erho-
benen Werten entstanden. Eine wesentliche Rolle hätten dabei die 
sogenannten „einbeinigen Buchungen“ gespielt.

 Der Finanzbehörde ist es nicht gelungen, die Differenz aufzuklä-
ren. Um die erforderliche Identität zwischen der Aktiv- und der 
Passivseite der Bilanz zu erreichen, hat sie auf beiden Seiten der 
Bilanz statistisch ermittelte und inhaltlich plausibilisierte Korrek-
turen durchgeführt.

30. Sowohl die Existenz nicht zugeordneter Konten außerhalb von Bi-
lanz und Ergebnisrechnung als auch die „einbeinigen Buchungen“ 
verletzen das doppische Prinzip eines geschlossenen Buchungs-
kreislaufes, nach dem es zwangsläufig zu einer Übereinstimmung 
der Aktiv- und Passivseite kommen muss. Im Hinblick auf den mini-
malinvasiven Ansatz lassen sich solche Differenzen nicht ausschlie-
ßen. Sie sind ein kaum vermeidbares Übergangsproblem, solange 
die Doppik noch nicht das führende Rechnungslegungssystem ist. 
Nach der Umstellung von der Kameralistik auf die Doppik sind die 
Jahresabschlüsse Grundlage für die Entlastung des Senats und 
müssen in sich widerspruchsfrei und inhaltlich richtig sein. 

31. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, Schwach-
stellen aufzudecken und zu beseitigen, um spätestens nach Umstel-
lung auf die Doppik ein verlässliches Zahlenwerk vorlegen zu kön-
nen. Ziel muss es sein, spätestens bis dahin die derzeit bestehende 
Abweichung in der Nettoposition zu bereinigen und die Ursachen 
hierfür abzustellen. Dazu bedarf es der Klärung aller außerhalb der 
Bilanz und Ergebnisrechung geführten nicht zugeordneten Konten. 

 Die Finanzbehörde teilt die Ansicht des Rechnungshofs und will 
sich mit Nachdruck bemühen, Abweichungen in der Nettoposition 
aufzuklären und systemtechnisch zu bereinigen. Nach Abschluss 
der Einführung von NHH6/NRV für die gesamte Verwaltung wer-
de ein voll doppisches, in sich geschlossenes Buchungssystem 
in der Stadt vorhanden sein, in dem Abweichungen in der Netto-
position ausgeschlossen seien.

6 Neues Haushaltswesen Hamburg.
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 4.  Feststellungen zu ausgewählten Posten des 
Jahresabschlusses 

 4.1 Immaterielle Vermögensgegenstände

32. Die „Immateriellen Vermögensgegenstände“ setzen sich wie folgt 
zusammen:

 

31.12.2006

in Euro

1.1.2006
(korrigierte Werte)7 

in Euro

Immaterielle
Vermögensgegenstände 3.261.109.421,79 3.163.247.757,09

Geleistete Investitionszuschüsse 3.017.702.726,00 3.099.228.859,00

Lizenzen, DV-Software 36.211.080,00 47.353.901,00

Sonstige immaterielle 
Vermögensgegenstände 9.527,00 203.280,00

Geleistete Anzahlungen auf im-
materielle Vermögensgegenstände 207.186.088,79 16.461.717,09

Tab. 1 Immaterielle Vermögensgegenstände

 Geleistete Investitionszuschüsse bis 31. Dezember 2005

33. Der Rechnungshof hatte im Rahmen der Prüfung der Eröffnungs-
bilanz gefordert, die Ansätze der Posten „Geleistete Investitions-
zuschüsse“ und „Geleistete Anzahlungen auf immaterielle Vermö-
gensgegenstände“ zu korrigieren.8

34.
Die Finanzbehörde hat die Korrekturen der Eröffnungsbilanz 
nicht vollständig umgesetzt. Der Posten „Geleistete Investi-
tionszuschüsse“ ist um rund 54,5 Mio. Euro und der Posten 
„Geleistete Anzahlungen auf immaterielle Vermögensgegen-
stände“ um rund 10,0 Mio. Euro zu hoch ausgewiesen. Die 
Ansätze bedürfen der Korrektur. 

35. Für die Eröffnungsbilanz hat die Finanzbehörde den Bilanzansatz 
auf Grundlage des kameralen Buchungsstoffs pauschal ermittelt. 
Dabei hat sie zu aktivierende Zuschüsse teilweise nicht berück-
sichtigt, andere Zuschüsse doppelt bilanziert und darüber hinaus 
auch nicht bilanzierungsfähige Zuschüsse aktiviert. 

 Die vom Rechnungshof geforderte Überprüfung des kameralen 
Buchungsstoffs hat ergeben, dass der Bilanzansatz insgesamt um 
rund 818,1 Mio. Euro zu hoch ausgewiesen war. Die Finanzbe -
hörde hat davon bisher lediglich rund 763,5 Mio. Euro ausgebucht. 

7 „Korrigierte Werte“ bezeichnet die nachträglich angepassten Werte der Eröff-
nungsbilanz auf den 1. Januar 2006. Die Anpassungen betreffen Fehlerkorrek-
turen.

8 Vgl. Jahresbericht 2007, Anlage zu Tzn. 18 bis 32, Tzn. 4 bis 14 und 17.
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Die in der Bilanz zum 31. Dezember 2006 dargestellten Werte auf 
den 1. Januar 2006 (korrigierter Wert) und den 31. Dezember 2006 
sind somit immer noch um rund 54,5 Mio. Euro zu hoch ausge-
wiesen.

36. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, den Bi-
lanzposten um den bisher nicht ausgebuchten Betrag zu korri-
gieren.

 Die Finanzbehörde will dem folgen.

37. Daneben hat der Rechnungshof gefordert, unter dem Posten „Ge-
leistete Anzahlungen auf immaterielle Vermögensgegenstände“ 
bilanzierte Zuschüsse zur Unterbringung von Baggergut in Höhe 
von rund 10,0 Mio. Euro auszubuchen, weil damit kein bilanzie-
rungsfähiges Anlagevermögen beim Zahlungsempfänger (Ham-
burg Port Authority – Anstalt öffentlichen Rechts – HPA) geschaf-
fen wurde.9

 Der Senat hatte in seiner Stellungnahme zum Jahresbericht des 
Rechnungshofs10 zugesagt zu prüfen, ob der Zuschuss in voller
Höhe ausgebucht werden müsse oder aktivierbare Anteile zu 
berücksichtigen seien. Bisher wurde der Zuschuss nicht ausge-
bucht.

38. Der Rechnungshof bittet die Finanzbehörde, ihm das Ergebnis der 
zugesagten Prüfung mitzuteilen und die erforderlichen Korrekturen 
nunmehr zügig zu veranlassen.

 Die Finanzbehörde hat erklärt, sie habe veranlasst, dass nunmehr 
zügig die aktivierbaren Anteile der Zuschüsse für die Unterbrin-
gung von Baggergut ermittelt würden. Der Vorgang solle in der 
ersten Jahreshälfte 2008 abgeschlossen werden.

 Geleistete Investitionszuschüsse 2006

39. Nach dem Betriebswirtschaftlichen Fachkonzept sind als „Geleis-
tete Investitionszuschüsse“ bilanzierungsfähig monetäre Leistun-
gen Hamburgs

 – an Dritte außerhalb der Verwaltung und Einrichtungen, die 
nicht Bestandteil des Kernbilanzierungskreises sind,

 – zu investiven Zwecken, d.h. aus denen der Dritte bei sich
bilanzierungsfähiges Anlagevermögen schafft,

 – zur Aufgabenerfüllung, an der die Stadt ein erhebliches Inter-
esse hat, d.h. zur Förderung eines bestimmten wirtschafts-, 
sozial- oder gesellschaftspolitisch erwünschten Zwecks,

9 Vgl. auch Tz. 287 ff.
10 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/6204 vom 8. Mai 2007.
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 – aus deren Gewährung eine mehrjährige Gegenleistungsver-
pflichtung des Dritten erwächst, verbunden mit einem grund-
sätzlich einklagbaren Rückerstattungsanspruch im Falle der 
Nichterfüllung. Dabei kann die Gegenleistung vor allem in
einer Nutzenstiftung liegen.

 Alle Voraussetzungen müssen kumulativ erfüllt sein.

40. Zuschüsse, die diese Kriterien erfüllen, sind kameral grundsätzlich 
unter den Investitionsausgaben nach § 13 Absatz 3 Nr. 2 Buchsta-
be g) LHO zu veranschlagen.

41.
Der Bilanzposten enthält zum Teil nicht aktivierungsfähige Zu-
schüsse. Aktivierbare Zuschüsse werden teilweise nicht aus-
gewiesen. Der Posten ist insgesamt um rund 1,7 Mio. Euro zu 
hoch ausgewiesen. Der Ansatz bedarf der Korrektur.

Das Betriebswirtschaftliche Fachkonzept und die VV zu § 26 
LHO enthalten widersprüchliche Regelungen der bilanziellen 
Behandlung erhaltener Investitionszuschüsse. Es bedarf einer 
Anpassung der Regelungen.

42. Der Bilanzposten enthält nicht aktivierungsfähige Zuschüsse in 
Höhe von rund 5,8 Mio. Euro. Dabei handelt es sich um Hilfen 
für Werften und andere Betriebszuschüsse sowie Maßnahmen, die 
Erhaltungsaufwand darstellen.

 Diese Zuschüsse fallen weder unter den kaufmännischen noch 
unter den kameralen Investitionsbegriff nach § 13 Absatz 3 Nr. 2 
Buchstabe g) LHO. 

43. Darüber hinaus wurden aktivierungsfähige Zuschüsse in Höhe 
von rund 4,1 Mio. Euro fälschlich nicht, ferner in Einzelfällen akti-
vierungsfähige Zuschüsse in einer unzutreffenden Anlagenklasse 
(„Anlagen im Bau“) bilanziert. 

44. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, eine Kor-
rektur des Bilanzpostens um die

 – nicht aktivierungsfähigen Investitionszuschüsse,

 – bisher nicht aktivierten, aber zu aktivierenden Zuschüsse 
und

 – in der unzutreffenden Anlagenklasse aktivierten Zuschüsse 

 zu veranlassen.

 Die Finanzbehörde hat erklärt, sie habe die Überprüfung und Kor-
rektur der „Geleisteten Investitionszuschüsse“ veranlasst.

45. Im Jahr 2006 wurden Investitionszuschüsse in Höhe von rund
0,5 Mio. Euro an vier Landesbetriebe nach § 26 LHO geleistet. 
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 Nach der Verwaltungsvorschrift (VV) Nr. 6.2.1.1 zu § 26 LHO sind 
diese Zuschüsse von den Landesbetrieben in der allgemeinen 
Kapitalrücklage nachzuweisen, die Bestandteil des Eigenkapitals 
ist. Da die Stadt ihre Anteile an verbundenen Unternehmen unter 
Anwendung des „equity-Ansatzes“ in ihrer Bilanz bei den Finanz-
anlagen ausweist, hat der Rechnungshof im Rahmen der Prüfung 
der Eröffnungsbilanz den Ausweis geleisteter Investitionszuschüs-
se an Landesbetriebe unter den immateriellen Vermögensgegen-
ständen wegen der damit im Ergebnis verbundenen Doppelbilan-
zierung beanstandet.11

46. Die Gefahr einer Doppelbilanzierung durch Ausweisung der im 
Laufe des Jahres 2006 geleisteten Zuschüsse unter den immate-
riellen Vermögensgegenständen besteht dagegen nicht, weil die 
Anteile an verbundenen Unternehmen für den Jahresabschluss 
2006 nicht neu bewertet wurden und die nach dem 1. Januar 2006 
geleisteten Investitionszuschüsse somit nicht unter den Finanz-
anlagen ausgewiesen werden. 

47. Die VV Nr. 6.2.1.1 zu § 26 LHO lehnt sich inhaltlich § 272 Absatz 2
HGB an. Nach § 272 Absatz 2 Nr. 4 HGB ist „der Betrag von 
anderen Zuzahlungen des Gesellschafters“ als Kapitalrücklage
auszuweisen. Darunter fallen u.a. frei willige Leistungen ohne Ge-
genleistung. Die Investitionszuschüsse hingegen werden nach dem
Betriebswirtschaftlichen Fachkonzept im Verhältnis eines Leis-
tungs austausches gewährt. Daher führt die nach VV Nr. 6.2.1.1 zu 
§ 26 LHO vorgesehene Einstellung in die allgemeine Kapitalrück-
lage im Ergebnis zu einer Ungleichbehandlung gegenüber ande-
ren öffentlichen Unternehmen. 

48. Der Rechnungshof fordert die Finanzbehörde auf, die Buchungs-
vorschriften für Landesbetriebe und die Inhalte des Betriebswirt-
schaftlichen Fachkonzepts aufeinander abzustimmen.

49. Die Finanzbehörde hat mitgeteilt, einzelne Landesbetriebe wichen 
in der Praxis von den Vorschriften der VV zu § 26 LHO ab und 
bilanzierten erhaltene Investitionszuschüsse als Sonderposten. Es 
sei beabsichtigt, die VV zu § 26 LHO dahingehend zu ändern, dass 
die Landesbetriebe künftig

 – Zuzahlungen der Stadt mit dem Ziel der Erhöhung des Eigen-
kapitals in der Kapitalrücklage ausweisen, 

 – durch Investitionszuschüsse finanzierte Anlagen brutto (durch 
Bildung korrespondierender Sonderposten auf der Passiv-
seite) bilanzieren und

 – Betriebszuschüsse in der Gewinn- und Verlustrechnung aus-
weisen,

 um eine einheitliche Bilanzierung bei den im Konzern Freie und 
Hansestadt Hamburg voll zu konsolidierenden Unternehmen zu 
erreichen. Im Hinblick auf die Neugestaltung und Vereinheitlichung 

11 Vgl. Jahresbericht 2007, Anlage zu Tzn. 18 bis 32, Tz. 11.
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von Wirtschaftsplänen bestehe noch Klärungs- und Abstimmungs-
bedarf. Sobald der Abstimmungsprozess abgeschlossen sei, 
werde sie mit einem konkreten Vorschlag zur Änderung der VV zu 
§ 26 LHO an den Rechnungshof herantreten.

 Geleistete Anzahlungen auf immaterielle 
 Vermögensgegenstände 2006

50. Der Posten „Geleistete Anzahlungen auf immaterielle Vermögens-
gegenstände“ weist für 2006 Zugänge in Höhe von rund 165 Mio. 
Euro aus.

51.
Der Posten ist um rund 45,9 Mio. Euro zu hoch ausgewiesen. 
Der Ansatz bedarf der Korrektur. 

52. Rund 1,2 Mio. Euro sind bei den „Geleisteten Anzahlungen auf 
immaterielle Vermögensgegenstände“ auszubuchen und statt 
dessen bei den „Geleisteten Investitionszuschüssen“ auszuwei-
sen, weil die bezuschusste Maßnahme (Ausbau S-Bahn Stellingen) 
bereits im Jahr 2006 fertiggestellt wurde.

53. Rund 12,5 Mio. Euro sind bei den „Geleisteten Anzahlungen auf 
immaterielle Vermögensgegenstände“ auszubuchen, weil es sich 
dabei nicht um Investitionszuschüsse, sondern um Herstellungs-
kosten für Baumaßnahmen handelt, die die HPA für die Stadt 
durchführt. Diese sind bei den „Anlagen im Bau“ zu bilanzieren.

54. Ein mit rund 32,2 Mio. Euro bilanzierter Zuschuss für die Unterbrin-
gung von Baggergut und Trockenaufhöhung an die HPA ist aus-
zubuchen, weil damit kein bilanzierungsfähiges Anlagevermögen 
bei der HPA geschaffen wird. Sofern der Zuschuss aktivierbare 
Anteile beinhaltet, ist zu prüfen, unter welchem (anderen) Posten 
diese zu aktivieren sind.

55. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, die erfor-
derlichen Korrekturen zu veranlassen.

 Die Finanzbehörde will die Vorgänge prüfen und gegebenenfalls 
entsprechende Korrekturbuchungen vornehmen. Sie habe veran-
lasst, dass die aktivierbaren Anteile der Zuschüsse für die Unter-
bringung von Baggergut zügig ermittelt würden. 
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 4.2 Sachanlagen

 4.2.1 Grundstücke, Bauten für eigene Zwecke

56. Die Bilanzposten setzen sich wie folgt zusammen:
 

31.12.2006

in Euro

1.1.2006
(korrigierte Werte)

in Euro

Grundstücke für eigene Zwecke 7.512.898.314,03 7.530.308.720,89

Grundstücke des
Infrastrukturvermögens 12.747.287.536,73 12.772.388.394,81

Bauten für eigene Zwecke 4.258.187.745,00 4.264.218.495,00

Tab. 2 Grundstücke, Bauten für eigene Zwecke

57. Für die Anlagenbuchhaltung des Allgemeinen Grundvermögens ist 
die Finanzbehörde – Immobilienmanagement – zuständig. Grund-
stücke und Bauten im Verwaltungsvermögen führt die jeweils 
fachlich zuständige Dienststelle in ihrer Anlagenbuchhaltung.

 Der An- und Verkauf von Grundstücken und Bauten ist ausschließ-
lich Aufgabe der Finanzbehörde – Immobilienmanagement. 

 Darstellung des Bestands 

58. Für die Bilanzierung von Grundstücken und Bauten ist grundsätz-
lich der Übergang von Nutzen und Lasten der maßgebliche Zeit-
punkt. Auf die Eintragung im Grundbuch, die Voraussetzung für 
den Eigentumsübergang an Grundstücken ist, kommt es nicht an. 

59.
Der Nachweis der Grundstücke und Bauten in den Bilanzpos-
ten des Anlagevermögens entspricht nicht den tatsächlichen 
Verhältnissen. Die Voraussetzungen für eine periodengerechte 
Darstellung sind zu schaffen. 

60. Bisher werden die Anlagenzugänge bzw. -abgänge von Grund-
stücken und Bauten bis auf wenige Ausnahmen erst nach der Um-
schreibung der Grundstücke im Grundbuch als Zu- oder Abgang 
gebucht. Dadurch gelangen Informationen über An- und Verkäufe 
der Finanzbehörde – Immobilienmanagement – erst mit deutlicher 
zeitlicher Verzögerung an die betroffenen Dienststellen.

61. Die Buchungen des An- und Verkaufs von Grundstücken und Bau-
ten erfolgen nicht zeitgerecht. Die Darstellung von Erlösen und 
Veränderungen in der Anlagenbuchhaltung ist nicht aktuell und 
bildet die Situation zum Bilanzstichtag nicht zutreffend ab:

 – Die Bilanzposten enthalten Grundstücke und Bauten, bei de-
nen Nutzen und Lasten bereits auf den Käufer übergegangen 
sind. Ergebniswirksame Erlöse aus den Verkäufen sind bisher 
nicht in der Ergebnisrechnung ausgewiesen. 
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 – Bei Ankäufen sind die Grundstücke noch nicht im Anlagever-
mögen der Stadt ausgewiesen, obwohl Nutzen und Lasten 
bereits bei der Stadt liegen.

 Die bisherige Bilanzierungspraxis kann dazu führen, dass diesel-
ben Grundstücke und Bauten sowohl bei der Stadt wie beim Er-
werber (Verkauf) oder gar nicht (Ankauf) ausgewiesen werden.

62. Seit der zur Aufstellung der Eröffnungsbilanz durchgeführten Inven-
tur hat die Finanzbehörde eingetretene Flurstücksentwicklungen 
und -fortschreibungen zwar aufgearbeitet und in Änderungsmit-
teilungen dokumentiert. Diese sind jedoch noch nicht vollständig 
in der Anlagenbuchhaltung der betroffenen Dienststellen umge-
setzt. Die fehlende Umsetzung hat nicht nur Auswirkungen auf die 
Abbildung des Vermögens, sondern erschwert auch die Planung 
künftiger Veräußerungen sowie deren Abwicklung in der Anlagen-
buchhaltung.

63. Häufig wird bei Immobiliengeschäften der Stadt nur ein Teil einer 
oder mehrerer Flächen angekauft bzw. verkauft. In diesen Fällen 
ist zunächst eine Vermessung erforderlich. Zu- und Abgänge kann 
die Anlagenbuchhaltung erst nach Vorliegen der Vermessungs-
ergebnisse buchen.

 Mehrfach ist die Vermessung nicht zügig beantragt oder nicht 
kurzfristig durchgeführt worden. Außerdem sind Vermessungs-
ergebnisse nicht umgehend der Anlagenbuchhaltung der betrof-
fenen Dienststelle übermittelt worden. Wegen des erheblichen 
Zeitablaufs fällt die Buchung von Zu- und Abgängen sowie der 
mit den Abgängen verbundenen Erlöse oftmals in ein anderes Ge-
schäftsjahr als dem Jahr, in dem Nutzen und Lasten übergegan-
gen sind. Dies führt zu Fehlern im Jahresabschluss.

64. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, für Ver-
fahrensabläufe zu sorgen, die eine periodengerechte und zutref-
fende Darstellung in Bilanz und Ergebnisrechnung ermöglichen 
und den Jahresabschluss so weit wie möglich zu berichtigen. 

 Die Finanzbehörde hat erklärt, sie stimme den Ausführungen des 
Rechnungshofs zu. Sie habe die Vorschläge zur Verfahrensopti-
mierung bereits überwiegend in den aktuellen Abläufen berück-
sichtigt.

 Nachvollziehbarkeit von Bestandsveränderungen

65. Die Finanzbehörde – Immobilienmanagement – führt die Akten zu 
allen Immobiliengeschäften, die das Allgemeine Grundvermögen 
und das Verwaltungsvermögen der Stadt betreffen. Sie veranlasst 
die Buchung der mit An- und Verkäufen in Zusammenhang ste-
henden Aufwendungen. Den Zugang oder Abgang eines Grund-
stücks oder Gebäudes bucht die Anlagenbuchhaltung der betrof-
fenen Dienststelle.
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66.
Nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung müs-
sen sich die Vorgänge in ihrer Entstehung und Abwicklung 
verfolgen lassen. Das ist bisher nur eingeschränkt gewähr-
leistet. 

67. Für die Grundstücke und Bauten sind Nummern vergeben, un-
ter denen sie in der Anlagenbuchhaltung geführt werden. Die Ak-
ten der Finanzbehörde haben weitgehend keinen Hinweis auf die 
Nummern der Anlagenbuchhaltung für die vom Verkauf betrof-
fenen Grundstücke und Bauten enthalten. Die Nachvollziehbarkeit 
der Vorgänge ist damit erschwert.

68. Die zuständigen Dienststellen erhalten nicht immer die notwen-
digen Informationen, z.B. für die Zuordnung von Ausgaben im 
Zusammenhang mit dem Ankauf eines Grundstücks, um den Vor-
gang in der Anlagenbuchhaltung umsetzen zu können.

 Unvollständige Unterlagen und Aufzeichnungen lösen nicht nur –
teils aufwendige – Recherchen in den Anlagenbuchhaltungen der 
Dienststellen aus, sondern führen dort auch zu fehlerhaften Bu-
chungen. So befinden sich verkaufte Bauten noch im Bestand, 
während die betroffenen Flurstücke bereits ausgebucht sind. In 
anderen Fällen werden Aufwendungen nicht der zutreffenden An-
lage zugeordnet.

69. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, 

 – die Vorgänge nachvollziehbar zu dokumentieren und

 – den Anlagenbuchhaltungen alle zur Abwicklung erforderlichen 
Informationen zu übermitteln.

 Die Finanzbehörde hat mitgeteilt, dass sie für Grundstücke und 
Bauten, die seit September 2006 ver- bzw. gekauft worden sind, 
Maßnahmen ergriffen hat, um die Dokumentation und die Nach-
vollziehbarkeit zu verbessern, z.B. durch den Einsatz selbstent-
wickelter verbindlicher Vordrucke. Offene Punkte werden zwischen
den beteiligten Dienststellen aufbereitet.

 4.2.2 Grundstücke des Infrastrukturvermögens

70. Der Posten „Grundstücke des Infrastrukturvermögens“ ist in der 
Eröffnungsbilanz mit rund 12,8 Mrd. Euro ausgewiesen. Diesen 
Ansatz hat der Senat nicht korrigiert. Im Jahresabschluss der 
Stadt weist der Posten rund 12,7 Mrd. Euro aus.

71.
Der Bilanzansatz ist nach wie vor um rund 1,1 Mrd. Euro zu 
hoch und bedarf der Korrektur. Er enthält Hafenflächen, die 
sowohl bei der Stadt wie bei der HPA als „Grundstücke“ 
bilanziert sind.
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72. Mit der Errichtung der HPA hat die Stadt Hafengrundstücke als 
Sacheinlage in das Eigentum der HPA übertragen, die diese auch 
in ihrer Bilanz ausweist. Eine gleichzeitige Bilanzierung der an die 
HPA übertragenen Hafengrundstücke durch die Stadt kommt nicht 
in Betracht. 

 Mit dem gleichzeitigen Ausweis der Hafengrundstücke unter den 
„Grundstücken des Infrastrukturvermögens“ in der Bilanz der 
Stadt und unter den „Grundstücken, grundstücksgleichen Rech-
ten“ in der Bilanz der HPA sind diese Flächen doppelt bilanziert.12

 
73. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde bereits anlässlich der 

Prüfung der Eröffnungsbilanz aufgefordert, den Ausweis der Hafen-
flächen bei der Stadt zurückzunehmen und den Bilanzansatz um 
rund 1,1 Mrd. Euro zu verringern.

 In der Stellungnahme des Senats zum Jahresbericht 200713 hatte 
dieser zugesagt, die Anmerkungen des Rechnungshofs dergestalt 
zu berücksichtigen, dass aus den Jahresabschlüssen der HPA 
künftig deutlicher hervorgeht, dass dort lediglich ein Nutzungs-
recht bilanziert wird. Die Hafengrundstücke würden daher nicht 
doppelt bilanziert.

74. Der Unterausschuss des Haushaltsausschusses „Prüfung der 
Haushaltsrechnung“ hat die Finanzbehörde gebeten sicherzu-
stellen, dass dieselben Hafengrundstücke nicht zugleich von 
Hamburg und der Hamburg Port Authority unter dem Posten 
„Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte“ bilanziert werden.14

 Die Finanzbehörde ist dem bisher nicht gefolgt. Dieselben Hafen-
grundstücke werden nach wie vor in den Jahresabschlüssen der 
Stadt und der HPA ausgewiesen. 

 Der Jahresabschluss der Stadt ist insoweit falsch. Bei der Stadt 
dürfen diese Flächen nicht als „Grundstücke“ aktiviert werden, es 
sei denn, die HPA weist für diese Hafengrundstücke lediglich ein 
Nutzungsrecht unter den immateriellen Vermögensgegenständen 
aus.

75. Die Finanzbehörde hat erklärt, sie strebe eine Regelung an, die 
der Forderung des Rechnungshofs und des Unterausschusses 
des Haushaltsausschusses „Prüfung der Haushaltsrechnung“ hin-
sichtlich einer ordnungsgemäßen Bilanzierung Rechnung trage.

 Der Rechnungshof fordert die Finanzbehörde erneut auf, den 
Ausweis der Hafenflächen bei der Stadt zurückzunehmen und den 
Bilanzansatz um rund 1,1 Mrd. Euro zu verringern.

12 Vgl. Jahresbericht 2007, Anlage zu Tzn. 18 bis 32, Tzn. 18 bis 22.
13 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/6204 vom 8. Mai 2007.
14 Vgl. Bericht des Haushaltsausschusses an die Bürgerschaft, Drucksache 

18/7187 vom 29. Oktober 2007.
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 4.2.3 Bauten des Infrastrukturvermögens

76. Von den insgesamt rund 8,1 Mrd. Euro für Bauten weist die Bilanz 
rund 3,9 Mrd. Euro für die Bauten des Infrastrukturvermögens aus. 
Diese setzen sich wie folgt zusammen:

31.12.2006

in Euro

1.1.2006
(korrigierte Werte)

in Euro

Bauten des
Infrastrukturvermögens 3.881.926.816,00 4.014.764.417,00

Straßen, Wege, Plätze, Brücken, 
Tunnel, Schienenwege 2.143.231.779,00 2.236.407.638,00

Hafenanlagen und Gewässer-
schutzbauten 1.022.827.043,00 1.041.620.328,00

Parks, Grünflächen, Land- und 
Forstwirtschaft 715.867.994,00 736.736.451,00

Tab. 3 Bauten des Infrastrukturvermögens

 Bauten des Verkehrsinfrastrukturvermögens

 Anlagenbestand

77. Verkehrsinfrastrukturbauten weist die Bilanz innerhalb der Bauten 
des Infrastrukturvermögens gesondert aus. Zu den Verkehrsinfra-
strukturbauten gehören neben den Straßen, Wegen und Plätzen 
die Ingenieurbauwerke wie Brücken, Tunnel und Trogbauwerke 
sowie Schienenwege im Eigentum der Stadt.

78.
Die Bilanz weist unter den Bauten des Verkehrsinfrastruk-
turvermögens Anlagen mit einem Wert von insgesamt rund 
4,4 Mio. Euro aus, die anderen Anlagenklassen zuzuordnen 
sind. Der Ansatz bedarf der Korrektur.

79. Die zuständigen Behörden haben Anlagen teilweise irrtümlich 
den Verkehrsinfrastrukturbauten zugeordnet (z.B. ein ehemaliges 
Polizeikommissariat sowie die Tiefgarage unter dem Spielbuden-
platz). Die Finanzbehörde hat notwendige Korrekturen veranlasst 
bzw. zugesagt.

 Grundsatz der Einzelbewertung

80. Die Voraussetzungen für eine an Bewirtschaftungsmaßstäben und 
Straßenabschnitten („Knotenpunkten“) orientierte Einzelerfassung 
der Straßen, Wege und Plätze waren zum Zeitpunkt der Einführung 
der kaufmännischen Buchführung für den Zuständigkeitsbereich 
der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt (BSU) nicht erfüllt. 
In der bestehenden Wegedatenbank fehlten benötigte Wertgrößen 
wie Herstellungs- und Unterhaltungskosten. 

 Die BSU hat daher für die Erfassung und Bewertung der in ihrem
Zuständigkeitsbereich liegenden Verkehrsinfrastrukturbauten in 
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der Eröffnungsbilanz eine typisierte Sammelbewertung vorge-
nommen und Pauschalanlagen gebildet. 

81.
Die BSU bleibt derzeit bei der Aktivierung von Straßenbau-
maßnahmen hinter den Vorgaben des Betriebswirtschaft-
lichen Fachkonzepts zurück. Dies ist nur für eine Übergangs-
zeit vertretbar. 

82. Das Betriebswirtschaftliche Fachkonzept sieht vor, dass im lau-
fenden Geschäft – anders als bei der Eröffnungsbilanz –

 – bei Neubau von Straßen neue Einzelanlagen gebildet und

 – bei Grundinstandsetzungen die Zugänge als Einzelanlage – 
bei gleichzeitigem Teilabgang der erneuerten Straßenflächen 
aus der jeweiligen Pauschalanlage – gebucht werden.

83. Entgegen dieser Regelung hat die BSU für das Jahr 2006 lediglich 
Pauschalanlagen gebildet. Sie hat die Finanzbehörde gebeten, 
das Betriebswirtschaftliche Fachkonzept dahingehend zu ändern, 
dass künftig bei Grundinstandsetzungen Zugänge nicht als Einzel-,
sondern als neue Pauschalanlagen gebucht werden. Als Begrün-
dung hat die BSU Probleme bei der Umsetzung angeführt: Ein-
zelanlagen könnten nur nach exakter Vermessung der fertigge-
stellten Straßenbaumaßnahmen gebucht werden. Bei dem zurzeit 
vorgeschriebenen Verfahren wären an Stelle von 21 Buchungen 
für Pauschalanlagen jährlich mindestens 860 Buchungen für Ein-
zelanlagen vorzunehmen. Dies sei nicht leistbar. 

 Die Finanzbehörde beabsichtigt deshalb, das Betriebswirtschaft-
liche Fachkonzept wie vorgeschlagen zu ändern.

84. Das Betriebswirtschaftliche Fachkonzept weist darauf hin, in der 
wissenschaftlichen Diskussion werde für die Erfassung und Be-
wertung der Verkehrsinfrastrukturbauten eine Einzelerfassung der 
Straßen, Wege und Plätze vorgeschlagen. Auch das Innenminis-
terium des Landes Nordrhein-Westfalen fordert in seiner „Hand-
reichung für Kommunen“ eine Einzelerfassung der Straßen, Wege 
und Plätze, orientiert an Bewirtschaftungsmaßstäben und Straßen-
abschnitten.15

 Die Einzelerfassung ist darüber hinaus nicht nur für den Nachweis 
des Vermögens der Stadt erforderlich. Sie bildet auch die Grund-
lage für den Aufbau eines bereits im Jahr 2001 vom Rechnungshof 
geforderten IT-gestützten Erhaltungsmanagements für Straßen.16 
Die BSU hat im Jahr 2003 als ersten Schritt hierfür eine syste-
matische Zustandserfassung und -bewertung für die Hauptver-
kehrsstraßen und einige weitere wichtige Strecken begonnen. Die 
Datenbank befindet sich noch im Aufbau.

15 Vgl. Jens Haas / Birgit Wöltering, „Grundsätze zur Bilanzierung des Straßen-
netzes in der kommunalen Eröffnungsbilanz“ in Der Gemeindehaushalt 2007, 
S. 121 ff.

16 Vgl. Jahresbericht 2001, Tzn. 363  bis 372 sowie Ergebnisbericht 2004, S. 48.
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85. Das Abweichen vom Grundsatz der Einzelbewertung verfälscht 
auf Dauer die Aussagekraft der Bilanz. Der derzeitige Ausweis der 
Verkehrsinfrastrukturbauten ist daher nur bis zur endgültigen Ein-
führung eines IT-gestützten Erhaltungsmanagements für Straßen 
hinnehmbar. Spätestens zum Zeitpunkt der vollständigen Umstel-
lung auf die kaufmännische Buchführung muss die Anlagenbuch-
haltung in der BSU jedoch auf eine Einzelerfassung der Straßen, 
Wege und Plätze umgestellt werden.

 Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde gebeten, dafür Sorge 
zu tragen, dass die Voraussetzungen für eine Einzelerfassung der 
Straßen, Wege und Plätze zügig geschaffen werden. 

86. Nach Auskunft der Finanzbehörde hat die BSU mitgeteilt, ihre 
Wegedatenbank solle kontinuierlich erweitert werden. Es bedür-
fe aber noch der Lösung einer Reihe fachlicher Fragen. Zu klären 
seien insbesondere die Prozesse bei Teilinstandsetzungen und die 
Frage der Abgrenzung der Einzelanlagen. Ein konkreter Zeitpunkt 
für die Fertigstellung der Datenbank könne nicht genannt werden.

 Aktivierungszeitpunkt und Abschreibungsbeginn

87. Die Stadt hat im Jahr 2006 Ausgaben in Höhe von mindestens 
34,6 Mio. Euro für Straßenbaumaßnahmen geleistet.

88.
Die Herstellungskosten für Straßenbaumaßnahmen wurden 
verspätet und unvollständig unter den Verkehrsinfrastruktur-
bauten ausgewiesen. Der Ansatz bedarf der Korrektur.

89. Den Ausgaben für Straßenbaumaßnahmen stehen Anlagenzugän-
ge bei den Verkehrsinfrastrukturbauten in Höhe von rund 33.000 
Euro gegenüber. Dabei handelt es sich jedoch um Nachaktivie-
rungen für im Laufe des Jahres 2005 fertiggestellte Anlagen.

90. Die BSU hat darüber hinaus erst zum 1. Januar 2007 vierzehn 
Pauschalanlagen für im Jahr 2006 durch die Bezirksämter fertig-
gestellte Straßenbaumaßnahmen in Höhe von insgesamt rund 
1,3 Mio. Euro auf den zutreffenden Posten des Anlagevermögens 
umgebucht. Durch die verspätete Umbuchung sind

 – die Verkehrsinfrastrukturbauten in der Bilanz auf den 31. De-
zember 2006 zu niedrig,

 – die „Anlagen im Bau“ zu hoch ausgewiesen und

 – die auf diese Anlagen entfallenden Abschreibungen nicht vor-
genommen worden.

91. Anlagenzugänge für von der BSU im Laufe des Jahres 2006 selbst 
fertiggestellte Straßenbaumaßnahmen hat sie bisher nicht auf den 
zutreffenden Posten des Anlagevermögens umgebucht. 
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92. Die Höhe der von dem Posten „Anlagen im Bau“ zu den Verkehrs-
infrastrukturbauten umzubuchenden Beträge sowie die Höhe der 
hierauf entfallenden Abschreibungen kann derzeit nicht ermittelt 
werden, weil ein Überblick über im Jahr 2006 fertiggestellte Stra-
ßenbaumaßnahmen fehlt. 

 Unter Zugrundelegung der Baumaßnahmen, für die im Jahr 2006 
Schlussrechnungen gestellt wurden, wären mindestens 4,6 Mio. 
Euro umzubuchen und anteilig abzuschreiben gewesen. Dazu kom-
men noch die – gegenwärtig nicht ermittelbaren – Beträge für im 
Jahr 2006 fertiggestellte Maßnahmen, für die noch keine Schluss-
rechnungen vorliegen, wie beispielsweise die Modernisierung des 
Jungfernstiegs und die Umgestaltung des Spielbudenplatzes.

93. Der Bilanzausweis ist darüber hinaus insoweit unzutreffend, als bei 
dem Posten „Anlagen in Bau“ Maßnahmen in Höhe von mindestens 
4,0 Mio. Euro ausgewiesen werden, für die bereits vor dem 1. Janu-
ar 2006 eine Schlussrechnung vorlag. Diese Anlagen sind insoweit 
doppelt erfasst, als sie zum einen mit konkreten Beträgen bei dem 
Posten „Anlagen im Bau“ ausgewiesen, zum anderen aber auch in 
den bereits zur Erstellung der Eröffnungsbilanz auf den 1. Januar 
2006 gebildeten typisierten Sammelanlagen für Bauten der Stra-
ßen, Wege und Plätze mit pauschalierten Werten enthalten sind.

94. Die Fehler beruhen zum Teil auch darauf, dass die BSU von den Vor-
gaben des Betriebswirtschaftlichen Fachkonzepts abgewichen ist:

 Nach den Vorgaben des Betriebswirtschaftlichen Fachkonzepts 
sind Anlagen ab ihrer Fertigstellung, deren Zeitpunkt regelmäßig 
durch die Abnahme markiert wird, nicht mehr als Anlage im Bau 
zu führen, sondern zu aktivieren und unter dem zutreffenden Pos-
ten des Anlagevermögens auszuweisen und abzuschreiben. Bau-
rechtliche Fertigstellungskriterien sind demgegenüber nachrangig. 
Ebenso ist der Zeitpunkt der Auszahlung nicht maßgeblich.

 Die BSU-internen Verfahrensvorschriften sehen stattdessen eine 
Umbuchung von dem Posten „Anlagen in Bau“ zu den Verkehrs-
infrastrukturbauten und damit den Beginn der Abschreibungen 
erst nach der (letzten) Schlussrechnung vor. 

95. Abschreibungen beginnen mit der Anschaffung oder Herstellung 
des Wirtschaftsguts, d.h. mit der Lieferung oder der Fertigstel-
lung. Die Fertigstellung ist erfolgt, wenn das Anlagegut bestim-
mungsgemäß genutzt werden kann. Die tatsächliche Ingebrauch-
nahme ist keine Voraussetzung für die Abschreibung, da auch ein 
nicht in Gebrauch stehendes Wirtschaftsgut wenn schon keiner 
technischen, so doch bereits einer wirtschaftlichen Abnutzung un-
terliegen kann.

96. Die dargestellten Mängel verfälschen den Jahresabschluss. Der 
Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, 

 – dafür Sorge zu tragen, dass Anlagen künftig rechtzeitig von 
dem Posten „Anlagen im Bau“ auf den zutreffenden Posten 
umgebucht und abgeschrieben werden und
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 – die erforderlichen Korrekturen zu veranlassen.

97. Die Finanzbehörde hat mitgeteilt, sie teile die Auffassung des 
Rechnungshofs; die Anlagen seien nach Fertigstellung und nicht 
nach Vorliegen der Schlussrechnung zu aktivieren. Sie werde dies 
gegenüber den dezentralen Anlagenbuchhaltungen u.a. in einem 
in Erstellung befindlichen Anwenderhandbuch, das in der ersten 
Hälfte des Jahres 2008 fertiggestellt werden solle, verdeutlichen.

 Bauten der Parks und Grünflächen

98. Die BSU hat erst zum 1. Januar 2007 sieben Pauschalanlagen für 
bereits vorher fertiggestellte Parks und Grünflächen in Höhe von 
insgesamt rund 2,6 Mio. Euro von dem Posten „Anlagen im Bau“ 
zu den Bauten der Parks und Grünflächen umgebucht. Durch die 
verspätete Umbuchung wurden die Anlagen im Jahr 2006 nicht 
abgeschrieben.

99. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde gebeten, dafür Sorge 
zu tragen, dass auch diese Anlagen künftig rechtzeitig von dem 
Posten „Anlagen im Bau“ auf den zutreffenden Posten umgebucht 
und abgeschrieben werden. 

 Die Finanzbehörde will dem folgen.

 4.2.4  Kunstgegenstände, Denkmäler und 
museale Sammlungen

100. Der Posten „Kunstgegenstände, Denkmäler und museale Samm-
lungen“ ist im Rahmen der Korrektur der Eröffnungsbilanz von 
3.315,4 Mio. Euro auf 3.311,3 Mio. Euro berichtigt worden. Im 
Jahresabschluss beträgt der Ansatz 3.311,5 Mio. Euro.

101.
Der Bilanzansatz ist im Hinblick auf geschätzte Bestände und 
geschätzte Werte des Museums für Völkerkunde nach wie vor 
nicht ausreichend fundiert. Der Ansatz bedarf der Korrektur.

102. Der Rechnungshof hat im Rahmen der Prüfung der Eröffnungs-
bilanz festgestellt, dass nach den vorgelegten Inventurunterlagen 
Anzahl und Wert der musealen Sammlungen zu einem nicht gerin-
gen Teil geschätzt waren.

 Er hat daher gefordert, dass diese Bestände – entsprechend dem 
Gebot des Vorsichtsprinzips – nur mit einem Erinnerungswert pro 
Gegenstand im Sinne eines Merkpostens anzusetzen sind, bis der 
Bestand komplett gesichtet und gezählt ist und begründende An-
haltspunkte für die Bewertung vorliegen.17

17 Vgl. Jahresbericht 2007, Anlage zu Tzn. 18 bis 32, Tzn. 28 bis 32.
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103. Rechnungshof und Finanzbehörde haben sich im Folgenden dar-
auf verständigt, bei den musealen Sammlungen eine Stichpro-
beninventur zuzulassen, wenn zuverlässige Bestandsunterlagen 
als Grundlage hierfür zur Verfügung stehen. Die Finanzbehörde 
will in das Betriebswirtschaftliche Fachkonzept Aussagen zur An-
wendbarkeit einer Stichprobeninventur, zur Methodik, zur Nach-
prüfbarkeit sowie zur Aussageäquivalenz aufnehmen. 

104. Im Anschluss an die Prüfung haben sich Rechnungshof und Fi-
nanzbehörde gemeinsam im „Kupferstichkabinett“ der Kunsthalle 
sowie im Museum für Kunst und Gewerbe davon überzeugt, dass 
dort für Zwecke der Inventur hinreichende Bestandsverzeichnisse 
vorlagen. Beim Museum für Völkerkunde ist das nicht Fall. Dort 
fehlen zuverlässige Bestandsunterlagen, zum Stichtag der Eröff-
nungsbilanz war der tatsächliche Objektbestand nicht feststell-
bar. Er ist deshalb grob geschätzt worden. Seit August 2007 liegt 
ein Teilinventar für 8.199 Objekte mit einem Wertansatz von rund 
65 Mio. Euro vor.

105. In seiner Stellungnahme zum Jahresbericht 200718 hatte der 
Senat ausgeführt, dass den Inventurunterlagen, die der Finanz-
behörde und dem Rechnungshof zum Eröffnungsbilanzstichtag 
vorlagen, die Vollständigkeit der Bestandsverzeichnisse nicht zu 
entnehmen war. Er werde daher den für die Kunsthalle und das 
Museum für Kunst und Gewerbe gewählten Bilanzansatz beibe-
halten. Der Ansatz für das Völkerkundemuseum werde gegebe-
nenfalls korrigiert.

106. Der Unterausschuss des Haushaltsausschusses „Prüfung der 
Haushaltsrechnung“ hat die Finanzbehörde gebeten sicherzu-
stellen, dass in die Eröffnungsbilanz nur solche Sammlungsge-
genstände des Museums für Völkerkunde aufgenommen werden, 
die im Rahmen einer Inventur gemäß dem Betriebswirtschaftlichen 
Fachkonzept tatsächlich erfasst worden sind.19

 Die Finanzbehörde ist dem bisher nicht gefolgt. Der Ansatz für das 
Völkerkundemuseum ist nicht korrigiert, sondern unverändert in 
der Eröffnungsbilanz und im Jahresabschluss der Stadt beibehal-
ten worden. 

107. Die Finanzbehörde hat zugesagt, die zurzeit geschätzten Wertan-
sätze für Sammlungsgegenstände würden bis zum 31. Dezember 
2009 auf ihre Richtigkeit geprüft und gegebenenfalls neu bewer-
tet. Bis dahin nicht inventarisierte Gegenstände würden außerplan-
mäßig abgeschrieben.

 Der Rechnungshof fordert die Finanzbehörde erneut auf, nur in-
ventarisierte Bestände des Museums für Völkerkunde zu bilanzie-
ren und den Ansatz in der Bilanz zu berichtigen.

18 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/6204 vom 8. Mai 2007.
19 Vgl. Bericht des Haushaltsausschusses an die Bürgerschaft, Drucksache 

18/7187 vom 29. Oktober 2007.
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 4.2.5 Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau

108. Der Posten hat sich wie folgt entwickelt:

31.12.2006

in Euro

1.1.2006
(korrigierte Werte)

in Euro

Geleistete Anzahlungen
und Anlagen im Bau 615.216.428,83 414.182.072,13

Tab. 4 Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau

 Von rund 615,2 Mio. Euro entfallen rund 209,6 Mio. Euro auf Anla-
gen der BBS. Die dort vom Rechnungshof untersuchten 43 Anla-
gen repräsentieren davon ein Volumen von knapp 74,4 Mio. Euro. 

 Doppelbilanzierung

109. Nach dem Betriebswirtschaftlichen Fachkonzept sollen die in die-
sem Bilanzposten geführten Anlagen den getätigten Investitionen 
für Gegenstände des Sachanlagevermögens entsprechen, die am 
Bilanzstichtag noch nicht endgültig fertiggestellt sind. 

 In der Eröffnungsbilanz der Stadt sind Gebäude, wie nach dem 
Betriebswirtschaftlichen Fachkonzept vorgesehen, nahezu aus-
schließlich mit dem aktuellen Feuerkassenwert statt mit ihren his-
torischen Anschaffungs- und Herstellungskosten bewertet. Dem 
liegt die Annahme zugrunde, dass alle den Wert verändernden 
Maßnahmen von den Dienststellen an die Feuerkasse gemeldet 
worden und damit aktuell sind.

110. Der Bilanzposten „Anlagen im Bau“ enthält vor dem Stichtag der 
Eröffnungsbilanz fertiggestellte Baumaßnahmen für Anlagen, die 
bereits unter dem Posten „Bauten für eigene Zwecke“ aktiviert 
sind.

111.
Der Posten „Anlagen im Bau“ ist um bis zu 179 Mio. Euro zu 
hoch ausgewiesen. Der Ansatz bedarf der Korrektur.

112. Die Schulgebäude sind in der Eröffnungsbilanz mit dem Feuer-
kassenwert bewertet und unter dem Posten „Bauten für eigene 
Zwecke“ bilanziert. Gleichzeitig sind – schon in der Eröffnungs-
bilanz der Stadt – unter dem Posten „Anlagen im Bau“ fertig-
gestellte Baumaßnahmen an diesen bereits bilanzierten Schul-
gebäuden aktiviert worden. Dies führt im Ergebnis zu einer 
Doppelbilanzierung.

113. Eine Vielzahl der auf dem Posten „Anlagen in Bau“ aktivierten 
Baumaßnahmen der BBS ist bereits vor dem Stichtag der Er-
öffnungsbilanz fertiggestellt worden. Nach Berechnungen des 
Rechnungshofs sind bis zu 179 Mio. Euro unzutreffend als 
„An lagen im Bau“ bilanziert.
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 Hinzu kommen Anlagen, die im Laufe des Jahres 2006 vom Pos-
ten „Anlagen im Bau“ auf den Bilanzposten „Bauten für eigene 
Zwecke“ umgebucht worden, aber zum Stichtag der Eröffnungs-
bilanz bereits fertiggestellt gewesen sind.

 Soweit nach dem Stichtag der Eröffnungsbilanz zu fertiggestellten 
Baumaßnahmen noch Rechnungen beglichen wurden, hätten die 
Beträge nicht auf den Anlagen aktiviert, sondern in den Aufwand 
gebucht werden müssen.

114. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, dafür Sor-
ge zu tragen, dass 

 – alle vor dem 1. Januar 2006 fertiggestellten Anlagen, bei de-
nen der Tatbestand der Doppelbilanzierung zutrifft, ausge-
bucht und

 – im Jahre 2006 aktivierte Aufwendungen für vor dem 1. Januar 
2006 fertiggestellte Baumaßnahmen korrigiert werden.

 Die Finanzbehörde will den Ansatz „Anlagen im Bau“ überprüfen 
und gegebenenfalls korrigieren.

 Abgrenzung von Erhaltungsaufwand und
Herstellungskosten

115. Nach dem Betriebswirtschaftlichen Fachkonzept sind alle Auf-
wendungen zu aktivieren, die zu sogenannten nachträglichen 
Anschaffungs- und Herstellungskosten führen. Der Begriff ist im 
Fachkonzept näher definiert als

 – Wiederherstellung nach vollständigem Verschleiß,

 – Wesensänderung der (betrieblichen) Funktion,

 – Erweiterung oder

 – wesentliche Verbesserung des Gegenstandes über den ur-
sprünglichen Zustand hinaus.

 Alle anderen Aufwendungen, die nicht unter diese Definition fallen, 
stellen Erhaltungsaufwand dar. Nach dem Fachkonzept besteht die 
Möglichkeit einer Aufteilung der Aufwendungen, gegebenenfalls im 
Wege der Schätzung, wenn bei der Durchführung von Maßnahmen 
Herstellungskosten und Erhaltungsaufwand zusammentreffen.

116. Der Bilanzposten enthält nicht aktivierbare Bauunterhaltungs-
maßnahmen. Der Bilanzansatz bedarf der Korrektur. 

117. Die auf dem Bilanzposten „Anlagen im Bau“ geführten Anlagen 
der BBS gehen weit überwiegend auf Baumaßnahmen an beste-
henden Schulgebäuden zurück. 
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 Die untersuchten Anlagen betreffen dabei u.a. folgende Baumaß-
nahmen:

 – Beseitigung von Feuchtigkeitsschäden,

 – Sanierung von Fassaden,

 – Erneuerung von Dächern, Regenrinnen, Fenstern bzw. Türen,

 – Ersatz und Instandsetzung von Sanitäreinrichtungen,

 – Beseitigung von Hausschwamm bzw. Asbest,

 – Modernisierung von Fachräumen für Chemie u.a.,

 – Umgestaltung von Schulhöfen.

 Die BBS bewirtschaftet diese Maßnahmen als Investitionen bei 
den Titeln 3010.701.01 bis 3010.701.70. 

118. Nach den im Betriebswirtschaftlichen Fachkonzept getroffenen 
Festlegungen handelt es sich bei den genannten Maßnahmen um 
Erhaltungsaufwand, auch wenn mit ihnen teilweise eine dem tech-
nischen Fortschritt entsprechende Modernisierung verbunden ist 
und Aufwendungen in erheblicher Höhe entstehen.

 Der Ansatz des Bilanzpostens „Anlagen im Bau“ ist um den nicht 
aktivierbaren Erhaltungsaufwand zu mindern. Soweit im Einzelfall 
bei einer Anlage bei der Durchführung der Maßnahme Herstel-
lungskosten und Erhaltungsaufwand zusammentreffen, sind die 
Aufwendungen – wie nach dem Fachkonzept zugelassen – gege-
benenfalls im Wege der Schätzung aufzuteilen.

119. Um das Fehlerrisiko zu minimieren und den Arbeitsaufwand zu 
begrenzen, will die Finanzbehörde für die Zukunft die doppische 
Überleitung der Titel 3010.701.01 bis 3010.701.70 dahingehend 
verändern, dass einige Titel direkt auf Aufwandskonten übergelei-
tet werden. 

 Diese Vorabaufteilung der Aufwendungen enthebt nicht von der 
Verpflichtung, spätestens bei Fertigstellung einer Baumaßnahme 
abschließend zu prüfen, ob nach der Überleitung zu bilanzierende 
Herstellungskosten und Erhaltungsaufwand zutreffend zugeord-
net sind.

120. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert zu veran-
lassen, dass die bei dem Bilanzposten „Anlagen im Bau“ geführ-
ten Anlagen im Hinblick auf die Abgrenzung von Erhaltungsauf-
wand und Herstellungskosten überprüft und nicht aktivierbarer 
Erhaltungsaufwand bei Baumaßnahmen, die zum Stichtag der 
Eröffnungsbilanz noch nicht fertiggestellt waren,20 erfolgswirksam 
ausgebucht werden.

20 Für vor dem Stichtag der Eröffnungsbilanz fertiggestellte Baumaßnahmen vgl. 
Tzn. 112 bis 113.



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg Jahresbericht 2008

273

 Die im Laufe des Jahres 2006 nach Fertigstellung der jeweiligen 
Baumaßnahme vorgenommenen Umbuchungen auf den Bilanz-
posten „Bauten für eigene Zwecke“ sind im gleichen Sinne zu 
überprüfen und zu korrigieren, soweit der Zeitpunkt der Fertig-
stellung der umgebuchten Anlagen nach dem Stichtag der Eröff-
nungsbilanz liegt.

 Die Finanzbehörde will die erforderliche Abgrenzung von Erhal-
tungsaufwand bzw. Herstellungskosten vornehmen und Bilanzan-
sätze entsprechend ändern. Fehlerhaft aktivierter Erhaltungsauf-
wand werde ausgebucht.

 Zeitpunkt der Fertigstellung

121. Nach dem Betriebswirtschaftlichen Fachkonzept ist eine Anlage 
ab der Fertigstellung, deren Zeitpunkt regelmäßig durch die Ab-
nahme markiert wird, nicht mehr als Anlage im Bau zu führen, 
sondern unter dem zutreffenden Posten des Anlagevermögens 
auszuweisen (vgl. Tzn. 94 bis 95).

122.
Der Posten „Anlagen im Bau“ enthält Baumaßnahmen, die 
im Laufe des Jahres 2006 fertiggestellt worden sind. Wegen 
des fehlenden Ausweises dieser Maßnahmen bei dem Bilanz-
posten „Bauten für eigene Zwecke“ sind hierfür im Jahr 2006 
Abschreibungen unterblieben, die nachzuholen sind. 

123. Von den untersuchten Anlagen sind mehr als ein Drittel im Lau-
fe des Jahres 2006 fertiggestellt worden. Soweit diese Baumaß-
nahmen zu Herstellungskosten geführt haben, sind diese auf den 
Posten „Bauten für eigene Zwecke“ umzubuchen und die fehlen-
den Abschreibungen nachzuholen.

124. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, dafür Sor-
ge zu tragen, dass 

 – derzeit auf dem Posten „Anlagen im Bau“ nachgewiesene An-
lagen im Hinblick auf den Zeitpunkt der Fertigstellung über-
prüft und im Laufe des Jahres 2006 fertiggestellte Anlagen 
auf den jeweils zutreffenden Posten des Anlagevermögens 
umgebucht werden, sofern aktivierbare Aufwendungen zu-
grunde liegen (vgl. Tz. 115),

 – fehlende Abschreibungen für diese Anlagen nachgeholt und

 – die umgehende Umbuchung fertiger Anlagen im Bau auf den 
zutreffenden Bilanzposten gewährleistet wird.

 Die Finanzbehörde will dafür Sorge tragen, dass die Anlagen im 
Bau auf ihre Fertigstellung geprüft werden. Die erforderlichen Um-
buchungen auf die entsprechenden Anlagen würden durchgeführt, 
sodass die Abschreibungen für Abnutzung vorgenommen werden 
könnten.



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg Jahresbericht 2008

274

 Grundstückseinrichtungen

125. Auf den Stichtag der Eröffnungsbilanz sind Bauten für eigene Zwe-
cke grundsätzlich über den Feuerkassenwert (vgl. Tz. 109) hinaus 
mit einem prozentualen Aufschlag für Grundstückseinrichtungen 
zwischen 4,0% und 7,5% auf den Gebäudewert bewertet. Bei 
Grundstückseinrichtungen handelt es sich beispielsweise um Hof-
befestigungen, Außenanlagen, Unterstände, Umzäunungen. Nach 
dem Betriebswirtschaftlichen Fachkonzept ist bei der Erneu erung 
von Grundstückseinrichtungen der zuvor gebildete pauschale 
Prozentwert – gegebenenfalls anteilig – in Abgang zu stellen.

 In den Folgebilanzen sind Neubauten einzeln mit dem Gebäude-
wert und den jeweiligen Grundstückseinrichtungen zu bilanzieren.

126. Die als Anlagen im Bau ausgewiesenen Baumaßnahmen der BBS 
betreffen erkennbar auch die Erneuerung von Grundstücksein-
richtungen.

 Da die Erneuerung bestehender Grundstückseinrichtungen (mit 
Ausnahme einer Wiederherstellung nach vollständigem Verschleiß) 
nicht aktivierungsfähigen Erhaltungsaufwand darstellt, würde die 
Anwendung der Vorgaben des Fachkonzepts zu einem falschen 
Wertansatz führen.

127. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, das Be-
triebswirtschaftliche Fachkonzept anzupassen.

 Die Finanzbehörde will dem folgen.

 Ergänzung des Regelwerks

128. Das Betriebswirtschaftliche Fachkonzept enthält keine praxis-
bezogenen Regelungen zu Fragen der Abgrenzung der Aufwen-
dungen in Erhaltungsaufwand, Anschaffungskosten und Her-
stellungskosten bei Gebäuden sowie zu deren Aufteilung, falls 
mehrere Gebäude betroffen sind.

 Vor dem Hintergrund der getroffenen Feststellungen (Tz. 116 ff.) 
hat der Rechnungshof die Finanzbehörde aufgefordert, die bisher 
bestehenden Vorgaben um 

 – Hinweise zur Abgrenzung von Anschaffungskosten, Herstel-
lungskosten und Erhaltungsaufwendungen bei der Anschaf-
fung, Instandsetzung und Modernisierung von Gebäuden 
einschließlich konkreter Beispiele und Darstellung von Zwei-
felsfällen,

 – praktikable Regelungen zur Aufteilung von Herstellungskos-
ten auf mehrere Gebäude

 zu ergänzen.



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg Jahresbericht 2008

275

 Die Finanzbehörde beabsichtigt, ein Anwenderhandbuch für die 
Anlagenbuchhaltung zu erstellen, das entsprechende Ausfüh-
rungen enthalten soll. 

 4.3 Finanzanlagen

129. Der Bilanzposten setzt sich wie folgt zusammen:

31.12.2006

in Euro

1.1.2006
(korrigierte Werte)

in Euro

Finanzanlagen 9.866.231.903,24 10.606.068.439,56

1.  Anteile an verbundenen
Unternehmen 9.217.732.805,43 8.643.430.745,48

 a)  Landeseinrichtungen nach 
§ 15 Abs. 2 LHO 19.709.849,87 19.709.849,87

 b)  Landesbetriebe nach 
§ 26 Abs. 1 LHO 109.456.060,05 109.456.060,05

 c)  Sondervermögen nach 
§ 26 Abs. 2 LHO 78.174.800,83 78.174.800,83

 d)  Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen 2.981.449.053,88 2.410.326.094,52

 e)  Verbundene Unternehmen
in privater Rechtsform 6.028.943.040,80 6.025.763.940,21

2. Beteiligungen 26.575.810,56 1.212.542.527,86

3.  Wertpapiere des
Anlagevermögens 220.019.228,43 138.899.379,95

4. Ausleihungen 401.904.058,82 611.195.786,27

Tab. 5 Finanzanlagen

130.
Die Anteile an verbundenen Unternehmen sind um 24,7 Mio. 
Euro und die Ausleihungen um rund 5,8 Mio. Euro überhöht 
ausgewiesen. Die Bilanzansätze bedürfen der Korrektur.

 Anteile am Hamburgischen Versorgungsfonds 

131. Im Zuge der Erweiterung des „Landesbetrieb Krankenhäuser Ham-
burg Immobilien – Anstalt öffentlichen Rechts –“ im Jahr 2006 um 
den Versorgungsfonds hat die Stadt der in Hamburgischer Versor-
gungsfonds umbenannten Anstalt Vermögensgegenstände und 
Verpflichtungen übertragen.21 Den Wert der Vermögensgegenstände 
hat diese einer Kapitalrücklage zugeführt. Der Hamburgische Ver-
sorgungsfonds hat die übertragenen Vermögensgegenstände und 
Verpflichtungen jedoch nicht spiegelbildlich mit den übertragenen 
Werten, sondern zum Teil mit anderen Werten angesetzt als die Stadt. 
So hat der Hamburgische Versorgungsfonds die von der Stadt ab-
getretenen Ansprüche in Höhe von 63,5 Mio. Euro aus einem Träger-
darlehen an die Anstalt öffentlichen Rechts „fördern & wohnen“22 mit 
0 Euro bewertet. Dies ist geschehen, weil nach übereinstimmender 

21 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/4930 vom 5. September 2006 und Bürger-
schaftsdrucksache 18/5524 vom 19. Dezember 2006.

22 Vgl. auch Bürgerschaftsdrucksache 18/4930 vom 5. September 2006, Nr. 4.4.
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Auffassung von der Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit und 
Verbraucherschutz als Vertreterin der Stadt und dem Hambur-
gischen Versorgungsfonds die Abtretung nur wirksam werden soll, 
wenn „fördern & wohnen“ tatsächlich Nettoverkaufserlöse aus dem 
Verkauf nicht betriebsnotwendiger Grundstücke erzielt. 

 Während die Anteile an dem Hamburgischen Versorgungsfonds 
bei der Stadt mit 571,1 Mio. Euro bilanziert sind, weist der Ham-
burgische Versorgungsfonds ein Eigenkapital aus der Übertra-
gung in Höhe von 546,4 Mio. Euro aus. Die Finanzbehörde will den 
Ansatz für den Hamburgischen Versorgungsfonds ergebnisneutral 
um 24,7 Mio. Euro reduzieren.

 Ausleihungen

132. Unter den Ausleihungen weist die Bilanz ein Darlehen über 
22,1 Mio. Euro an den Hamburgischen Versorgungsfonds zur Vor-
finanzierung der Kosten der kapitalgedeckten Altersversorgung 
aus. Tatsächlich hatte das Darlehen am 31. Dezember 2006 einen 
Stand von rund 16,3 Mio. Euro. 

 Die Finanzbehörde hat erklärt, die Bilanzierung der Finanzanlage 
des Hamburgischen Versorgungsfonds werde bereits geprüft und 
korrigiert.

 4.4 Umlaufvermögen

 4.4.1 Vorräte

133. Der Posten setzt sich wie folgt zusammen: 

31.12.2006

in Euro

1.1.2006
(korrigierte Werte)

in Euro

Vorräte 190.836.728,80 130.348.583,97

davon Grundstücke zur
Veräußerung 188.262.775,56 128.726.583,97

Tab. 6 Vorräte

 Erlöse aus der Veräußerung von Grundstücken und Bauten wirken 
sich erst dann auf das Ergebnis der Stadt aus, wenn die verkauf-
ten Anlagen aus dem Sachanlagevermögen der Stadt ausgebucht 
werden.

134.
Beim Verkauf von Vorratsgrundstücken werden Erlöse nicht 
periodengerecht ausgewiesen. Der Jahresabschluss bedarf 
der Korrektur.

135. Nach dem Betriebswirtschaftlichen Fachkonzept werden Flächen, 
die die Stadt zur Vermarktung vorhält und deren Veräußerung 
innerhalb von zwölf Monaten nach dem Bilanzstichtag konkret 
vorgesehen ist, temporär für Zwecke des Bilanzausweises zu 
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Buchwerten ins Umlaufvermögen umgegliedert. Der Abgang der 
Anlagen wird nach tatsächlicher Veräußerung jedoch aus dem 
Anlagevermögen gebucht. 

 Die Finanzbehörde beabsichtigt, entsprechend schon geübter 
Praxis für die Umgliederung eine Wertgrenze von 50.000 Euro je 
Grundstück festzulegen. Bauten sollen nicht umgegliedert wer-
den. Das Betriebswirtschaftliche Fachkonzept soll entsprechend 
ergänzt werden.

 Für die in der Eröffnungsbilanz zur Veräußerung im Umlaufvermö-
gen ausgewiesenen Grundstücke mit Buchwerten von insgesamt 
rund 128,7 Mio. Euro sind im Jahr 2006 Kaufverträge für Grund-
stücke mit Buchwerten von insgesamt 83,7 Mio. Euro geschlos-
sen worden. Davon hat der Rechnungshof die Abwicklung des 
Verkaufs für Grundstücke mit Buchwerten von rund 58,3 Mio. Euro 
untersucht. Danach sind 

 – bis auf eine Ausnahme alle verkauften Grundstücke noch im 
Vermögen der Stadt, obwohl Nutzen und Lasten bereits auf 
den Käufer übergegangen sind (vgl. Tzn. 58 bis 61) und 

 – die erhaltenen Kaufpreise unter den Verbindlichkeiten der 
Stadt auf dem Passivposten „Erhaltene Anzahlungen auf Be-
stellungen“

 ausgewiesen. Erlöse lassen sich so nicht periodengerecht aus-
weisen.

136. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, eine pe-
riodengerechte Darstellung der Erlöse aus der Veräußerung von 
Grundstücken des Umlaufvermögens zu gewährleisten und den 
Jahresabschluss zu berichtigen.

 Die Finanzbehörde hat zugesagt, die im Jahr 2006 erfolgten 
Grundstücksverkäufe hinsichtlich ihrer bilanziellen Behandlung 
zu überprüfen und gegebenenfalls Korrekturen vorzunehmen. 
Bezüglich der Vorgangsbearbeitung und des Aktivierungs- bzw. 
Abgangszeitpunktes würden bereits Gespräche geführt und Lö-
sungsstrategien erarbeitet.
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 4.4.2  Forderungen und sonstige
Vermögensgegenstände

137. Der Bilanzposten setzt sich wie folgt zusammen:

31.12.2006

in Euro

1.1.2006
(korrigierte Werte)

in Euro

Forderungen und sonstige 
Vermögensgegenstände 1.030.795.194,49 1.588.607.520,82

Forderungen gegen Dritte
(ohne öffentlichen Bereich) 266.711.922,46 468.833.679,12

Forderungen gegen verbundene 
Unternehmen und Beteiligungen 368.982.745,75 692.269.144,21

Forderungen gegen den sonsti-
gen öffentlichen Bereich 141.159.652,46 230.903.054,32

Sonstige Vermögens-
gegenstände 253.940.873,82 196.601.643,17

Tab. 7 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

138.
Forderungen und Erträge sind nicht in der richtigen Höhe 
ausgewiesen. Teilweise ist die Richtigkeit der ausgewiesenen 
Forderungsbestände wegen eines fehlenden systematischen 
Nachweises nicht überprüfbar. 

 Nachweis der Forderungsbestände

139. Für zwei Forderungskonten ist die Höhe des Bilanzansatzes nicht 
nachvollziehbar, da der dazugehörige Einzelpostennachweis im 
SAP ERP-System einen abweichenden Saldo ausweist (vgl. Tz. 15).

140. Die Zahlungspflichtigen (Debitoren) werden zum Teil in der SAP-
Debitorenbuchhaltung und zum Teil in unterschiedlichen Fachver-
fahren verwaltet, die derzeit noch nicht über eine automatische 
Schnittstelle mit dem SAP ERP-System verbunden sind. Zum 
Bilanzstichtag bestehende Forderungen und die dazugehörigen 
Erträge aus den Fachverfahren müssen deshalb manuell erhoben 
und in das SAP ERP-System eingebucht werden. Die Finanzbe-
hörde arbeitet an einer automatisierten Übergabe der Forderungen 
und Erträge an das SAP ERP-System. 

141. Darüber hinaus können die Forderungen nicht automatisch den 
Forderungsposten zugeordnet werden, weil die technischen Vor-
aussetzungen hierfür noch nicht gegeben sind. Die Finanzbehör-
de hat deshalb – wie auch schon für die Eröffnungsbilanz – die 
Forderungen manuell über einen Verteilungsschlüssel umgelegt. 
Sie hat erklärt, die technischen Voraussetzungen für eine richtige 
Zuordnung aller Debitoren könnten erst in einem Folgesystem ge-
schaffen werden.

142. Das Betriebswirtschaftliche Fachkonzept sieht vor, die zu berück-
sichtigenden Ansprüche gegen die verbundenen Unternehmen 
durch eine Summen- und Saldenbestätigung abzusichern. Dies 
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ist zum Jahresabschluss 2006 nicht geschehen. Der Rechnungs-
hof hatte das Problem der fehlenden Saldenbestätigung bereits 
im Zuge der Prüfung der Eröffnungsbilanz 2006 aufgegriffen.23 
Die Finanzbehörde hatte seinerzeit geäußert, sie beabsichtige 
ein Summen- und Saldenbestätigungsverfahren erst im Zuge der 
Konzernbilanzierung einzuführen. 

143. Der in der Bilanz ausgewiesene Betrag in Höhe von rund 369 Mio. 
Euro für Forderungen gegenüber verbundenen Unternehmen und 
Beteiligungen Hamburgs (vgl. Tz. 137) ist auf jeden Fall zu nied-
rig: Das Vermögens- und Beteiligungsmanagement der Finanz-
behörde hat als Verbindlichkeiten der Unternehmen gegenüber der
Stadt zum Bilanzstichtag insgesamt mindestens rund 1 Mrd. Euro 
ermittelt. Selbst wenn dieser Betrag Forderungen enthalten wür-
de, die nicht unter diesem Bilanzposten, sondern unter dem Pos-
ten „Ausleihungen“ bilanziert sind, läge der Forderungsbestand 
gegenüber verbundenen Unternehmen um mehr als 200 Mio. Euro 
unter den vom Vermögens- und Beteiligungsmanagement ermit-
telten Beträgen. Berücksichtigt man ferner, dass das Vermögens- 
und Beteiligungsmanagement nicht alle für die Bilanz relevanten 
Unternehmen erfasst und deshalb der von ihr ermittelte Betrag 
kleiner als der Bilanzausweis der Stadt sein müsste, ist der Bilanz-
ausweis nicht plausibel. 

144. Im SAP ERP-System gilt das Prinzip des Einheitsdebitors. Danach 
ist für jeden Zahlungspflichtigen nur ein Debitor einzurichten, un-
ter dem die Einzelschuldverhältnisse eines Zahlungspflichtigen 
zum Soll gestellt werden.

 Die Debitorenbuchhaltung der Stadt ist unübersichtlich. Sowohl 
bei den Forderungen gegen verbundene Unternehmen als auch 
bei den Forderungen gegen Dritte (ohne öffentlichen Bereich) ist 
das Prinzip des Einheitsdebitors nicht eingehalten. So sind bei-
spielsweise für die Hamburger Stadtentwässerung 88 Debitoren-
konten, für den Landesbetrieb Krankenhäuser Hamburg sogar 
156 Debitorenkonten im SAP ERP-System hinterlegt. Der Grund 
hierfür liegt überwiegend in Stammdatensätzen, die eine Vielzahl 
von Mittelbewirtschaftern in den Fachverfahren sowie auch im 
SAP ERP-System selbst anlegen und pflegen. Das führt zu

 – fehlendem Überblick über die tatsächliche Anzahl von Debi-
toren,

 – erhöhtem Arbeitsaufwand bei der Pflege von Stammdaten-
sätzen sowie 

 – erhöhtem Aufwand bei der Feststellung von Gesamtforde-
rungen zum Jahresabschluss.

 Die Finanzbehörde plant die Einrichtung einer zentralen Stamm-
datenführung, die allerdings nur Teile der Debitoren- und Kredito-
ren stammdaten verwalten soll. Die Stammdatenanlage und -pflege
für Debitoren des nichtöffentlichen Bereichs soll weiterhin dezen-

23 Vgl. Jahresbericht 2007, Anlage zu Tzn. 18 bis 32, Tz. 44.
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tral durch die Mittelbewirtschafter der Behörden erfolgen. Da die-
se den größten Teil der Debitoren ausmachen, besteht die Gefahr, 
dass auch weiterhin in großen Teilen das Prinzip des Einheitsdebi-
tors nicht umgesetzt werden kann.

145. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde – wie schon aus Anlass 
der Prüfung der Eröffnungsbilanz – aufgefordert, 

 – eine automatisierte Übernahme der Forderungen aus den an-
geschlossenen Fachverfahren sicherzustellen,

 – die richtige Zuordnung aller Debitoren zu den entsprechenden 
Forderungsposten zu gewährleisten und 

 – die gegenüber den verbundenen Unternehmen und Beteili-
gungen ausgewiesenen Forderungen durch ein Saldenbe-
stätigungsverfahren abzusichern.

 Darüber hinaus ist es geboten, das Prinzip des Einheitsdebitors 
und -kreditors vollständig umzusetzen. 

 Die Finanzbehörde hat erklärt, sie werde die Forderungsbestän-
de der Stadt gegenüber verbundenen Unternehmen und Betei-
ligungen verifizieren. Ob und in welcher Höhe Korrekturen des 
Bilanzpostens notwendig sind, sei im Rahmen des durchzufüh-
renden Saldenbestätigungsverfahrens zu klären.

 Die Finanzbehörde will die Anregungen des Rechnungshofs auf-
nehmen und prüfen, wie die Personenstammdaten im Rechnungs-
wesen der Stadt künftig geführt werden sollen. Sie hat darauf hin-
gewiesen, dass es in sachlich begründeten Fällen sinnvoll sein 
könne, für einzelne Kreditoren und Debitoren mehrere Konten zu 
führen.

 Nicht bilanzierte Forderungen

 Verzicht auf Sollstellungen

146. Bestimmte Einzahlungen, auf die kein Anspruch besteht, für die 
Höhe und Fälligkeit unbestimmt sind oder die Verwaltung eine 
Gegenleistung erst nach Zahlungseingang erbringen kann, kön-
nen mit Zustimmung der Kasse.Hamburg über Schlüsselnummern 
vereinnahmt werden.24 Über Schlüsselnummern erfasste Einnah-
men werden kameral nicht zum Soll gestellt und infolgedessen im 
Jahresabschluss der Stadt nicht als Forderungen ausgewiesen. 

 Verschiedene Behörden haben Schlüsselnummern eingerichtet, 
obwohl die Voraussetzungen hierfür nicht vorlagen, wie z.B. für 

 – den Kostenersatz für Leistungen nach dem Unterhaltsvor-
schussgesetz (UVG) oder

24 Vgl. VV Nr. 22 zu § 70 LHO.
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 – die Erteilung von Genehmigungen für U-Bahn-Bauten, Fahr-
zeuge und dergleichen.

 Die Forderungen wie auch die Erträge sind somit zu niedrig aus-
gewiesen. Durch die unterlassene Sollstellung können die Einnah-
men nicht automatisiert überwacht, gemahnt und gegebenenfalls 
beigetrieben werden. Es drohen Einnahmeausfälle. 

147. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, das Ver-
fahren mit Schlüsselnummern auf die in der Verwaltungsvorschrift 
genannten Fälle zu beschränken und zu prüfen, in welcher Höhe 
zum 31. Dezember 2006 Einnahmeansprüche aus unzutreffend 
eingerichteten Schlüsselnummerfällen bestanden haben und die-
se Einnahmeansprüche nachträglich zum Soll zu stellen sowie im 
Jahresabschluss als Forderungen auszuweisen.

 Die Finanzbehörde will dem folgen. Die Kasse.Hamburg werde 
zudem sicherstellen, dass das Verfahren zur Vereinnahmung von 
Einzahlungen über Schlüsselnummern auf die in der VV genann-
ten Fälle beschränkt wird.

 Forderungen der Justizkasse

148. Die Finanzbehörde hat auf Basis der Meldung der Justizkasse 
für diese eine Forderung in Höhe von rund 9,4 Mio. Euro manu-
ell in die Bilanz eingebucht (vgl. Tz. 140). Die Vorprüfungsstelle 
bei der Finanzbehörde, die im Auftrag des Rechnungshofs nach
§ 100 LHO tätig wird, hat festgestellt, dass die Justizkasse die den 
Forderungen zugrundeliegenden Kasseneinnahmereste und damit 
auch die zu bilanzierenden Forderungen um rund 1 Mio. Euro zu 
niedrig ermittelt hat. 

149. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, die ein-
gebuchten Forderungen der Justizkasse ergebniswirksam zu 
berichtigen. 

 Die Finanzbehörde will den Sachverhalt prüfen und die Forde-
rungen gegebenenfalls berichtigen.

 Umsatzsteuerfälle der Betriebe gewerblicher Art

150. Umsatzsteuerlich stellt die Stadt mit der Gesamtheit ihrer Betriebe 
gewerblicher Art ein umsatzsteuerpflichtiges Unternehmen dar 
und muss jährlich bis zum 31. Mai des Folgejahres eine Umsatz-
steuererklärung abgeben.25 Das Besteuerungsverfahren gegen-
über dem Finanzamt führt die Zentrale Abrechnungsstelle in der 
Steuerverwaltung der Finanzbehörde zentral für alle Bereiche der 
Stadt durch. 

25 § 149 Absatz 2 Satz 1 Abgabenordnung, § 18 Absatz 3 Satz 1 Umsatzsteuer-
gesetz.
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151. Diese hat Zahllasten und Erstattungsansprüche der Betriebe ge-
werblicher Art nicht wie vorgesehen erfasst und Zahlungsein gänge 
nicht systematisch überwacht. Dadurch hat sie Forderungen und 
Verbindlichkeiten gegenüber dem Finanzamt sowie gegenüber 
den Betrieben gewerblicher Art außerhalb des Kernbilanzierungs-
kreises nicht vollständig ermittelt. 

 Der Jahresabschluss 2006 bildet die Umsatzsteuerfälle der Be-
triebe gewerblicher Art damit nicht in der richtigen Höhe ab. For-
derungen bzw. Verbindlichkeiten gegenüber den Betrieben ge-
werblicher Art und gegenüber der Steuerkasse (Finanzamt) sind 
unzutreffend bilanziert. 

152. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, 

 – die auf die Betriebe gewerblicher Art entfallenden Zahllasten 
und Erstattungsansprüche zum 31. Dezember 2006 präzise 
zu ermitteln und in der Bilanz als Forderungen und Verbind-
lichkeiten auszuweisen,

 – alle Zahllasten und Erstattungsansprüche künftig rechtzeitig, 
vollständig und einzeln in der richtigen Höhe auszuweisen.

 Die Finanzbehörde hat erklärt, sie werde künftig alle Zahllasten 
und Erstattungsansprüche rechtzeitig und vollständig ermitteln 
und ausweisen.

 Forderung der Kulturbehörde gegenüber dem 
Landesbetrieb Planetarium 

153. Im Jahr 2003 hatte die Kulturbehörde dem Landesbetrieb Planeta-
rium ein Darlehen in Höhe von rund 1,3 Mio. Euro für die Beschaf-
fung von Medientechnik gewährt, das in den Folgejahren zurück-
zuzahlen war. Zum 1. Januar 2006 belief sich die Forderung der 
Behörde gegenüber dem Landesbetrieb noch auf eine Höhe von 
671.000 Euro. Sowohl in der Eröffnungsbilanz als auch im Jahres-
abschluss 2006 hat die Finanzbehörde diese Forderung der Stadt 
gegenüber dem Landesbetrieb nicht bilanziert. Stattdessen hat 
sie den im Jahr 2006 vom Planetarium zurückgezahlten Teilbetrag 
in Höhe von 200.000 Euro ergebniswirksam als Ertrag behandelt. 

154. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, 

 – die Bilanzierung der am 31. Dezember 2006 bestehenden 
Forderung in Höhe von 471.000 Euro ergebnisneutral nachzu-
holen und

 – den im Jahr 2006 als Ertrag gebuchten Rückzahlungsbetrag 
in Höhe von 200.000 Euro ergebniswirksam auszubuchen.

 Die Finanzbehörde hat erklärt, sie werde die erforderlichen Korrek-
turbuchungen in Abstimmung mit der Kulturbehörde vornehmen.
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 Darlehensforderungen 

155. Der Jahresabschluss 2006 weist Forderungen aus Darlehen nicht 
vollständig aus. Gewährte Darlehen sind zum Teil als Aufwand, 
Tilgungen als Ertrag behandelt worden. 

156. Im Jahresabschluss 2006 fehlen z.B. 

 – die bis zum 31. Dezember 2005 aufgelaufenen Forderungen 
aus Darlehen zur Sicherung der Unterkunft oder zur Behe-
bung einer vergleichbaren Notlage sowie zur Beschaffung 
von Wohnraum in Höhe von über 100 Mio. Euro;26

 – die im Laufe des Jahres 2006 zur Sicherung der Unterkunft 
oder zur Behebung einer vergleichbaren Notlage sowie zur 
Beschaffung von Wohnraum geleisteten Ausgaben für Dar-
lehen nach dem SGB II und SGB XII in Höhe von insgesamt 
rund 17,5 Mio. Euro. Diese wurden unzutreffend als Aufwand 
behandelt. 

157. Die genaue Höhe der gewährten Darlehen nach dem SGB II lässt 
sich nicht ermitteln. Die Auszahlungen leistet die Bundesagentur 
für Arbeit (BA), die Stadt erstattet ihr die verauslagten Beträge. Da 
die BA die Zahlungen nicht nach Beihilfen und Darlehen aufschlüs-
selt und Einnahmen (aus Überzahlungen und Darlehenstilgungen) 
mit Ausgaben verrechnet, ist eine Zuordnung zu Beihilfen, Darle-
hen und Darlehenstilgungen nicht möglich. Durch die Verrechnung 
der Darlehensrückzahlungen mit den Auszahlungen kommt es im 
Ergebnis zu einer unzulässigen Saldierung von Tilgung und Auf-
wand mit der Folge, dass Forderungen zu hoch und Aufwand zu 
niedrig ausgewiesen werden. 

158. Da Darlehensforderungen nach dem SGB XII zur Sicherung der 
Unterkunft oder zur Behebung einer vergleichbaren Notlage sowie 
für die Beschaffung von Wohnraum nicht bilanziert wurden, sind 
Rückzahlungen darauf nicht als Tilgung, sondern unzutreffend in 
Höhe von rund 3,8 Mio. Euro als Erträge gebucht worden.

159. Der Rechnungshof fordert die Finanzbehörde auf, den Darlehens-
bestand vollständig zu ermitteln, in die Bilanz einzustellen und die 
erfolgsneutrale Gewährung und Tilgung von Darlehen sicherzu-
stellen. 

 Die Finanzbehörde hat erklärt, die Höhe der gewährten Sozialhilfe-
darlehen nach SGB II und XII werde gegenwärtig im Rahmen der 
Ablösung des Verfahrens PROSA geprüft. Sie werde die Ergeb-
nisse für Zwecke der Bilanzierung auswerten und gegebenenfalls 
umsetzen. Die vom Rechnungshof benannten Mängel zum IT-
Fachverfahren der BA seien bekannt und gegenwärtig Gegenstand 
von Verhandlungen zwischen Bund, Ländern und Kommunen.

26 Gesetzliche Grundlagen bis 31. Dezember 2004: Darlehen nach § 15a Bundes-
sozialhilfegesetz, ab 1. Januar 2005 Sozialgesetzbuch (SGB) II sowie SGB XII.
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 4.4.3  Forderungen und Verbindlichkeiten aus
Steuern und ähnlichen Abgaben

160. Die Bilanzposten, die hier aus sachlichen Gründen gemeinsam 
behandelt werden, setzen sich wie folgt zusammen: 

31.12.2006

in Euro

1.1.2006
(korrigierte Werte)

in Euro

Forderungen gegen Dritte
(ohne öffentlichen Bereich) 266.711.922,46 468.833.679,12

davon Forderungen aus 
Steuern u.ä. Abgaben 106.601.068,83 281.765.485,41

Tab. 8 Forderungen gegen Dritte (ohne den öffentlichen Bereich)

31.12.2006

in Euro

1.1.2006
(korrigierte Werte)

in Euro

Verbindlichkeiten
ggü. sonstigen Dritten 1.051.041.687,11 969.718.453,75

a) Öffentlicher Bereich 878.043.081,07 858.374.347,85

davon aus Länderfinanzausgleich 129.294.933,04 120.089.817,33

b) Privatrechtlicher Bereich 172.998.606,04 111.344.105,90

davon Rückzahlung
von Steuern u.ä. Abgaben 92.326.792,71 82.207.323,69

Tab. 9 Verbindlichkeiten gegenüber sonstigen Dritten

161.
Forderungen und Verbindlichkeiten aus Steuern und ähnlichen 
Abgaben sind in unzutreffender Höhe bilanziert. Dadurch sind 
die Erträge aus Steuern in der Ergebnisrechnung zu niedrig 
ausgewiesen. Die Ansätze bedürfen der Korrektur.

162. Bisher ist eine automatisierte Darstellung von Forderungen und 
Verbindlichkeiten aus Steuern und steuerähnlichen Abgaben aus 
dem SAP-System heraus nicht möglich. Die aus den Steuerfach-
verfahren stammenden Daten der Steuerkasse werden manuell in 
das SAP-System übernommen (vgl. Tzn. 140, 145). Dabei werden 
die Forderungen und Verbindlichkeiten aus Steuern und ähnlichen 
Abgaben mit den auf Hamburg entfallenden Anteilen, also ohne 
die Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern und reine Bundes-
steuern bilanziert. Sie werden in einem gesonderten Verfahren der 
Finanzbehörde differenziert nach Steuerarten und ähnlichen Ab-
gaben ermittelt. 

163. Der Rechnungshof fordert die Finanzbehörde auf, spätestens bis 
zur Umstellung auf die Doppik als führendes Rechnungslegungs-
system sicherzustellen, dass Forderungen und Verbindlichkeiten 
aus Steuern und steuerähnlichen Abgaben automatisiert aus dem 
SAP-System heraus dargestellt und mit den Zahlungen entspre-
chend ausgeglichen werden können.
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164. Durch ein Versehen hat die Finanzbehörde die Forderungen und 
Verbindlichkeiten aus Steuern und ähnlichen Abgaben für den Jah-
resabschluss statt auf den 31. Dezember 2006 auf den 15. Januar
2007 ermittelt. Dadurch sind, wie eine auf den Bilanzstichtag 
31. Dezember 2006 bezogene Übersicht aus dem September 
2007 zeigt, die Forderungen zu niedrig, die Verbindlichkeiten zu 
hoch und damit die Steuererträge im Jahresabschluss zu niedrig 
ausgewiesen. 

 Nach dieser Übersicht sind – vorbehaltlich einer genauen Berech-
nung der auf Hamburg entfallenden Anteile – die Forderungen zum 
Bilanzstichtag um rund 71,9 Mio. Euro höher und die Verbindlich-
keiten um rund 58,0 Mio. Euro niedriger als zum Stichtag 15. Ja-
nuar 2007.

165. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, die Ansät-
ze zu korrigieren.

 Die Finanzbehörde will dem folgen.

166. Bisher gibt es keine Vorgaben zur Ermittlung der Forderungen. 
Derzeit wertet die Finanzbehörde auf den Stichtag differenziert 
nach Steuerarten und ähnlichen Abgaben

 – offene Beträge aus der Festsetzung von Steuern, 

 – rückständige Steuerbeträge, die gemahnt sind, und

 – Steuerbeträge, für die eine Rückstandsanzeige gefertigt ist,

 aus. Bilanziell nicht berücksichtigt werden gestundete, ausge-
setzte und niedergeschlagene Forderungen. Eine Übersicht der 
Finanzbehörde, die jedoch nicht alle Steuern und ähnlichen Ab-
gaben berücksichtigt, weist auf den 31. Dezember 2006 hierfür 
Forderungen in einer Gesamthöhe von rund 678,3 Mio. Euro aus, 
die sich wie folgt aufteilen:

 – gestundete Steuerbeträge rund 36,2 Mio. Euro,

 – ausgesetzte Steuerbeträge rund 478,6 Mio. Euro,

 – niedergeschlagene Steuerbeträge von rund 163,5 Mio. Euro.

167. Bei den niedergeschlagenen Steuerbeträgen handelt es sich um 
uneinbringliche Forderungen, die nicht zu bilanzieren sind.

 Dagegen bleiben Forderungen aus gestundeten und ausgesetzten 
Steuerbeträgen dem Grunde und der Höhe nach bestehen, ledig-
lich die Fälligkeit wird verschoben. Sie sind zu bilanzieren. 

 Bei den Forderungen aus ausgesetzten Steuerbeträgen handelt 
es sich allerdings um sogenannte zweifelhafte Forderungen, deren 
Wert zu berichtigen ist. 



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg Jahresbericht 2008

286

 Die Finanzbehörde hat eine Wesentlichkeitsgrenze für Ände-
rungen aus Steuerforderungen auf einen Betrag von mehr als
50 Mio. Euro im Einzelfall der jeweiligen Ertragsposition festgelegt. 
Die Wertgrenze ist so hoch bemessen, dass dieser Einzelfall in der 
Praxis kaum jemals eintritt.

 Der Rechnungshof hält es deshalb für geboten, abweichend von 
der von der Finanzbehörde festgelegten Wesentlichkeitsgrenze 
entsprechend dem Betriebswirtschaftlichen Fachkonzept eine 
„pauschalierte Einzelwertberichtigung“ vorzunehmen und ergeb-
nis mindernd zu berücksichtigen.

168. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert,

 – Vorgaben zur Ermittlung der Forderungen aus Steuern und 
steuerähnlichen Abgaben zu entwickeln,

 – gestundete sowie ausgesetzte Forderungen aus Steuern und 
steuerähnlichen Abgaben zu berücksichtigen und den Jahres-
abschluss zu korrigieren.

 Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde ferner um Prüfung 
gebeten, ob die Wesentlichkeitsgrenze für die Änderungen aus 
Steuerforderungen in Höhe von 50 Mio. Euro entfallen kann.

 Die Finanzbehörde will Vorgaben für die Ermittlung der Forde-
rungen aus Steuern und steuerähnlichen Abgaben entwickeln und 
prüfen, inwieweit der Jahresabschluss zu korrigieren ist.

 4.5 Sonderposten

169. Die Bilanz weist erhaltene Investitionszuschüsse entsprechend 
dem Betriebswirtschaftlichen Fachkonzept im Bruttoverfahren 
aus. Zuschüsse und Zuwendungen Dritter mindern danach nicht 
die Anschaffungs- und Herstellungskosten (Nettoverfahren), son-
dern werden auf der Passivseite der Bilanz in einen Sonderposten 
eingestellt. Dieser wird entsprechend den Abschreibungen für die 
bezuschusste Anlage aufgelöst.

 Die Sonderposten enthalten folgende Beträge:

31.12.2006

in Euro

1.1.2006
(korrigierte Werte)

in Euro

Sonderposten 1.919.304.398,14 2.087.104.330,37

Sonderposten für Investitions-
zuschüsse 1.677.872.983,30 1.824.243.406,04

Sonderposten für Beiträge und 
Gebührenausgleich 241.398.427,92 262.860.924,33

Sonstige Sonderposten 32.986,92 0,00

Tab. 10 Sonderposten
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 4.5.1 Sonderposten für Investitionszuschüsse

170. Das Betriebswirtschaftliche Fachkonzept sieht vor, dass Investi-
tionszuschüsse, die die Stadt von einer anderen öffentlichen Ge-
bietskörperschaft oder von einem privaten Dritten erhält, als Son-
derposten zu passivieren sind. Erhaltene Investitionszuschüsse, 
denen noch kein Vermögensgegenstand gegenübersteht, sind bis 
zur Fertigstellung der Anlage auf Verrechnungskonten für erhal-
tene Investitionszuschüsse zu buchen, die in der Bilanz unter den 
Verbindlichkeiten ausgewiesen werden. Erhaltene Investitionszu-
schüsse, die nicht innerhalb von fünf Jahren konkreten Maßnah-
men zufließen, sind als Erträge auszuweisen.

171.
Behörden haben Sonderposten nicht immer zeitnah gebildet. 
Teilweise wurden als Sonderposten zu passivierende Inves-
titionszuschüsse unzutreffend als Erträge ausgewiesen. Die 
Ansätze bedürfen der Korrektur. 

172. Die BBS und die BSU haben fertiggestellte Anlagen nicht immer 
zeitnah nach ihrer Fertigstellung von den „Anlagen im Bau“ auf 
den zutreffenden Bilanzposten umgebucht und mit den Abschrei-
bungen begonnen (vgl. Tzn. 87 bis 91). Dies hat zur Folge, dass 
korrespondierende Sonderposten für erhaltene Investitionszu-
schüsse nicht passiviert und entsprechend den Abschreibungen 
aufgelöst wurden. Die Verrechnungskonten für erhaltene Investi-
tionszuschüsse weisen zum 31. Dezember 2006 insgesamt Salden
in Höhe von rund 118,9 Mio. Euro aus; davon entfallen auf die 
BSU rund 60,2 Mio. Euro, auf die BBS rund 17,2 Mio. Euro.

173. In welcher Höhe daraus im Jahr 2006 bereits Sonderposten hät-
ten gebildet werden müssen, lässt sich zurzeit nicht abschließend 
beurteilen. In der BSU gibt es beispielsweise für Straßenbaumaß-
nahmen noch kein aussagekräftiges Projektcontrolling. Zumindest 
die Anlagen Jungfernstieg (erhaltene Investitionszuschüsse in 
Höhe von 480.000 Euro) und Spielbudenplatz (erhaltene Investi-
tionszuschüsse in Höhe von 2,1 Mio. Euro) wurden jedoch bereits im 
Jahr 2006 fertiggestellt und hätten somit als Verkehrsinfrastruktur-
bauten aktiviert werden müssen. Es wären Sonderposten zu bilden 
und gleichzeitig wäre mit Abschreibungen sowie der Auflösung der 
Sonderposten zu beginnen gewesen (vgl. Tzn. 94 bis 95).

174. Die BSU hat im Jahr 2006 Investitionszuschüsse des Bundes (Zu-
weisungen aus dem Mehraufkommen an Mineralölsteuer zum Bau 
oder Ausbau von Anlagen des Öffentlichen Personennahverkehrs 
durch Dritte) sowie der Europäischen Union (Zuschüsse für Hoch-
wasserschutzmaßnahmen) in Höhe von insgesamt rund 33,2 Mio. 
Euro unzutreffend bei den Erträgen aus Transferleistungen ausge-
wiesen. Die Zuschüsse wären stattdessen auf Verrechnungskon-
ten für erhaltene Investitionszuschüsse zu buchen gewesen. Nach 
Aktivierung der jeweiligen Anlagen hätten dafür Sonderposten 
passiviert werden müssen.
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175. In Einzelfällen wurden Zahlungen des zum Kernbilanzierungskreis 
der Freien und Hansestadt Hamburg zählenden Sondervermögens 
„Ausgleichsabgabe nach dem Schwerbehindertengesetz“ für die 
Einrichtung behindertengerechter Arbeitsplätze, die an andere 
Einrichtungen innerhalb des Kernbilanzierungskreises geflossen 
sind, auf einem Verrechnungskonto für erhaltene Investitionszu-
schüsse gebucht oder Sonderposten gebildet, obwohl Zahlungen 
innerhalb des Kernbilanzierungskreises (gesamt-)ergebnisneutral 
zu behandeln sind.

176. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, die er-
forderlichen Korrekturen zu veranlassen und künftig für eine kor-
rekte Überleitung der kameralen Einnahmen aus erhaltenen In-
vestitionszuschüssen und Transferleistungen auf die doppischen 
Konten entsprechend den Vorgaben des Betriebswirtschaftlichen 
Fachkonzepts zu sorgen.

177. Die Finanzbehörde hat mitgeteilt, sie teile die Auffassung des Rech-
nungshofs zum Aktivierungszeitpunkt von Anlagen. Sie strebe an, 
in der ersten Hälfte des Jahres 2008 die Thematik im Rahmen eines 
Anwenderhandbuchs für die dezentralen Anlagenbuchhaltungen 
aufzugreifen, und habe die Behörden gebeten, die Verbuchung von 
Zuschüssen des Sondervermögens zu korrigieren.

 4.5.2 Sonderposten für Beiträge 

178. Das Betriebswirtschaftliche Fachkonzept sieht vor, dass für ver-
einnahmte Erschließungs- und Straßenausbaubeiträge aufgrund 
von abgeschlossenen Straßenbaumaßnahmen ein Sonderposten 
zu bilden ist. Aus Vereinfachungsgründen sind Jahressummen 
zu passivieren und über eine durchschnittliche Straßennutzungs-
dauer aufzulösen.

179. Die Finanzbehörde hat die bestehenden Sonderposten für Bei-
träge aus den Vorjahren für den Jahresabschluss 2006 entspre-
chend den Vorgaben aufgelöst und einen neuen Sonderposten für 
im Laufe des Jahres 2006 vereinnahmte Erschließungsbeiträge in 
Höhe von rund 3,4 Mio. Euro gebildet. 

180.
Die Sonderposten für Beiträge sind um rund 1,5 Mio. Euro zu 
niedrig ausgewiesen. Der Ansatz bedarf der Korrektur.

181. Der Rechnungshof hat bereits im Rahmen der Prüfung der Eröff-
nungsbilanz auf die unvollständige Bilanzierung der Sonderposten 
für Beiträge hingewiesen.27 Die Eröffnungsbilanz wurde insoweit 
korrigiert. 

 Auch für das Jahr 2006 hätten weitere Sonderposten für Einnah-
men für allgemeine Erschließungen, Grundinstandsetzungen des 
Straßennetzes und Kostenerstattungsbeträge nach dem Kosten-
erstattungsgesetz gebildet werden müssen.

27 Vgl. Jahresbericht 2007, Anlage zu Tzn. 18 bis 32, Tzn. 59 bis 61.
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 Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, die fehlen-
den Beiträge in die Sonderposten einzustellen.

 Die Finanzbehörde will die entsprechenden Korrekturen vorneh-
men und die Sonderposten um 1,5 Mio. Euro erhöhen.

 4.6 Rückstellungen 

182. Der Bilanzposten setzt sich wie folgt zusammen:

31.12.2006

in Euro

1.1.2006
(korrigierte Werte)

in Euro

Rückstellungen 19.879.281.690,46 20.262.409.169,08

Pensionen u.ä. Verpflichtungen 18.933.402.619,14 18.496.640.983,83

Sonstige Rückstellungen 945.879.071,32 1.765.768.185,25

Tab. 11 Rückstellungen

 Nicht berücksichtigte Anspruchsberechtigte

183. In der Eröffnungsbilanz sind für mindestens 4.959 Anspruchs-
berechtigte keine Pensionsrückstellungen gebildet worden.28 Der 
Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, die fehlenden 
Rückstellungen zu passivieren.

 In der Stellungnahme des Senats zum Jahresbericht 200729 hatte 
dieser zugesagt, den Rückstellungsbedarf für die noch nicht be-
rücksichtigten Anspruchberechtigten qualifiziert zu schätzen. 

184.
Der Bilanzposten enthält nach wie vor nicht für alle Anspruchs-
berechtigten Pensionsrückstellungen. Der Ansatz bedarf der 
Korrektur.

185. Die Finanzbehörde hat zwischenzeitlich den Rückstellungsbedarf 
für 

 – Anspruchsberechtigte der Anstalten des öffentlichen Rechts 
HPA, Dataport, Eichdirektion Nord und Statistikamt Nord so-
wie der Landesbetriebe nach § 26 LHO und 

 – Senatoren,

 – Beamte, die bei anderen Dienstherren beschäftigt sind (§ 107 b
Beamtenversorgungsgesetz) sowie

28 Vgl. Jahresbericht 2007, Anlage zu Tzn. 18 bis 32, Tzn. 64 bis 66.
29 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/6204 vom 8. Mai 2007.
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 – Beamte des Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf 

 ermittelt und bilanziert.

 In der korrigierten Eröffnungsbilanz sind für diese Anspruchsbe-
rechtigten rund 425,4 Mio. Euro als Rückstellungen berücksich-
tigt, der Zuführungsbedarf auf den 31. Dezember 2006 beträgt 
rund 20,7 Mio. Euro.

 Mangels Datenbasis fehlt jedoch nach wie vor die Bildung von 
Rückstellungen für

 – Versorgungsansprüche weiterer Beschäftigter in ausgeglie-
derten Einheiten wie der IMPF GmbH und der TÜV Hanse 
GmbH, die vormals unmittelbar bei der Stadt beschäftigt 
waren und in dieser Zeit Versorgungsansprüche erworben 
haben,

 – Ansprüche von Beurlaubten, die zwischenzeitlich für andere 
Einrichtungen arbeiten,

 – direkte Versorgungsansprüche ausgeschiedener Beschäf-
tigter mit unverfallbaren Anwartschaften, die erst künftig eine 
Rente beziehen,

 – Ansprüche von Waisen, 

 – weitere Anspruchsberechtigte (Verwandte u.a.).

186. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, die fehlen-
den Rückstellungen gegebenenfalls im Wege der Schätzung zu 
ermitteln und zu passivieren.

 Die Finanzbehörde hat dargelegt, sie habe begonnen, die im 
Jahresbericht zur Eröffnungsbilanz benannten Forderungen des 
Rechnungshofs bezüglich der Versorgungsansprüche für nicht be-
rücksichtigte Anspruchsberechtigte vollständig umzusetzen. Sie 
will die ausstehenden Bedarfe ermitteln und die entsprechenden
ergebniswirksamen Zuführungen zu den Rückstellungen nach-
holen. Im Übrigen hat sie darauf hingewiesen, dass es sich bei 
den nachzuholenden Rückstellungen um Beträge von geringer 
Bedeutung handele.

 Einzelne Rückstellungen

187. Die Finanzbehörde bucht Veränderungen des Rückstellungsbe-
darfs entweder aufgrund eigener Berechnungen oder auf Basis 
von Meldungen der Behörden und Ämter.

188.
Die Rückstellungen sind um mehrere Millionen Euro zu niedrig 
ausgewiesen. Die Ansätze bedürfen der Korrektur.
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189. Die Bilanzansätze für Rückstellungen sind für den Jahresab-
schluss nicht in allen Fällen richtig ermittelt:

 – Die Rückstellungen für Beihilfeleistungen an Versorgungs-
empfänger sind nicht auf Basis der bilanzierten Pensions-
rückstellungen für Beamte berechnet worden. Der Ansatz ist 
um rund 29 Mio. Euro zu erhöhen. 

 – Bei den Rückstellungen für Prozesskosten und -risiken ist 
durch ein Versehen eine Rückstellung mit 1,5 Mio. Euro statt 
mit 150.000 Euro ausgewiesen. 

 – Bei den Rückstellungen für Verlustübernahmeverpflichtungen 
bestand der Bedarf für die Rückstellung zur Verlustüber nahme 
einer Grundstücksgesellschaft am 31. Dezember 2006 nicht 
mehr. Der nach teilweiser Auflösung der Rückstellung noch 
verbliebene Restbetrag in Höhe von 400.000 Euro ist aufzu-
lösen.

 – Nach Meldung der Behörde für Inneres  soll eine Rückstel-
lung unter den Sonstigen Rückstellungen per 31. Dezember 
2006 einen Bestand von 835.500 Euro ausweisen. Tatsächlich 
berücksichtigt sind nur 795.500 Euro. Der Ansatz ist um 
40.000 Euro aufzustocken.

 – In der korrigierten Eröffnungsbilanz ist eine Rückstellung in 
Höhe von 6,946 Mio. Euro ausgewiesen für die Spitzabrech-
nungen der Aufwendungen zur Kindertagesbetreuung im 
4. Quartal 2005. Auf den 31. Dezember 2006 ist eine neue 
Rückstellung für die ausstehenden Spitzabrechnungen des 
4. Quartals 2006 in Höhe von 7 Mio. Euro gebildet worden. 
Statt nur den Zuführungsbedarf in Höhe von 54.000 Euro zu 
buchen, sind 7 Mio. Euro eingestellt worden. Die Rückstellung 
ist in Höhe von 6,946 Mio. Euro aufzulösen.

 – Im Bilanzansatz für die Sonstigen Rückstellungen fehlt eine 
Rückstellung für die ungewissen Verbindlichkeiten aus der 
endgültigen Abrechnung des Finanzausgleichs unter den 
Ländern für das Jahr 2006. Die Bildung der Rückstellung ist 
nachzuholen.

190. Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, die Bilanz-
ansätze entsprechend ergebniswirksam zu korrigieren.

 Die Finanzbehörde will dem folgen.
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 4.7 Verbindlichkeiten gegenüber sonstigen Dritten

191. Der Posten setzt sich wie folgt zusammen:

31.12.2006

in Euro

1.1.2006
(korrigierte Werte)

in Euro

Verbindlichkeiten
ggü. sonstigen Dritten 1.051.041.687,11 969.718.453,75

Öffentlicher Bereich 878.043.081,07 858.374.347,85

Privatrechtlicher Bereich 172.998.606,04 111.344.105,90

Tab. 12 Verbindlichkeiten gegenüber sonstigen Dritten

192.
Die „Verbindlichkeiten gegenüber sonstigen Dritten“ sind zu 
hoch ausgewiesen. Ihr Ansatz bedarf der Korrektur.

193. Die Finanzbehörde hat rund 76,7 Mio. Euro unzutreffend als Ver-
bindlichkeiten ausgewiesen. Dabei handelt es sich um im Dezem-
ber 2006 für Januar 2007 geleistete Zahlungen 

 – in Höhe von 26,7 Mio. Euro für Leistungen nach SGB VIII 
(Abschlagszahlungen für die Leistungsentgelte für Kinder-
tagesbetreuung) und 

 – geschätzte 50 Mio. Euro für soziale Transferleistungen nach 
SGB II und XII.

 Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, den An-
satz zu korrigieren. 

 Die Finanzbehörde will die Korrektur durchführen.
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